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Auf dem Weg zu mehr und 
besseren Arbeitsplätzen 



Unterrepräsentierte Gruppen für eine Erwerbs- 
tätigkeit zu mobilisieren, ist zu einem wichtigen 
Anliegen der Politik geworden ... 

Die Arbeitslosigkeit ist in einer Mehrheit von Mitgliedsländern im Steigen begriffen, was 
uns erneut ins Gedächtnis ruft, dass die Bekämpfung hoher und sich verfestigender 
Arbeitslosigkeit auf der Politikagenda weiterhin oberste Priorität haben sollte. Die Ver- 
schlechterung der Arbeitsmarktbedingungen könnte einige Gruppen unverhältnismäßig 
stark treffen, z.B. ältere Arbeitskräfte, Frauen, Alleinerziehende, Behinderte, Immigran- 
ten und benachteiligte Jugendliche. Wie in dieser Ausgabe des Beschäftigungsausblicks 
hervorgehoben wird, sind diese Gruppen im Bereich der Beschäftigung ohnehin unter- 
repräsentiert, und ihre Mobilisierung für eine Erwerbstätigkeit sollte nunmehr ein Politik- 
anliegen für die OECD-Länder darstellen. Dies erfordert ein breiter angelegtes Konzept 
zur Reduzierung der Nichtbeschäftigung, das sich sowohl auf die Arbeitslosigkeit als 
auch die Inaktivität erstreckt. 



... da dies zugleich wirtschaftlichen und sozialen 
Zielen dient. 



Sich dem globalen Ziel einer Reduzierung der Nichtbeschäftigung - und nicht nur der 
Arbeitslosigkeit - zu verschreiben, bringt drei wesentliche Vorteile mit sich. Erstens dient 
es einem sozialen Anliegen. Der Übergang zu einer beschäftigungsorientierten Sozial- 
politik beruht auf der Erkenntnis, dass viele Sozialleistungsempfänger im erwerbsfähigen 
Alter bei angemessener Ermutigung und Unterstützung arbeiten könnten und sie selbst 
wie auch die Gesellschaft von ihrer stärkeren Integration in den Arbeitsmarkt profitieren 
würden. Zweitens haben sich Maßnahmen, die darauf abzielten, die Arbeitslosigkeit 
durch finanzielle Anreize für den Rückzug aus dem Erwerbsleben zu verringern, als 
kontraproduktiv erwiesen. Drittens erfordert die Alterung der Bevölkerung dringende 
Maßnahmen zur besseren Mobilisierung unterrepräsentierter Gruppen. Sofern die 
Erwerbsquoten dieser Gruppen nicht steigen, wird die demographische Alterung zu einer 
deutlichen Verlangsamung des Wachstums der Erwerbsbevölkerung führen, mit nega- 
tiven Folgen für die künftigen Wachstumsaussichten. Alles in allem versprechen Maß- 
nahmen zur Förderung einer stärkeren Erwerbsbeteiligung in wirtschaftlicher und sozialer 
Hinsicht einen sehr hohen Nutzen. 
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Bis zu einem gewissen Grad spiegeln die 
Strukturen der Erwerbsbeteiligung 
persönliche Präferenzen wider 

Gleichwohl muss anerkannt werden, dass Nichtbeschäftigung zuweilen Ausdruck indivi- 
dueller Präferenzen hinsichtlich der Ausübung einer Erwerbstätigkeit ist. Manche Eltern 
z.B. - vor allem solche mit kleinen Kindern - ziehen es vor, sich der Erziehung ihrer 
Kinder zu widmen, statt erwerbstätig zu sein. Ebenso ist der Übergang in den Ruhestand 
manchmal eine Familienentscheidung: Geht ein Partner in Rente, ist es oft so, dass sich 
auch der andere Partner aus dem Erwerbsleben zurückzieht, selbst wenn dies einen Ein- 
kommensverlust bedeutet. Zweifellos sollten die Regierungen diese Unterschiede in der 
Lebenssituation und bei den persönlichen Präferenzen respektieren. 



In vielen Fällen sehen sich unterrepräsentierte 
Gruppen jedoch nachfrage- und angebotsseitigen 
Beschäftigungshindernissen gegenüber ... 

Oft ist Nichtbeschäftigung aber auf die Existenz von Hemmnissen für eine Erwerbsbeteiligung 
- auf beiden Seiten des Arbeitsmarkts - zurückzuführen. Hohe Mindestlöhne und Bestimmun- 
gen, die Mindestqualitätsstandards für Arbeitsplätze festlegen, können die Beschäftigungs- 
chancen potentiell verringern, insbesondere für bestimmte Gruppen. Auch das Steuer- und 
Transfersystem kann die Entscheidung in Bezug auf eine Erwerbsbeteiligung beeinflussen 
und mithin „Inaktivitätsf allen" entstehen lassen. Als weiteres Beispiel lässt sich anführen, 
dass viele staatliche Rentensysteme und Frühverrentungsprogramme es häufig finanziell 
unattraktiv machen, bis zum gesetzlichen Rentenalter im Erwerbsleben zu verbleiben. 



... und finden es schwierig beruflich aufzusteigen, 
wenn sie eine Beschäftigung finden 

Außerdem haben einige unterrepräsentierte Gruppen Schwierigkeiten, auf der Karriere- 
leiter nach oben zu kommen, selbst wenn sie eine Beschäftigung finden. Das führt dazu, 
dass sie oft wieder in Arbeitslosigkeit oder in Inaktivität zurückfallen. Deshalb sollte 
Fragen der Karriereentwicklung ebenso Aufmerksamkeit gewidmet werden wie Bemühun- 
gen, den unterrepräsentierten Gruppen zu einer Erwerbstätigkeit zu verhelfen. 



In dieser Ausgabe wird untersucht, wie sich mehr 
und bessere Arbeitsplätze für alle bereitstellen 
lassen 

Der erste Teil dieser Ausgabe untersucht die Beschäftigungsherausforderungen, denen 
sich die politischen Entscheidungsträger in den OECD-Ländern gegenübersehen. Er 
zeichnet die Arbeitsmarktentwicklungen seit Anfang der neunziger Jahre nach (Kapitel 1) 
und befasst sich mit der Arbeitsmarktsituation von Gruppen, die im Bereich der Beschäf- 
tigung unterrepräsentiert sind (Kapitel 2). Im zweiten Teil wird eine Reihe von Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Beschäftigungsposition dieser Gruppen analysiert (Kapitel 
3 bis 5). Solche spezifischen Maßnahmen sollten natürlich mit Aktionen Hand in Hand 
gehen, die für eine Ausweitung der gesamtwirtschaftlichen Kräftenachfrage sorgen und 
ganz allgemein ein höheres Wirtschaftswachstum fördern - ein Themenkomplex, der über 
den Rahmen dieser Veröffentlichung hinausgeht. 
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Zunächst wird darin festgestellt, dass sich 
hinsichtlich der Beschäftigungslage ein 
gemischtes Bild ergibt, ... 

Kapitel 1 berichtet über einige ermutigende Anzeichen für strukturelle Verbesserungen an 
den Arbeitsmärkten der OECD-Länder. Ein wesentlicher Teil der in den vergangenen 
zehn Jahren verzeichneten Beschäftigungsgewinne war struktureller Natur und mithin 
nachhaltig. Obwohl sich die Beschäftigungslage seit 2000-2001 in allen Mitgliedsländern 
verschlechtert hat, ist der Anstieg der Arbeitslosigkeit bisher doch weniger ausgeprägt als 
in früheren konjunkturellen Abschwungphasen. Dieses Kapitel befasst sich auch mit 
Trendentwicklungen bei der Qualität der Arbeitsplätze, wobei Indikatoren für Beschäfti- 
gungsunsicherheit, Arbeitsintensität und Stress am Arbeitsplatz untersucht werden. Es 
konnten keine eindeutigen Belege für eine Verbesserung oder Verschlechterung der 
Arbeitsplatzqualität gefunden werden. 



... und ein berufliches Fortkommen für gewisse 
Gruppen schwierig ist 

Kapitel 2 zeigt, dass noch erheblicher Spielraum für Verbesserungen der Beschäftigungs- 
lage unterrepräsentierter Gruppen vorhanden ist. Wenn sie eine Beschäftigung aufnehmen, 
laufen viele Frauen, ältere Arbeitskräfte und Personen mit geringerem Bildungsniveau 
Gefahr, in Niedriglohnarbeitsplätzen blockiert zu bleiben. Außerdem sind sie oft einer 
erheblichen Beschäftigungsinstabilität ausgesetzt. In der Tat verbringen sowohl in Europa 
als auch in den Vereinigten Staaten Personen, die in einem bestimmten Jahr einen Niedrig- 
lohn beziehen, mit großer Wahrscheinlichkeit nahezu vier der nachfolgenden fünf Jahre 
entweder in Niedriglohnbeschäftigung oder in Nichtbeschäftigung. Das legt den Schluss 
nahe, dass Maßnahmen zur Verbesserung der beruflichen Aufstiegsmöglichkeiten eine 
wichtige Komponente jeder mittelfristig angelegten Beschäftigungsstrategie sein sollten. 



Dann wird eine umfassende Politikstrategie unter- 
sucht, die Maßnahmen beinhaltet, die Arbeit 
lohnend gestalten und den Zugang zu 
Beschäftigung erleichtern ... 

Um diese Probleme in den Griff zu bekommen, ist eine umfassende Strategie zum Abbau 
der nachfrage- und angebotsseitigen Beschäftigungshemmnisse erforderlich. Vor allem 
sollte Arbeit finanziell lohnend sein (Kapitel 3). Dies ist besonders wichtig für gering 
qualifizierte Personen mit begrenztem Verdienstpotential sowie für Niedrigeinkommens- 
familien und Alleinerziehende, die Einkommensersatzleistungen erhalten. Verschiedene 
Länder haben beschäftigungsabhängige Leistungen und Steuergutschriften eingeführt 
(also Maßnahmen, die Arbeit lohnend machen), um die finanziellen Anreize für Sozial- 
leistungsempfänger zu erhöhen, eine Beschäftigung anzunehmen. Die Löhne müssen aber 
auch für die Arbeitgeber bezahlbar sein. Ermäßigte Sozialversicherungsbeiträge für 
Geringverdiener haben sich in einigen Ländern als effiziente Maßnahme zur Förderung 
der Arbeitskräftenachfrage erwiesen. 

Finanzielle Anreize reichen für sich genommen jedoch nicht aus: Auch der Zugang zu 
Beschäftigung sollte durch eine Vielzahl von Dienstleistungen und flexiblen Arbeits- 
regelungen, wie beispielsweise Teilzeitarbeitsplätze, erleichtert werden. Das könnte dazu 
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beitragen, Arbeit und Familienleben besser miteinander in Einklang zu bringen, oder 
behinderten Personen dabei helfen, das Beste aus ihrer eingeschränkten Erwerbsfähigkeit 
zu machen. Für ältere Arbeitskräfte bieten sich flexible Rentenprogramme oder Möglich- 
keiten einer zweiten Karriere als interessante Reformwege an, wobei zugleich für die 
Beseitigung von Negativanreizen gesorgt werden muss, die die Einstellung bzw. die 
Weiterbeschäftigung dieser Arbeitskräfte behindern. 



ebenso wie effektive Aktivierungsstrategien ... 



Es bedarf auch stärkerer Anstrengungen, um Bezieher von Arbeitslosengeld und sonstigen 
nicht beschäftigungsabhängigen Leistungen in Beschäftigung zu bringen. Hierbei können 
Aktivierungsmaßnahmen eine wichtige Rolle spielen. Kapitel 4 zeigt, dass effektiven 
Aktivierungsstrategien mehrere Grundsätze gemeinsam sind. Erstens gilt als Vorbedingung 
für den Leistungsbezug, dass der/die Betreffende eine aktive Arbeitsuche betreibt 
und/oder bereit ist, Schritte zur Verbesserung seiner/ihrer Beschäftigungsfähigkeit zu 
unternehmen. Zweitens sollte dem Arbeitsuchenden eine Palette von Reaktivierungs- 
diensten zu Verfügung stehen. Drittens sollten die öffentlichen Arbeitsämter oder andere 
zuständige Stellen effektiven Kontakt mit den Leistungsempfängern unterhalten, um 
geeignete Unterstützungsdienste zu bieten, das Arbeitsuchverhalten dieser Personen zu 
beobachten und sicherzustellen, dass konstante Bemühungen um eine Rückkehr ins 
Erwerbsleben unternommen werden. 



... und berufsbezogene Fort- und Weiter- 
bildungsmaßnahmen, die den bestehenden 
ungleichen Lernchancen Rechnung tragen 



Berufsbezogene Fort- und Weiterbildung ist für die Verbesserung der Karriereaussichten 
von entscheidender Bedeutung. Manche Arbeitskräfte können, wenn sie eine Beschäfti- 
gung finden, in Niedriglohnfallen geraten, und durch Trainingsmaßnahmen kann diese 
Gefahr möglicherweise verringert werden, weil sie den Betreffenden helfen, ihr Produk- 
tivitäts- und Verdienstpotential effektiv zu realisieren. Kapitel 5 zeigt indessen, dass unter- 
repräsentierte Gruppen relativ wenig Fort- und Weiterbildung erhalten. Die Art dieser 
Ungleichbehandlung ist von Gruppe zu Gruppe ganz verschieden. In einigen Fällen mangelt 
es für die Arbeitgeber an Anreizen, in das Humankapital dieser Gruppen zu investieren. 
In anderen Fällen sind es die Arbeitskräfte selbst, denen das Interesse für eine Beteiligung 
an Lernaktivitäten fehlt. Aus diesem Grund sollten entsprechende Maßnahmen die Anreize 
für Investitionen in lebensbegleitendes Lernen sowohl auf Seiten der Arbeitgeber als auch 
der einzelnen Arbeitnehmer verbessern. Und die heikle Frage, wer die Kosten für berufs- 
bezogene Fort- und Weiterbildung übernehmen soll, müsste ebenfalls in Zusammenarbeit 
mit den Sozialpartnern und anderen beteiligten Akteuren angegangen werden. 



Die Beschäftigungs- und Arbeitsminister der 
OECD-Länder werden die schwierigen 
Politikfragen erörtern, die eine solche 
mittelfristige Strategie aufwirft 



Die vorliegende Ausgabe liefert den analytischen Hintergrund für die Tagung der 
Beschäftigungs- und Arbeitsminister der OECD-Länder, die vom 29.-30. September 2003 
zu dem Thema „Auf dem Weg zu mehr und besseren Arbeitsplätzen" veranstaltet wird. 
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Die Minister werden sich mit einigen der Politikfragen auseinander setzen, bei denen es, 
was die Mobilisierung unterrepräsentierter Gruppen betrifft, zwischen verschiedenen 
Aspekten abzuwägen gilt. So werden sie insbesondere die Frage erörtern, ob in der 
Beschäftigungspolitik den Gruppen, die am Arbeitsmarkt am stärksten benachteiligt sind 
(z.B. Personen mit Behinderungen) oder den Gruppen, die das größte Potential an 
Arbeitsressourcen aufweisen (z.B. Frauen und ältere Arbeitskräfte) Priorität eingeräumt 
werden sollte. Eine weitere Kernfrage für die Diskussionen der Minister lautet, inwieweit 
es ausreicht, mehr Personen aus unterrepräsentierten Gruppen in Beschäftigung zu 
bringen, oder ob sich die politischen Entscheidungsträger nicht auch mit Niedriglohn- 
fallen und Beschäftigungsinstabilität befassen müssen. Ferner werden die Minister 
untersuchen, wie bestehende beschäftigungspolitische Regelungen, die zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit konzipiert worden sind, auf Gruppen am Rande des Arbeitsmarkts 
ausgedehnt werden können. Sie werden ihre Meinungen darüber austauschen, welche 
Konzepte funktionieren und welche nicht, und dabei - in einer Zeit sehr angespannter 
öffentlicher Finanzen - besonders die Kosteneffizienz der Maßnahmen vor Augen haben. 

Grundsätzlich werden die Diskussionen der Minister eine Gelegenheit bieten, klar 
herauszustellen, dass eine Mobilisierung unterrepräsentierter Gruppen einmal wirtschaft- 
lichen Zielen dient und zum anderen eine stärker integrierte Gesellschaft fördern. 




John P. Martin 



Leiter der Direktion Beschäftigung, Arbeitskräfte und Sozialfragen 
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Kapitel 1 

Mehr und bessere Arbeitsplätze? 
Gesamtbilanz der vergangenen 
zehn Jahre 

Der Beschäftigungsgrad der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter ist in den vergangenen 
zehn Jahren in zwei Drittel aller OECD-Länder gestiegen. Hinter dem OECD-Durch- 
schnitt verbirgt sich jedoch eine Vielzahl unterschiedlicher Erfahrungen, und während 
einige wenige Länder einen dramatischen Anstieg der Beschäftigungsquoten verzeichne- 
ten, kam es in anderen zu steigender Arbeitslosigkeit oder größerer Inaktivität am 
Arbeitsmarkt. Sind die in den vergangenen zehn Jahren verbuchten Beschäftigungs- 
zuwächse nachhaltig? Wie stellen sich die in der gegenwärtigen Abschwungphase ein- 
getretenen Beschäftigungsverluste im Vergleich zu früheren Rezessionen dar? Gibt es 
Belege dafür, dass Fortschritte im Hinblick auf mehr Beschäftigung mit Verbesserungen 
der „Arbeitsplatzqualität" einhergingen, insbesondere was Verdienstunterschiede, 
Arbeitsplatzunsicherheit und Arbeitsbedingungen betrifft? 



Einleitung 18 

Wichtigste Ergebnisse 19 

1. Wie stark haben sich die Gesamtergebnisse verbessert? 21 

2. Sind die Fortschritte nachhaltig? 31 
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Einleitung 

Die relative Widerstandsfähigkeit des Arbeitsmarkts in der gegenwärtigen Konjunk- 
turflaute berechtigt in gewisser Weise zu der Hoffnung, dass sich die Strukturreformen 
nunmehr in Form einer langfristigen Verbesserung der Beschäftigungsergebnisse auszu- 
zahlen beginnen 1 . Die in den vergangenen zehn Jahren für den OECD-Raum insgesamt 
beobachtete Ergebnisverbesserung ist jedoch moderat und verdeckt wichtige Unterschiede 
zwischen den Mitgliedsländern. Zudem bleibt selbst in jenen OECD-Ländern, in denen 
erhebliche Verbesserungen der Beschäftigungsergebnisse verzeichnet wurden, die Frage 
offen, wie nachhaltig diese Fortschritte sein werden. So lässt sich insbesondere noch nicht 
genau sagen, ob die Strukturreformen, wenn zyklische Schwankungen und andere vorüber- 
gehend wirksame Faktoren (wie die Internet-Blase der späten neunziger Jahre) berück- 
sichtigt werden, einen dauerhaften Abbau der Arbeitslosigkeit bewirkt haben. 

Eine weitere Frage ist, wie gleichmäßig sich die jüngsten Beschäftigungsgewinne 
auf die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter verteilen. Diesbezügliche Bedenken gelten 
vor allem Gruppen innerhalb der erwerbsfähigen Bevölkerung, deren Angehörige sich 
generell am Rand des Arbeitsmarkts befinden, selbst wenn die gesamtwirtschaftliche 
Beschäftigungsentwicklung solide verläuft. Oft bleiben die Beschäftigungsquoten von 
Frauen, älteren Arbeitskräften, gering qualifizierten Kräften und Personen, die teilweise 
behindert sind oder in wirtschaftlich benachteiligten Regionen leben, relativ niedrig, mit 
potentiell negativen Konsequenzen für ihren Lebensstandard und die langfristige fiskali- 
sche Tragfähigkeit wichtiger Sozialprogramme (vgl. Kapitel 2 wegen einer detaillierten 
Analyse der Beschäftigungssituation und der Karriereaussichten dieser Gruppen). 

Diskussionen über die Strukturergebnisse der Arbeitsmärkte berühren auch das all- 
gemeine Thema der „Arbeitsplatzqualität". Dabei geht es einmal um die Beziehung 
zwischen Quantität und Qualität der Beschäftigung einschließlich der Frage, ob manche 
Politiken mit dem Ziel einer Beschäftigungsexpansion nicht zugleich auf eine stärkere 
Segmentierung des Arbeitsmarkts hinwirken, und zwar in Stellen mit „guten" Karriere- 
aussichten für Arbeitskräfte, die die nachgefragten Qualifikationen besitzen, und gering 
bezahlte unsichere Arbeitsplätze für diejenigen, die sich am Rande des Arbeitsmarkts 
befinden. Dass diese Sorge nicht gänzlich unbegründet ist, zeigt sich in einigen Ländern an 
der wachsenden Zahl atypischer Beschäftigungsformen (kurze Arbeitsverträge, befristete 
Arbeitsverhältnisse, Gelegenheitsarbeit usw., vgl. OECD, 2002a) bzw. der Zunahme des 
Phänomens der „working poor" (OECD, 2001a). Andere Beobachter argumentieren 
jedoch, dass diese Arbeitsplätze ein wertvolles Sprungbrett für einen Aufstieg auf der 
Karriereleiter darstellen können, und auf jeden Fall besser sind als gar keine Beschäfti- 
gung 2 . Andererseits dreht sich die Debatte um die Möglichkeit, dass neue Strukturen der 
Arbeitsorganisation zu einem „intensiveren" Arbeitstempo führen, wodurch u.U. gesund- 
heitliche Probleme hervorgerufen werden, es schwieriger wird, Berufstätigkeit und Familien- 
leben miteinander zu vereinbaren, oder ältere Arbeitnehmer dazu veranlasst werden, 
früher aus dem Erwerbsleben auszuscheiden als sie es unter anderen Umständen getan 
hätten (Green, 2002; Green und Gallie, 2002). 
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Im vorliegenden Kapitel werden die jüngsten Tendenzen bei den Arbeitsmarkt- 
ergebnissen unter quantitativen wie auch qualitativen Aspekten untersucht, um etwas 
Licht auf diese Debatten zu werfen. In Abschnitt 1 wird hierfür mit einer Präsentation der 
jüngsten Entwicklungen in den Bereichen Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und Inaktivität 
die Basis gelegt. Dabei gilt den gegenwärtigen makroökonomischen Bedingungen gewisse 
Aufmerksamkeit, vorrangig geht es aber darum, die bei der Expansion der Gesamtbeschäf- 
tigung in den vergangenen zehn Jahren erzielten Fortschritte zu evaluieren und die 
Bevölkerungsgruppen zu identifizieren, die von diesen Verbesserungen am stärksten 
profitiert haben. In Abschnitt 2 wird analysiert, ob die Beschäftigungszuwächse - wo sie 
verzeichnet wurden - struktureller Natur sind und sich mithin als nachhaltig erweisen 
könnten. Der letzte Abschnitt befasst sich mit einer Reihe von Aspekten der Arbeitsplatz- 
qualität, darunter Arbeitsentgelt, Arbeitsbedingungen und Beschäftigungssicherheit. 

Wichtigste Ergebnisse 

• Die Arbeitslosigkeit im OECD-Raum ist im Zuge der weltweiten Konjunkturverlang- 
samung gegenüber ihrem letzten Tiefstand von 2000-2001 um nahezu 1 Prozent- 
punkt gestiegen, so dass etwa zwei Drittel des in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre 
eingetretenen Rückgangs wieder aufgehoben wurden. Allerdings verdecken diese 
Durchschnittswerte bedeutende Unterschiede zwischen den OECD-Ländern, sowohl 
was das Ausmaß des gegenwärtigen Abschwungs als auch die tendenzielle Entwick- 
lung der Arbeitslosenquoten in den vergangenen zehn Jahren betrifft. So tendierten 
die Arbeitslosenquoten in Japan sowie den mittel- und osteuropäischen Ländern 
(MOEL) seit 1990 aufwärts, in der Europäischen Union, in Nordamerika und insbe- 
sondere in Ozeanien hingegen abwärts 3 . In den drei letztgenannten Regionen blieb 
ein erheblicher Teil der während der Expansion in den neunziger Jahren verzeichne- 
ten Verbesserungen bei Beschäftigung und Arbeitslosigkeit in der gegenwärtigen 
Abschwungphase erhalten, was auf eine stärkere Widerstandsfähigkeit des Arbeits- 
markts gegenüber negativen Schocks hindeutet. Dennoch bleiben die Aussichten auf 
eine wirtschaftliche Erholung ungewiss, und die Verlangsamung wirft ein Schlag- 
licht auf die potentielle Umkehrbarkeit der Arbeitsmarktverbesserungen, die in einer 
Reihe von OECD-Ländern in den vergangenen zehn Jahren verzeichnet wurden. 

• Das Verhältnis Beschäftigte/erwerbsfähige Bevölkerung nahm in zwei Drittel aller 
OECD-Länder im Zeitraum 1991-2001 im Einklang mit einer trendmäßigen Verbesse- 
rung der globalen Arbeitsmarktlage zu. Im Durchschnitt war der Anstieg der Beschäfti- 
gungsquote zwar gering (1,1 Prozentpunkte), lag aber in der Hälfte der Länder bei über 
2 Prozentpunkten und erreichte in Irland und den Niederlanden mehr als 10 Prozent- 
punkte. Hingegen sind die Beschäftigungsquoten in den MOEL im Zuge des Über- 
gangs von Zentralverwaltungs- zu Marktwirtschaften sehr stark gesunken. Unter ande- 
ren OECD-Ländern wurden erhebliche Beschäftigungsrückgänge in der Türkei 
(10,2 Prozentpunkte) und in Schweden (5,8 Prozentpunkte) verzeichnet. Verände- 
rungen bei den Arbeitslosen- und insbesondere den Erwerbsquoten waren in den 
meisten Ländern maßgebende Faktoren für Veränderungen der Beschäftigungsquote. 

• In Ländern, in denen das Verhältnis Gesamtbeschäftigung/Bevölkerung im Zeitraum 
1991-2001 zunahm, partizipierten breite Teil der Erwerbsbevölkerung an dem 
Beschäftigungszuwachs. Besonders stark war die Beschäftigungszunahme unter 
Frauen, und häufig wurde auch eine kräftige Expansion unter älteren Arbeitnehmern 
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verzeichnet, bei denen eine wachsende Erwerbsbeteiligung den Effekt rückläufiger 
Arbeitslosigkeit verstärkte: Der langfristige Trend zu einer höheren Erwerbsbeteili- 
gung der Frauen setzte sich in nahezu allen Ländern weiter fort, während die sich ver- 
bessernden Arbeitsmarktbedingungen und ein Abbau der Anreize zur Frühverren- 
tung in einer ganzen Reihe von Ländern eine Umkehr des säkularen Rückgangs der 
Erwerbsquoten unter älteren Arbeitskräften bewirkten. Demgegenüber sind die 
Beschäftigungsquoten unter jungen Menschen sowie Personen mit niedrigerem 
Bildungsniveau in der überwiegenden Mehrheit der OECD-Länder in den vergange- 
nen zehn Jahren zurückgegangen. Im Fall der Jugendlichen erklärt sich dies z.T. 
durch einen höheren Anteil der länger im Bildungssystem verbleibenden Personen 
und ist daher nicht unbedingt als Indiz für wachsende Arbeitsmarktschwierigkeiten 
für junge Menschen allgemein zu werten, bei gering qualifizierten Personen jedoch 
dürfte die rückläufige Beschäftigung auf eine weitere Verschlechterung der Arbeits- 
marktchancen für diese Gruppe hindeuten. 

Es ist schwierig, die relative Bedeutung von konjunkturellen und strukturellen Fak- 
toren bei Verbesserungen der Arbeitsmarktergebnisse zu beurteilen, soweit solche in 
den vergangenen zehn Jahren eingetreten sind. Dennoch gibt es Anzeichen dafür, 
dass ein erheblicher Teil der beobachteten Fortschritte struktureller Natur und damit 
wohl nachhaltig sein könnte. OECD-Schätzungen der natürlichen Arbeitslosenquote 
(d.h. der inflationsneutralen Arbeitslosenquote oder NAIRU) deuten für die große 
Mehrzahl der Länder auf einen Abwärtstrend hin. Direkte Belege finden sich auch 
für eine zunehmende Lohndämpfung, so u.a. der Rückgang der Lohnquote in einer 
Reihe europäischer Länder und in Japan. Der gedämpftere Anstieg der realen Arbeits- 
kosten in vielen europäischen Ländern könnte sich günstig auf die Arbeitskräfte- 
nachfrage ausgewirkt haben. In der Tat entfiel auf den privaten Unternehmenssektor 
in den neunziger Jahren, ganz anders als in den beiden vorangegangenen Jahrzehnten, 
ein wachsender Anteil des Beschäftigungswachstums. Allerdings verzeichneten nur 
einige wenige OECD-Länder eine günstige Verlagerung der Beveridge-Kurven, die 
eine Verbesserung bei dem Matching von Arbeitslosen und offenen Stellen anzeigt. 
Hinsichtlich der jüngsten Entwicklungen im Bereich der Arbeitsplatzqualität ergibt 
sich insgesamt ein uneinheitliches Bild. Sie sind z.T. eine Bestätigung für die 
Befürchtungen, dass die Maßnahmen und institutionellen Regelungen, die ein starkes 
Beschäftigungswachstum erleichterten, gleichzeitig auch für eine Ausweitung des 
gesamtwirtschaftlichen Lohngefälles gesorgt haben könnten. Deutlich gestiegen ist 
der Anteil der Personen in Niedriglohnbeschäftigung jedoch nur in einigen wenigen 
Ländern, und es gibt wenig konkrete Anhaltspunkte für die gelegentlich geäußerten 
Befürchtungen, dass die Beschäftigungszuwächse der jüngsten Zeit hauptsächlich 
einer Verbreitung von Niedriglohnjobs zu verdanken sind oder dass Reformen, die 
auf eine Mobilisierung von Randgruppen am Arbeitsmarkt abzielten, zu einer Ver- 
langsamung des Produktivitätswachstums geführt haben. 

Was Veränderungen der Arbeitsbedingungen betrifft, ein weiterer wichtiger Aspekt der 
Arbeitsplatzqualität, ergibt sich ebenfalls ein uneinheitliches Bild. In Europa ist der 
Anteil der Arbeitskräfte, die angeben, Gesundheits- und Sicherheitsrisiken ausgesetzt zu 
sein, gefallen, wohingegen jetzt ein größerer Anteil von sich sagt, in einem sehr hohen 
Tempo und unter starkem Termindruck zu arbeiten. Personen, die lange oder in einem 
intensiven Tempo arbeiten, sprechen auch vermehrt von stressbedingten Gesundheits- 
problemen und größeren Schwierigkeiten, Berufs- und Familienleben miteinander zu 
vereinbaren. 
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• Teilzeitarbeitsplätze machten in den vergangenen zehn Jahren in der Hälfte aller 
OECD-Länder mindestens 50% des gesamten Beschäftigungswachstums und in 
einigen weiteren Ländern ebenfalls einen beträchtlichen Teil der neuen Arbeitsplätze 
aus. Auf den Teilzeitsektor entfiel in den meisten Ländern ein besonders großer 
Anteil des Beschäftigungszuwachses für Frauen und junge Menschen - und in einer 
kleineren Zahl von Ländern auch für ältere Arbeitskräfte -, was darauf hindeutet, 
dass kürzere Arbeitszeiten häufig sinnvoll sind, um eine Erwerbstätigkeit mit ande- 
ren Aktivitäten wie Kindererziehung, Studium oder einer Form des allmählichen 
Übergangs in den Ruhestand in Einklang zu bringen. Die befristete Beschäftigung 
hat in zwei Drittel der OECD-Länder ebenfalls zugenommen, sie machte aber nur in 
fünf Ländern 50% oder mehr des gesamten Beschäftigungszuwachses aus. Obgleich 
sich die befristete Beschäftigung generell weniger dynamisch entwickelt hat als die 
Teilzeitbeschäftigung, wird ihre Expansion mit besonderer Sorge betrachtet, da die 
Mehrzahl der in befristeten Arbeitsverhältnissen stehenden Kräfte lieber einen 
Dauerarbeitsplatz hätte, und die Verbreitung von Zeitverträgen könnte z.T. dafür 
verantwortlich sein, dass die Arbeitsplatzsicherheit nach subjektiver Einschätzung 
geringer geworden ist. 

• Erhebungsdaten zeigen, dass das Gefühl der Beschäftigungsunsicherheit zunimmt. 
Dies ist etwas paradox, denn die Dauer der Arbeitsverhältnisse ist nicht kürzer 
geworden und die durchschnittlichen Lohneinbußen nach einem Arbeitsplatzverlust 
sind für Arbeitskräfte, die einen anderen Arbeitsplatz finden, relativ gering. Die 
Angst vor Langzeitarbeitslosigkeit nach einer Entlassung dürfte vor allem unter 
gering qualifizierten Kräften mit zum Gefühl der Unsicherheit beitragen. 



1. Wie stark haben sich die Gesamtergebnisse verbessert? 

A. Jüngste Entwicklungen und kurzfristige Aussichten 

Infolge der konjunkturellen Verlangsamung kam das Beschäftigungswachstum im 
OECD-Raum im Jahr 2002 praktisch zum Stillstand, nachdem es zwischen 1990 und 
2000 jähr lieh im Durchschnitt um 1 Prozentpunkt zugelegt hatte (Tabelle 1.1). Die jüngsten 
OECD-Projektionen deuten darauf hin, dass sich die noch zaghafte Erholung, die in den 
Vereinigten Staaten bereits seit einiger Zeit im Gange ist, festigen und einem breiter 
fundierten Aufschwung im gesamten OECD-Raum den Weg bereiten wird. Daher wird 
davon ausgegangen, dass die Beschäftigung in diesem Jahr langsam wieder zu expandieren 
beginnt und 2004 erneut eine Zuwachsrate von 1,1% erreichen wird. Wenn ein verhaltener 
Aufschwung kurzfristig auch als das wahrscheinlichste Szenario anzusehen ist, sind die 
Aussichten für die Weltwirtschaft doch durch ein ungewöhnliches Maß an Unsicherheiten 
gekennzeichnet, wobei die negativen Risiken überwiegen. 

Das Wachstum der Erwerbsbevölkerung hat sich unter dem Einfluss der ungünstiger 
werdenden Beschäftigungsaussichten verlangsamt, aber nicht in hinreichendem Maße, um 
einen Anstieg der Arbeitslosigkeit zu verhindern. Die Arbeitslosigkeit im OECD-Raum 
ist 2002 um 0,5 Prozentpunkte (bzw. 3,1 Millionen Personen) auf 6,7% (bzw. 36,4 Millionen 
Arbeitslose) gestiegen und dürfte sich den Projektionen zufolge 2003 weiter auf 7% er- 
höhen, bevor sie 2004 auf 6,8% zurückgeht (Tabelle 1.2). In den Vereinigten Staaten hat 
die Arbeitslosigkeit 2002 relativ stark um 1 Prozentpunkt auf 5,8% zugenommen - nur die 
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Table 1.1. Employment and labour force growth in OECD countries" 

Annual percentage change 



Employment 





Level in 


Average 


2001 


2002 


Projections 


Level 


Average 


2001 


2002 


Projections 




2001 
(000s) 


1990- 
2000 


2003 


2004 


in onni 
in zuu I 

(UUUbJ 


1990- 
2000 


2003 


2004 


North America 












Canada 


15 076 


1 .3 


1 .1 


2.2 


2.1 


1 .7 


16 249 


1 .2 


1 .5 


2.6 


1.8 1.3 


Mexico 


39 386 


2.9 


-0.3 


1.4 


2.0 


2.7 


40 351 


2.8 


-0.1 


1.7 


2.0 


2.4 


United States 


136 941 


1 .4 


0.0 


-0.3 


0.9 


1 .4 


1 43 783 


1 .3 


0.8 


0.8 


1 .1 


1.2 














Japan 


64 121 


0.3 


-0.5 


-1.3 


-0.6 


-0.2 


67 518 


0.6 


-0.2 


-0.9 


-0.3 


-0.2 
















22 181 






Europe 












Austria 


4 077 


0.4 


0.7 


-0.4 


-0.4 


0.3 


4 282 


0.4 


0.8 


0.2 


0.2 


0.2 


Belgium 


4 198 


0.5 


1 .4 


-0.2 


-0.1 


0.7 


4 498 


0.6 


1.2 


0.4 


0.5 


0.6 


Czech Republik 


4 707 


-0.4 


0.7 


1.2 


0.1 


0.1 


5 128 


0.3 


0.0 


0.2 


0.0 


0.0 


Denmark 


2 721 


0.2 


0.2 


0.1 


0.0 


0.5 


2 845 


0.0 


0.1 


0.2 


0.2 


0.2 


Finland 


2 359 


-0.7 


1.4 


0.2 


0.0 


0.5 


2 597 


0.0 


0.7 


0.1 


0.1 


0.3 


France 


24 517 


0.6 


1.6 


0.4 


-0.1 


0.7 


26 838 


0.7 


0.7 


0.7 


0.4 


0.5 


Germany c 


38 917 


0.4 


0.4 


-0.6 


-1 .0 


0.0 


41 991 


0.5 


0.4 


-0.1 


-0.4 


0.1 


Greece 


3 921 


0.6 


-0.3 


-0.1 


0.6 


0.9 


4 378 


1.0 


-1.1 


-0.6 


0.0 


0.4 


Hungary" 3 803 




4 036 




Iceland 


159 


1.3 


1.7 


-0.2 


0.5 


1.5 


163 


1.3 


1.7 


0.6 


0.8 


1.2 


Ireiand 


1 741 


3.8 


2.9 


1.4 


0.6 


1.3 


1 812 


2.9 


2.5 


1.7 


1.5 


1.5 


Italy 


21 300 


-0.1 


2.0 


1 .5 


0.5 


1 .2 


23 567 


0.1 


0.8 


0.9 


0.5 


0.8 


Luxembourg 


277 


3.4 


5.6 


3.1 


0.7 


1.7 


282 


3.5 


5.5 


3.4 


1.4 


1.6 


Netherlands 


7 064 


2.1 


2.1 


0.7 


-0.6 


0.1 


7 210 


1 .7 


1 .5 


1.2 


1 .1 


1.0 






2 362 






Poland 1 ' 


14 207 


-0.8 


-2.2 


-3.0 


-1.0 


1.0 


17 376 


-0.4 


0.4 


-0.9 


-0.4 


0.4 


Portugal 


5 063 


1.0 


1.6 


0.3 


-0.4 1.1 


5 279 


0.9 


1.7 


1.3 


1.1 0.9 


Slovak Republic* 


2 124 


-0.1 


1.0 


0.2 


0.6 


0.8 


2 632 


1.0 


1.7 


-0.7 


-0.5 


-0.3 








17 815 






Sweden 


4 239 


-0.8 


2.0 


0.1 


-0.3 


0.4 


4 415 


-0.4 


1.3 


0.1 


0.2 


0.2 


Switzerland 


4 154 


0.3 


1.7 


0.6 


-0.5 


0.6 


4 221 


0.4 


1.6 


1.3 


0.4 


0.4 


Turkey 


20 367 


0.8 


-1 .0 


-0.4 


1.1 1.2 


22 269 


0.6 


1.1 


1.9 


1 .0 


1.3 


United Kingdom 


27 505 


0.2 


0.8 


0.7 


0.2 


0.5 


28 976 


0.2 


0.3 


0.8 


0.4 


0.3 


Oceania 












Australia 


9 188 


1.4 


1.1 


2.0 


1.7 1.8 


9 854 


1.3 


1.5 


1.5 


1 .5 


1.5 


New Zealand 


1 823 


1 .8 


2.5 


2.9 


1.1 1.0 


1 925 


1.7 


1.8 


2.8 


1 .0 


1.2 


European Union 


163 845 


0.5 


1 .4 


0.5 


0.0 


0.7 


1 76 784 


0.5 


0.9 


0.7 


0.5 


0.6 


OECD Europe' 


21 5 642 


0.5 


0.9 


0.2 


0.0 


0.7 


234 970 


0.6 


0.8 


0.7 


0.4 


0.6 


Total OECD' 


503 539 


1.0 


0.4 


0.1 


0.5 


1.1 


536 832 


1.0 


0.7 


0.7 


0.8 


0.9 



Labour force 



a) The OECD Secretariat's projection methods and underlying Statistical concepts and sources are described in detail 
in "Sources and Methods: OECD Economic Outlook" which can be downloaded from the OECD Internet site 
(u)u;u;.oecd.org/EN/document/0„EN-document-0-nodirectorate-no-2-26100-0,00.htmI). 

b) The average growth rate has been calculated for 1993-2000. 

c) The average growth rate has been calculated by chaining the data for the whole of Germany to the corresponding 
data for western Germany prior to 1992. 

A) The average growth rate has been calculated for 1992-2000. 

e) The average growth rate has been calculated for 1994-2000. 

f) The average growth rate for 1990-2000 excluded the Czech Republic, Hungary, Poland and the Slovak Republic. 
Source: OECD Economic Outlook, No. 73, April 2003. 
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Table 1.2. Unemployment in OECD countries a 







Percentage of labour force 




Millions 




Ave rage 


2001 


2002 


Projections 


Ave rage 


2001 


2002 


Projections 




1990-2000 


2003 


2004 


1990-2000 


2003 


2004 










Canada 


9.3 


7.2 


7.7 


7.3 


7.0 


1.4 


1.2 


1.3 


1.2 


1.2 


Mexico 


3.5 


2.4 


2.7 


2.7 


2.4 


1 .3 


1.0 


1.1 


1.1 


1.0 


United States 


5.6 


4.8 


5.8 


6.0 


5.8 


7.4 


6.8 


8.4 


8.8 8.6 


Asia 








Japan 


3.2 


5.0 


5.4 


5.7 


5.7 


2.1 


3.4 


3.6 


3.8 


3.8 


Korea 


3.3 


3.7 


3.0 


3.2 


3.0 


0.7 


0.8 


0.7 


0.7 


0.7 


Europe 








Austria 


5.1 


4.8 


5.3 


5.9 


5.9 


0.2 


0.2 


0.2 


0.3 


0.3 


Belgium 


8.3 


6.7 


7.3 


7.8 


7.7 


0.4 


0.3 


0.3 


0.4 


0.4 


Denmark 


6.7 


4.3 


4.5 


4.7 


4.4 


0.2 


0.1 


0.1 


0.1 


0.1 


Finland 


11.7 


9.2 


9.1 


9.2 


9.0 


0.3 


0.2 


0.2 


0.2 


0.2 


France 


10.9 


8.6 


8.9 


9.3 


9.2 


2.8 


2.3 


2.4 


2.5 


2.5 


Germany c 


7.5 


7.3 


7.8 


8.3 


8.3 


3.1 


3.1 


3.3 


3.5 


3.5 


Greece 


9.6 


10.4 


10.0 


9.5 


9.1 


0.4 


0.5 


0.4 


0.4 


0.4 


Hungary 1 ' 


9.3 


5.8 


5.9 


6.0 


6.4 


0.4 


0.2 


0.2 


0.2 


0.3 


Iceland 


3.5 


2.3 


3.1 


3.3 


3.0 


0.0 


0.0 


0.0 


0.0 


0.0 


Ireland 


11.3 


3.9 


4.2 


5.0 


5.2 


0.2 


0.1 


0.1 


0.1 


0.1 


Italy 


10.7 


9.6 


9.1 


9.2 


8.9 


2.4 


2.3 


2.2 


2.2 


2.1 


Luxembourg 






2.0 


2.7 


2.6 


0.0 


0.0 


0.0 


0.0 


0.0 


Netherlands 


5.5 


2.0 


2.5 


4.1 


5.0 


0.4 


0.1 


0.2 


0.3 


0.4 








Poland rf 


13.2 


18.2 


19.9 


20.4 


19.9 


2.3 


3.2 


3.4 


3.5 


3.4 


Portugal 


5.5 


4.1 


5.1 


6.4 


6.3 


0.3 


0.2 


0.3 


0.3 


0.3 


Slovak Republic 6 


14.0 


19.3 


18.6 


17.7 


16.8 


0.4 


0.5 


0.5 


0.5 


0.4 




14.8 


10.5 


11.4 


12.0 


11.7 


2.3 


1.9 


2.1 


2.2 


2.2 


S weder 


6.1 


4.0 


4.0 


4.5 


4.3 


0.3 


0.2 


0.2 


0.2 


0.2 


Switzerland 


2.9 


1.6 


2.3 


3.1 


2.9 


0.1 


0.1 


0.1 


0.1 


0.1 


Turkey 


7.4 


8.5 


10.6 


10.5 


10.6 


1.6 


1 .9 


2.4 


2.4 


2.5 


United Kingdom 


7.7 


5.1 


5.2 


5.4 


5.2 


2.2 


1.5 


1.5 


1.6 


1.5 


Oceania 








Australia 


8.4 


6.8 


6.3 


6.1 


5.8 


0.8 


0.7 


0.6 


0.6 


0.6 


NewZealand 


7.8 


5.3 


5.2 


5.1 


5.3 


0.1 


0.1 


0.1 


0.1 


0.1 


European Union 


9.0 


7.3 


7.6 


8.0 


7.9 


15.3 


12.9 


13.5 


14.4 


14.3 


OECD Europe' 


8.7 


8.2 


8.7 


9.1 


9.0 


17.1 


19.3 


20.6 


21 .6 


21.5 


Total OECD ' 


6.4 


6.2 




7.0 


6.8 


30.8 


33.3 


36.4 


38.0 


37.5 



a) See note to Table 1.1. 

b) The average has been calculated for 1993-2000. 



cj The average growth rate has been calculated by chaining the data for the whole of Germany to the corresponding 
data for western Germany prior to 1992. 

d) The average has been calculated for 1992-2000. 

e) The average has been calculated for 1994-2000. 

f) The average for 1990-2000 excluded the Czech Republic, Hungary, Poland and the Slovak Republic. 
Source: OECD Economic Outlook, No. 73, April 2003. 
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Chart 1.1. Strong gains preceded the current slowdown 
in the EU and Oceania 

Evolution of employment and unemployment in selected OECD areas," 1990-2004 i> 
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a) Population-weighted values for the areas shown. The regional groupings are defined as follows: Central and 
Eastern Europe (the Czech Republic, Hungary, Poland and the Slovak Republic), European Union (15 EU member 
countries as of 2002), Asia (Korea and Japan), North America (Canada, Mexico and the United States), Oceania 
(Australia and New Zealand). 

b) Data for 2003-2004 are projections. 

Source: OECD database on Labour Force Statistics (supplemented by OECD Economic Outlook, No. 73, April 2003). 



Türkei und Polen verzeichneten einen noch höheren Anstieg - und wird sich 2003 ver- 
mutlich weiter nach oben bewegen, bevor sie 2004 geringfügig nachlässt. In den EU- 
Ländern schlugen die Effekte der Konjunkturabschwächung langsamer auf die Arbeits- 
märkte durch, doch hat sich der Trend zu einer Verringerung der Arbeitslosigkeit 2002 
umgekehrt, und die EU-weite Arbeitslosenquote wird den Projektionen zufolge im Zeit- 
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räum 2003-2004 auf rd. 8,0% steigen. In Australien und Neuseeland ging die Arbeits- 
losenquote 2002 leicht zurück, und es wird damit gerechnet, dass sie 2003-2004 stabil 
bleiben oder geringfügig sinken wird. 

Unter Zugrundelegung dieser Projektionen werden die in der zweiten Hälfte der 
neunziger Jahre eingetretenen Verbesserungen bei Gesamtbeschäftigung und -arbeits- 
losigkeit in der gegenwärtigen Schwächephase nur z.T. rückgängig gemacht (Abb. 1.1). 
Den Projektionen zufolge wird die Arbeitslosigkeit im OECD-Raum im Zeitraum 2000- 
2003 um etwa 1 Prozentpunkt steigen, womit annähernd zwei Drittel des im Zuge der 
Expansion Ende der neunziger Jahre verzeichneten Rückgangs wieder aufgehoben 
werden, während die Beschäftigungsquote wahrscheinlich 58% des zuvor verzeichneten 
Anstiegs um 1,8 Prozentpunkte abgeben wird. Die von den OECD- Arbeitsmärkten insge- 
samt im derzeitigen Abschwung gezeigte Widerstandsfähigkeit verdeckt jedoch sehr 
unterschiedliche Erfahrungen in den verschiedenen OECD-Regionen, was die Beschäfti- 
gungsentwicklung sowohl in der gegenwärtigen Abschwungphase als auch im voran- 
gegangenen Konjunkturzyklus betrifft. Eine gemeinsame konjunkturelle Komponente 
- d.h. eine Verschlechterung der Arbeitsmarktbedingungen zu Beginn der neunziger Jahre, 
gefolgt von einer Verbesserung in den späten neunziger Jahren und einer erneuten Ver- 
schlechterung nach 2000 - ist in allen Regionen zu erkennen. Jedoch wird sie von einem 
sich verschlechternden Trend bei den Arbeitsmarktergebnissen in den mittel- und ost- 
europäischen sowie den asiatischen Mitgliedsländern der OECD, aber auch einem sich 
verbessernden Trend in der Europäischen Union, Nordamerika und Ozeanien überlagert. 

Abbildung 1.2 enthält eine vergleichende Darstellung der Reaktion der Beschäfti- 
gung auf konjunkturell bedingte Schwankungen des BIP in den Zeiträumen 1989-1993 
und 2000-2002. Danach war die Reaktion der Beschäftigung auf die gegenwärtige Kon- 
junkturverlangsamung offenbar schwächer als während der Flaute Anfang der neunziger 
Jahre, insbesondere in den EU-Ländern. Diese Feststellung deckt sich mit der Vermutung 
einiger anderer Beobachter, der zufolge die Strukturreformen vor allem in der Europäi- 
schen Union die Arbeitsmärkte gegenüber externen Schocks widerstandsfähiger gemacht 
haben (Europäische Kommission, 2002). Es wäre allerdings verfrüht in Bezug auf diesen 
Punkt „definitive" Schlussfolgerungen ziehen zu wollen, da der aktuelle Konjunktur- 
abschwung erst vor kurzem eingesetzt hat und sich in den meisten OECD-Ländern als 
recht mild erweist. Vorsicht ist auch insofern angebracht, als dieses Ergebnis mit den 
Schlussfolgerungen anderer Studien in Einklang gebracht werden muss, die in letzter Zeit 
erstellt wurden (aber ohne Daten aus dem gegenwärtigen Konjunkturabschwung einbe- 
ziehen zu können) und die zu der Erkenntnis kommen, dass die Beschäftigung mittlerweile 
nicht weniger, sondern stärker auf den Konjunkturzyklus reagiert 4 . 

B. Fortschritte bei der Erhöhung der Beschäftigung in den vergangenen 
zehn Jahren 

Vor nunmehr fast zehn Jahren hat die OECD einen umfassenden Entwurf für 
Arbeitsmarktreformen, die so genannte „Beschäftigungsstrategie", vorgelegt (OECD, 
1994a). Bei der Umsetzung dieses Programms wurden uneinheitliche Fortschritte erzielt. 
Dennoch waren die neunziger Jahre ein Jahrzehnt bedeutender Politikinitiativen, da in vie- 
len Ländern angesichts chronisch hoher Arbeitslosigkeit, hoher Inaktivitätsquoten unter 
gewissen Gruppen der erwerbsfähigen Bevölkerung und anderer Arbeitsmarktprobleme 
wichtige Strukturreformen eingeführt wurden. Es ist daher an der Zeit die Fortschritte zu 

OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



1 . Mehr und bessere Arbeitsplätze? Gesamtbilanz der vergangenen zehn Jahre 



Chart 1.2. Employment has been more resilient in the current slowdown 

Cyclical Variation in employment and GDP: early 1990s compared with the current slowdown, 
OECD and European Union countries 
Percentage deviation of employment and GDP from their respective trends"' b 
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bewerten, die bei der Anhebung der Beschäftigungsquoten, der Verringerung der Arbeits- 
losigkeit und einer besseren Mobilisierung des Arbeitskräftepotentials erzielt worden 
sind. Dieser Unterabschnitt enthält eine derartige Bewertung. Im Mittelpunkt steht die 
Frage, inwieweit es den OECD-Ländern gelungen ist, den Beschäftigungsgrad der Bevöl- 
kerung im erwerbsfähigen Alter in den vergangenen zehn Jahren zu erhöhen, sei es durch 
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eine Reduzierung der Arbeitslosigkeit oder eine Anhebung der Erwerbsquoten 5 . Es wird 
nicht versucht, den Beitrag einzelner Maßnahmen zu den Fortschritten (oder dem Aus- 
bleiben von Fortschritten) in verschiedenen Ländern zu identifizieren. 

Die hier dargelegte mittelfristige Analyse erstreckt sich überwiegend auf Verände- 
rungen der Beschäftigungsergebnisse im Zeitraum 1991-2001, dem jüngsten vollständi- 
gen Konjunkturzyklus, für den zum Zeitpunkt der Analysedurchführung Arbeitsmarkt- 
daten zur Verfügung standen 6 . Mit der Wahl dieses Betrachtungszeitraums erhöht sich 
die Wahrscheinlichkeit, dass die beobachteten Veränderungen bei den Beschäftigungs- 
ergebnissen weitgehend struktureller Natur sind. Zehn Jahre stellen wohl auch einen 
hinreichend langen Zeitraum dar, in dem einige Effekte der jüngsten Strukturreformen 
sichtbar geworden sein könnten, was natürlich nicht für solche gilt, die erst kürzlich ver- 
abschiedet wurden 7 . 

Die Beschäftigung verbesserte sich im vergangenen Konjunkturzyklus, 
das Gesamtbild verdeckt aber große Unterschiede zwischen den Ländern 

Der Beschäftigungsgrad der erwerbsfähigen Bevölkerung im OECD-Raum 8 erhöhte sich 
im Zeitraum 1991-2001 um lediglich 1,1 Prozentpunkte (Abb. 1.3). Mit dem 
bescheidenen Beschäftigungszuwachs, den die OECD-Länder in diesen zehn Jahren 
verbuchten, ergab sich für den OECD-Raum insgesamt eine Beschäftigungsquote von 
65,4%, eine Arbeitslosenquote von 4,5% (der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter) und 
eine Inaktivitätsquote von 30,1% (Werte von 2001). Hinter diesen Durchschnittswerten 
verbergen sich aber sehr unterschiedliche Erfahrungen in den einzelnen OECD-Ländern. 
Zwei Drittel der Länder verzeichneten einen Anstieg der Beschäftigungsquote, einige 
wenige Länder hingegen einen starken Rückgang (insbesondere die MOEL, Schweden 
und die Türkei) 9 . Die beiden Länder mit den größten Zuwächsen waren Irland (13,9 Pro- 
zentpunkte) und die Niederlande (12 Prozentpunkte). Zu den anderen europäischen 
Ländern, in denen sich die Beschäftigungsquote stark erhöhte, zählen Spanien (mit einem 
niedrigen Ausgangsniveau) und Norwegen (wo die Beschäftigung bereits Anfang der 
neunziger Jahre hoch war). Mit Ausnahme Deutschlands, wo die Beschäftigungsquote um 
1,2 Prozentpunkte zurückging 10 , verzeichneten die anderen großen westeuropäischen 
Volkswirtschaften - Frankreich, Italien und das Vereinigte Königreich - mit Steigerun- 
gen um rd. 2 Prozentpunkte ein recht gutes Ergebnis. 

Ein deutlich höherer Beschäftigungsgrad wurde auch in OECD-Ländern außerhalb 
Europas verzeichnet. In Neuseeland stieg die Beschäftigungsquote um 6,2 Prozentpunkte, 
was zu über der Hälfte auf einen starken Abbau der Arbeitslosigkeit zurückzuführen war. 
Geringere, aber immer noch erhebliche Steigerungen gab es in Australien, Kanada und 
den Vereinigten Staaten, allesamt Länder, die schon zu Beginn der neunziger Jahre relativ 
hohe Beschäftigungsquoten aufwiesen. In Japan, wo eine beträchtliche Zunahme der Ar- 
beitslosigkeit durch eine steigende Erwerbsbeteiligung weitgehend neutralisiert wurde, 
ging die Beschäftigungsquote geringfügig, d.h. um 0,4 Prozentpunkte, zurück. 

Verringerungen von Arbeitslosigkeit und Inaktivität trugen zu wachsender 
Beschäftigung bei 

Der Anstieg der Beschäftigungsquote, der von zwei Dritteln der OECD-Länder im 
Zeitraum 1991-2001 erreicht wurde, kam in der Regel unter dem kombinierten Effekt von 
Verringerungen der Arbeitslosen- und der Inaktivitätsquoten zustande (Abb. 1.3)". Gleich- 
wohl gibt es auf internationaler Ebene erhebliche Unterschiede in Bezug auf die relative 
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Chart 1.3. Reductions in inactivity often contributed most to employment growth 

Contributions of reductions in inactivity and unemployment to employment growth in OECD countries," 

1991 2001 b 




OECD: Population-weighted average of all countries shown except the Czech Republic, Hungary Poland and the 
Slovak Republic. 

a) The increase in the employment to population ratio for persons between the ages of 15 and 64 years is shown as 
the vertical sum of the decreases in the ratios of unemployment and inactivity to population. 

b) 1992-2001 for Hungary and Poland; 1993-2001 for the Czech Republic; 1994-2001 for the Slovak Republic; 1995-2001 for 
Austria. 

Source: OECD database on Labour Force Statistics. 



Bedeutung von Veränderungen der Arbeitslosen- oder der Inaktivitätsquoten für die Gesamt- 
entwicklung der Beschäftigungsquote. In der Europäischen Union, wo eine Anhebung der 
Beschäftigungsquoten zu einem vordringlichen Politikziel geworden ist, war der Beitrag 
der Verminderung von Inaktivität (mit 1,8 Prozentpunkten) zum Anstieg der Beschäftigungs- 
quote um 2,4 Prozentpunkte dreimal so groß wie der des Rückgangs der Arbeitslosigkeit 
(0,6 Prozentpunkte). Innerhalb des EU-Raums überstieg der zahlenmäßige Beitrag von Ver- 
änderungen bei der Arbeitslosigkeit den Beitrag von Veränderungen bei den Inaktivitäts- 
quoten in vier Ländern (Dänemark, Deutschland, Finnland und Vereinigtes Königreich) 
und das gleiche galt auch für englischsprachige Länder außerhalb des EU-Raums, Japan 
und mehrere MOEL, die einen steilen Anstieg der Arbeitslosigkeit verzeichneten 12 . 

C. Kam der Beschäftigungszuwachs breiten Schichten zugute? 

Dieser Unterabschnitt befasst sich mit der Frage, in welchem Ausmaß verschiedene 
Gruppen der Erwerbsbevölkerung - vor allem solche, deren Angehörige sich häufig am 
Rand des Arbeitsmarkts bewegen - in den vergangenen zehn Jahren vom Anstieg der 
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Gesamtbeschäftigung profitiert haben. Die untersuchten Gruppen sind Frauen, Jugendli- 
che, ältere Arbeitskräfte und Arbeitnehmer mit niedrigem Bildungsniveau; sie schließen 
sich gegenseitig nicht aus 13 . 

Die Beschäftigungsquote der Frauen hat sich im Trend verbessert 

In fast allen Ländern ist die Beschäftigungsquote der Frauen im Zeitraum 1991-2001 
stärker gestiegen (oder weniger gesunken) als die der Männer, wobei diese Differenz im 
Durchschnitt 3,7 Prozentpunkte ausmacht (Abb. 1.4, TeilA). In einer Reihe von EU- 
Ländern übertraf der Beschäftigungszuwachs für Frauen den für Männer um erhebliche 
Margen, so auch in den drei Ländern mit dem stärksten Wachstum der Gesamtbeschäfti- 
gung im OECD-Raum (d.h. Irland, den Niederlanden und Spanien). Zurückzuführen sind 
diese guten Beschäftigungsergebnisse für Frauen z.T. darauf, dass der säkulare Anstieg 
der Frauenerwerbsquoten in den meisten Ländern anhielt, während sich der langfristige 
Trend zu einer abnehmenden Erwerbsbeteiligung der Männer in einer ganzen Reihe von 
Ländern fortsetzte, wenn auch in langsamerem Tempo 14 . Infolgedessen hat sich die Inakti- 
vitätsquote der Frauen im OECD-Raum um 2,2 Prozentpunkte vermindert, während die 
der Männer um 1,4 Prozentpunkte zurückging (worin sich weitgehend ein Konjunktur- 
verlauf widerspiegelt, bei dem verstärkte Einstellungen eine höhere Erwerbsbeteiligung 
fördern). Frauen profitierten gewöhnlich auch stärker von einem Abbau der Arbeitslosig- 
keit als Männer. Für den OECD-Raum insgesamt ging die Arbeitslosigkeit der Frauen um 
rd. 1 Prozentpunkt zurück, während die der Männer mehr oder minder unverändert blieb. 

Die Beschäftigungsquoten junger Menschen sind gesunken, was sich aus der 
längeren Schulbesuchszeit erklärt 

Die Jugendbeschäftigungsquote für den OECD-Raum insgesamt verringerte sich im 
Zeitraum 1991-2001 um nahezu 3 Prozentpunkte (Abb. 1.4, Teil B). Diese Entwicklung 
stand in krassem Gegensatz zum globalen Anstieg der Beschäftigungsquote um rd. 1 Pro- 
zentpunkt. Die geringere Jugendbeschäftigung hängt mit einer Zunahme der Inaktivitäts- 
quote (um 3,5 Prozentpunkte) zusammen, denn die Arbeitslosigkeit für diese Gruppe hat 
in den meisten Ländern, in denen sich die Gesamtarbeitslosigkeit verringerte, stark nach- 
gelassen, so dass sich ein durchschnittlicher Rückgang um 0,7 Prozentpunkte im OECD- 
Raum ergab. Diese Entwicklungsmuster legen den Schluss nahe, dass die jungen Menschen 
generell von den Verbesserungen der globalen Arbeitsmarktbedingungen profitierten, und 
die Tendenz zu einer Verringerung der Jugendbeschäftigungsquoten damit in Zusammen- 
hang steht, dass mehr junge Menschen länger die Schule besuchen. In der Tat ist der 
Anteil junger Menschen, die sich weder in Beschäftigung noch in Ausbildung befinden 
- ein besserer Indikator für Arbeitsmarktschwierigkeiten dieser Altersgruppe als 
Standardarbeitslosen- und Inaktivitätsquoten -, in den vergangenen zwei Jahrzehnten im 
Trend zurückgegangen (OECD, 2002a). 

Die Beschäftigung älterer Arbeitskräfte ist etwas gestiegen ... 

Im OECD-Raum insgesamt nahm die Beschäftigungsquote für Personen im Alter 
von 55-64 Jahren im Zeitraum 1991-2001 um 1,4 Prozentpunkte zu, ein Wert, der das 
Beschäftigungswachstum für die Gesamtbevölkerung im erwerbsfähigen Alter leicht über- 
traf (Abb. 1.4, Teil C). Der Anstieg der Beschäftigungsquoten älterer Arbeitskräfte ist haupt- 
sächlich einer Verminderung der Inaktivitätsquote zuzuschreiben, die für diese Gruppe 
mit 1,6 Prozentpunkten größer ausfiel als für Personen im Haupterwerbsalter (0,7 Prozent- 
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Chart 1.4. Employment gains during the past decade were broadly shared 

Percentage-point change in employment/population ratios, 1991 to 2001° 
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OECD: Population-weighted average for the countries shown. 

a) 1992-2001 for Hungary and Poland; 1993-2001 for the Czech Republic; 1994-2001 for the Slovak Republic; 1995-2001 for 
Austria; except that in Panel D; 1991-2000 for the Netherlands; 1994-2001 for the Czech Republic and Greece; 1995-2001 
for Korea and Poland; 1996-2001 for Hungary and Iceland; 1997-2001 for Japan and Mexico; 1999-2001 for Luxembourg. 

b) Low-skilled corresponds to individuals not having finished Upper secondary schooling (ISCED-76). 

Source: OECD database on Labour Force Statistics and OECD, Education at a Glcmce - OECD Indicators 2002 (for data on 
low-skilled employment). 
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punkte) und einen Bruch mit dem historischen Trend zur Frühverrentung darstellte . Die 
Arbeitslosenquote für die Altersgruppe 55-64 Jahre blieb mehr oder weniger unverändert. 
Der stärkste Anstieg der Beschäftigungsquoten für ältere Arbeitskräfte wurde in Neusee- 
land verzeichnet, wo die Inaktivitätsquote für Personen im Alter von 55-64 Jahren um 
nahezu 20 Prozentpunkte zurückging, vor allem als Reaktion auf eine deutliche Herauf- 
setzung des Renteneintrittsalters in der gesetzlichen Rentenversicherung (vgl. Kapitel 3). 

... die relative Beschäftigungsposition gering qualifizierter Arbeitskräfte hat sich 
aber weiter verschlechtert 

Abbildung 1.4, Teil D zeigt, dass die Beschäftigungsquote von Personen ohne 
Sekundarstufe-II-Abschluss (im Weiteren „Geringqualifizierte" genannt) trotz Ausweitung 
der Gesamtbeschäftigung um 2,4 Prozentpunkte gesunken ist. Das ungünstige Beschäfti- 
gungsergebnis für gering qualifizierte Kräfte ist Ausdruck einer Tendenz zu einer stark 
rückläufigen Erwerbsbeteiligung von Personen mit niedrigem Qualifikationsniveau, die 
selbst dort beobachtet wurde, wo sich insgesamt mehr Beschäftigungschancen boten, was 
mit der Hypothese im Einklang steht, dass der kompetenzabhängige technologische Wandel 
wie auch Verlagerungen in den internationalen Handelsstrukturen die relative Nachfrage 
nach gering qualifizierten Arbeitskräften in OECD-Ländern verringert haben. Allerdings 
schnitten gering qualifizierte Arbeitskräfte dort noch schlechter ab, wo die Gesamt- 
beschäftigung schwach war, wobei die stärksten Rückgänge der Beschäftigungsquote für 
gering qualifizierte Personen in der Tschechischen Republik, Schweden und der Türkei 
verzeichnet wurden. 

2. Sind die Fortschritte nachhaltig? 

Dieser Abschnitt untersucht, bis zu welchem Grad bei der Verbesserung der 
Gesamtfunktionsweise der Arbeitsmärkte in den OECD-Ländern nachhaltige Fortschritte 
erzielt worden sind. Die Untersuchung setzt an bei einem Basisindikator für strukturellen 
Fortschritt, d.h. der Prüfung der Frage, ob ökonometrische Schätzungen der „natürlichen" 
Arbeitslosenquote darauf hindeuten, dass niedrigere Arbeitslosenquoten nunmehr auf- 
rechterhalten werden können, ohne eine Beschleunigung der Inflation auszulösen 16 . In der 
Tat bestätigen NAIRU-Schätzungen der OECD eine Tendenz zur Absenkung der natür- 
lichen Arbeitslosenquote im vergangenen Jahrzehnt, so dass sich dann die Frage an- 
schließt, ob strukturelle Faktoren identifiziert werden können, die für diesen erkennbaren 
Fortschritt (und seine Uneinheitlichkeit unter den OECD-Ländern) verantwortlich sind. 
Folglich wird eine Reihe institutioneller Faktoren untersucht, die nach entsprechenden 
Forschungsarbeiten für die NAIRU bestimmend sind, um zu prüfen, ob sie sich in einer 
Art und Weise verändert haben, die Rückschlüsse in Bezug auf die Erreichung strukturel- 
ler Fortschritte zulassen würde 17 . In der einschlägigen Literatur wird häufig darauf ver- 
wiesen, dass geeignete Maßnahmen und institutionelle Regelungen zu einer Verringerung 
der natürlichen Arbeitslosenquote führen können, indem sie für einen besseren Ausgleich 
zwischen offenen Stellen und Arbeitslosen sorgen 18 . Diese Möglichkeit wird hier mit 
Hilfe der so genannten „Beveridge -Kurven" untersucht. Ein zweiter Kanal, über den 
Strukturreformen zur Absenkung der NAIRU beigetragen haben könnten, wären Verbes- 
serungen der Rahmenbedingungen für die Lohnfindung, mit denen der Aufwärtsdruck auf 
die Löhne gedämpft und erreicht worden wäre, dass sie stärker auf die Marktbedingungen 
reagieren. Deshalb wird die Entwicklung von Reallöhnen und Arbeitskosten während der 
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vergangenen zehn Jahre analysiert. Schließlich werden empirische Daten vorgelegt, an- 
hand derer die Frage geklärt werden soll, ob das Beschäftigungswachstum im privaten 
Unternehmenssektor dynamischer geworden ist. 

A. Die NAIRU ist im Trend gefallen 

Tabelle 1.3 enthält Daten zur Entwicklung der natürlichen Arbeitslosenquoten, wie 
sie sich in den vergangenen zehn Jahren in den 21 Ländern, für die OECD-Schätzungen 
der NAIRU verfügbar sind, vollzogen haben. Es ist ein verbreiteter, aber nicht universel- 
ler Trend zu einer Verringerung auszumachen, wobei die NAIRU -Werte in 12 Ländern 
gefallen, in 4 Ländern stabil geblieben und in 5 Ländern gestiegen sind. Positiv ist außer- 
dem zu vermerken, dass sich die Fortschritte bei der Verringerung der NAIRU über- 
wiegend auf Länder konzentrierten, die Anfang der neunziger Jahre eine relativ hohe 
natürliche Arbeitslosenquote aufwiesen. Der durchschnittliche NAIRU -Wert betrug 1991 
in den 12 Ländern, in denen er im darauf folgenden Jahrzehnt zurückging, 8,4%, gegen- 
über 5,3% in Ländern mit einer stabilen Entwicklung und 5,1% in Ländern mit einem 
Anstieg dieses Wertes 19 . 

Innerhalb des Euroraums war der Rückgang der NAIRU in Irland und den Nieder- 
landen (mit 8% bzw. 3%) besonders ausgeprägt, aber sehr viel geringer oder praktisch 
kaum wahrnehmbar in Deutschland, Frankreich und Italien. Außerhalb des Euroraums 
verzeichneten Dänemark, Kanada, und das Vereinigte Königreich unter den OECD- 
Ländern die stärkste Reduzierung der natürlichen Arbeitslosigkeit. Ein deutlicher, wenn 
auch geringfügiger Rückgang ist ebenfalls in Australien und Neuseeland eingetreten. In 
den Vereinigten Staaten ist der NAIRU-Wert gegenüber einem relativ niedrigen Niveau 
leicht gesunken. Erhöhungen der NAIRU um 1,5-2 Prozentpunkte wurden in Finnland, 
Griechenland, Island und Japan beobachtet. 

Die Schätzung der natürlichen Arbeitslosenquoten ist mit größeren konzeptuellen 
und empirischen Schwierigkeiten verbunden (Richardson et al., 2000). So wären die 
Belege für strukturelle Fortschritte wesentlich überzeugender, wenn nachgewiesen 
werden könnte, dass die Verringerungen der geschätzten NAIRU-Werte mit Verbesse- 
rungen bei wichtigen Determinanten der Arbeitsmarktergebnisse insgesamt einhergingen. 
In den folgenden Unterabschnitten wird untersucht, ob dies der Fall ist. 

B. Beim Matching zwischen Arbeitslosen und offenen Stellen sind kaum 
Verbesserungen eingetreten 

Für die meisten Länder haben sich die Beveridge-Kurven bis zu den achtziger Jahren 
nach rechts verlagert, was bei einem Anstieg der Arbeitslosigkeit (gegenüber den in den 
sechziger Jahren verzeichneten Tiefständen) auf ein wachsendes Missverhältnis zwischen 
Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt hindeutet (vgl. Kasten 1.1 wegen einer 
Erläuterung der Beveridge-Kurve). Abbildung 1.5 zeigt die Entwicklung der Arbeits- 
losen- und Vakanzdaten seit 1980 für verschiedene Länder auf, um zu beurteilen, ob die 
OECD-Länder in jüngerer Zeit eine Trendwende erlebt und ob sich ihre Beveridge- 
Kurven erneut nach links verschoben haben 20 . Eine solche Trendwende ist Anfang bzw. 
Mitte der achtziger Jahre in vier Ländern sichtbar: Kanada, den Niederlanden, Portugal 
und den Vereinigten Staaten 21 . In Neuseeland, der Schweiz und Spanien haben sich die 
Bedingungen in den achtziger Jahren weiter verschlechtert, bevor gegen Ende der neunziger 

OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



1 . Mehr und bessere Arbeitsplätze? Gesamtbilanz der vergangenen zehn Jahre 



Table 1.3. 


The NAIRU has declined in a majority of countries 


OECD estimates of the structural rate of unemployrnent" 1 in 


selected countries b , 1991 and 2001 




1991 


2001 


1991-2001 change 


Falling HAIRU average 1991 = 8.4 


Ireland 


14.3 


6.4 


-7.9 


Netherlands 




4.0 




United Kingdom 


8.2 


5.5 


-2.6 


Denmark 


7.3 


4.9 




Spain 


13.4 


11.5 


-1 .9 




Belgium 


8.8 


7.2 


-1 .6 


NewZealand 


7.0 


5.4 


-1.5 


Norway 


4.9 


3.6 


-1 .4 


Portugal 


4.7 


3.8 


-1 .0 


Australia 


6.8 


6.2 


-0.7 


France 


9 7 




0 4 


Stahle NAIRU average 1991 = 5.3 


Italy 


9.3 


9.2 


-0.1 


Switzerland 


1.7 


1.8 


0.0 


Austria 


4.8 


4.9 


0.1 


Rising NAIRU average 1991 = 5.1 


Germany 


6.7 


7.3 


0.6 


Japan 


2.4 


3.9 


1.5 






8.6 




Iceland 


1.5 


3.5 


2.0 


Euro zone c 


8.6 


8.3 


-0.3 


OECD'' 


6.3 


6.1 


-0.2 



a) The structural rate of unemployment is the OECD's estimate of the non-accelarating Inflation rate of 
unemployment (NAIRU), which is estimated using a Kalman-filtering approach that embodies a reduced-form 
Phillips curve, as described in Richardson et al. (2000). The estimated levels of the NAIRU are subject to significant 
margins of error, but the margin is significantly less than what is obtained using Standard univariate filtering 
techniques, such as the Hodrick-Prescott filter. 

V) Countries ordered by 1991-2001 change in the NAIRU. 

c) Labour- force weighted average of European countries. 

d) Labour-force weighted average of countries shown. 
Source: OECD Economic Outlook, No. 72, June 2002. 



Jahre eine Verbesserung einsetzte. Für die Mehrzahl der abgebildeten Länder ist aller- 
dings keine Verbesserung erkennbar, auch nicht für den Euroraum. Vielmehr scheint sich 
die Beveridge-Kurve in einer Reihe von Ländern, darunter Belgien, Deutschland, Japan, 
Norwegen und Österreich, weiter in eine negative Richtung verlagert zu haben. Andere 
Länder lassen sich schwerer einordnen, da für diese nicht klar ist, ob zwischen konjunktu- 
rellen und strukturellen Komponenten unterschieden werden kann. 

Die einfache in Kasten 1.1 beschriebene Regressionsmethode lässt erkennen, dass 
der Matching-Prozess zwischen Arbeitslosen und offenen Stellen in einer kleinen Zahl 
von OECD-Ländern in letzter Zeit effizienter geworden ist, selbst wenn die Verbesserun- 
gen nicht in allen Ländern zum gleichen Zeitpunkt eingetreten sind. Es ist auch plausibel, 
dass diese Verbesserungen zumindest teilweise das Ergebnis von Strukturreformen 
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Chart 1.5. Limited evidence for an improvement in the matching process 

Beveridge curves for the euro area and selected OECD countries, 1980-2001 
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Chart 1.5. Limited evidence for an improvement in the matching process (cont.) 

Beveridge curves for the euro area and selected OECD countries, 1980-2001 
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a) Population-weighted average of the euro area countries shown. 

Source: OECD Analytical Database; Secretariat calculations based on data provided by the National Labour Market 
Authority for Denmark; by the Istituto per lo Suiluppo della FOrmazione professionale dei Lavoratori (ISFOL) for Italy; and 
Nickell et dl. (2003) for France. 
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Kasten 1 . 1 Was ist die Beveridge-Kurve? 

Die Reallokation von Arbeitskräften vollzieht sich normalerweise in einem Umfeld, das 
durch die Koexistenz von Arbeitslosen und offenen Stellen gekennzeichnet ist. Darin 
spiegeln sich Friktionen am Arbeitsmarkt sowie die Tatsache wider, dass es Zeit braucht, bis 
ein zufriedenstellendes Matching zwischen Arbeitskräfte- und Stellenangebot erreicht ist. 
Die graphische Darstellung der Relation zwischen Arbeitslosenquote und Vakanzquote ist 
als Beveridge-Kurve oder U-V-Kurve bekannt (vgl. Blanchard und Diamond, 1989; sowie 
Nickell et al., 2003). Die Lage der Beveridge-Kurve im U-V-Raum beeinflusst das lang- 
fristige Niveau der natürlichen Arbeitslosenquote: eine Kurve, die weit links liegt (d.h. nahe 
an der vertikalen Achse) deutet darauf hin, dass Arbeitslose leicht in offene Stellen vermittelt 
werden, was mit einer niedrigen NAIRU im Einklang steht, während eine weit rechts liegende 
Kurve ein erhebliches Mismatch und eine hohe natürliche Arbeitslosenquote anzeigt. Ein- 
schränkungen in Bezug auf die Verfügbarkeit und Qualität der Daten zu offenen Stellen 
erschweren die Durchführung empirischer Analysen dieser Verlaufsmuster aber erheblich 1 . 

Da sich die Arbeitslosigkeit und die Anzahl der offenen Stellen mit Schwankungen in 
der gesamtwirtschaftlichen Tätigkeit verändern, kann die Lage der Kurve Hinweise auf die 
Position der Wirtschaft im Konjunkturzyklus geben. So sind Rezessionen beispielsweise 
generell Zeiten mit hoher Arbeitslosigkeit und wenigen offenen Stellen, was Punkten am un- 
teren rechten Ende der Kurve entspricht, während für Expansionsphasen das Gegenteil gilt, 
was Punkten am oberen linken Ende entspricht. Allerdings ist die Beveridge-Kurve keine ge- 
rade diagonale Linie, sondern vielmehr eine Kurve, die entsprechend den gegen den Uhrzei- 
gersinn laufenden Bewegungen der Arbeitslosenzahlen und der Zahl der offenen Stellen im 
Konjunkturzyklus gezogen wird, da konjunkturell bedingte Veränderungen bei der Arbeits- 
losigkeit generell später einsetzen als bei der Zahl der offenen Stellen. 

Die Beveridge-Kurve kann ihre Lage auch unter dem Einfluss von strukturellen Faktoren 
ändern. Eine Verschiebung der Kurve nach rechts würde auf einen Anstieg der natürlichen 
Arbeitslosenquote hindeuten, während eine Verlagerung nach links einen Rückgang dieser 
Quote impliziert. Eine optische Untersuchung von U-V-Paaren für die letzten zwei Jahrzehnte, 
wie sie in Abbildung 1.5 dargestellt sind, liefert erste Anhaltspunkte für eine eventuelle Ver- 
lagerung der Beveridge-Kurve. Es bedarf jedoch einer mehr formalen statistischen Analyse, 
um auf einem „Augenscheintest" basierende Eindrücke zu überprüfen. Laut Nickell et al. 
(2003) lassen sich Verlagerungen der Beveridge-Kurve durch die Trendgrößen einer Regres- 
sion in folgender Form erfassen: 

In u t = öTq + (Xy In u f _y + In v t + a^t + + a^t 3 

wobei u die Arbeitslosenquote, v die Vakanzquote und t einen Zeittrend bezeichnet. Zum 
Beispiel würde ein optischer Eindruck, dass sich die Beveridge-Kurve nach links (rechts) 
verlagert hat, durch Regressionsschätzungen bestätigt, die auf einen fallenden (steigenden) 
Zeittrend hindeuten. Obgleich die Ergebnisse hier nicht dargestellt sind, wurde diese Methode 
zur Überprüfung von im Haupttext genannten Unterschieden zwischen den Ländern in Bezug 
auf Verschiebungen der U-V-Lage in den vergangenen zwanzig Jahren herangezogen. 
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Für eine ganze Reihe von OECD-Ländern liegen keine Daten zu offenen Stellen vor, was Vergleiche mit 
Ländern, wo entsprechende Daten verfügbar sind, schwierig macht. In den meisten der in Abbildung 1.5 
erfassten Länder basieren die Vakanzdaten auf der Zahl der bei den öffentlichen Arbeitsämtern gemelde- 
ten freien Stellen. Kanada, die Vereinigten Staaten und Italien gehen dabei jedoch von der Zahl der 
Stellenangebote aus, die von den Unternehmen in führenden Zeitungen in einer Reihe von Großstädten 
aufgegeben werden. Die Daten für Frankreich beziehen sich auf einen Index für Arbeitskräftemangel. 
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sind (vgl. Kasten 1.2 wegen einer Zusammenfassung der Bereiche, wo von bestimmten 
Politikmaßnahmen ein Einfluss auf die Position der Beveridge-Kurve erwartet werden kann). 
Indem sie die Beschäftigungsfähigkeit von arbeitslosen Personen verbessern, tragen diese 
Reformen zu einer Verringerung der Arbeitskräfteknappheit und mithin einem Rückgang 
der Arbeitslosigkeit bei, ohne Inflationsdruck entstehen zu lassen. 



Kasten 1.2 Welche Faktoren sorgen für eine Verlagerung 
der Beveridge-Kurve? 

Das System der Arbeitslosengeldleistungen wirkt sich direkt auf die Bereitschaft 
Arbeitsloser zur Besetzung offener Stellen aus. Die wichtigsten Aspekte des Systems 
sind der Leistungsumfang und die Leistungsbezugsdauer, der erfasste Personenkreis, die 
Frage, wie strikt es angewendet wird und in welchem Maße Arbeitslose angemessene 
Beratung und Unterstützung vom Arbeitsamt erhalten (vgl. Nickell, 1997; Nickell und 
Layard, 1997; Nickell und Van Ours, 2000; Lalive et al., 2002; sowie Kapitel 4). 

Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik (ALMP) können das Matching zwischen 
Arbeitslosen und offenen Stellen ebenfalls erleichtern. Sinn und Zweck von ALMP ist 
es, den Arbeitslosen eine aktive Unterstützung zu bieten, die ihre Beschäftigungschancen 
verbessert (vgl. Kapitel 4). Beispielsweise kann die öffentliche Arbeitsmarktverwaltung 
dabei helfen, Arbeitsuchende mit Arbeitgebern in Kontakt zu bringen, die geeignete 
Stellen ausschreiben (Arbeitsvermittlung). Das vorhandene Stellenangebot verlangt 
möglicherweise andere Qualifikationen, als sie der Arbeitslose besitzt, so dass entspre- 
chende Schulungsmaßnahmen notwendig sind. Das Qualifikations-Mismatch kann ein 
besonderes Problem für die Langzeitarbeitslosen darstellen, deren allgemeine Fertig- 
keiten sich mangels Einsatz vielleicht verschlechtert haben und/oder deren spezifische 
Kompetenzen für potentielle Arbeitgeber u.U. nicht von Wert sind. Ein ähnliches 
Mismatch kann junge Menschen betreffen, die die Schule verlassen, ohne die vom 
Arbeitsmarkt geforderten Qualifikationen erworben zu haben. 

Die Beschäftigungsschutzbestimmungen (BSB), die das Niveau der Beschäftigungs- 
sicherheit festlegen, darunter auch Regelungen für Zeitverträge, Zeitarbeitsfirmen 
und sonstige Formen der befristeten Beschäftigung, können die Effizienz des Matching- 
Prozesses beeinflussen. Strenge BSB lassen die Unternehmen bei Einstellungen vorsich- 
tiger vorgehen, was die Rückkehr von Arbeitslosen in ein Beschäftigungsverhältnis ver- 
langsamt und die Effizienz des Matching-Prozesses verringert. Eine weitere Komplika- 
tion besteht darin, dass einige Länder strenge Beschäftigungsschutzbestimmungen für 
regulär Beschäftigte aufrechterhalten, zugleich aber die Regelungen für Zeitverträge 
gelockert haben. Diese Kombination hat in einigen Ländern zu einer raschen Expansion 
von Zeitverträgen geführt, womit der Zugang an neuen Stellen und neuen Arbeitslosen 
stärker wird, da zeitlich befristete Stellen regelmäßig neu besetzt werden (OECD, 2002a; 
Boeri et al., 2000; Blanchard und Giavazzi, 2000; Saint-Paul, 1999). 

Eine begrenzte geographische Mobilität stellt ein weiteres Hindernis für das Matching 
zwischen Arbeitsuchenden und verfügbaren Arbeitsplätzen dar (Oswald, 1997). Geo- 
graphische Präferenzen, Eigenheimbesitz oder familiäre Pflichten schränken für viele 
Arbeitskräfte die Gebiete ein, in denen sie zu arbeiten bereit sind. Diese Immobilität 
erklärt die oft über lange Zeiträume bestehende Koexistenz von Arbeitskräftemangel in 
einigen Regionen eines Landes und hoher Arbeitslosigkeit in anderen. 
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C. Die Lohnfindung war geprägt von größerer Zurückhaltung 

Im vorangegangenen Unterabschnitt wurden einige Belege dafür angeführt, dass 
Strukturreformen in den vergangenen zehn Jahren in einigen OECD-Ländern zur Verbesse- 
rung des Matching zwischen Arbeitslosen und offenen Stellen und mithin der Arbeitsmarkt- 
ergebnisse beigetragen haben könnten. Ein weiterer Faktor, der die natürlichen Arbeits- 
losenquoten verringert haben könnte, ist die größere Lohnmäßigung, insbesondere in 
Ländern, in denen die Reallöhne zuvor rascher gestiegen waren als die Produktivität. 
Institutionelle und politische Faktoren, die für eine Verlagerung der Beveridge-Kurve 
sorgen können, haben wahrscheinlich auch Einfluss auf das Verhalten bei der Lohnfindung, 
direkt oder indirekt (d.h. über ihren Effekt auf die Arbeitslosigkeit). Einige Merkmale des 
institutionellen Rahmens für die Lohnfindung wirken sich auch unmittelbar auf die Löhne 
aus, ohne den Matching-Prozess direkt zu beeinflussen. Hierzu zählen gewerkschaftlicher 
Organisationsgrad, Koordination bei den Lohnverhandlungen, Mindestlöhne, Besteue- 
rung des Faktors Arbeit und die Stärke des Produktmarktwettbewerbs (vgl. Kasten 1.3). 
In diesem Unterabschnitt werden Daten zum Reallohnwachstum, zur Produktivität und zu 
den Lohnstückkosten untersucht, um zu beurteilen, ob der geringere Lohndruck in Ländern, 
in denen die Lohnquote auf ein sehr hohes Niveau gestiegen war, für einen Rückgang der 
strukturellen Arbeitslosenquote gesorgt hat 22 . 

Im Verhältnis zu den Produktivitätsfortschritten blieb das Reallohn Wachstum im 
Unternehmenssektor in den neunziger Jahren moderat, was sich in der Mehrzahl der 
Länder, für die Daten verfügbar sind, in einer abnehmenden Lohnquote widerspiegelte 
(Tabelle 1.A1.1 im Anhang). Besonders stark ist die Lohnquote zwischen 1990 und 2002 
in Finnland und Korea zurückgegangen, nämlich um über 10 Prozentpunkte, eine spürbare 
Abnahme wurde auch in Australien, Frankreich, Irland, Italien und Schweden verzeich- 
net. Die Verringerungen der Lohnquote waren in der ersten Hälfte der neunziger Jahre 
ausgeprägter, als die starke Arbeitsmarktflaute den Effekt von Politikinitiativen zur Dämp- 
fung des Lohnwachstums verstärkte. Mit wieder angespannter werdenden Arbeitsmärkten 
in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts gingen die Entwicklungen stärker auseinander, 
wobei die Zahl der Länder mit steigender Lohnquote fast ebenso groß war wie die der 
Länder mit sinkender Quote. Norwegen und das Vereinigte Königreich verzeichneten 
zwischen 1995 und 2002 (mit 11 bzw. 8 Prozentpunkten) einen besonders drastischen 
Anstieg der Lohnquote. 

Unter dem Aspekt wirtschaftlicher Effizienz ist eine Dämpfung des Reallohnwachs- 
tums nur wünschenswert, wenn die Reallöhne in der Vergangenheit rascher gestiegen 
sind als die Produktivität, und ein exzessives Lohnniveau damit zu einem Hindernis für 
die Schaffung von Arbeitsplätzen geworden ist. Die in Tabelle LA 1.1 im Anhang 
wiedergegebenen Daten zeigen, dass die Lohnquote in zahlreichen OECD-Ländern in den 
siebziger Jahren drastisch gestiegen war (mit der nennenswerten Ausnahme der Vereinig- 
ten Staaten), sich diese Entwicklung in vielen dieser Länder dann aber umgekehrt und die 
Quote in den achtziger Jahren zu sinken begonnen hat 23 . Die Löhne sind jedoch nur eine 
Komponente der gesamten realen Arbeitskosten je Beschäftigten. Wenn der Anteil der 
Lohnnebenkosten am gesamten Bruttoarbeitsentgelt steigt, werden die Trendentwicklungen 
der Lohnquote das Ausmaß der Lohnmoderation generell überzeichnen. Abbildung 1.6 
zeigt, dass die gesamten realen Arbeitskosten im Euroraum und in Japan in den siebziger 
Jahren rascher zugenommen hatten als die Arbeitsproduktivität, der Anstieg der Produk- 
tivität in den achtziger Jahren aber mit dem der Arbeitskosten gleichzog und diesen 
in den neunziger Jahren im Euroraum sogar überflügelte. Demgegenüber hat die Arbeits- 
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Chart 1.6. Productivity has grown more rapidly than real labour costs, favouring 

employment growth 

Growth in real labour costs, labour productivity and employment, 1970-2001 
Index 1970 = 100 





Labour costs 




Productivity 


Employment 




Euro area ' 



















































"N ^ **** 

































1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 





OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



39 



1. Mehr und bessere Arbeitsplätze? Gesamtbilanz der vergangenen zehn Jahre 



40 



Kasten 1.3 Was beeinflusst die Lohnfindung? 

Die institutionellen Faktoren, die den Matching-Prozess zwischen Arbeitsuchenden und 
offenen Stellen verbessern (Kasten 1.2) dürften auch das Lohnniveau beeinflussen. Daneben 
ist der Rahmen für die Lohnfindung ein wichtiger Einflussfaktor für das Lohnwachstum und 
mithin die Arbeitsmarktergebnisse. 

• Es ist zu erwarten, dass die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften einen Aufwärts- 
druck auf die Löhne ausübt, wodurch das Niveau der natürlichen Arbeitslosenquote an- 
gehoben wird (Layard et al., 1991). Dieser Effekt wird wahrscheinlich verstärkt, wenn 
an den Produktmärkten eine Monopolmacht gegeben ist, die zu einem erheblichen Preis- 
aufschlag auf die Produktionskosten führt (Nicoletti et al., 2001). Der von den Gewerk- 
schaften ausgehende Aufwärtsdruck auf die Löhne kann jedoch ausgeglichen werden, 
wenn die Lohnverhandlungen auf Sektor- oder Betriebsebene koordiniert werden. Die 
Lohnverhandlungen werden als koordiniert betrachtet, wenn die beteiligten Parteien die 
Konsequenzen eines jeden Lohnabschlusses für die übrige Wirtschaft berücksichtigen. 
Die Koordinierung kann über eine Zentralisierung der Lohnverhandlungen auf nationaler 
Ebene erfolgen, obgleich Zentralisierung nicht unbedingt notwendig ist. Eine Koordinie- 
rung kann auch dort erreicht werden, wo die Löhne auf Branchen- oder Unternehmens- 
ebene ausgehandelt werden, und zwar mit Hilfe von Koordinierungseinrichtungen wie 
nationalen Gewerkschafts- und Arbeitgeberverbänden, die die Verhandlungspartner bei 
einem konzertierten Vorgehen unterstützen (Ochel, 2000). 

• Gewerkschaftliche Macht kann die natürliche Arbeitslosenquote auch erhöhen, wenn sie 
die relativen Löhne zu stark komprimiert, und ebenso können dies gesetzliche Mindest- 
löhne, wenn sie zu hoch angesetzt sind. Eine einheitliche nationale Lohnskala kann z.B. 
in Regionen mit geringerer Produktivität zu hoher Arbeitslosigkeit führen. Dezentra- 
lisierte Lohnverhandlungen könnten vielleicht dazu beitragen, die großen regionalen 
Ungleichgewichte zu verringern, die für viele europäische Länder charakteristisch sind, 
da eine an der Produktivität orientierte Lohngestaltung Anreize für die Schaffung von 
Arbeitsplätzen in wirtschaftlich weniger fortgeschrittenen Regionen bieten und Arbeits- 
lose dazu veranlassen würde, in Hochlohnregionen umzuziehen (OECD, 1997). Ähn- 
liche Probleme werden aufkommen, wenn die Lohnunterschiede nach Qualifikations- 
niveau so stark komprimiert sind, dass Arbeitgeber zögern, die am wenigsten qualifizier- 
ten Arbeitskräfte einzustellen. Ein spezifischer Mindestlohn für Arbeitskräfte mit gerin- 
ger Produktivität, wie Schulabgänger, kann die zuletzt genannten Probleme weitgehend 
reduzieren (OECD, 1998a; Dolado et al, 1996). 

• Die Besteuerung des Faktors Arbeit kann ebenfalls einen Anstieg der natürlichen 
Arbeitslosenquote bewirken. Die Steuern, die für die Beschäftigung am stärksten ins 
Gewicht fallen, sind jene, die einen „Keil" bilden zwischen dem realen Produktlohn 
(Arbeitskosten je Beschäftigten, bezogen auf die Erzeugerpreise) und dem realen 
Konsumlohn (Lohn nach Steuern, bezogen auf den Verbraucherpreisindex), namentlich 
Lohnsummensteuern, Einkommensteuern und Verbrauchsteuern. Nach der Wirtschafts- 
theorie hängt der Effekt eines derartigen Steuer- und Abgabenkeils davon ab, in 
welchem Maße die steuerliche Belastung auf die Löhne abgewälzt wird, was wiederum 
von vielen potentiell kompensierenden Faktoren abhängt (z.B. der Existenz eines 
Mindestlohns und der Organisation der Lohnverhandlungen). In der empirischen Litera- 
tur, in der der Effekt der Arbeitsbesteuerung auf die natürliche Arbeitslosenquote unter- 
sucht wird, finden sich keine übereinstimmenden Ergebnisse. Mehrere in jüngster Zeit 
durchgeführte Studien deuten jedoch daraufhin, dass diese Steuern für eine Erhöhung der 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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(Fortsetzung) 

Arbeitslosigkeit sorgen und die Größenordnung dieses Effekts von dem nationalen 
Lohnfindungsprozess abhängt: Daveri und Tabellini (2000) sowie Nickeil et al. (2003) 
stellen fest, dass Beschäftigungssteuern die natürliche Arbeitslosenquote erhöhen, dass 
dieser Effekt aber in Volkswirtschaften mit koordinierten Lohnverhandlungen geringer 
ist 1 . Anders gesagt könnte die Besteuerung des Faktors Arbeit in Belgien, Deutschland, 
Frankreich, Italien, den Niederlanden (vor dem Wassenaar-Abkommen ) und Spanien 
besonders schädliche Auswirkungen auf die Arbeitslosigkeit gehabt haben, während ihr 
Effekt in den nordischen Ländern wie Finnland, Norwegen und Schweden weniger stark 
ausgeprägt war, da der koordinierte Lohnfindungsprozess dort dazu beitrug, die nega- 
tiven Auswirkungen auf die Beschäftigung abzuschwächen. 

• Das Konzept des Reallohnwiderstands ist nützlich, um den Effekt der Lohnverhand- 
lungsstrukturen auf die natürliche Arbeitslosenquote und ihre Entwicklung zu verstehen. 
Der Gedanke dahinter ist, dass die Arbeitskräfte versuchen werden, die zuletzt erzielten 
Reallohnwachstumsraten aufrechtzuerhalten, selbst wenn die mit stabiler Beschäftigung 
zu vereinbarende Rate infolge eines negativen Schocks (Ölpreishausse, Verlangsamung 
des Produktivitätswachstums, Anstieg der Realzinssätze, Ausweitung des Steuer- und 
Abgabenkeils oder Verschlechterung der Terms of Trade) sinkt. Bei einem Reallohn- 
widerstand steigen die realen Arbeitskosten nach derartigen Schocks, da die Arbeitgeber 
nicht in der Lage sind, einen Teil der Belastung auf die Arbeitnehmer abzuwälzen, 
indem sie die Lohnwachstumsrate reduzieren. Diese Situation kann vor allem bei einem 
starken gewerkschaftlichen Organisationsgrad auftreten oder wenn die Löhne automa- 
tisch an einen Einzelhandelspreisindex gebunden sind. In einigen theoretischen Model- 
len hat der Reallohnwiderstand nur einen vorübergehenden Effekt auf die Arbeitslosig- 
keit, da der anfängliche Anstieg der Arbeitslosigkeit die Löhne schließlich so weit nach 
unten drückt, dass die Arbeitskosten zu ihrem ursprünglichen Niveau zurückkehren. 
Mortensen und Pissarides (1999) zeigen jedoch, dass eine Erhöhung der Lohnsummen- 
steuern in einem zweiseitigen Modell zur Ermittlung der Gleichgewichtsschwelle zu 
einem dauerhaften Anstieg der natürlichen Arbeitslosenquote führen kann. 



1. Die Schätzungen von Nickeil et al. (2003) deuten darauf hin, dass ein Anstieg der Arbeitgebersozial- 
abgaben um 10 Prozentpunkte bei durchschnittlichem Koordinierungsgrad langfristig zu einer Zunahme 
der Arbeitslosigkeit um rd. 1,5 Prozentpunkte führt. Diese neueren Erkenntnisse weichen von früheren 
Forschungsarbeiten von Nickeil und verschiedenen Koautoren ab, bei denen die Effekte von Beschäfti- 
gungssteuer als inexistent oder recht gering befunden wurden (vgl. Bean et al., 1986; Layard et al., 1991; 
sowie Nickeil und Layard, 1999). 

2. Nach dem 1982 zwischen Regierung und Sozialpartnern getroffenen Wassenaar-Abkommen verzichteten 
die niederländischen Gewerkschaften auf eine Preisindexierung der Löhne und verpflichteten sich zu 
Mäßigung bei künftigen Lohnforderungen als Gegenleistung für eine Reihe von Zusagen des Arbeit- 
geberverbands und der Regierung, u.a. im Hinblick auf Arbeitszeitverkürzungen und verbesserte 
Arbeitsbedingungen für Teilzeitkräfte. Nickell und Van Ours (2000) erörtern das so genannte „Nieder- 
ländische Wunder" nach Wassenaar. 



Produktivität in den Vereinigten Staaten in den vergangenen zwanzig Jahren durchweg 
stärker zugenommen als die Gesamtarbeitskosten, was vielleicht zu dem vergleichsweise 
stärkeren Beschäftigungswachstum in diesem Land, aber auch zu einer relativen Stagna- 
tion des Lohn- und Gehaltsniveaus beigetragen hat (Mishel et al., 2003). Das Wachstum 
der Arbeitskosten (und der Löhne) hat sich in den Vereinigten Staaten nach 1995 merk- 
lich beschleunigt, eine Entwicklung, die stark mit der im Euroraum beobachteten Ver- 
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langsamung kontrastiert. Ein recht ausgeprägter Trend zu einem langsameren Wachstum 
der realen Arbeitskosten war in letzter Zeit auch in Japan, Korea und der Türkei zu ver- 
zeichnen (vgl. Tabelle 1.A1.2 im Anhang). 

D. Ein dynamischeres Beschäftigungswachstum im privaten Sektor 

Sollte die Lohnfindung nunmehr stärker auf die Marktbedingungen reagieren, müsste 
diese Veränderung dem Beschäftigungswachstum im Unternehmenssektor besonders för- 
derlich sein. In der Tat wurde bei der Diagnose der Ursachen der hohen Arbeitslosigkeit 
im Rahmen der OECD Jobs Study (OECD, 1994b) die Tatsache hervorgehoben, dass der 
Nettobeschäftigungszuwachs im Unternehmenssektor in den siebziger und achtziger Jahren 
in einer ganzen Reihe von OECD-Ländern schwach, wenn nicht sogar negativ war. Abbil- 
dung 1.7 zeigt, dass die Entwicklung in den neunziger Jahren ganz anders verlief und die 
Beschäftigungsgewinne in der Mehrzahl der OECD-Länder größtenteils im privaten Sektor 
zustande kamen. Das war in den meisten EU-Ländern der Fall, wo der Kontrast zu frühe- 
ren Jahrzehnten (insbesondere den siebziger Jahren) frappierend ist 24 . Selbst bei kräftige- 
rem Beschäftigungswachstum im privaten Sektor während der vergangenen zehn Jahre 
wurden in mehreren europäischen Ländern, darunter in Deutschland, Schweden, Ungarn 
und dem Vereinigten Königreich, in erheblichem Umfang Arbeitsplätze im öffentlichen 
Sektor abgebaut. Außerhalb Europas expandierte die Beschäftigung im privaten Sektor in 
der Regel ebenfalls stärker als im öffentlichen Sektor, obwohl der Bruch mit der Entwick- 
lung in vorangegangenen Jahrzehnten generell weniger ausgeprägt war. 



Chart 1.7. Business sector empioyment shows dynamism 

Total empioyment growth in the public and private sectors, 1991-2001"' b 
Percentage change 



I Change in public sector empioyment 



I I Change in business sector empioyment 



100 



60 



40 



20 



-20 

























J . 


„„Olli 0.1 II ] 






1 d 









:<> c fc C 



OECD: Population-weighted average of countries shown. 

a) Countries in ascending order by growth in business sector empioyment. 

b) 1993-2001 for the Czech Republic and Poland; 1994-2001 for Hungary and the Slovak Republic. 
Source: OECD Economic Outlook, No. 72, June 2002. 
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E. Gesamtbeurteilung der strukturellen Fortschritte 

Die in diesem Abschnitt untersuchten Fakten zeichnen ein etwas uneinheitliches 
Bild, deuten insgesamt aber darauf hin, dass die in den letzten zehn Jahren eingetretenen 
Verbesserungen bei den Arbeitsmarktergebnissen zu einem erheblichen Teil struktureller 
Natur sind und sich mithin als nachhaltig erweisen könnten. Die deutlichsten Hinweise auf 
Strukturverbesserungen liefern die tendenziell niedrigeren NAIRU-Schätzungen sowie 
die Tatsache, dass diese Tendenz mit Befunden übereinstimmt, wonach der Aufwärts- 
druck auf die Löhne nachgelassen hat und das Beschäftigungswachstum im privaten 
Unternehmenssektor dynamischer geworden ist. Dagegen ergibt die Analyse der Beveridge- 
Kurven weniger Anhaltspunkte für strukturelle Verbesserungen und legt den Schluss 
nahe, dass der Matching-Prozess zwischen Arbeitsuchenden und offenen Stellen nur in 
einigen wenigen Ländern effizienter geworden ist (wobei allerdings der problematische 
Charakter von Vakanzdaten berücksichtigt werden sollte). 

3. Mehr und bessere Arbeitsplätze? 

Gingen mit der zuvor geschilderten quantitativen Verbesserung der Beschäftigungs- 
ergebnisse auch entsprechende qualitative Verbesserungen einher? In dieser Frage besteht 
kein Konsens. Einige Analysten betonen, dass sich die angespannten Arbeitsmärkte der 
späten neunziger Jahre positiv auf die Arbeitsplatzqualität ausgewirkt haben und vor 
allem den benachteiligten Gruppen in der Erwerbsbevölkerung zugute kamen (Mishel 
et al., 2003), wohingegen andere Bedenken äußern, dass das besonders beschäftigungs- 
fördernde Wachstum, das einige Länder in den neunziger Jahren erzielten, durch eine 
drastische Zunahme von Arbeitsplätzen mit minderer Qualität gekennzeichnet gewesen 
sei (Gregg und Wadsworth, 2000). Um diese Frage näher zu beleuchten, werden im vor- 
liegenden Abschnitt Daten über verschiedene Aspekte der Arbeitsplatzqualität und ihrer 
Entwicklung in den vergangenen zehn Jahren zusammengetragen: Inzidenz der Niedrig- 
lohnbeschäftigung und globale Verdienstungleichheiten, Inzidenz gefährlicher und mit 
hoher Stressbelastung verbundener Arbeitsplätze, Inzidenz von Teilzeit- und befristeter 
Beschäftigung sowie das Ausmaß der Beschäftigungsunsicherheit. 

A. Sind die neuen Arbeitsplätze gut bezahlt? 

Die Zahl der gut bezahlten Arbeitsplätze ist recht rasch gestiegen ... 

Entgegen der weit verbreiteten Auffassung, wonach sich der jüngste Beschäftigungs- 
zuwachs auf Niedriglohnjobs im Dienstleistungssektor konzentrierte, ist die Beschäftigung 
in Industriezweigen und Berufen mit relativ guter Bezahlung rascher gestiegen als in 
Industriezweigen und Berufen mit durchschnittlichem oder unterdurchschnittlichem 
Lohnniveau. Dieses Entwicklungsmuster gilt sowohl für die EU-Länder insgesamt als 
auch für die Vereinigten Staaten (Abb. 1.8) 25 . Keating (2003) stellt ein ähnliches Muster 
in Australien fest, wo die Vollzeitbeschäftigung in den neunziger Jahren in den besonders 
anspruchsvollen Tätigkeiten kräftig expandierte und in den Tätigkeiten mit mittleren oder 
geringen Qualifikationsanforderungen zurückging 26 . In einer Reihe von EU-Ländern 
weicht die Entwicklung jedoch etwas von diesem allgemeinen Muster ab. In Portugal ist 
die Beschäftigung in den vergangenen zehn Jahren am stärksten in der Kategorie mit mitt- 
lerem Verdienst gewachsen und in der Kategorie mit hohem Verdienst gesunken, während 
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Chart 1.8. Growth in high-paid jobs has been relatively strong 

Employment growth by wage level" in Europe and the United States, 1993-2001 1 ' 
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employment in the same jobs at each level is then calculated. 

b) The EU-12 average excludes Austria and Finland; 1995-2001 for Austria; 1997-2001 for Finland; 1993-1999 for the 
United States. 

Source. Secretariat calculations based on the European Union Labour Force Survey and the European Community 
Household Panel for EU countries and on data from the Current Population Survey (Outgoing Rotation Group file) for 
the United States. 



in den Niederlanden und im Vereinigten Königreich die Beschäftigungsexpansion in 
den vergangenen zehn Jahren durch eine relativ starke Zunahme von Niedriglohnjobs 
gekennzeichnet war. 

Es gibt keinen erkennbaren Zusammenhang zwischen der Stärke des globalen 
Beschäftigungswachstums in einem Land und dem Anteil der Niedriglohnarbeitsplätze an 
diesem Wachstum. So war der Beschäftigungszuwachs in Hochlohnsektoren und 
-tätigkeiten in den Vereinigten Staaten und in den beiden EU-Ländern mit dem raschesten 
Beschäftigungswachstum, d.h. Irland und Spanien, relativ stark. Diese Ergebnisse werden 
durch eine makroökonomische Analyse des Beschäftigungs- und Produktivitätswachs- 
tums bestätigt (vgl. Kasten 1.4). 

... aber die Verdienstunterschiede sind ebenfalls größer geworden 

Die Daten über die sektorale und berufsmäßige Struktur des jüngsten Beschäftigungs- 
wachstums bestätigen ebenso wenig wie die Daten über das jüngste Produktivitätswachs- 
tum Befürchtungen, dass strukturpolitische Maßnahmen zur Erhöhung der Beschäftigungs- 
quoten hauptsächlich in der Schaffung von Arbeitsplätzen mit niedriger Entlohnung und 
geringer Produktivität resultierten. Dennoch ist nicht auszuschließen, dass Maßnahmen, die 
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Kasten 1.4 Beschäftigungs- oder Produktivitätswachstum: 
ein makroökonomisches Dilemma? 

Manche Politikreformen zur Erhöhung der Beschäftigungsquoten (z.B. die in OECD, 
1994a, befürworteten) beeinflussen das Arbeitskräfteangebot und die Kräftenachfrage sowie 
die Lohnverhandlungen in einer Weise, die zu einem Absinken der Durchschnittslöhne oder 
einer Vergrößerung der Lohndisparitäten führen kann. Beispielsweise zielen Aktivierungs- 
maßnahmen für Personen, die Arbeitslosengeld oder sonstige Leistungen beziehen, auf eine 
Ausweitung des Arbeitskräfteangebots insgesamt ab. Diese und andere angebotsseitige Maß- 
nahmen dürften das Lohnniveau im Durchschnitt nach unten drücken, indem sie auf der 
Arbeitsnachfragekurve eine Verlagerung nach unten bewirken, sofern es nicht gleichzeitig zu 
einer kompensierenden Verlagerung nach rechts kommt. Da die durch derartige Maßnahmen 
aktivierten Personen generell über verhältnismäßig geringe Qualifikationen verfügen, können 
auch die Lohnungleichheiten zunehmen, denn viele in dieser Gruppe werden zu einem Lohn 
beschäftigt werden, der zumindest anfänglich deutlich unter dem Durchschnittslohn liegt. 
Ergänzende Reformen, die darauf abzielen, eine angemessene Nachfrage zu gewährleisten, 
könnten diese Auswirkungen auf die Lohnstruktur verstärken. Dezentralisierte Lohnverhand- 
lungen und eine Reduzierung hoher Mindestlöhne z.B. sorgen in der Tendenz für ein 
Absinken der Löhne, zumindest in den unteren Bereichen der Lohnskala. Ebenso kann eine 
Lockerung von Beschäftigungsschutzbestimmungen und wettbewerbshemmenden Produkt- 
marktregulierungen eine Expansion von Arbeitsplätzen mit geringer Produktivität und gerin- 
ger Entlohnung in Dienstleistungsbereichen fördern (z.B. im Einzelhandel sowie im Hotel- 
und Gastgewerbe). Es können aber auch kompensierende Effekte im Spiel sein. So könnte 
eine größere Flexibilität an den Arbeits- und Produktmärkten die Innovationstätigkeit und 
das Produktivitätswachstum stimulieren und damit die wirtschaftlichen Voraussetzungen für 
einen Anstieg der Löhne und des Lebensstandards schaffen (Nicoletti et al., 2001). 

Abbildung 1.9 zeigt, dass ein hohes Beschäftigungswachstum und eine starke Zunahme 
der Arbeitsproduktivität in den vergangenen zehn Jahren kompatibel waren, wie das Beispiel 
Irlands veranschaulicht. Global betrachtet ist die Korrelation zwischen dem Anstieg der 
Beschäftigungsquote der erwerbsfähigen Bevölkerung in den neunziger Jahren und der Zunahme 
der Arbeitsproduktivität jedoch leicht negativ, was darauf hindeutet, dass zwischen Beschäf- 
tigungs- und Produktivitätswachstum eine schwache inverse Relation bestehen könnte. 

Zwischen steigenden Beschäftigungsquoten und dem technologischen Fortschritt, der 
durch das Wachstum der Multifaktorproduktivität (MFP) approximiert wird, ist ein solcher 
Zusammenhang wohl noch weniger gegeben. Die in Tabelle LA 1.3 im Anhang wiedergegebe- 
nen Daten zeigen, dass Australien, Irland, Neuseeland und Norwegen in den neunziger 
Jahren allesamt eine simultane Beschleunigung von Beschäftigungswachstum und MFP ver- 
zeichneten. Andererseits verlangsamte sich das MFP-Wachstum in einer vergleichbaren Zahl 
von Ländern mit stärkerem Beschäftigungswachstum. 



auf eine größere „Arbeitsmarktflexibilität" abzielten - einschließlich Flexibilität bei der 
Festlegung der relativen Löhne -, zu einer Ausweitung der Verdienstungleichheiten 
geführt haben, während die Beschäftigung gestiegen ist. Jüngste Trends bei dem gesamt- 
wirtschaftlichen Lohngefüge stützen dieses Argument z.T. in einigen Ländern (Abb. 1.10). 
So hat z.B. die Lohnspreizung seit den achtziger Jahren im Vereinigten Königreich, wo 
die Lohnfindung in den vergangenen zwei Jahrzehnten deutlich stärker dezentralisiert und 
marktorientiert wurde, stetig zugenommen. Desgleichen hat sich die Lohnspreizung in den 
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Chart 1.9. Rising employment is compatible with strong productivity growth 

Trend series, average annual percentage change, 1990-2000 
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b) 1991-2000. 

Source: OECD (2003), The Sources qf Economic GrouJth in OECD countries, Paris. 



Vereinigten Staaten trotz eines bereits hohen Ausgangsniveaus in den vergangenen zwan- 
zig Jahren stark vergrößert, und in jüngerer Zeit auch in den mitteleuropäischen Ländern 
(hier allerdings von einem niedrigeren Niveau aus). In Australien und Neuseeland sowie 
in den Niederlanden ist ebenfalls eine Tendenz zur Ausweitung der Verdienstunterschiede 
zu beobachten, wenn auch erst seit Mitte der neunziger Jahre. Andererseits blieb das 
Lohngefälle in vielen EU-Ländern und in Japan weitgehend stabil und oft recht gering. 

Eine Ausweitung des gesamtwirtschaftlichen Lohngefälles wirft wahrscheinlich 
größere soziale Probleme auf, wenn damit der Anteil derjenigen zunimmt, die deutlich 
weniger verdienen als ein Durchschnittsarbeiter. Die Daten über den Anteil der Arbeits- 
kräfte in Niedriglohnbeschäftigung (definiert als Beschäftigte mit einem Verdienst von 
weniger als zwei Drittel des Medianlohns) deuten darauf hin, dass die Inzidenz der Niedrig- 
lohnjobs in den vergangenen zehn Jahren höchstens eine schwache Aufwärtstendenz zeigte 
(Abb. LA 1.1. im Anhang). Die Inzidenz der Niedriglohnbeschäftigung hat sich in den 
Vereinigten Staaten und im Vereinigten Königreich in den achtziger Jahren stark erhöht, 
in der jüngeren Zeit aber mehr oder weniger stabilisiert - wobei in der zweiten Hälfte der 
neunziger Jahre sogar eine leichte Trendumkehr verzeichnet wurde, als die Löhne auf 
Grund der sehr angespannten Lage an den Arbeitsmärkten anzogen. Das Ausmaß der 
Niedriglohnbeschäftigung hat auch in den Niederlanden und in mehreren mitteleuropäi- 
schen Volkswirtschaften zugenommen. In letzteren hängt diese Zunahme wahrscheinlich 
mit dem sich weiter vollziehenden Übergang von komprimierten Lohnstrukturen aus der 
Ära der Zentralverwaltungswirtschaft zu einer marktorientierten Lohnstruktur zusammen. 
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Chart 1.10. Earnings inequality has tended to increase in some countries 

Trends in wage rate dispersion," 1979-2001 b 
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a) D9/D1 ratio, defined as the ratio of gross wage rates at the breakpoint between the ninth and the tenth deciles and 
the breakpoint between the first and second deciles, except that the data for France and Italy refer to net wages. 

b) The data have been interpolated for missing years for Austria, Canada, Finland, Hungary, Ireland, New Zealand 
and Portugal. 

Source: OECD database on Earnings. 
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Die Inzidenz der Niedriglohnbeschäftigung ging in Japan und Deutschland in der 
Tendenz zurück, zwei Länder, die auch ein recht schwaches Beschäftigungswachstum 
verzeichneten, während in den anderen OECD-Ländern, für die Daten verfügbar sind, 
kein klarer Trend auszumachen ist. 

Abschließend ist festzuhalten, dass einige Daten die Auffassung stützen, wonach 
Politikmaßnahmen und Institutionen, die ein kräftiges Beschäftigungswachstum erleich- 
terten, mit einer Tendenz zur Vergrößerung des Verdienstgefälles einhergingen. Weniger 
eindeutig ist jedoch, dass die Inzidenz der Niedriglohnbeschäftigung zugenommen hat, 
und es trifft nicht zu, dass der Beschäftigungsanstieg vor allem in Niedriglohntätigkeiten 
und -branchen erfolgte oder das Produktivitätswachstum beeinträchtigte. Außerdem 
werden die Implikationen wachsender Lohnungleichheiten auf den Wohlstand weniger 
kontrovers sein, wie sie mit mehr Beschäftigungsmöglichkeiten für gering qualifizierte 
Kräfte einhergehen und nicht zu einer entsprechenden Vergrößerung der Einkommens- 
ungleichheiten führen. 

B. Lange Arbeitszeiten und Kopfschmerzen: Einige Indikatoren 
für die Arbeitsbedingungen 

In den letzten Jahren ist wieder stärkeres Interesse an den Arbeitsbedingungen 
erwacht. Dabei geht es u.a. um Befürchtungen, dass Veränderungen der Arbeitspraktiken, 
flexiblere Arbeitsformen, atypische Verträge und steigende Qualifikationserfordernisse 
gewisse Aspekte der Qualität des Arbeitslebens beeinträchtigen könnten (Green et al., 2002; 
sowie Green, 2002). Um die Entwicklung der Arbeitsbedingungen während der vergange- 
nen zehn Jahre zu analysieren, werden in diesem Abschnitt Daten aus der Europäischen 
Umfrage über die Arbeitsbedingungen (EUAB) für die 15 EU-Länder aus den Jahren 
1990, 1995 und 2000 herangezogen. In der EUAB werden die Arbeitskräfte zu verschie- 
denen Aspekten ihres Arbeitsumfelds befragt, darunter die Art der ausgeübten Tätigkeit, 
Gesundheitsprobleme und das Ausmaß der Selbstbestimmung bei der Arbeit. Diese und 
ähnliche „subjektive" Indikatoren für die Arbeitsbedingungen liefern ein Bild, wie sich 
die Arbeitsplatzeinschätzung in den vergangenen zehn Jahren entwickelt hat, wobei 
Unterschiede bei den Antworten im Laufe der Zeit bzw. zwischen verschiedenen Gruppen 
der Erwerbsbevölkerung oder Ländern nicht unbedingt reale Unterschiede bei den objek- 
tiven Arbeitsbedingungen widerspiegeln müssen. 

Einige arbeitsbedingte Gesundheitsprobleme wie körperliche Beeinträchtigungen 
und Stress nehmen derzeit zu ... 

Die EUAB-Daten liefern ein gemischtes Bild in Bezug auf die Entwicklung der 
gesundheitlichen Risiken am Arbeitsplatz in den vergangenen zehn Jahren. Bei direkter 
Befragung gab ein geringer werdender Anteil von Arbeitskräften an, sich am Arbeitsplatz 
Gesundheits- oder Sicherheitsrisiken ausgesetzt zu sehen: der Anteil derjenigen, bei denen 
dies der Fall ist, ging zwischen 1990 und 2000 um rd. 3 Prozentpunkte zurück (Abb. 1.11, 
Teil A). Die Antworten der Arbeitskräfte auf separat gestellte und näher ins Detail gehende 
Fragen über spezifische gefährliche Arbeitsbedingungen oder arbeitsbedingte Gesundheits- 
probleme deuten hingegen auf eine Verschlechterung der Situation hin (Abb. 1.11, Teil B) 27 . 
Desgleichen gibt eine wachsende Zahl von Befragten gesundheitliche Beeinträchtigungen 
durch ihre Arbeit an, und zwar sowohl generell als auch in Bezug auf eine Reihe spezifi- 
scher Probleme wie Kopfschmerzen, Rückenschmerzen, Muskelschmerzen in Nacken und 
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Chart 1.11. Physical hazards and stress are on the rise 

Selected working conditions in Europe," 1990-2001 



□ 1990/91 I I 1995/96 
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a) Population-weighted averages for Austria, Belgium, Denmark, Finland, France, Germany, Greece, Ireland, ItaTy, 

Luxembourg, the Netherlands, Portugal, Spain, Sweden and the United Kingdom. 
Source: European Survey on Working Conditions, waves 1 to 3 (1990/91, 1995/96 and 2000). 



Schultern, allgemeine Erschöpfung und Stress. Schließlich sehen 42% der Arbeitskräfte 
für ihre derzeit ausgeübten Tätigkeiten keine langfristige Zukunft, d.h. sie glauben nicht, 
ihren derzeitigen Beruf auch noch mit 60 Jahren ausüben zu können oder zu wollen. 

Die Art der durchzuführenden Arbeiten beeinflusst ebenfalls die Qualität des Arbeits- 
lebens. Beinhaltet z.B. eine Beschäftigung sich ständig wiederholende, kurze Tätigkeiten, 
ein hohes Arbeitstempo, die Einhaltung knapper Termine bzw. lange Arbeitszeiten, so 
kann ein hohes Stressniveau entstehen. Auch hier ergeben die EUAB-Daten kein eindeu- 
tiges Bild, wie sich diese Aspekte der Arbeit entwickelt haben. Im Jahr 2000 gaben 31% 
der Arbeitskräfte an, ständig sich wiederholende Tätigkeiten auszuüben, dies waren etwas 
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weniger als 1995. Demgegenüber scheint die Arbeitsintensität in den vergangenen zehn 
Jahren zugenommen zu haben. Im Jahr 2000 gaben 56% der Befragten an, in „sehr 
hohem Tempo" zu arbeiten, gegenüber 48% im Jahr 1990, und 60% sagten, dass sie unter 
„hohem Termindruck" arbeiten, was einem Anstieg um 10 Prozentpunkte entspricht 
(Abb. 1.11, TeilC). Positiv zu vermerken ist, dass die Arbeitskräfte auch über einen 
höheren Selbstbestimmungsgrad bei ihrer Arbeit berichten (Abb. 1.11, Teil D). 

... und eine wachsende Zahl von Personen arbeitet in einigen Ländern sehr lange 

Lange Arbeitszeiten können beschwerlich sein und die Gesundheit einer Arbeitskraft 
gefährden oder diese an der Erfüllung familiärer Pflichten hindern (vgl. Kasten 1.5). Nach- 
dem es 100 Jahre lang einen Trend zur Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit gab, hat 
sich dieser historische Trend in den letzten Jahrzehnten verlangsamt und scheint in einigen 
wenigen Ländern zum Stillstand gekommen zu sein (OECD, 1998a). Die typische Wochen- 
arbeitszeit beträgt etwa 38 Stunden, jedoch ist der Anteil der Personen, die mehr als 45 Stunden 
pro Woche arbeiten, recht groß. In Griechenland, Island und im Vereinigten Königreich 
trifft dies auf über 40% der erwerbstätigen Männer zu (Abb. 1.12). Der Anteil der Männer 
mit sehr langen Arbeitszeiten scheint in den letzten zehn Jahren in nahezu der Hälfte der 
OECD-Länder, für die Daten verfügbar sind, gestiegen zu sein. Die größte Zunahme beim 
Anteil der Männer, die mindestens 45 Stunden in der Woche arbeiten, wurde in Island, 
Dänemark, Finnland und Belgien verzeichnet. Sehr lange Arbeitszeiten sind unter Frauen 
etwas weniger geläufig als unter Männern. In einigen Ländern ist der Anteil der Frauen 
mit sehr langen Arbeitszeiten in den vergangenen zehn Jahren aber ebenfalls gestiegen, 
namentlich in Dänemark, Finnland, Island und dem Vereinigten Königreich. 



Chart 1.12. A growing number of people work very long hours in some countries 

Individuais working 45 hours and over per week," 1991 and 2001 
□ 1991 I 1 2001 
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a) Usual weekly hours, except actual hours in survey week for Australia and Japan. 

b) Data refer to 1995 instead of 1991. 

c) Data refer to 49+ hours. 

Source: OECD database on Usual Hours Worked. 
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Kasten 1.5 Folgen langer Arbeitszeiten für Gesundheit und Lebensqualität 

Abbildung 1.13 zeigt den Zusammenhang zwischen zwei Stressfaktoren - lange Arbeits- 
zeiten und ein intensives Arbeitstempo - und zwei negativen Konsequenzen, die sich aus 
diesen Arbeitsbedingungen ergeben könnten - vermehrte stressbedingte Gesundheitsprobleme 
und das Empfinden, die Arbeitszeiten nicht mehr mit familiären oder gesellschaftlichen Ver- 
pflichtungen in Einklang zu bringen. Teil A bestätigt, dass sowohl längere Arbeitszeiten als 
auch ein zunehmend intensives Arbeitstempo mit einem Anstieg der Zahl stressbedingter 
Gesundheitsprobleme verbunden ist, unter denen die Arbeitskräfte leiden und die sie mit 
ihrer Arbeit in Verbindung bringen. Desgleichen dokumentiert Teil B, dass ein intensives 
Arbeitstempo und lange Arbeitszeiten auch mit einem stärker empfundenen Konflikt 
zwischen Arbeit auf der einen und familiären und gesellschaftlichen Aktivitäten auf der an- 
deren Seite einhergehen. 



Abschließend lässt sich sagen, dass sich die Arbeitsbedingungen insgesamt in den 
vergangenen zehn Jahren zwar leicht verbessert haben könnten, aber bestimmte Gefähr- 
dungen oder stressbedingte Krankheiten den Angaben zufolge heute stärker verbreitet 
sind als im Jahr 1990. Im Hinblick auf die Art der durchgeführten Arbeiten, ein weiterer 
Indikator für die Arbeitsplatzqualität, ergibt sich ebenfalls ein gemischtes Bild, so neh- 
men die Arbeitsintensität, aber auch die Selbstbestimmung bei der Arbeit zu. Alles in 
allem scheint es keine klaren Belege für eine generelle Verschlechterung der Arbeitsbe- 
dingungen zu geben. 

C. Zunahme von Teilzeitarbeit und befristeter Beschäftigung 

Teilzeitarbeit war ein wichtiger Faktor für das Beschäftigungswachstum 
unterrepräsentierter Gruppen 

Die Teilzeitarbeit hatte in einer ganzen Reihe von OECD-Ländern erheblichen Anteil 
am Gesamtbeschäftigungswachstum (Tabelle 1.4). In vier Ländern (Finnland, Italien, Japan 
und Österreich) kompensierte die Zunahme der Teilzeitbeschäftigung einen Rückgang der 
Vollzeitbeschäftigung. Sie war auch in neun anderen Ländern für über die Hälfte des 
gesamten Beschäftigungszuwachses verantwortlich. Eine Aufschlüsselung dieser Daten 
(die hier nicht wiedergegeben ist) zeigt, dass die Teilzeitarbeit beim Beschäftigungs- 
zuwachs für Frauen, junge Menschen und, in geringerem Ausmaß, ältere Arbeitskräfte 
eine besonders wichtige Rolle spielte. 

Wie aus Abbildung 1.14, Teil A, hervorgeht, würden im OECD-Raum insgesamt rd. 13% 
der teilzeitbeschäftigten Frauen und 16% der teilzeitbeschäftigten Männer einen Vollzeit- 
arbeitsplatz vorziehen, wenn sie einen solchen finden könnten. Dies lässt darauf schließen, 
dass Teilzeitarbeit in den meisten Fällen wegen einer kürzeren Arbeitswoche gewählt 
wird und dass Länder mit einem sehr geringen Anteil an Teilzeitbeschäftigung eine ver- 
stärkte Erwerbsbeteiligung und Beschäftigung von Frauen mit Kindern - und vielleicht 
auch anderen Gruppen - durch Maßnahmen fördern könnten, die für mehr Teilzeitarbeits- 
plätze sorgen bzw. diese attraktiver machen (z.B. indem Teilzeitkräften auf anteiliger 
Basis Lohnparität sowie der Zugang zu Lohnnebenleistungen und Sozial Versicherungs- 
schutz geboten wird). Inwieweit die Teilzeitarbeit zur Verbesserung der Beschäftigungs- 
aussichten unterrepräsentierter Gruppen beitragen kann, wird in Kapitel 3 erörtert. 
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Chart 1.13. Long hours and intense work disrupt family life and cause stress 

Life quality consequences of long hours and intense work, 2000/2001 
Percentage of dependent employees in the identified group a 

A. Number of stress-related Symptoms' thatworkers attribute totheir jobs by weekly hours and intensity of work 

„ L__l No symptom One Symptom CZI 2-3 Symptoms 4-7 Symptoms 



Total work Less than At least At least 
force 30 hours 30 hours but 45 hours but 

less than 45 less than 55 



55 orover 
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B. Conflict between working hours and family or social commitments by weekly hours and intensity of work 

Degreeof conflict:" H Minimal □ Low □ Medium □ High 
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Total work Less than At least At least 55 or over Low Medium High 

force 30 hours 30 hours but 45 hours but intensity intensity intensity 
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a) Unweighted averages for 15 European countries (Austria, Belgium, Denmark, Finland, France, Germany, Greece, 
Ireland, Italy, Luxembourg, the Netherlands, Portugal, Spain, Sweden and the United Kingdom). 

b) Based on workers responses to question 35, which asks them to identify health problems caused by their jobs. 
Among a larger number of Symptoms, seven were selected as being closely associated with stress: headaches, 
stomach ache, muscular pains in Shoulders and neck, stress, Overall fatigue, sleeping problems and anxiety. 

c) The Classification by degree of conflict is based on question 20 which asks workers to assess how well their work 
hours "fit" with their family or social commitments outside work, with the responses "very well", "fairly well", 
"not very well" and "not at all well" being interpreted as indicating minimal, low, medium and high conflict, 
respectively. 

Source: Secretariat calculations based on microdata from the Third European Working Conditions Survey 2000/2001, 
collected by the European Foundation in Dublin. 
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Table 1.4. Contribution of part-time a and temporary work 1 
to employment growth, 1991-2001 





Share of part-time 
in total 


Annual average change as a percentage 
of total employment 


Share of temporary 
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Annual average change as a percentage 
of total employment 
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3.2 


-0.1 


-0.1 


9.0 


-1.4 
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0.2 


Mexico 
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Portugal 
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20.3 


0.2 


0.6 


Slovak Republic 
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. . Data not available. 



a) Part-time employment refers to persons who usually work less than 30 hours per week in their main job. 1991-2000 for 
Germany and the Netherlands; 1992-2001 for Poland; 1993-2001 for the Czech Republic; 1994-2001 for the Slovak 
Republic; 1995-2001 for Austria, Hungary and Mexico. 

b) 1991-2000 for Germany and Ireland; 1993-2001 for the Czech Republic; 1994-2001 for the Slovak Republic; 1995-2001 for 
Austria, Mexico and the United States; 1996-2000 for Norway; 1997-2001 for Canada, Finland, Hungary and 
Sweden; 1998-2001 for Poland; 1997 for Australia; and 2001 for Korea. 

Source: OECD databases on Part-time and Temporary Employment. 



... während sich die befristete Beschäßigung weniger dynamisch entwickelte 

Die befristete Beschäftigung war in den vergangenen zehn Jahren eine weniger 
dynamische Komponente des gesamten Beschäftigungswachstums als die Teilzeitarbeit. 
Sie machte nur in 10 der 24 Länder, in denen die Gesamtbeschäftigung expandierte, min- 
destens ein Viertel des gesamten Beschäftigungszuwachses aus (Tabelle 1.4). In vier 
Ländern (Frankreich, Italien, Österreich und Portugal) entfiel auf befristete Beschäftigungs- 
verhältnisse mehr als die Hälfte des Zuwachses der Gesamtbeschäftigung, wobei wahr- 
scheinlich die Liberalisierung der Bestimmungen für befristete Arbeitsverträge bzw. für 

OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



1 . Mehr und bessere Arbeitsplätze? Gesamtbilanz der vergangenen zehn Jahre 



Chart 1.14. Part-time is mostly a voluntary choice but temporary workers look 

for permanent jobs 

Voluntary and involuntary incidence of part-time and temporary employment by gender and age, 2001 

Percentages of total employment 

A. Part-time employment 3 
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a) Population-weighted averages of the following countries: Australia, Austria, Belgium, Canada, the Czech Republic, 
Denmark, Finland, France, Germany, Greece, Hungary, Iceland, Ireland, Italy, Japan, Luxembourg, the Netherlands, 
New Zealand, Norway, Poland, Portugal, the Slovak Republic, Spain, Sweden, Switzerland, Turkey, the United 
Kingdom and the United States. 

b) Population-weighted averages of the following countries: Austria, Belgium, the Czech Republic, Denmark, 
Finland, Germany, Greece, Hungary, Iceland, Ireland, Italy, Luxembourg, the Netherlands, Norway, Poland, 
Portugal, the Slovak Republic, Spain, Sweden and the United Kingdom. 

Source: Secretariat estimates based on OECD database on Part-time Employment and the European Union Labour 
Force Survey, data provided by Eurostat. 
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Zeitarbeitsunternehmen vor dem Hintergrund eines relativ strengen Beschäftigungsschut- 
zes für Arbeitnehmer mit regulären Arbeitsverträgen eine Rolle spielte. Zwar hat sich der 
Anteil befristeter Beschäftigungsverhältnisse an der Gesamtbeschäftigung in den meisten 
Ländern erhöht, doch hat diese Beschäftigungsform nicht in erster Linie zum Beschäfti- 
gung swachstum beigetragen. Nur in 7 von 27 Ländern übertraf der Beitrag der befristeten 
Beschäftigung den der ständigen Beschäftigung. In Spanien, dem Land, wo die Expan- 
sion der befristeten Beschäftigung am stärksten gewesen war, ging der Anteil dieser Form 
von Beschäftigung geringfügig zurück. 

Obwohl sich die befristete Beschäftigung weniger dynamisch entwickelt hat als die 
Teilzeitbeschäftigung, gibt ihre Expansion doch besonderen Anlass zu Besorgnis, da 
mehr als vier von zehn Arbeitskräften in einem befristeten Beschäftigungsverhältnis 
angeben, dass sie einen unbefristeten Arbeitsvertrag vorziehen würden (Abb. 1.14, 
Teil B) 28 . Auch wenn viele Arbeitskräfte Zeitverträge eigentlich nicht als eine attraktive 
Beschäftigungsform ansehen, können befristete Arbeitsverträge nicht beschäftigten Per- 
sonen doch den Zugang zu Beschäftigung erleichtern, indem sie die Bereitschaft der Ar- 
beitgeber erhöhen, Arbeitsuchende einzustellen, deren Produktivität sich schwer beurtei- 
len lässt (d.h. Personen mit geringer vorheriger Berufserfahrung) oder bei denen in Bezug 
auf ihr Engagement für ein langfristiges Beschäftigungsverhältnis Zweifel bestehen. 
Jedoch müssen jegliche mit der Lockerung der Zugangsbedingungen in ein Beschäfti- 
gungsverhältnis verbundenen Vorteile gegen die potentiellen Nachteile von Zeitarbeits- 
verhältnissen aufgewogen werden, die in Bezug auf die Erhaltung des Arbeitsplatzes und 
den Zugang zu Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen bestehen (OECD, 2002a, vgl. auch 
Kapitel 5). 

D. Wächst die Beschäftigungsunsicherheit? 

Ein weiteres wichtiges Merkmal der Arbeitsplätze ist ihre Stabilität. Diese hat 
sowohl eine objektive Dimension (wie viele Arbeitskräfte ihren Arbeitsplatz verlieren 
und was die Konsequenzen davon sind) als auch eine subjektive Dimension (wie stabil 
die Arbeitskräfte ihr derzeitiges Beschäftigungsverhältnis einschätzen). In diesem Unter- 
abschnitt werden Daten zu beiden Dimensionen der Beschäftigungsunsicherheit darge- 
legt. 

Das Gefühl der Unsicherheit nimmt in einer Reihe von Ländern zu ... 

Tabelle 1.5 analysiert die Veränderungen bei Einschätzung der Beschäftigungs- 
sicherheit durch die Arbeitskräfte unter Verwendung von Daten aus den Erhebungswellen 
1989 und 1997 des International Social Survey Programme 19 . Der Prozentsatz der Arbeit- 
nehmer, die ihren Arbeitsplatz als zumindest etwas unsicher einschätzten (genauer gesagt, 
die nicht eindeutig der Aussage zustimmen konnten, dass ihr Arbeitsplatz sicher ist), hat 
in allen sieben Ländern, für die Daten für diese beiden Jahre vorliegen, zugenommen, und 
zwar oft recht drastisch 30 . Während sich subjektive Daten dieser Art stets schwer inter- 
pretieren lassen, weisen einige empirische Belege aus jüngerer Zeit doch darauf hin, dass 
subjektive Einschätzungen eines möglichen Arbeitplatzverlustes erhebliche Vorhersage- 
kraft für künftige Stellenverluste haben, und dass eine subjektiv stärker empfundene 
Wahrscheinlichkeit des Arbeitsplatzverlustes mit einer höheren Erwartung künftiger Ver- 
dienstrückgänge in engem Zusammenhang steht (Stephens, 2003). Außerdem sind diese 
Einschätzungen auch für sich genommen von Bedeutung. Erstens vertreten einige Forscher 
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Table 1.5. Perceptions of insecurity are on the rise 

Perceptions of job insecurity in OECD countries, 1989 and 1997 
Percentage of employees not strongly agreeing that "my job is secure" 



Both sexes 


Men 


Women 




1989 


1997 


1989 




1997 


1989 


1997 




Austria 47 






Canada 




80 


75 


84 








Denmark 




46 


45 


47 


East Germany 




94 


94 


94 


France 




75 


82 


69 


Hungary 


82 


88 


81 






83 






Ireland 


77 




72 


85 


Italy 




70 




Japan 




55 






55 




55 




Norway 


67 


76 


68 




80 


65 


72 




Poland 




87 


87 


86 


Portugal 




65 


65 


65 


Sweden 




83 


82 


84 


Switzerland 




83 


83 


82 








United States 


73 


77 


73 




81 


72 


75 








Germany 




76 


77 


74 


OECD 


70 


78 


70 




80 


71 


77 





OECD: Unweighted average of the seven countries with data for both years. 

Source: Secretariat estimates based on the International Social Survey Programme, 1989 and 1997. 



die Auffassung, dass die subjektiv empfundene Arbeitsplatzsicherheit eng mit dem 
persönlichen Wohlbefinden verbunden ist (vgl. z.B. Bohle et al., 2001). Zweitens hat ein 
höheres Maß an subjektiv wahrgenommener Unsicherheit makroökonomische Konsequen- 
zen, da es mit einem niedrigeren Niveau der Verbraucherausgaben und einer größeren 
Lohnzurückhaltung einhergeht 3 '. Schließlich kann die subjektiv empfundene Unsicherheit 
die Arbeitgeber- Arbeitnehmer-Beziehungen beeinflussen, z.B. wenn die Produktivität 
durch geringe Zufriedenheit und Motivation am Arbeitsplatz gedrückt wird 32 . 

... objektive Messgrößen der Unsicherheit ergeben aber ein uneinheitliches Bild 

Die naheliegendste Erklärung für ein wachsendes Gefühl der Unsicherheit wäre ein 
erhöhtes Risiko des Arbeitsplatzverlustes. Zwar sind keine international vergleichbaren 
Daten über das Risiko von Entlassungen verfügbar, doch lässt die globale Stabilität bei 
der Verteilung der Betriebszugehörigkeit diese Erklärung wenig plausibel erscheinen 33 . 
Eine weitere Möglichkeit wäre, dass sich die wirtschaftlichen Konsequenzen für Personen, 
die ihren Arbeitsplatz verlieren, verschlimmert haben. Im verbleibenden Teil dieses 
Unterabschnitts werden zwei Messgrößen für die Kosten eines Arbeitsplatzverlustes vor- 
gestellt: die durchschnittlichen Lohneinbußen nach einer Wiedereinstellung und die 
Wahrscheinlichkeit einer Entlassung, die in Langzeitarbeitslosigkeit mündet. 
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Table 1.6. Wage losses following unemployment and dismissal are usually small 

Average wage losses following an unemployment spell or dismissal by country, 1994-1998 





Percentage change in gross hourly earnings 
following an unemployment spell 3 




Percentage change in gross hourly earnings 
following dismissal' 




Within the 12 past months 


More than 12 months ago 




Within the 12 past months 


More than 1 2 months ago 






Belgium 


-6.0 


-7.0 




-5.6 


Denmark 




Finland 




-9.0 






France 


-3.5 


-10.9 




-5.4 


-7.8 


Germany 




Greece 




-4.4 




-6.1 


Ireland 


-4.4 


-10.6 




-3.6 












Netherlands 


-5.3 








Portugal 




-1.8 




-5.1 


Spain 


-6.3 


-2.2 




-5.3 


-3.6 


ECHP C 


-3.7 


-2.0 




-4.6 


-3.5 



. . Not statistically significant at 10% level. 

a) OLS coefficients of dummy variables for experiencing, respectively, a spell of unemployment within the 12 past 
months or a spell of unemployment more than 12 months earlier. The dependent variable is the logarithm of the 
gross hourly wage and the sample is all wage and salary workers. The explanatory variables also include dummy 
variables for age, educational attainment, job tenure and time. 

b) OLS coefficients of dummy variables for experiencing, respectively, a dismissal within the 12 past months or a 
dismissal more than 12 months earlier. The dependent variable is the logarithm of the gross hourly wage and the 
sample is all wage and salary workers. The explanatory variables also include dummy variables for age, 
educational attainment, job tenure and time. 

c) OLS coefficients from a pooled regression which also incorporates country fixed effects. 

Source: Secretariat estimates based on the European Community Household Panel, wave 1 to 5 (1994-1998). 



Arbeitslosigkeit und Entlassungen verursachen Reallohneinbußen, 
die aber generell gering sind 

In Tabelle 1.6 sind die Ergebnisse einer einfachen Regressionsanalyse der durch- 
schnittlichen Lohnverluste wiedergegeben, die eine Person im Anschluss an Arbeitslosig- 
keit und Entlassung bei einer Wiederbeschäftigung annehmen muss 34 . Ausgangspunkt ist 
dabei eine Standard-Log-Lohngleichung, die die individuellen Arbeitsverdienste zu einer 
Reihe von Humankapitalvariablen in Bezug setzt. Dieses Standardmodell wird dann um 
Kontrollvariablen ergänzt, die es erlauben, eine Periode der Arbeitslosigkeit oder eine 
Entlassung zu berücksichtigen. Für die beiden Arten von Ereignissen werden getrennte 
Versionen des Modells geschätzt, wobei Dummy-Variablen zur Erfassung der Auswir- 
kungen einer Phase der Arbeitslosigkeit (oder einer Entlassung) auf die Bruttostunden- 
löhne verwendet werden. In jedem Fall werden zwei Dummy-Variablen eingesetzt: Eine 
Variable nimmt den Wert 1 an, wenn die Beschäftigungswiederaufnahme nach einer Phase 
der Arbeitslosigkeit (oder einer Entlassung) innerhalb der letzten 12 Monate der für die 
Beobachtung der Verdienstentwicklung gewählten Referenzperiode erfolgte, und ansonsten 
den Wert 0; die zweite Variable nimmt den Wert 1 an, wenn die Beschäftigungswieder- 
aufnahme nach einer Phase der Arbeitslosigkeit (oder einer Entlassung) mehr als 12 Monate 
vor dieser Referenzperiode erfolgte, und ansonsten den Wert 0. Diese Struktur macht es 
einfacher, nicht nur den Effekt der Arbeitslosigkeit (Entlassung) auf die Arbeitsverdienste 
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zu evaluieren, sondern auch festzustellen, ob dieser Effekt mit dem Erwerb von mehr 
Erfahrung an dem neuen Arbeitsplatz nachlässt. Diese Modelle wurden nach der normalen 
Kleinst-Quadrat-Methode (OLS) auf der Grundlage von Daten des Europäischen Haus- 
haltspanels (ECHP) geschätzt, das detaillierte Arbeitsmarktbiographien für repräsentative 
Stichproben der Arbeitnehmer in den EU-Ländern bietet. Der Effekt der Arbeitslosigkeit 
(des Arbeitsplatzverlustes) auf die Verdienste wird für jedes Land einzeln sowie für eine 
kombinierte Stichprobe aller EU-Länder geschätzt 35 . 

Die Schätzungsergebnisse deuten darauf hin, dass die durchschnittlichen Lohneinbußen 
recht gering sind (Tabelle 1.6), was mit den Erkenntnissen von Studien zur Beschäftigungs- 
unsicherheit in Einklang steht (Farber, 2003). Die Variationsbreite zwischen den Ländern 
bei den Lohnverlusten nach einer Phase der Arbeitslosigkeit im Vorjahr ist relativ begrenzt, 
wobei die Verluste von 4% bis etwas über 6% reichen und lediglich Portugal eine Aus- 
nahme bildet, wo sich die geschätzten Lohnverluste nur auf 2,4% belaufen. Die größten 
Verdiensteinbußen nach einer Phase der Arbeitslosigkeit werden im Vereinigten König- 
reich und in Belgien beobachtet, wo die Stundenlöhne im Jahr nach der Arbeitslosigkeit 
um etwa 6% niedriger sind als sie es ohne Arbeitslosigkeitsperiode gewesen wären. Die 
durchschnittlichen Lohneinbußen im Jahr nach der Entlassung sind insgesamt etwas 
größer und weichen zwischen den verschiedenen Ländern stärker voneinander ab, sie 
reichen von rd. 4% in den Niederlanden und Italien bis zu über 9% in Österreich. Die 
Größe des Lohnverlustes nimmt in einigen Ländern im Laufe der Zeit ab, in Belgien, 
Frankreich, Irland und im Vereinigten Königreich jedoch zu. 

Die Regressionsanalyse wurde auch für verschiedene Altersgruppen und nach 
Geschlecht getrennt durchgeführt, wobei sich aber sehr wenige signifikante Unterschiede 
ergaben, und die entsprechenden Ergebnisse sind hier nicht wiedergegeben. Interessantere 
Unterschiede traten zu Tage, als Veränderungen bei den monatlichen Bruttoverdiensten 
zur Beurteilung der Auswirkungen von Arbeitslosigkeit und Entlassungen auf die 
Arbeitsverdienste zu Grunde gelegt wurden. An der Rangfolge der Länder ändert sich 
nicht viel, doch sind die geschätzten durchschnittlichen Verluste prozentual gesehen bei 
den monatlichen Arbeitsverdiensten wesentlich größer als bei den Stundenlöhnen, da die 
Schätzungen auf Monatsbasis sowohl Reduzierungen bei den Stundenlöhnen als auch den 
geleisteten Arbeitsstunden erfassen. 

Geringqualifizierte, junge Menschen und Frauen haben Schwierigkeiten, nach 
einer Entlassung den Weg aus der Arbeitslosigkeit zu finden 

Auch wenn bei den zuvor beschriebenen Schätzungen von Lohnverlusten keine aus- 
geprägten Differenzen zwischen verschiedenen demographischen Gruppen zu Tage treten, 
kann es für Personen, die bestimmten Gruppen angehören, doch schwieriger sein als für 
andere, erneut einen Arbeitsplatz zu finden, was bedeutet, dass sie in der Analyse der 
Verdienstverluste von Wiederbeschäftigten möglicherweise unberücksichtigt bleiben. In 
Abbildung 1.15 sind die Inzidenzraten der Langzeitarbeitslosigkeit im Anschluss an eine 
Entlassung für Arbeitnehmer in Europa wiedergegeben, und zwar aufgeschlüsselt nach 
Geschlecht, Alter und Bildungsniveau. Die Messung dieser Inzidenz wirft etwas Licht auf 
die Unterschiede zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen, nach einer Entlassung 
relativ leicht eine neue Beschäftigung zu finden, und dient zugleich als Hilfsindikator für 
die erwarteten Gesamtkosten eines Arbeitsplatzverlustes, da sie die Wahrscheinlichkeit 
eines Arbeitsplatzverlustes mit einer Vorstellung von der Größenordnung der sich daraus 
ergebenden Kosten kombiniert 36 . Im Durchschnitt von 22 europäischen Ländern lagen diese 
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Chart 1.15. After dismissal, the low-skilled, youth and women find it more 
difficult to exit unemployment 

Incidence of long-term unemployment following dismissal by gender, age and educational attainment, 11 2001 

Percentage b 



5.0 



4.0 



3.0 



2.0 



1.0 



n 



Total 



Women 



Men 



15-24 



25-54 



55 or more 



Low 
skrlled 



Medium 
skilled 



High 
skilled 



a) Low educational attainment corresponds to not having completed Upper secondary schooling and high 
educational attainment to having completed a university or tertiary degree. 

b) Population-weighted average for the following countries: Austria, Belgium, the Czech Republic, Denmark, Finland, 
France, Germany, Greece, Hungary, Iceland, Ireland, Italy, Luxembourg, the Netherlands, Norway, Poland, Portugal, 
the Slovak Republic, Spain, Sweden and the United Kingdom. 

Source: Secretariat calculations based on the European Labour Force Survey, data provided by Eurostat. 



Inzidenzraten im Jahr 2001 über dem globalen Durchschnitt von 2,6% für Frauen (2,8%), 
junge Menschen (2,8%) und - vor allem - Arbeitskräfte mit niedrigem Bildungsabschluss 
(3,6%). Farber (2003) stellt ähnliche Muster unter entlassenen Arbeitskräften in den Ver- 
einigten Staaten fest. Er gelangt zu der Erkenntnis, dass die Häufigkeit von Entlassungen 
für junge Menschen und für Arbeitskräfte mit niedrigem Bildungsniveau über dem 
Durchschnitt liegt und dass für Frauen, Jugendliche und Arbeitskräfte mit niedrigem 
Bildungsniveau eine überdurchschnittlich große Wahrscheinlichkeit besteht, nach einer 
Entlassung über längere Zeit in Arbeitslosigkeit zu verbleiben 37 . 



Schlussfolgerungen 

Die in diesem Kapitel dargelegte Analyse stützt z.T. die Auffassung, dass sich die 
globalen Arbeitsmarktergebnisse im OECD-Raum in den vergangenen zehn Jahren leicht 
verbessert haben. Danach dürfte auch ein erheblicher Teil dieser Verbesserungen struktu- 
reller Natur sein. Hinter den OECD-Durchschnittswerten verbirgt sich jedoch ein breites 
Spektrum unterschiedlicher Erfahrungen in einzelnen Ländern, das von einem spektaku- 
lären Anstieg der Beschäftigungsquoten in einigen wenigen Ländern bis hin zu steigender 
Arbeitslosigkeit in anderen reicht. Ferner gingen die Fortschritte bei der Ausweitung der 
Beschäftigung nicht mit systematischen Veränderungen bei den Indikatoren für die 
Arbeitsplatzqualität einher, die ein kontrastierendes Bild liefern, mit gewissen Anzeichen 
für eine Zunahme von Lohndisparitäten, Arbeitsplatzunsicherheit und Arbeitsintensität, 
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aber auch Hinweisen darauf, dass gute Beschäftigungsergebnisse nicht unbedingt mit 
einer Verschlechterung der Arbeitsstandards oder des Produktivitätswachstums einher- 
gehen. Alles in allem sind bei der Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplätzen also 
einige Fortschritte erzielt worden, es bleibt jedoch erheblicher Spielraum für weitere Ver- 
besserungen. 

Die hier durchgeführte Analyse der globalen Arbeitsmarktergebnisse während der 
vergangenen zehn Jahre verweist auf drei Bereiche, die noch eingehender untersucht 
werden müssten. Erstens ist unser Verständnis der Zusammenhänge zwischen Struktur- 
reformen und nachhaltigen Ergebnisverbesserungen bisher unvollständig. Jüngste Erfah- 
rungen deuten darauf hin, dass sich der breite, in der OECD-Beschäftigungsstrategie um- 
rissene Aktionsrahmen generell als effizient erwiesen hat (OECD, 1999&). Dennoch wäre 
es an der Zeit, eine umfassende neue Lagebeurteilung vorzunehmen. Zweitens bedarf es 
einer längerfristigen Perspektive im Hinblick auf Arbeitsmarktreformen und Beschäfti- 
gungsergebnisse, um die in diesem Kapitel enthaltene mittelfristige Analyse zu ergänzen. 
Wie in Kapitel 2 ausgeführt wird, sollte ein grundlegendes Kriterium bei der Beurteilung 
der politischen Weichenstellung darin bestehen, inwieweit die Reformen die notwendi- 
gen, langfristigen Anpassungen an den Prozess der Bevölkerungsalterung fördern. 
Schließlich muss diese Analyse der globalen Beschäftigungsergebnisse auch durch eine 
feinere Analyse der angebots- und nachfrageseitigen Faktoren ergänzt werden, die die 
Entscheidung von Randgruppen am Arbeitsmarkt in Bezug auf eine Erwerbsbeteiligung 
und die Beschäftigungssituation solcher Gruppen beeinflussen. Eine insgesamt starke 
Arbeitskräftenachfrage ist eine Vorbedingung dafür, dass sich diese Gruppen am Arbeits- 
markt behaupten können, die politischen Entscheidungsträger müssen aber auch die 
spezifischen Hindernisse angehen, die einer vollständigen Integration dieser Gruppen in 
das Erwerbsleben im Wege stehen. In den folgenden Kapiteln dieser Veröffentlichung 
werden einige dieser Hindernisse wie auch Maßnahmen zu ihrer Überwindung behandelt. 



Anmerkungen 

1. Die Analyse der Arbeitsmarktbedingungen in diesem Kapitel stützt sich auf im Juni 2003 verfügbare 
Daten. 

2. Um diese Fragen zu klären, bedarf es Untersuchungen mit längeren Zeitreihen. Die bisherigen 
Forschungsarbeiten haben hier noch keine endgültige Klarheit gebracht, aber eine komplexe Realität zu 
Tage gefördert, die sich weder mit der pessimistischsten noch der optimistischsten Vision deckt (OECD, 
1996, 1997, 2002a; und Kapitel 2 der vorliegenden Veröffentlichung). 

3. In dieser Veröffentlichung beziehen sich die Bezeichnungen „Europäische Union" und „EU" auf die 
15 Mitgliedsländer der Europäischen Union im Jahr 2002 sowie „Ozeanien" auf Australien und Neusee- 
land. 

4. Mehrere Studien - IWF (2001), Europäische Kommission (2001 und 2002) und Pehkonen (2000) - 
befassten sich mit der Frage, ob bei der Reaktion der Beschäftigung auf das Wachstum in den neunziger 
Jahren Veränderungen eingetreten sein könnten, und kamen zu der Schlussfolgerung, dass die Beschäfti- 
gung in einigen EU-Ländern im vergangenen Jahrzehnt „konjunkturreagibler" geworden ist. Nach der 
IWF-Studie ist dies in Spanien, Italien und Frankreich, nicht aber in Deutschland der Fall, während 
dieses Ergebnis nach Erkenntnis der Europäischen Kommission auf die gesamte Europäische Union 
zutrifft. Eine mögliche Erklärung für die verstärkte Anpassungsfähigkeit der Beschäftigung an das 
Wachstum der gesamtwirtschaftlichen Produktion ergibt sich aus dem stärkeren Rückgriff auf Zeit- 
verträge und andere atypische Beschäftigungsformen, während die raschere Reaktion der Arbeitslosen- 
quoten auf Veränderungen bei den Einstellungen auch einen tendenziellen Rückgang der Zahl der Arbeits- 
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kräfte widerspiegeln könnte, die sich nach dem Verlust eines Arbeitsplatzes entmutigt aus dem 
Erwerbsleben zurückziehen (Bentolilla und Bertola, 1990, sowie Bentolilla und Saint-Paul, 1992, liefern 
einige theoretische Anhaltspunkte für dieses Argument). Wie im Text dargelegt, scheint die Entwicklung 
in der gegenwärtigen konjunkturellen Abschwungphase diesen Erwartungen jedoch zu widersprechen. 

5. Wie in Kapitel 2 hervorgehoben, ist die Tatsache, dass höheren Beschäftigungsquoten als Politikziel 
mehr Bedeutung beigemessen wird, zu begrüßen, vor allem im Zusammenhang mit der Bevölkerungs- 
alterung. 

6. Die Jahre 1991 und 2001 entsprechen dem Beginn einer Rezession (oder einer Konjunkturverlang- 
samung) im OECD-Raum insgesamt, nicht aber in allen OECD-Ländern (Abb. 1.1). 

7. Die Zeitspanne, die für das Sichtbarwerden der vollen Effekte der Strukturreformen notwendig ist, dürfte 
lang sein und ist recht ungewiss (Elmeskov et al., 1998; OECD, 1999b). Die in Kapitel 4 enthaltene Ana- 
lyse über den Anteil der Leistungsbezieher veranschaulicht auch die potentielle Bedeutung langer zeit- 
licher Verzögerungen zwischen Reformen und Verhaltensänderungen. 

8. Bevölkerungsgewichteter Durchschnitt für den OECD-Raum ohne Polen, Slowakische Republik, 
Tschechische Republik und Ungarn (auf Grund fehlender Daten für die frühen neunziger Jahre). 

9. Die MOEL stellen einen Sonderfall dar, da der Übergang von einer Zentralverwaltungswirtschaft (in der 
„offene" Arbeitslosigkeit kaum existierte) zu einer Marktwirtschaft mit einem drastischen Rückgang der 
Beschäftigung verbunden war, ein Phänomen, das für die Beurteilung der Effizienz von Arbeitsmarkt- 
reformen in anderen Ländern irrelevant ist. In Schweden verursachte die Krise Anfang der neunziger 
Jahre eine starke Abnahme der Beschäftigung, und die damals entstandenen Verluste sind bis heute nicht 
völlig aufgeholt. Das Verhältnis Beschäftigte/gesamte erwerbsfähige Bevölkerung lag 2001 noch immer 
5,7 Prozentpunkte unter dem Niveau von 1991. Ein Grund für diese nur partielle Erholung ist die starke 
Zunahme der Einschreibungen in Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik (ALMP) und Bildungs- 
programme. 1999 befanden sich insgesamt 7% der Erwerbsbevölkerung in einer Maßnahme der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik bzw. einem speziellen Bildungsprogramm (OECD, 1999c). Der Rückgang der 
Beschäftigungsquote um 10 Prozentpunkte in der Türkei ist auf das starke Schrumpfen der Erwerbs- 
bevölkerung in einem Jahrzehnt wirtschaftlicher Turbulenzen zurückzuführen. 

10. Das schlechte Abschneiden Deutschlands hängt wohl mit den Schwierigkeiten der Absorption der ehe- 
maligen DDR zusammen und drückt sich auch in großen regionalen Unterschieden bei den Beschäfti- 
gungsergebnissen aus. Die finnische Wirtschaft wurde von dem Zusammenbruch des sowjetischen Wirt- 
schaftsblocks ebenfalls hart getroffen, und die Beschäftigungsquote ging in Finnland im Zeitraum 1991- 
2001 etwas stärker zurück als in Deutschland. Finnland erlebte jedoch zunächst einen sehr viel aus- 
geprägteren Beschäftigungsrückgang, dem dann eine kräftige Erholung folgte. 

11. Es ist darauf hinzuweisen, dass bei der in Abbildung 1 .3 vorgenommenen Zerlegung von Veränderungen 
der Gesamtbeschäftigungsquote in die quantitativen Beiträge von Veränderungen der Arbeitslosen- und 
Inaktivitätsquoten die Arbeitslosigkeit im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
und nicht zur Erwerbsbevölkerung gemessen wird. Bei einem Vergleich der quantitativen Beiträge von 
Verringerungen der Inaktivität und der Arbeitslosigkeit zur höheren Beschäftigung sollte auch berück- 
sichtigt werden, dass die praktische Bedeutung der statistischen Unterscheidung zwischen gewissen 
Formen der Inaktivität und Arbeitslosigkeit nicht unbedingt sehr ausgeprägt ist. Ein Beispiel hierfür sind 
„entmutigte Arbeitskräfte" (d.h. Personen, die arbeiten möchten, aber nicht aktiv nach einer Arbeit 
suchen, da sie glauben, für sie sei keine Arbeit verfügbar). Die hier wiedergegebene Analyse wird aber 
durch die Anwendung alternativer Messmethoden nicht wesentlich beeinflusst. So ergibt insbesondere 
eine Analyse der Trendentwicklungen im Zeitraum 1991-2001 unter Verwendung einer „erweiterten" 
Arbeitslosenquote - die entmutigte und unfreiwillig teilzeitbeschäftigte Kräfte (mit einer Gewichtung 
von 0,5) einbezieht - ähnliche Resultate wie die im Text erörterten, die auf standardisierten Beschäfti- 
gungs-, Arbeitslosen- und Inaktivitätsquoten basieren. 

12. In den neunziger Jahren haben Reduzierungen der Arbeitslosen- und der Inaktivitätsquoten in gleichem 
Maße zum Anstieg der Beschäftigungsquoten beigetragen, künftige Erhöhungen der Beschäftigungs- 
quoten, die ausreichen würden, um die Abhängigenquotienten im Zusammenhang mit der Bevölkerungs- 
alterung zu stabilisieren oder es Niedrigbeschäftigungsländern zu ermöglichen, zu den Hochbeschäfti- 
gungsländern aufzuschließen, müssten jedoch größtenteils durch Verringerungen der Inaktivität zustande 
kommen (vgl. Kapitel 2 wegen einer detaillierteren Analyse). 

13. In diesem Abschnitt werden Streudiagramme verwendet, die die in Prozentpunkten ausgedrückten 
Veränderungen bei den Beschäftigungsquoten dieser vier Arbeitnehmerkategorien Veränderungen der 
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Beschäftigungsquote für die Gesamtbevölkerung im Erwerbsalter gegenüberstellen. Punkte, die oberhalb 
der 45-Grad-Linie liegen, deuten auf ein überdurchschnittliches Beschäftigungswachstum für die Rand- 
gruppen in den berücksichtigten Ländern hin. 

14. Seit den sechziger Jahren sind die Erwerbsquoten der Männer, über den Lebenszyklus betrachtet, auf 
Grund höherer Bildungsabschlüsse (d.h. eines späteren Eintritts ins Erwerbsleben) und eines niedrigeren 
effektiven Renteneintrittsalters drastisch zurückgegangen (OECD, 1998fe). Dieser säkulare Rückgang 
scheint sich in den neunziger Jahren mit einer Stabilisierung und in einigen Ländern sogar einer 
Erhöhung des Renteneintrittsalters verlangsamt zu haben, das Ausmaß dieser Verlangsamung ist aber 
schwer zu beurteilen, da auch die besseren konjunkturellen Bedingungen eine größere Erwerbsbeteili- 
gung gefördert haben. 

15. Darin spiegelt sich wahrscheinlich sowohl der Effekt wichtiger Rentenreformen in einer Reihe von 
Ländern als auch die Tatsache wider, dass die günstigeren Arbeitsmarktbedingungen für ältere Arbeits- 
kräfte den Verbleib im Erwerbsleben leichter und attraktiver machten. 

16. MakroÖkonomen definieren die natürliche Arbeitslosenquote - oft mit der englischen Abkürzung 
„NAIRU" (für non-accelerating Inflation rate of unemployment) verzeichnet - als die Arbeitslosenquote, 
die mit einer stabilen Inflation und einer ausgeglichenen Zahlungsbilanz vereinbar ist. Schätzungen der 
NAIRU bieten eine hilfreiche Bezugsgröße sowohl für die kurzfristige Stabilitätspolitik (die auf eine 
Reduzierung von Fluktuationen um den NAIRU-Wert abzielt) als auch für die langfristige Struktur- 
politik (die auf die Erreichung einer niedrigen NAIRU abzielt). 

17. Layard et al. (1991) entwickelten einen theoretischen Rahmen, in dem die natürliche Arbeitslosenquote 
durch das Zusammenspiel einer U-V-Kurve (die das Matching zwischen Arbeitsuchenden und offenen 
Stellen widerspiegelt) und einer Lohnkurve (die den Lohndruck widerspiegelt) bestimmt wird. Auf 
diesen Rahmen stützen sich weiterhin zahlreiche theoretische und empirische Forschungen, wie aus der 
von Blanchard und Katz (1997) erstellten Übersicht hervorgeht. Verschiedene empirische Studien haben 
diesen Rahmen angenommen (z.B. Nickell und Layard, 1997; Elmeskov et al., 1998; OECD, 19996; Ni- 
coletti et al., 1999; Belot und Van Ours, 2000; Daveri und Tabellini, 2000; Blanchard und Wolfers, 
2002; sowie Nickell et al., 2003), der wichtige Aufschlüsse über die Faktoren liefert, die das Niveau der 
strukturellen Arbeitslosigkeit beeinflussen. Mehrere dieser Untersuchungen kommen zu der Schluss- 
folgerung, dass Veränderungen bei einigen der im theoretischen Rahmen hervorgehobenen strukturellen 
Faktoren im Laufe der Zeit eine hinreichend zufriedenstellende Erklärung der generellen Entwicklung 
der Arbeitslosigkeit in den vergangenen Jahrzehnten in den OECD-Ländern bieten. 

18. Beispielsweise können Verbesserungen in der öffentlichen Arbeitsverwaltung (Kapitel 4) oder Maß- 
nahmen zur Hebung des Qualifikationsniveaus der Arbeitskräfte (Kapitel 5) für ein effizienteres 
Matching sorgen, indem sie die Wiedereingliederung von arbeitslosen Personen erleichtern. 

19. Im Ländervergleich ging die Standardabweichung der in Tabelle 1.3 erfassten NAIRU-Werte von 3,3 im 
Jahr 1991 auf 2,5 im Jahr 2001 zurück. Abbildung 1.1 zeigt, dass die tatsächlichen Arbeitslosenquoten 
ebenfalls konvergierten (abgesehen von den MOEL). 

20. Die hier erörterten Ergebnisse stimmen im Großen und Ganzen mit den in Nickell et al. (2003) enthalte- 
nen Informationen überein, obwohl die Analyse um zwei zusätzliche Jahre erweitert wurde. 

21. Nickell et al. (2003) stufen auch das Vereinigte Königreich als ein „erfolgreiches" Land ein, in dem sich 
die Beveridge- Kurve seit Mitte der achtziger Jahre nach links verlagert hat. Wie die Abbildung 1 .8 ver- 
deutlicht, wird diese Klassifizierung in Frage gestellt, wenn die Daten bis 2001 (die jüngste Revisionen 
der Zeitreihen zur Entwicklung der offenen Stellen mit einschließen) zu Grunde gelegt werden. Wenn 
stattdessen aber alternative Daten über den Mangel an Arbeitskräften verwendet werden (die von der 
Confederation of British Industry zusammengestellt wurden), dann lässt sich eine positive Verlagerung 
der Beveridge-Kurve im Vereinigten Königreich bestätigen (Nickell, 2002). 

22. Vgl. Esteväo und Nargis (2002) wegen einer ausführlichen Analyse der Thematik, die für Frankreich von 
Mikrodaten ausgeht. 

23. Die Reallohnquoten können interpretiert werden als das Verhältnis von Reallohn zu Arbeitsproduktivität. 

24. In den EU-Ländern begann sich das Beschäftigungswachstum im Unternehmenssektor in den achtziger 
Jahren wieder zu kräftigen, aber stärker wurde dieser Trend in den neunziger Jahren. 

25. Bei dieser Analyse werden die Arbeitsplätze nach grob abgegrenzten Lohnniveaus (niedrig, mittel, hoch) 
in folgender Weise eingestuft (vgl. OECD, 2001a, wegen näherer Einzelheiten). Zunächst wird die 
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Beschäftigung in jedem Land in 13 Sektoren und in eine Reihe von großen Berufskategorien unterteilt, 
deren Zahl je nach Sektor zwischen 4 und 7 variiert. Insgesamt werden 76 verschiedene Sektor-/Berufs- 
kategorien identifiziert. Diese Kategorien werden dann auf der Basis der durchschnittlichen Stundenlöhne 
für die Arbeitskräfte in jeder Kategorie im Jahr 1995 eingestuft und, ausgehend von den jeweiligen 
Beschäftigungsanteilen, drei Gruppen (niedrige, mittlere, hohe Verdienste) gleicher Größe zugeordnet. 
Danach werden Beschäftigungsveränderungen zwischen 1993 und 2001 für jede Gruppe von Tätigkeiten 
herausgearbeitet. 

26. Keating zeigt ferner, dass Verschiebungen in der Struktur der Kräftenachfrage zu Gunsten von Arbeits- 
plätzen mit höheren Qualifikationsanforderungen die Hauptursache für die Vergrößerung der Lohn- 
spreizung in Australien in den vergangenen zehn Jahren waren. Die australische Regierung hat ähnliche 
Ergebnisse hinsichtlich der Struktur des Beschäftigungswachstums präsentiert und im Safety Net Review 
Report von 2001-2002 festgehalten, dass die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden am stärksten in gut 
bezahlten Tätigkeiten und am wenigsten in gering bezahlten Tätigkeiten gestiegen ist. 

27. Zum Beispiel ist der Anteil der Arbeitskräfte, die angeben, unter schwierigen und ermüdenden Bedin- 
gungen zu arbeiten, um 4 Prozentpunkte gestiegen, der Anteil der Personen, die starkem Lärm ausgesetzt 
sind, wuchs um 2 Prozentpunkte und der Anteil derjenigen, die angeben, schwere Gewichte zu heben, 
nahm um 6 Prozentpunkte zu. 

28. Was unfreiwillige befristete Tätigkeiten angeht, so gibt es kaum geschlechtsspezifische, dafür aber recht 
große altersbedingte Unterschiede. Über die Hälfte der befristet beschäftigten Arbeitskräfte im besten 
Erwerbsalter würde einen dauerhaften Arbeitsplatz vorziehen, gegenüber 29% der jüngeren und 37% der 
älteren Arbeitskräfte. 

29. Eine Einschränkung dieser Vergleiche für die Beurteilung der Trendentwicklungen besteht darin, dass 
die beiden Jahre, auf die sich die Daten beziehen, etwas unterschiedlichen konjunkturellen Positionen 
entsprechen. So näherten sich die meisten der betrachteten Länder 1989 einem Hoch im Konjunktur- 
zyklus, während sie sich 1997 in der Mitte einer Expansionsphase befanden. 

30. Ein ähnlicher Trend wird in Australien beobachtet, wo die Arbeitnehmer im Rahmen der jährlich durch- 
geführten Erhebung „Morgan Poll" gefragt werden, ob sie glauben, dass ihr Arbeitsplatz sicher ist. 1989 
hielten 82% der Befragten ihren Arbeitsplatz für sicher, gegenüber 77% im Jahr 1997 und 75% im Jahr 
2002. 

31. Campbell et al. (2001) zeigen, dass besondere Angst vor Arbeitslosigkeit in Großbritannien mit einem 
deutlich niedrigeren Lohnniveau assoziiert ist. 

32. Ein größeres Gefühl der Unsicherheit könnte aber auch zu einem Anstieg der Produktivität führen, wenn 
besonders starke Befürchtungen eines Arbeitsplatzverlustes die Betreffenden zu höheren Leistungen 
veranlassen. Für die Hypothese eines negativen Zusammenhangs fanden sich jedoch mehr empirische 
Belege (vgl. z.B. Buchele und Christiansen, 1999). 

33. Vgl. OECD (1997) wegen einer Analyse, die allerdings schon etwas länger zurückliegt. Eine partielle 
Aktualisierung dieser Studie bestätigte diese Schlussfolgerung (die entsprechenden Daten sind hier nicht 
wiedergegeben). 

34. Die beiden Gruppen unterscheiden sich, schließen sich gegenseitig aber nicht aus: Personen, die entlassen 
worden sind, können eine neue Beschäftigung aufnehmen, ohne unbedingt arbeitslos gewesen zu sein, 
während Personen, die zwischen zwei Arbeitsplätzen eine Phase der Arbeitslosigkeit erleben, nicht 
zwangsläufig entlassen worden sein müssen. 

35. Das Modell mit der kombinierten Stichprobe enthält fixe Effekte für die verschiedenen Länder, und alle 
Modelle enthalten individuelle fixe Effekte, um nicht beobachtete (und im Zeitablauf unveränderliche) 
Merkmale aufzufangen, die das Verdienstpotential beeinflussen. Diese Regressionsgleichungen für die 
Verdienste wurden für den vom ECHP abgedeckten Zeitraum 1994-1999 geschätzt. Wegen der kurzen 
Erhebungsdauer ist es leider nicht möglich zu prüfen, ob bei dem Effekt eines Arbeitsplatzverlustes (oder 
der Arbeitslosigkeit) auf das Verdienstniveau im Laufe der Zeit Veränderungen eintreten. 

36. Nickell et al. (2002) sowie Nicoletti et al. (2001) vertreten die Auffassung, dass eine umfassende Mess- 
größe der Unsicherheit sowohl die Wahrscheinlichkeit eines Arbeitsplatzverlustes als auch die sich dar- 
aus ergebenden Kosten widerspiegeln sollte. Bei dem hier verwendeten Index werden Lohnverluste nach 
Wiederbeschäftigung nicht berücksichtigt. Dieser Index kann aber neben seiner Funktion als Indikator 
von Verdienstverlusten während der Arbeitslosigkeit dennoch eine sinnvolle Proxy-Variable für eine 
umfassende Messgröße der Unsicherheit darstellen, wenn lange Arbeitslosigkeitsperioden nach einer 
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Entlassung mit höheren Lohnverlusten bei einer Wiederbeschäftigung assoziiert werden (z.B. weil mehr 
Qualifikationen verloren gehen). 

37. Es ist darauf hinzuweisen, dass die Daten nicht immer übereinstimmen. Erstens lassen die subjektiven 
Daten zur Arbeitsplatzsicherheit darauf schließen, dass Frauen ein geringeres Gefühl der Unsicherheit 
haben als Männer (Tabelle 1.5), sie bestätigen aber eine größere Unsicherheit für junge als für ältere 
Menschen (Daten hierzu sind nicht wiedergegeben). Lohnregressionen der Art, wie sie in Tabelle 1.6 
dargestellt sind, deuten darauf hin, dass Frauen, jungen Menschen und Arbeitskräften mit niedrigem 
Bildungsabschluss nach einer Entlassung Lohneinbußen entstehen, die ähnlich (oder etwas geringer) sind 
als die anderer Gruppen, sofern sie relativ schnell wieder beschäftigt werden. Allerdings ist die Wahr- 
scheinlichkeit, rasch einen neuen Arbeitsplatz zu finden, für zu diesen Gruppen gehörende Personen 
geringer. 



64 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



Copyrighted material 



1 . Mehr und bessere Arbeitsplätze? Gesamtbilanz der vergangenen zehn Jahre 



ANHANG 1 
Ergänzende Daten 
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Table 1.A1.2. Growth in real labour costs in excess of productivity growth a 

in OECD countries, 1970-2001 b 

Percentage change (annual) 





Annual average growth 
inthe 1970s 


Annual average growth 
inthe 1980s 


Annual average growth 
in 1990-95 


Annual average growth 
in 1995-2001 


Australia 


0.3 


-0.9 


-1.1 


-0.8 




Austria 


0.7 


-0.8 


-0.6 


-1.4 
















Canada 


0.9 


-0.5 


-1.1 


-0.2 












0.3 




Denmark 






-1 .5 


-0.4 




Finland 


0.8 


0.8 


-3.4 


-1.3 




France 


0.6 


-1.5 


-1 .0 


-0.2 




Germany 


0.4 


-1.1 


1.8 


-1.0 




Greece 


1 .1 


0.8 


-2.9 


-0.9 










-4.9 


-1.6 




Iceland 


-0.4 


-0.1 


-1 .6 


1.1 












-2.7 




Italy 


0.7 


-0.4 


-2.2 


-0.9 






Korea 


2.0 


-0.5 


-2.4 


-3.4 




Luxembourg 


2.3 


-1.7 


-1.4 


-0.5 




Mexico 






5.6 


-1 .6 




Netherlands 


0.9 


-1.8 


-0.6 


-0.1 




New Zealand 


0.7 


-1 .2 


-0.5 


-0.7 






Poland 








-1 .6 
















Slovak Republic 








-1.9 




Spain 




-1.1 


-0.2 


-0.3 




Sweden 






-3.1 


0.8 




Switzerland 






0.5 


0.1 




Turkey 


0.4 


-1.7 


1.5 


^1.3 










-2 0 


0.7 




United States 
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-0.5 


-0.5 


-0.3 
















OECD" 


0.0 


-1.7 


-1 .0 


-0.5 





. . Data not available. 

a) Difference between the growth rate of real labour costs (defined as the ratio of gross nominal compensation per 
employee to the GDP deflator) and the growth rate of real Output per worker. 

b) Annual average growth in 1970 refers to 1971-1980 for Ireland; to 1972-1980 for the Netherlands and Turkey; and 
to 1975-1980 for Korea and Norway. 

c) Employment-weighted average. 

Source: OECD Economic Outlook, No. 72, June 2002. 
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Table 1.A1.3. Growth in multi-factor productivity and the employment 
to population ratio in selected countries, 1980-1990 and 1990-2000 







1980-1990 


1990-2000 




Multi-factor 


Employment 


Multi-factor 


Employment 






productivity 3 


to population ratio 6 


productivity 3 


to population ratio 






3.9 




Austria 


1.82 




1 .56 


-0.4 






Canada 


0.63 


4.3 


1.30 


2.8 




Denmark 


1.00 


5.3 


1.45 


0.8 




Finland 


2.38 


2.9 


3.16 


-3.1 




France 


1.86 


-4.8 


1 .00 


1.0 




Germany c 


1.49 


-1.5 


0.94 


-0.5 




Ireland 




-0.3 


4.41 


13.0 





Italy 



1.55 



-1.6 



1.03 



1 .4 



Netherlands 


2.26 


7.5 




1.58 


9.3 


New Zealand 


0.20 


-5.0 




0.76 


5.4 


Norway 


1.19 


0.1 




1 .74 


4.9 


Spain 


2.06 


-2.1 




0.72 


5.5 


Sweden 


1.03 


3.2 




1.42 


-6.9 


United States 0.92 5.0 




. . Data not available. 
a) Annual growth rate 


in the business sector based 


on cyclically-adjusted 


series, 


1980s and 1990s. 1983-1990 for 



Belgium, Denmark and Ireland; 1985-1990 for Austria and New Zealand; 1990-1996 for Ireland and Sweden; 1990- 
1997 for Austria, Belgium and New Zealand; 1990-1998 for the Netherlands; 1990-1999 for Australia, Denmark, 
France, Italy, Japan; and 1991-2000 for Germany. 

b) Percentage-point change. 1983-1990 for Belgium, Denmark and Ireland; 1986-1990 for New Zealand. 

c) Western Germany before 1991. 

Source: OECD (2003), The Sources of Economic GrouJth in OECD countries, Paris. 
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Chart 1.A1.1. Trends in the incidence of low pay, a ' b 1979-2001 
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a) Percentage of full-time workers receiving less than two-thirds of median gross earnings. 

b) Data for Italy refer to net earnings. 
Source: OECD database on earnings. 
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Kapitel 2 

Mobilisierung von Arbeitskräften - 
Inaktivitätsfallen vermeiden und 
Hindernisse für den beruflichen 
Aufstieg beseitigen 

Dieses Kapitel analysiert die der Politik zur Verfügung stehenden Möglichkeiten, die 
Gesamtbeschäftigungsquoten durch Förderung einer stärkeren Erwerbsbeteiligung unter 
am Arbeitsmarkt generell unterrepräsentierten Bevölkerungsgruppen zu erhöhen. Diese 
Gruppen sind heterogen und ihre relative zahlenmäßige Bedeutung ist von Land zu Land 
unterschiedlich. Dennoch stellen Frauen, ältere Arbeitskräfte und Personen mit niedrige- 
rem Bildungsniveau in den meisten Ländern das größte ungenutzte Reservoir an Arbeits- 
kräften. Inwieweit sind bestimmte Bevölkerungsgruppen wie Frauen, ältere Arbeitskräfte 
und weniger gut Ausgebildete in Situationen der Nichterwerbstätigkeit gefangen? Haben 
sie Karrierechancen, wenn sie eine Beschäftigung finden, oder laufen sie Gefahr, in 
Arbeitsplätzen für Geringqualifizierte blockiert zu bleiben? Welche Möglichkeiten gibt es, 
durch verstärkte Mobilisierung dieser Gruppen den Problemen der demographischen 
Alterung zu begegnen? 
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Einleitung 

Im vorangegangenen Kapitel wurde über ermutigende Anzeichen für strukturelle 
Verbesserungen bei den globalen Arbeitsmarktergebnissen in einer Reihe von OECD- 
Ländern berichtet. Gleichwohl gibt es unter der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
noch immer große Gruppen, die weiterhin niedrige Beschäftigungsquoten aufweisen oder 
hinsichtlich der Qualität ihrer Arbeitsplätze benachteiligt sind. Die Analyse in diesem 
Kapitel konzentriert sich auf Bevölkerungsgruppen, die ein erhebliches ungenutztes 
Reservoir an Arbeitskräften stellen, nämlich Frauen, ältere Arbeitskräfte und weniger gut 
Ausgebildete, wobei berücksichtigt wird, dass zwischen all diesen Gruppen Überlappungen 
bestehen können. Jungen Menschen, Alleinerziehenden, Immigranten und Behinderten gilt 
ebenfalls eine gewisse Aufmerksamkeit. In allen Fällen geht es darum, die Bevölkerungs- 
gruppen mit dem größten, nicht ausgeschöpften Potential am Arbeitsmarkt zu identifizieren 
und ihre Situation zu beschreiben. 

Grund für die Behandlung dieses Themas im vorliegenden Kapitel ist der zunehmende 
Stellenwert, der einer Anhebung der Gesamtbeschäftigungsquote unter den Zielen der 
Beschäftigungs- und Sozialpolitik beigemessen wird (vgl. z.B. Europäische Kommission, 
2003a). Diese Politikorientierung verbindet das klassische Anliegen einer Verringerung 
der Arbeitslosigkeit mit dem neueren Anliegen einer Erhöhung der Erwerbsbeteiligung. 
Das letztgenannte Ziel gewinnt im Kontext der Bevölkerungsalterung und wegen des weit 
verbreiteten Interesses an Möglichkeiten zur Reduzierung der Transferabhängigkeit unter 
Personen im erwerbsfähigen Alter mehr und mehr an Bedeutung. Dieses Kapitel dient in 
erster Linie dem Zweck, eine sachliche Grundlage für die Beurteilung der Frage zu liefern, 
welcher Herausforderung sich die OECD-Länder im Hinblick auf die Mobilisierung 
von Arbeitskräften gegenübersehen. Dabei werden quantitative Schätzungen des unter- 
ausgelasteten Arbeitskräftepotentials vorgenommen, und die Arbeitsmarktsituation der 
Bevölkerungsgruppen, die am stärksten von Inaktivität oder Unterbeschäftigung betroffen 
sind, wird beschrieben. Diese Analyse soll klären helfen, welche Gruppen bei Maßnahmen 
zur Erhöhung der Erwerbsbeteiligung und Beschäftigung besondere Aufmerksamkeit 
erhalten müssten. Ein zweites Ziel des Kapitels besteht darin, einen ersten Überblick über 
die Art von Hindernissen zu geben, die einer vollen Integration in die Beschäftigung (oder 
in produktivere Formen der Beschäftigung) im Wege stehen und die es anzugehen gilt, 
wenn eine Mobilisierungsstrategie von Erfolg gekrönt sein soll. In den Kapiteln 3 bis 5 
wird eine Reihe solcher Hindernisse wie auch Maßnahmen zu ihrer Überwindung eingehen- 
der analysiert. 

Das Kapitel ist wie folgt aufgebaut: Abschnitt 1 geht der Frage nach, inwieweit Politik- 
maßnahmen die Gesamtbeschäftigungsquote erhöhen können. Nach einer Zusammen- 
fassung der möglichen Beweggründe, höhere Beschäftigungsquoten zu einem strategi- 
schen Politikziel zu machen, werden mehrere Schätzungen des potentiellen Niveaus von 
Arbeitskräfteangebot und Beschäftigung vorgestellt. Detaillierte Vergleiche des Erwerbs- 
status verschiedener Bevölkerungsgruppen werden in Abschnitt 2 präsentiert, um ein um- 
fassenderes Bild davon zu vermitteln, welche Gruppen niedrige Erwerbsquoten aufweisen 
oder einem hohen Arbeitslosigkeitsrisiko ausgesetzt sind und wie diese Strukturen in den 
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einzelnen OECD-Ländern variieren. In Abschnitt 3 wird die Arbeitsmarkterfahrung dieser 
Gruppen unter Heranziehung längerer Zeitreihendaten analysiert, um klarer herauszustellen, 
welchen Schwierigkeiten sich die Betreffenden oft gegenübersehen, eine Beschäftigung 
zu finden, sie zu behalten und einen beruflichen Aufstieg zu schaffen. Ferner werden 
die Befunde für Inaktivitäts- und Niedriglohnfallen sowie der Zusammenhang zwischen 
Arbeitsmarktstatus und Armut unter Personen im erwerbsfähigen Alter untersucht. 

Wichtigste Ergebnisse 

• Es lassen sich drei Beweggründe für Maßnahmen zur Förderung höherer Erwerbs- 
quoten in den OECD-Ländern anführen. Erstens bewegen sich die Erwerbsquoten 
vielleicht auf einem niedrigeren Niveau als von der ökonomischen Effizienz her 
gerechtfertigt, weil durch Politikmaßnahmen negative Beschäftigungsanreize ent- 
standen sind, wie z.B. hohe effektive Grenzsteuersätze. Zweitens können niedrige 
Erwerbsquoten die öffentlichen Haushalte in dem Maße belasten, wie Nichterwerbs- 
beteilung mit dem Bezug von Sozialleistungen verbunden ist. Schließlich können 
höhere Erwerbsquoten die Ziele der sozialen Integration und Gleichbehandlung 
weiter voranbringen. Verstärkt werden diese Motive durch den dringenden Hand- 
lungsbedarf angesichts der Alterung der Bevölkerung, von der ein großer Druck auf 
den Lebensstandard und die finanzielle Tragfähigkeit wichtiger Sozialleistungen 
ausgehen wird, wenn die Erwerbsquoten, insbesondere unter älteren Menschen, 
nicht steigen. 

• Wenn die angebots- und nachfrageseitigen Beschäftigungshemmnisse nicht angegan- 
gen werden, wird die demographische Alterung in den kommenden drei Jahrzehnten 
eine drastische Verlangsamung des Wachstums der Erwerbsbevölkerung - und in 
nahezu der Hälfte der OECD-Länder einen absoluten Rückgang zur Folge haben. 
Auch würde das Verhältnis von 65 -jährigen und älteren Personen zu Erwerbsfähigen 
von 27% im Jahr 2000 auf 47% im Jahr 2030 steigen und der Anteil der 50-jährigen 
und älteren Arbeitskräfte an der Erwerbsbevölkerung würde von 23% auf 31% 
zunehmen. 

• Schätzungen des potentiellen Arbeitskräfteangebots, die einmal auf Erhebungsdaten 
basieren (d.h. Aussagen inaktiver Personen, dass sie gerne arbeiten würden) und zum 
anderen auf internationalen Referenzgrößen deuten darauf hin, dass Maßnahmen zur 
Expansion der Erwerbsbeteiligung die Beschäftigung um 7 bis 12 Prozentpunkte der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter erhöhen könnten (OECD-Durchschnitts- 
werte). Eine Gegenüberstellung der beiden Schätzreihen zeigt, dass viele vom 
Arbeitsmarkt „entfernte" Personen mobilisiert werden müssten, um die Länder mit 
niedrigen Erwerbsquoten auf das Niveau der Länder mit hohen Erwerbsquoten zu 
bringen, aber auch dass ein erheblicher Anteil der inaktiven Personen in allen 
Ländern potentiell an der Ausübung einer Erwerbstätigkeit interessiert ist, selbst 
dort, wo die Erwerbsquoten bereits hoch sind. Diese Schätzungen des potentiellen 
Arbeitskräfteangebots heben auch den heterogenen Charakter der Bevölkerungs- 
gruppen hervor, die am Arbeitsmarkt unterrepräsentiert sind. 

• Frauen, ältere sowie weniger qualifizierte Personen bilden in den meisten OECD- 
Ländern das größte ungenutzte Reservoir an Arbeitskräften. Der gesellschaftliche 
Nutzen einer höheren Erwerbsbeteiligung von Alleinerziehenden sowie Personen 
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mit einer Teilbehinderung dürfte ebenfalls groß sein, obgleich diese Gruppen im 
Hinblick auf die Anhebung der Gesamtbeschäftigungsquote zahlenmäßig weniger 
stark ins Gewicht fallen. Die Beschäftigungshemmnisse für junge Menschen und 
Zuwanderer werfen auch besondere soziale Probleme auf, diese Gruppen in eine 
Mobilisierungsstrategie einzubinden, erscheint jedoch schwieriger. Häufig sind junge 
Menschen nicht am Erwerbsleben beteiligt, weil sie sich noch in einer Vollzeit- 
ausbildung (Schule oder Hochschule) befinden, was zur Humankapitalbildung und 
mithin zur Stützung des künftigen Wachstums beiträgt, so dass das Hauptanliegen 
hier darin besteht, einen reibungslosen Übergang von der Schule ins Arbeitsleben 
sicherzustellen. Was die letztgenannte Gruppe betrifft, so ist die Beschäftigungs- 
lücke für (männliche) Zuwanderer in den meisten OECD-Ländern verhältnismäßig 
klein (und in einigen wenigen Ländern sogar negativ), mithin dürfte die Verringerung 
von Inaktivitätsfallen ein weniger wichtiges Anliegen sein als die Gewährleistung 
angemessener Erwerbseinkommen und Karriereaussichten. 

• Es gibt erhebliche Überlappungen zwischen den verschiedenen Bevölkerungsgruppen, 
die am Arbeitsmarkt unterrepräsentiert sind. Diese Überschneidungen machen deut- 
lich, dass sich manche Personen vielfältigen Beschäftigungshindernissen gegenüber- 
sehen und ihre volle Integration in den Arbeitsmarkt u.U. ein an verschiedenen 
Fronten ansetzendes Maßnahmenpaket erfordert. Beispielsweise sind die Beschäfti- 
gungsquoten für Frauen und für ältere Menschen mit geringem Bildungsabschluss 
besonders niedrig. Desgleichen veranschaulicht die starke geographische Konzentra- 
tion der Nichtbeschäftigung in vielen OECD-Ländern, dass zu den durch individuelle 
Faktoren bedingten Beschäftigungsschranken oft der Nachteil hinzukommt, in einer 
Region mit einem gedrückten Arbeitsmarkt zu leben. 

• In Europa blieben Personen im erwerbsfähigen Alter, die Mitte der neunziger Jahre 
nicht beschäftigt waren, im nachfolgenden Fünfjahreszeitraum im Durchschnitt 
4V4 Jahre ohne Beschäftigung, während es in den Vereinigten Staaten 3¥i Jahre waren. 
Angesichts der relativ starken Verfestigung der Nichtbeschäftigung, insbesondere in 
Europa, steht zu vermuten, dass viele dieser nicht beschäftigten Personen schwer zu 
„aktivieren" sind. Anders würde der Fall natürlich bei einer grundlegenden Ände- 
rung ihrer Präferenzen der Zeitnutzung zu Gunsten einer Erwerbsbeteiligung aus- 
sehen oder bei einer deutlichen Verbesserung ihrer Beschäftigungschancen und der 
wirtschaftlichen Vorteile, die sie aus einer Erwerbstätigkeit ziehen könnten. Indessen 
legt die kurze Dauer vieler „Ausbrüche" aus der Nichtbeschäftigung den Schluss nahe, 
dass die Beschäftigungsinstabilität auch ein wichtiger Faktor ist, der die Erwerbs- 
quoten nach unten drückt, speziell in den Vereinigten Staaten. 

• Anhaltende Nichtbeschäftigung ist unter Frauen, weniger gebildeten Erwachsenen 
und vor allem älteren Personen, die sich selbst als Rentner bezeichnen, besonders 
ausgeprägt. Diese Muster finden sich in allen untersuchten Ländern, wobei 
geschlechts- und altersspezifische Unterschiede in den Vereinigten Staaten beson- 
ders groß sind. Arbeitslose haben wesentlich höhere Zugangsraten zu Beschäftigung 
als Personen außerhalb der Erwerbsbevölkerung, was bestätigt, dass die statistische 
Unterscheidung zwischen diesen beiden Kategorien nicht beschäftigter Personen für 
Arbeitsmarktprogramme von praktischem Nutzen ist. Das verstärkte Interesse an 
Maßnahmen zur Förderung einer höheren Erwerbsbeteiligung ist eine wichtige 
Ergänzung zu dem traditionellen Fokus auf die Unterstützung von Arbeitslosen bei 
der Suche nach einer neuen Beschäftigung, aber kein Ersatz hierfür. 
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• Die Existenz so genannter „Niedriglohnfallen" wird durch eine Reihe von Fakten 
belegt, vor allem wenn man Personen betrachtet, die zwischen Niedriglohnjobs und 
Nichtbeschäftigung hin- und herwechseln. Sowohl in Europa als auch in den Ver- 
einigten Staaten verbrachten Personen, die in einem Basisjahr einen Niedriglohn 
bezogen, im Durchschnitt nahezu vier der fünf darauf folgenden Jahre entweder in 
Niedriglohnbeschäftigung oder in Nichtbeschäftigung. Diese Zahl ist bei Frauen, 
Arbeitskräften mit niedrigerem Bildungsniveau (vor allem in den Vereinigten Staa- 
ten) und älteren Arbeitskräften (insbesondere in Europa) sogar noch größer. Diesem 
Phänomen, das manche Personen in gering bezahlten Arbeitsplätzen verharren lässt, 
steht aber eine Aufwärtsmobilität auf der Verdienstskala für andere Personen gegen- 
über, vor allem junge Menschen und Personen mit höheren Bildungsqualifikationen. 
Maßnahmen, die darauf abzielen, Niedriglohnempfängern mehr Möglichkeiten des 
beruflichen Aufstiegs zu bieten, dürften eine wichtige Ergänzung zu Maßnahmen 
sein, die die Vermittlung nicht beschäftigter Personen in ein Erwerbsverhältnis 
erleichtern sollen. 

• In den meisten Fällen führen Erwerbslosigkeit und Niedriglohnbeschäftigung nicht 
zu Haushaltseinkommen, die unter der Armutsschwelle liegen, da die Familie 
über andere Verdiener oder alternative Einkommensquellen (einschließlich Sozial- 
leistungen) verfügt. Allerdings ist das Risiko chronischer Armut vor allem in den 
Vereinigten Staaten für Personen, bei denen eine größere Wahrscheinlichkeit der 
Arbeitslosigkeit oder der Niedriglohnbeschäftigung besteht, wesentlich höher. Weni- 
ger als 3% der Personen im erwerbsfähigen Alter, die während eines Fünfjahres- 
zeitraums ununterbrochen beschäftigt waren, leben in Europa in ständiger Armut, 
wohingegen das Risiko der Langzeitarmut für Personen, die nie beschäftigt waren, 
auf 13% steigt (die entsprechenden Werte für die Vereinigten Staaten liegen bei 5% 
bzw. 32%). In Europa beträgt das Risiko der Langzeitarmut bei Personen, die sich 
über einen Fünfjahreszeitraum kontinuierlich in Niedriglohnjobs befanden, 13% 
(und in den Vereinigten Staaten 41%). Zwischen Nichtbeschäftigung und Niedrig- 
lohnbeschäftigung auf der einen und einem höheren Armutsrisiko auf der anderen 
Seite besteht für Personen mit niedrigem Bildungsabschluss und Zuwanderer ein 
besonders starker Zusammenhang. 



1. Erhöhung der Beschäftigung durch Mobilisierung des potentiellen 
Arbeitskräfteangebots 

A. Warum sollen Arbeitskräfte und Gesamtbeschäftigung ausgeweitet werden? 

Während die politischen Beweggründe für einen Abbau der Arbeitslosigkeit auf der 
Hand liegen, ist dies bei einer Erhöhung der Erwerbsquoten und der Beschäftigung weit 
weniger der Fall, denn es kann nicht unterstellt werden, dass alle Personen im erwerbs- 
fähigen Alter arbeiten müssten 1 . Dennoch lassen sich drei Argumente anführen, die die 
Auffassung stützen, dass von Maßnahmen zur Förderung höherer Erwerbsquoten eine 
Wohlstandsmehrung zu erwarten ist: d) die Erwerbsquoten sind u.U. niedriger als von 
der ökonomischen Effizienz her gerechtfertigt, weil durch gewisse Politikmaßnahmen 
Negativanreize für die Aufnahme einer Beschäftigung entstanden sind; b) höhere Erwerbs- 
quoten könnten dazu beitragen, die Belastung zu reduzieren, die für die öffentlichen 
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Haushalte mit hohen Leistungsbezugsquoten unter Personen im erwerbsfähigen Alter 
verbunden ist, und c) eine verstärkte Erwerbsbeteiligung könnte die Ziele der sozialen 
Integration und Gleichbehandlung voranbringen helfen. Jedes dieser Argumente wird 
nachstehend kurz erläutert. Im Unterabschnitt B wird aufgezeigt, dass deren Relevanz 
durch die Bevölkerungsalterung zusätzlich verstärkt wird. 

Nachfrage- und angebotsseitige Barrieren können die Beschäftigung 
unterrepräsentierter Gruppen behindern 

Ein erstes Argument zu Gunsten von Maßnahmen, die auf eine Anhebung der 
Erwerbsquoten abzielen, ergibt sich schon aus Erwägungen der ökonomischen Effizienz. 
Danach sollten bestehende Negativanreize für Beschäftigung und Erwerbsbeteiligung 
beseitigt werden. Mindestlöhne sowie Bestimmungen, die Mindestqualitätsstandards für 
Arbeitsplätze festlegen, können die Beschäftigungschancen potentiell begrenzen, und 
eine Minderung der Einstellungsbereitschaft infolge dieser Bestimmungen hat oft einen 
unverhältnismäßig starken Effekt auf gewisse Gruppen der Erwerbsbevölkerung 2 . Vom 
Steuer- und Transfersystem gehen u.U. ebenfalls Negativanreize auf das Arbeitskräfte- 
angebot aus, die für bestimmte Bevölkerungsgruppen besonders ausgeprägt sein können. 
Beispielsweise kann verheirateten Frauen durch die hohen Grenzsteuersätze, die Zweit- 
verdienern in Systemen der gemeinsamen Besteuerung auferlegt werden, das Interesse an 
einer Erwerbsbeteiligung genommen werden (OECD, 2002<i). Desgleichen können die 
effektiven Grenzsteuersätze auf das Erwerbseinkommen für Personen, die öffentliche 
Transferleistungen beziehen, extrem hoch sein, so dass unter dem kombinierten Effekt 
des Abschmelzens der Leistungen und der Steuerbelastung so genannte „Inaktivitäts- 
fallen" entstehen (OECD, 2000£>). Ein letztes Beispiel ist, dass viele staatliche Renten- 
systeme und Frühverrentungsprogramme starke finanzielle Negativanreize bieten, über 
das frühestmögliche Renteneintrittsalter hinaus im Erwerbsleben zu verbleiben (Gruber 
und Wise, 2002; OECD, 2002e; sowie Kapitel 3 dieser Veröffentlichung). 

Eine höhere Beschäftigung unterrepräsentierter Gruppen würde den Druck 
auf die öffentlichen Finanzen verringern 

Einkommenstransferprogramme, die das Interesse an der Aufnahme einer für die 
Gesellschaft produktiven Beschäftigung mindern, verursachen auch öffentliche Ausgaben, 
die den Staatshaushalt über Gebühr belasten können. Kapitel 4 zeigt, dass ein erheblicher 
Anteil der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter in den 16 OECD-Ländern, für die die 
notwendigen Daten zusammengestellt werden konnten, Einkommensersatzleistungen 
bezieht, wobei dieser Anteil 1999 bis zu 38% in der Slowakischen Republik erreichte und 
in sechs EU-Ländern 20% überstieg. In allen untersuchten Ländern erhielt die über- 
wiegende Mehrzahl der Leistungsempfänger im erwerbsfähigen Alter (im Durchschnitt 
mehr als drei Viertel) kein Arbeitslosengeld, sondern andere Sozialleistungen, und zählte 
wahrscheinlich nicht zu den Arbeitsmarktteilnehmern. Wenngleich viele dieser Personen 
nicht erwerbsfähig sind oder sich in einer Situation befinden, wo die Ausübung einer 
Beschäftigung nicht von ihnen erwartet werden kann, so gilt dies nicht für andere Katego- 
rien von Leistungsempfängern (vor allem in den Ländern mit den höchsten Leistungs- 
bezugsquoten). Wenn sich die Erwerbsbeteiligung in der letztgenannten Gruppe erhöhen 
ließe, müssten vielleicht weniger Steuermittel für die Ziele des sozialen Schutzes und der 
sozialen Gerechtigkeit eingesetzt werden. 
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Die Förderung der Beschäftigung unterrepräsentierter Gruppen würde auch 
sozialen Zielen dienen 

Ein drittes Argument für die Erwägung von Maßnahmen zur Förderung einer höhe- 
ren Erwerbsbeteiligung ist, dass damit in einigen Fällen die Ziele der sozialen Integration 
und Gleichbehandlung vorangebracht werden könnten. Der Übergang zu einer beschäfti- 
gungsorientierten Sozialpolitik beruht auf der Erkenntnis, dass viele Sozialleistungsemp- 
fänger im erwerbsfähigen Alter bei angemessener Ermutigung und Unterstützung arbeiten 
könnten und sie selbst wie auch die Gesellschaft von ihrer stärkeren Integration in den 
Arbeitsmarkt profitieren würden (vgl. Kapitel 4). Wenn der „Aktivierung" von Leistungs- 
empfängern heute höhere Priorität beigemessen wird, so u.a. deshalb, weil zunehmend die 
langfristigen Nachteile (sozialer wie auch finanzieller Art) erkannt werden, die entstehen, 
wenn man eine erhebliche Zahl von Personen im erwerbsfähigen Alter in die Falle der 
Leistungsabhängigkeit geraten lässt. Wie in Kapitel 3 gezeigt wird, hätten viele Empfänger 
von Leistungen für Alleinerziehende gerne größere Beschäftigungsmöglichkeiten. Auch 
werden ältere Arbeitskräfte, wenn sich Unternehmen in finanziellen Schwierigkeiten 
sehen, manchmal zur Frühverrentung gezwungen. Die Inaktivität dieser Personen stellt 
eine Art verdeckter Arbeitslosigkeit dar, und sie in einer Form zu unterstützen, die ihnen 
das Interesse an einer Wiedereingliederung in die Beschäftigung nimmt, kann mit hohen 
sozialen Kosten verbunden sein. 

Zusammengenommen legen es diese drei Argumente nahe, Maßnahmen zur Förde- 
rung einer verstärkten Erwerbsbeteiligung ernsthaft in Erwägung zu ziehen, selbst wenn 
sich eine spezifische Zielvorgabe für die Erwerbs- und Beschäftigungsquoten nicht ein- 
fach rechtfertigen lässt. In der Tat nimmt der Dringlichkeitscharakter von Maßnahmen zur 
Förderung einer höheren Erwerbsbeteiligung angesichts der Bevölkerungsalterung zu. 

B. Die demographische Herausforderung: Anpassung an die 
Bevölkerungsalterung 

Bekanntlich werden rückläufige Geburtenziffern und eine höhere Lebenserwartung 
in den kommenden Jahrzehnten in den OECD-Ländern zu einer dramatischen Alterung 
der Bevölkerung führen, die die Wirtschafts- und Sozialpolitik vor große Herausforderun- 
gen stellt. Wie aus Abbildung 2.1, Teil A, ersichtlich, ist nach den nationalen Bevölkerungs- 
projektionen 3 damit zu rechnen, dass der Altenquotient in den nächsten drei Jahrzehnten für 
den OECD-Raum insgesamt um 14 Prozentpunkte (von 20% auf 34%) steigen wird. 
Einige Länder werden davon früher oder stärker betroffen sein als andere, aber alle OECD- 
Länder werden sich auf eine deutliche Alterung ihrer Bevölkerung einstellen müssen. 

Die Konsequenzen der Bevölkerungsalterung für die Arbeitsmärkte hängen von den 
Erwerbsquoten der verschiedenen Altersgruppen und von deren Entwicklung ab. Wie aus 
Abbildung 2.1, Teil B, zu ersehen, haben sich die altersspezifischen Profile bei der Erwerbs- 
beteiligung im Zeitraum 1970-2000 unter dem Einfluss von drei großen Phänomenen ver- 
ändert: a) Verlängerung der Schulbesuchszeiten und späterer Eintritt ins Erwerbsleben, 
sowohl bei Männern als auch bei Frauen; b) ein Trend zum früheren Renteneintritt, der 
bei Männern über 50 Jahre sehr ausgeprägt war, und c) eine tendenziell höhere Erwerbs- 
beteiligung für jede aufeinander folgende Frauenkohorte. Die ersten beiden Trend- 
entwicklungen verstärkten die mit der Bevölkerungsalterung einhergehende Tendenz zur 
Verringerung des Anteils der Erwerbstätigen an der Gesamtbevölkerung, und sollte sich 
der Trend zum Renteneintritt in einem früheren Alter fortsetzen, so würde dies zu einem 
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Chart 2.1. The ageing challenge 

A. The ratio of olderto working-age persons will rise dramatically... 

Old-age dependency ratios 3 in selected OECD areas, 6 1970 to 2030' 
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a) Old-age dependency ratio is the population aged 65 years or older divided by the working-age population (aged 15 to 
64 years). 

b) Population-weighted averages for the following regional groupings: Asia (Japan and Korea); Oceania (Australia and 
New Zealand); North America (Canada and the United States); Northern Europe (Denmark, Finland, Norway and 
Sweden); Southern Europe (Greece, Italy, Portugal, Spain and Turkey); OECD (all 30 member countries). 

c) Values for 2001-2030 are projections. 

d) Population-weighted average for OECD countries. 

Source: Secretariat calculations using national population estimates and projections (medium variant) and OECD 
database on Labour Force Statistics. 
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beschleunigten Rückgang der Zahl produzierender im Vergleich zu der konsumierender 
Personen führen, was negative Auswirkungen auf den Lebensstandard hätte (OECD, 
1998Z?). Indessen hat der säkulare Anstieg des Frauenanteils an der Erwerbsbevölkerung 
die potentielle Bremswirkung der ersten beiden Trends auf das Pro-Kopf-Einkommen 
generell kompensiert und könnte auch in Zukunft einen solchen Effekt ausüben, vor allem 
in OECD-Ländern, wo die Genderlücke bei der Erwerbsbeteiligung noch immer sehr 
groß ist (z.B. Südeuropa, Mexiko und OECD-Länder im asiatischen Raum). 

Sofern keine Abhilfemaßnahmen ergriffen werden, wird der Alterungsprozess zu 
einer deutlichen Verlangsamung des Wachstums der Erwerbsbevölkerung führen ... 

Ein einfaches, auf demographischen Daten basierendes Szenario reicht schon aus, um 
eine Vorstellung von den Auswirkungen zu vermitteln, die der Alterungsprozess in den 
kommenden Jahrzehnten auf die Erwerbsbevölkerung haben könnte. Dieses Szenario ist in 
dem Sinne rein demographisch, als es Bevölkerungsprojektionen mit der Hypothese kom- 
biniert, dass die alters- und geschlechtspezifischen Erwerbsquoten bis 2030 gegenüber den 
Werten von 2000 unverändert bleiben, allerdings unter Berücksichtigung von Kohorten- 
effekten 4 . Diese Berechnungen zeigen, dass die mit der Bevölkerungsalterung einhergehen- 
den demographischen Entwicklungen in allen OECD-Regionen starke Auswirkungen auf 
das Wachstum der Erwerbsbevölkerung und ihre altersmäßige Zusammensetzung haben. 

Das auf der demographischen Entwicklung basierende Szenario impliziert eine 
drastische Verlangsamung der Zuwachsrate der Erwerbsbevölkerung bis zum Jahr 2030 
(Abb. 2.2, Teil A). Sollte die Struktur der Erwerbsbeteiligung unverändert bleiben, wird 
sich die jährliche Zuwachsrate der Erwerbsbevölkerung in den OECD-Ländern von 1,3% 
in den letzten 30 Jahren auf unter 0,3% in den nächsten 30 Jahren verringern. In 
14 OECD-Ländern wird die Erwerbsbevölkerung gegenüber ihrem Niveau von 2000 
effektiv schrumpfen, wobei der Rückgang in Italien, Japan, Österreich, Polen, der Tschechi- 
schen Republik und Ungarn jährlich mindestens 0,5% betragen wird. Nur Mexiko und die 
Türkei werden weiterhin ein rasches (wenn auch nachlassendes) Wachstum der Erwerbs- 
personenzahl verzeichnen (länderspezifische Daten sind hier nicht angegeben). 

... und zu einem drastischen Anstieg des Altenquotienten 

Das an der demographischen Entwicklung orientierte Szenario impliziert, dass das 
Verhältnis der 65 -jährigen und älteren Personen zur Gesamterwerbsbevölkerung im Zeit- 
raum 2000-2030 in allen Ländern rascher zunehmen wird als im Zeitraum 1970-2000 
(Abb. 2.2, Teil B). Für den OECD-Raum insgesamt stieg dieser „modifizierte Alten- 
quotient" in den vergangenen drei Jahrzehnten um 0,2 Prozentpunkte im Jahr, zwischen 
2000 und 2030 dürfte er sich aber um 0,7 Prozentpunkte jährlich und damit von 27% auf 
47% erhöhen. Dieser Anstieg ist es, der die Solvenz von Rentensystemen nach dem 
Umlageverfahren gefährdet und auch den Lebensstandard ganz allgemein, vor allem in 
Ländern, wo die Aufwärtsbewegung besonders steil ist (z.B. Deutschland, Finnland, 
Italien, Japan, Korea und Österreich). In diesem Umfeld könnten die wirtschaftlichen und 
sozialen Vorteile von Maßnahmen zur Förderung einer verstärkten Erwerbsbeteiligung 
- und insbesondere eines späteren Renteneintritts - sehr groß sein 5 . 

Eine „ergrauende" Erwerbsbevölkerung 

Eine weitere Konsequenz der demographischen Alterung für den Arbeitsmarkt ist 
eine älter werdende Erwerbsbevölkerung. Nach dem an der demographischen Entwicklung 
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Chart 2.2. Population ageing and the labour force: recent experience 
and a demographic-driven scenario in selected OECD areas 
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B. ... while dependency ratios soar... 
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C. ... and the workforce becomes older 
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a) The demographic-driven scenario assumes that age and gender-specific participation rates remain unchanged at 
their 2000 values during 2000-2030, except that participation rates are adjusted for cross-cohort differences in 
participation rates (see text). 

b) See Chart 2.1 note bj for definitions of the regional groupings displayed. 

Source: Secretariat calculations using national population estimates and projections (medium variant), and historic 
participation data from the OECD database on Labour Force Statistics and ILO (1996). 
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orientierten Szenario steigt der Anteil der 50-jährigen und älteren Arbeitskräfte an der 
Gesamterwerbsbevölkerung zwischen 2000 und 2030 in jedem OECD-Land und dieser 
Prozess beschleunigt sich in den meisten Ländern deutlich (Abb. 2.2, Teil C). Im OECD- 
Raum insgesamt blieb der Anteil älterer Arbeitskräfte an der Erwerbsbevölkerung in den 
Jahren 1970-2000 konstant, er dürfte aber im Zeitraum 2000-2030 um 2,6 Prozentpunkte 
jährlich zunehmen, d.h. von 23% auf 31%. Diese Entwicklung wird wohl größere Anpas- 
sungen bei den Beschäftigungs- und Weiterbildungspraktiken wie auch in der Personal- 
politik der Arbeitgeber erfordern 6 . Einfache Berechnungen deuten darauf hin, dass die 
Verlangsamung des Wachstums der Erwerbsbevölkerung und der Anstieg des modifizier- 
ten Altenquotienten, wie sie sich nach dem an demographischen Daten orientierten 
Szenario abzeichnen, durch eine Umkehr des im Zeitraum 1970-2000 beobachteten 
Trends zur Frühverrentung in bedeutendem Umfang wettgemacht werden könnten. Aller- 
dings würde das „Ergrauen" der Erwerbsbevölkerung dadurch verstärkt. 

C. Schätzung des potentiellen Arbeitskräfteangebots 

Wie weit lässt sich die Gesamtbeschäftigungsquote überhaupt erhöhen, und welche 
Gruppen unter den nicht beschäftigten Personen im erwerbsfähigen Alter könnten am 
ehesten mobilisiert werden? Auf diese Fragen gibt es keine präzisen Antworten, denn es 
kann nicht ohne weiteres festgestellt werden, welche Gruppen ein potentielles Arbeits- 
kräfteangebot darstellen, das durch geeignete Maßnahmen freigesetzt werden könnte. In 
diesem Unterabschnitt werden zwei verschiedene methodische Ansätze zur Schätzung des 
potentiellen Arbeitskräfteangebots herangezogen. Beide Ansätze weisen erhebliche 
Unzulänglichkeiten auf. Dennoch lässt sich mit ihrer Hilfe eine bessere Vorstellung von 
der potentiellen Größenordnung des zu mobilisierenden Kräftereservoirs sowie davon 
gewinnen, welche Bevölkerungsgruppen von ihrer zahlenmäßigen Bedeutung her Ziel 
von Bemühungen zur Erhöhung der Gesamtbeschäftigung sein sollten und welche Unter- 
schiede zwischen verschiedenen Ländern in Bezug auf die Zahl und das demographische 
Profil mobilisierbarer Arbeitskräfte bestehen. 

Angesichts der großen Unterschiede bei den Beschäftigungsquoten dürfte Spiel- 
raumfür eine Erhöhung der Beschäftigung gewisser Gruppen vorhanden sein 

Wie in Abbildung 2.3, Teil A, gezeigt wird, sind die Beschäftigungsquoten für 
Männer im besten Erwerbsalter deutlich höher als für viele andere Gruppen der Bevölke- 
rung im erwerbsfähigen Alter, ob es sich um Frauen im Haupterwerbsalter, ältere bzw. 
jüngere Arbeitskräfte, Zuwanderer, Personen mit niedrigem Bildungsabschluss oder 
Behinderte handelt. Diese Vergleiche legen den Schluss nahe, dass erhebliche Möglich- 
keiten gegeben sein könnten, die Gesamtbeschäftigungsquoten durch eine bessere Inte- 
gration der in der Beschäftigung derzeit unterrepräsentierten Gruppen in den Arbeits- 
markt zu erhöhen. Bei dem Versuch, von den unterrepräsentierten Gruppen auf mobili- 
sierbare Arbeitskräfte zu schließen, ergibt sich jedoch eine Reihe von Schwierigkeiten. 
Erstens muss der sehr unterschiedlichen Größe der Gruppen Rechnung getragen werden. 
So ist beispielsweise die Beschäftigungsquote von gering qualifizierten Personen höher 
als die von Behinderten, doch entfällt auf den erstgenannten Personenkreis ein wesentlich 
größerer Anteil der gesamten Nichtbeschäftigung und des gesamten potentiellen Arbeits- 
kräfteangebots (Abb. 2.3, Teil B). Außerdem bestehen zwischen diesen Gruppen gewisse 
Überlappungen 7 . Wegen dieser Überlappungen würde eine einfache Addition aller Grup- 
pen zu einer Überschätzung des potentiellen Arbeitskräfteangebots führen, sie implizieren 
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Chart 2.3. Some groups are significantly under-represented in employment 
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B. Share of all non-employed persons In 2001 attrlbutable to the indicated group 6 (percentage) 
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a) Population-weighted averages for, respectively, all OECD countries (prime-age men, prime-age women, low 
skilled, older workers, youth), the 23 countries shown in Chart 2.9 (male migrants) and the 19 countries shown in 
Chart 2.10 (disabled). 

b) The immigrant, low-skilled and disabled groups overlap with the four age-gender groups. 
Source: See Charts 2.6-2.10. 
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aber auch, dass sich manche Personen vielfältigen Hindernissen in Bezug auf eine Teil- 
nahme am Erwerbsleben gegenübersehen (Berthoud, 2003). Schließlich lässt sich schwer 
abschätzen, bis zu welchem Grad eine Schließung der Beschäftigungslücke zwischen 
Männern im Haupterwerbsalter und den verschiedenen unterrepräsentierten Gruppen 
möglich bzw. wünschenswert ist. Vielfach dürfte es gute Gründe dafür geben, dass diese 
Gruppen niedrigere Beschäftigungsquoten aufweisen als Männer im Haupterwerbsalter: 
In manchen Fällen ist eine Beschäftigung vielleicht einfach unmöglich (beispielsweise 
bei Personen mit schweren Behinderungen); in anderen Fällen mag eine Beschäftigung 
möglich, aber nicht wünschenswert sein, da die Opportunitätskosten den wirtschaftlichen 
Nutzen übersteigen würden 8 . 

Internationale Vergleiche sind eine zweite Orientierungshilfe für die Beurteilung des 
Spielraums zur Erhöhung der Beschäftigungsquoten. Die Möglichkeit, dass strategische 
Entscheidungen der Politikverantwortlichen einen quantitativ bedeutenden Effekt auf die 
Gesamtbeschäftigung haben könnten, wird durch die Beobachtung plausibler, dass die 
Gesamtbeschäftigungsquoten in den OECD-Ländern um bis zu 40 Prozentpunkte vonein- 
ander abweichen, d.h. zwischen 45% und 85% der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
variieren (Abb. 2.3, Teil A). Außerdem erklärt sich die im Ländervergleich zu beobach- 
tende Varianz bei den Gesamtbeschäftigungsquoten vorwiegend durch internationale 
Divergenzen bei den Beschäftigungsquoten verschiedener Bevölkerungsgruppen und 
weniger durch Unterschiede in der Bevölkerungsstruktur 9 . Internationale Differenzen bei 
den Beschäftigungsquoten sind bei den unterrepräsentierten Gruppen am größten, was 
darauf hindeuten könnte, dass die Gesamtbeschäftigungsquoten maßgeblich dadurch 
bestimmt werden, wie gut es den nationalen Arbeitsmärkten gelingt, die Erwerbsbeteili- 
gung dieser Gruppen zu erleichtern. Beispielsweise liegen die Erwerbsquoten von Frauen 
im Haupterwerbsalter zwischen einem niedrigen Wert von 26% und einem Höchstwert 
von 86% (der praktisch dem OECD-Durchschnitt für Männer im Haupterwerbsalter ent- 
spricht). Hier ist die Variationsbreite dreimal so groß wie bei den Männern im Haupt- 
erwerbsalter, was auf ein erhebliches, nicht ausgeschöpftes Arbeitskräftepotential unter 
Frauen im besten Erwerbsalter in jenen Ländern hindeutet, in denen die Beschäftigungs- 
quote der Frauen besonders niedrig ist. 

Ausgangspunkt für die auf internationale Vergleichswerte gestützten Schätzungen der 
mobilisierbaren Arbeitskräfte, die im Folgenden wiedergegeben sind, war die Vermutung, 
dass eine nach internationalen Maßstäben niedrige Beschäftigungsquote für eine bestimmte 
Bevölkerungsgruppe in einem Land a priori ein Hinweis darauf sein könnte, dass diese 
Gruppe ein Reservoir an ungenutzten Arbeitskräften darstellt. Daraus ist aber nicht zu 
folgern, dass das auf diese Art und Weise ermittelte potentielle Arbeitskräfteangebot 
mobilisiert werden sollte oder ohne weiteres könnte. Aus diesem Grund wird auch eine 
alternative Schätzung vorgestellt, die auf eigenen Angaben nicht beschäftigter Personen 
basiert, die erklären, gerne arbeiten zu wollen. 

Auf internationale Vergleichswerte gestützte Schätzungen des potentiellen 
Arbeitskräfteangebots 

Diese Schätzungen auf der Basis internationaler Vergleichswerte wurden folgender- 
maßen berechnet: 

• Die erwerbsfähige Bevölkerung eines jeden Landes wurde in sechs Untergruppen 
unterteilt, definiert nach Geschlecht und nach drei Altersgruppen - unter 25 Jahre, 
25-54 Jahre sowie 55-64 Jahre. 
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• Für jede Untergruppe wurde als internationaler Vergleichswert die dritthöchste 2001 
im OECD-Raum beobachtete Erwerbsquote ausgewählt 10 . 

• „Übermäßige Inaktivität" wurde dann definiert als jegliche (positive) Abweichung 
der Zahl inaktiver Personen von dem Bevölkerungsanteil, der sich aus der Referenz- 
erwerbsquote ergibt (die Werte wurden für jede Untergruppe getrennt berechnet und 
dann addiert, um den Gesamtüberschuss an Inaktivität zu ermitteln). 

• „Übermäßige Arbeitslosigkeit" wurde definiert als jegliche (positive) Abweichung 
der Zahl der Arbeitslosen im Jahr 2001 von der Zahl, die einer Arbeitslosenquote 
von 5% entspricht 11 (die Werte wurden zunächst für die Gesamtbevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter berechnet und dann den Untergruppen gemäß ihrem Anteil an 
der Gesamtarbeitslosigkeit „zugewiesen"). 

• Die insgesamt mobilisierbaren Arbeitskräfteressourcen werden als Summe der Werte 
für übermäßige Inaktivität und übermäßige Arbeitslosigkeit berechnet 12 . 

Abbildung 2.4 enthält die auf internationale Vergleichswerte gestützten Schätzungen 
der mobilisierbaren Arbeitskräfteressourcen (d.h. der potentiellen Beschäftigungsausweitung, 
die durch Mobilisierungsmaßnahmen erreicht werden könnte) in den 28 OECD-Ländern, 
für die die notwendigen Daten zusammengestellt werden konnten. Vom Konstrukt her 
ergeben diese Benchmark-Schätzungen der mobilisierbaren Arbeitskräfteressourcen eine 
starke internationale Konvergenz bei den Beschäftigungsquoten 13 . Das geschätzte Poten- 
tial für die Anhebung der Beschäftigungsquoten liegt im Durchschnitt bei 12% und reicht 
von 35% in der Türkei (wo das Verhältnis Beschäftigung/erwerbsfähige Bevölkerung 
derzeit 45% beträgt) bis null in Island (wo dieses Verhältnis 88% erreicht). Der Kategorie 
„übermäßige Inaktivität" sind 92% der mobilisierbaren Arbeitskräfteressourcen zuzuordnen 
und der Kategorie „übermäßige Arbeitslosigkeit" knapp 8% (OECD-Durchschnittswerte, 
vgl. Abb. 2.4, Teil A). Frauen aller Altersgruppen stellen 71% des gesamten Potentials 
und Personen im Alter von 55-64 Jahren 29%, womit sich für diese beiden Gruppen (nach 
Bereinigung um die zwischen ihnen bestehenden Überschneidungen ein Wert von 83% 
ergibt. Wie im vorangegangenen Unterabschnitt erörtert, wird der relative Anteil älterer 
Personen am potentiellen Arbeitskräfteangebot in den kommenden Jahrzehnten kräftig 
zunehmen, vor allem wenn das Renteneintrittsalter weiter sinkt. 

Die auf internationale Vergleichswerte gestützten Schätzungen des mobilisierbaren 
Arbeitskräftepotentials werden für Länder mit niedriger Beschäftigung wahrscheinlich 
das maximal realisierbare Arbeitskräfteangebot abbilden, denn aus kulturellen oder sonsti- 
gen Gründen ist die Beschäftigungsquote dort möglicherweise etwas unter der internationa- 
len Norm anzusiedeln. Daher sind diese Schätzungen vielleicht besonders aufschlussreich 
für die Identifizierung der Bevölkerungsgruppen, die in OECD-Ländern mit relativ niedri- 
gen oder mittleren Beschäftigungsquoten in bezahlte Beschäftigung integriert werden 
müssten, wenn diese sich den hohen Beschäftigungsquoten der nordischen Länder oder 
der Schweiz (in den meisten Fällen die Benchmark-Länder) annähern wollen. Die daraus 
zu ziehende Schlussfolgerung lautet, dass es sich solche Länder generell zur vordring- 
lichsten Aufgabe machen müssten, mehr Frauen zu einer Erwerbsbeteiligung und ältere 
Arbeitskräfte zu einem späteren Renteneintritt zu bewegen. 

Nichterwerbsbeteiligte, die arbeiten möchten: Schätzungen des potentiellen 
Arbeitskräfteangebots auf der Grundlage von Eigenangaben der Betreffenden 

Ein zweiter Ansatz zur Schätzung des potentiellen Arbeitskräfteangebots unter 
Nichterwerbspersonen besteht darin, unter diesen Personen diejenigen herauszufiltern, die 
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Chart 2.4. Raising participation among women and older persons is key 

International-benchmark estimates of mobilisable labour resources,"' b 2001 




I I Youths (men & women) 
I I Prime-age women 



I I Prime-age men 

I I Older persons (men & women) 



Total mobilisable labour resources 




Note: OECD: Population-weighted average for the 28 countries shown. 

a) Mobilisable labour resources are shown as the vertical sum of excess unemployment and excess inactivity. Excess 
unemployment is defined as unemployment above 5% of the labour force (if any). Excess inactivity is based on 
comparisons between actual participation rates for cells defined by age and gender, and international benchmark 
rates (see text for details). 

b) Countries are shown from left to right in descending order of mobilisable labour resources. 

Source: Secretariat calculations based on OECD database on Labour Force Statistics and OECD database on Labour 
Market Status by educational participation. 
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bei besseren Beschäftigungsmöglichkeiten zu einer Erwerbsbeteiligung bereit wären. Da 
es sich hierbei um ein hypothetisches Kriterium handelt, kann sich die Analyse nicht 
direkt auf Daten aus der EU-Erhebung über Arbeitskräfte (LFS) stützen. Die LFS-Daten 
lassen aber indirekt Rückschlüsse darauf zu, dass ein erheblicher Teil der inaktiven Per- 
sonen unter den richtigen Bedingungen am Arbeitsmarkt in Erscheinung treten würde. So 
lässt sich insbesondere anhand der Zahl der inaktiven Personen im erwerbsfähigen Alter, 
die erklären, dass sie gerne arbeiten würden, eine auf Eigenangaben basierende Schät- 
zung des potentiellen Arbeitskräfteangebots erstellen. In den 19 von der Europäischen 
Arbeitskräfteerhebung erfassten Ländern sind nach diesem Kriterium im Durchschnitt 
12% der inaktiven Personen (was 7% der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter ent- 
spricht) als potentielles Arbeitskräftereservoir anzusehen (Abb. 2.5). Dieser Anteil ist 
zwischen Männern und Frauen nicht sehr unterschiedlich, aber überdurchschnittlich hoch 
bei inaktiven Personen, die im Haupterwerbsalter stehen oder mindestens einen Sekun- 
darstufe-II-Abschluss besitzen. Der Anteil der arbeitswilligen inaktiven Personen variiert 
auch danach erheblich, welche Gründe dafür genannt werden, dass die betreffende Person 
nicht aktiv nach einer Arbeit sucht. Bei Personen, die familiäre Verpflichtungen geltend 
machen, ist die Wahrscheinlichkeit eines Arbeitswunsches besonders groß (22%), aber 
nicht viel anders verhält es sich bei Personen, die Krankheit oder „sonstige" Gründe hier- 
für angeben. Demgegenüber möchte nur eine von zehn Personen, die Bildungsgründe 
anführen (derzeit) erwerbstätig sein, und Personen, die sich selbst als „Rentner" bezeich- 
nen, äußern sehr selten den Wunsch zu arbeiten. 



Chart 2.5. Many inactive individuals (but few retirees) want to work 

Self-response estimates of potential labour supply in Europe by gender, age, educational attainment" 

and reason for inactivity, 2001 
Share of inactive persons of working age wanting to work (percentage) 1 ' 
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a) Low educational attainment corresponds to not having completed upper secondary schooling and high 
educational attainment to having completed a university or tertiary degree. 

b) Population-weighted averages for Austria, Belgium, the Czech Republic, Denmark, Finland, France, Gremany, 
Hungary, Iceland, Ireland, Italy, Luxembourg, the Netherlands, Poland, Portugal, the Slovak Republic, Spain, 
Sweden and the United Kingdom. 

Source: Secretariat calculations based on the European Labour Force Survey, data provided by Eurostat. 
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Es ist schwierig, die auf Eigenangaben beruhenden Schätzungen des potentiellen 
Arbeitskräfteangebots im Hinblick auf Verhaltensaspekte zu bewerten. A priori dürften 
solche Schätzungen das potentielle Arbeitskräfteangebot in dem Maße überbewerten, wie 
inaktive Personen, die angeben, arbeiten zu wollen, ihre Bereitschaft zur Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit höher einschätzen als sie bei voller Berücksichtigung der Gründe für 
ihre derzeitige Inaktivität tatsächlich ist. Umgekehrt dürften sie das potentielle Arbeits- 
kräfteangebot langfristig gesehen insoweit unterzeichnen, als sie die Präferenzen unter 
den gegebenen Bedingungen widerspiegeln und mithin einen Teil des zusätzlichen 
Arbeitskräfteangebots nicht erfassen, das entstehen könnte, wenn Arbeit durch Politik- 
reformen nachhaltig attraktiver gemacht würde. Tabelle 2. ALI (in Anhang 1) zeigt, dass 
dieser zweite Bias potentiell groß sein kann. Bei erweiterter Fragestellung, d.h. wenn die 
Betreffenden danach gefragt werden, ob sie jetzt oder in Zukunft arbeiten möchten, 
ergeben sich deutlich höhere Schätzungen des potentiellen Arbeitskräfteangebots, die in 
den untersuchten Ländern im Durchschnitt bei 64% der inaktiven Personen im erwerbs- 
fähigen Alter liegen 14 . Trotz dieser Vorbehalte dürften die auf Eigenangaben beruhenden 
Schätzungen gewisse Hinweise liefern, wie viele von den Nichterwerbsbeteiligten 
arbeitsbereit wären, wenn Politikinitiativen den Zugang zu Beschäftigung erhöhen oder 
es für diese Personen leichter machen würden, eine Erwerbstätigkeit mit ihren anderen 
Verpflichtungen und Aktivitäten in Einklang zu bringen 15 . 

Vergleich der beiden Schätzungen des potentiellen Arbeitskräfteangebots 

Die Benchmark-Schätzungen des potentiellen Arbeitskräfteangebots fallen für den 
OECD-Raum insgesamt höher aus als die auf Eigenangaben basierenden Schätzungen, 
und die hier bestehende Differenz ist in Ländern mit niedriger Beschäftigung besonders 
ausgeprägt 16 . Diese Differenz deutet darauf hin, dass ein erheblicher Teil der bei den 
Beschäftigungsquoten zwischen den OECD-Ländern bestehenden Lücken nur geschlossen 
werden kann, wenn es gelingt, unter den inaktiven Personen auch solche für eine Erwerbs- 
beteiligung zu mobilisieren, die vom Arbeitsmarkt derzeit insofern „entfernt" sind, als sie 
nicht unmittelbar dazu neigen, auf bessere Beschäftigungschancen mit Erwerbsbeteiligung 
zu reagieren. Was die einzelnen Länder betrifft, so lassen die Benchmark-Schätzungen 
eine stärkere Konzentration des potentiellen Arbeitskräfteangebots unter Frauen und ins- 
besondere älteren Personen erkennen, als die auf Eigenangaben beruhenden Schätzungen. 
Die Tatsache, dass das auf der Grundlage von Eigenangaben ermittelte potentielle 
Arbeitskräfteangebot wesentlich weniger ältere Personen umfasst, erklärt sich wahr- 
scheinlich daraus, dass einmal getroffene Entscheidungen über den Renteneintritt schwer 
rückgängig zu machen sind. Einfacher wird es indessen wohl sein, künftige Kohorten von 
Arbeitskräften dazu zu bewegen, ihren Übergang in den Ruhestand hinauszuschieben 
oder schrittweise aus dem Erwerbsleben auszuscheiden 17 . 



2. Die zahlreichen Facetten der Nichtbeschäftigung 

Dieser Abschnitt gibt einen Überblick über die Gruppen in der erwerbsfähigen 
Bevölkerung, die in der Beschäftigung unterrepräsentiert sind. Neben Frauen und älteren 
Arbeitskräften - die Gruppen, mit denen sich die Analyse des potentiellen Arbeitskräfte- 
angebots in Abschnitt 1 besonders befasste - werden andere potentielle Randgruppen am 
Arbeitsmarkt untersucht, namentlich junge Menschen, Personen mit geringen Qualifika- 
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tionen, Behinderte und Zuwanderer 18 . Damit wird beabsichtigt, ein genaueres Bild von 
der Diversität der Nichtbeschäftigung zu geben und internationale Unterschiede oder 
andere Phänomene herauszuarbeiten, die etwas Licht auf die Ursachen werfen, die den 
geringen Beschäftigungsquoten zu Grunde liegen und auf die Politikinterventionen u.U. 
einen Einfluss haben könnten. Die erheblichen Überschneidungen zwischen diesen Gruppen 
bedeuten einerseits, dass ein globaler Schätzwert der von Arbeitsmarktausgrenzung 
bedrohten Personen nicht durch einfache Addition ermittelt werden kann, und andererseits, 
dass sich manche Personen in Bezug auf eine Teilnahme am Arbeitsmarkt vielfältigen 
Hindernissen gegenübersehen. Ebenfalls zu berücksichtigen ist - wenngleich dieser 
Aspekt hier nicht analysiert wird -, dass die Nichtbeschäftigung in vielen OECD-Ländern 
in starkem Maße auf wirtschaftlich schwächere Regionen und Orte konzentriert ist 
(OECD, 2000a). Deshalb sollten Maßnahmen zum Abbau von Beschäftigungshemmnissen, 
die mit den hier analysierten individuellen Merkmalen verbunden sind, durch wirtschaft- 
liche Entwicklungsstrategien zur Verbesserung der Beschäftigungschancen am lokalen 
Arbeitsmarkt flankiert werden. 



A. Frauen sind am Arbeitsmarkt noch immer deutlich unterrepräsentiert 

Der säkulare Trend zu einer höheren Erwerbsbeteiligung der Frauen hat sich im ver- 
gangenen Jahrzehnt in nahezu allen Ländern fortgesetzt, wobei in Ländern, in denen sich 
die Arbeitsmarktsbedingungen insgesamt verbesserten, zugleich ein Rückgang der Arbeits- 
losigkeit verzeichnet wurde (Kapitel 1). Trotz dieser positiven Entwicklung sind die Frauen 
am Arbeitsmarkt noch immer weniger präsent als die Männer: Ihre Inaktivitätsquoten 
lagen 2001 im Durchschnitt um 21 Prozentpunkte über denen der Männer, was sich in 
einer geschlechtsspezifischen Beschäftigungslücke von 20 Prozentpunkten und in der 
Tatsache niederschlägt, dass nahezu zwei Drittel der nicht beschäftigten Personen im 
erwerbsfähigen Alter Frauen sind (Abb. 2.6). Allerdings verdecken diese OECD-Durch- 
schnittswerte sehr große Unterschiede zwischen den Ländern, wobei der Anteil der inakti- 
ven Frauen im erwerbsfähigen Alter von 17% in Island bis zu 73% in der Türkei reicht. 
Kulturelle Unterschiede sind möglicherweise für einen erheblichen Teil dieser Differen- 
zen verantwortlich, angesichts der starken Zunahme der Frauenerwerbsbeteiligung, die in 
den vergangenen Jahrzehnten in vielen OECD-Ländern beobachtet wurde, ist jedoch 
davon auszugehen, dass wirtschaftliche und institutionelle Faktoren ebenfalls eine wich- 
tige Rolle spielen und durch Politikmaßnahmen beeinflusst werden können 19 . 

Besonders ausgeprägt ist die Tendenz zur Unterrepräsentation in der Beschäftigung 
auch bei Frauen mit niedrigem Bildungsniveau und bei Müttern mit kleinen Kindern 
(OECD, 2002ö) 20 . Speziell Anlass zu Besorgnis gibt die Nichtbeschäftigung von Müttern, 
wenn diese alleinerziehend sind. Zwar ist die Nichtbeschäftigungsquote für die 3% der 
Frauen, die alleinerziehend sind, in der Tat etwas niedriger als für die Frauen generell 
(43% gegenüber 45%, nach Daten aus der Europäischen Arbeitskräfteerhebung für 
14 EU -Länder von 2001), doch befinden sich alleinerziehende Mütter mit sehr viel 
größerer Wahrscheinlichkeit in einem Arbeitslosenhaushalt als andere Frauen, da sie der 
einzige potentielle Verdiener in ihrem Haushalt sind. Während 15% der Frauen im 
erwerbsfähigen Alter, die nicht alleinerziehend sind, in einem Arbeitslosenhaushalt leben, 
steigt diese Rate für alleinerziehende Mütter auf 43% 21 . 
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Chart 2.6. Women's participation rates vary widely across OECD countries 

Decomposition of the working-age population between employment, unemployment and inactivity 

by gender, 2001 
Percentages of the indicated groups" 
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a) Countries ordered from left to right by increasing employment to population ratio for women. 

b) Population-weighted average for the countries shown (value in parenthesis is group's share of total non- 
employment). 

Source: OECD database on Labour Force Statistics. 
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B. Rund 15% der jungen Menschen sind im OECD-Raum insgesamt 
weder erwerbstätig noch in der Ausbildung 

Für die Bevölkerung im besten Erwerbsalter (d.h. Personen zwischen 25 und 54 Jahren) 
sind die Beschäftigungsquoten erheblich höher und international homogener als für jüngere 
und ältere Menschen (vgl. Teil B von Abb. 2.7 mit den Teilen A und C). Im OECD-Raum 
insgesamt liegt die Nichtbeschäftigungsquote junger Menschen (Personen zwischen 
15 und 24 Jahren) um 32 Prozentpunkte über der entsprechenden Quote für Arbeitskräfte 
im Haupterwerbsalter, doch handelt es sich bei der Mehrzahl der nicht beschäftigten 
Jugendlichen um Schüler oder Studenten, was ein anderes Licht auf die niedrigen 
Beschäftigungsquoten unter jungen Menschen wirft 22 . Der Anteil junger Menschen, die 
weder in einem Beschäftigungsverhältnis noch in der Ausbildung stehen, betrug für den 
OECD-Raum insgesamt durchschnittlich 15%. Dieser Wert liegt unter der Nichtbeschäf- 
tigungsquote von Personen im besten Erwerbsalter (24%), und der Anteil solcher Jugend- 
lichen an der gesamten Nichtbeschäftigung unter der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter (unter Ausklammerung von Schul- bzw. Hochschulausbildung) macht weniger als 
5% aus. In einigen Ländern ist diese Gruppe jedoch recht groß und umfasst ungefähr 20% 
der jungen Menschen in Italien und Mexiko, 31% in der Slowakischen Republik sowie 
40% in der Türkei. Außerdem werfen junge Menschen, die nicht mehr zur Schule gehen, 
aber auch nicht erwerbstätig sind, besondere soziale Probleme auf, da ihre langfristigen 
Karriereaussichten durch die Anfangsschwierigkeiten am Arbeitsmarkt beeinträchtigt 
werden können. Forschungsarbeiten über diese so genannten „Scarring"-Effekte (Nach- 
teile beim Berufseintritt bleiben als Narbe im gesamten Berufsverlauf sichtbar) kommen 
zu unterschiedlichen Ergebnissen, aber nahezu ausnahmslos wird festgestellt, dass frühe 
Schulabgänger, denen es an einer soliden Grundlage für den Erwerb kognitiver und beruf- 
licher Fähigkeiten mangelt, am Arbeitsmarkt schlecht abschneiden (Burgess et al., 2003; 
Neumark, 1998). 

C. Der Rückzug vom Arbeitsmarkt beginnt weit vor dem gesetzlichen 
Renteneintrittsalter 

Für den OECD-Raum insgesamt lag die Nichtbeschäftigungsquote unter älteren 
Personen - hier definiert als die Altersgruppe 55-64 Jahre - 2001 im Durchschnitt bei etwas 
über 50%, im Vergleich zu knapp 25% für Personen im besten Erwerbsalter (Abb. 2.7). 
Infolgedessen macht die Gruppe älterer Menschen ein Drittel der Gesamtzahl der Nicht- 
beschäftigten in der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (ohne Schüler/Studenten) aus. 
Der Beschäftigungsrückgang unter Personen, die sich dem gesetzlichen Renteneintritts- 
alter von 65 Jahren nähern, erklärt sich ausschließlich durch den Anstieg der Inaktivitäts- 
quote (50% gegenüber 20% bei Personen im Haupterwerbsalter), denn die Arbeitslosen- 
quoten (in Prozent der Erwerbsbevölkerung sind für die ältere Gruppe deutlich niedriger 
(2% gegenüber 4%) 23 . Die Muster des altersbedingten Rückzugs aus der Erwerbsbevölke- 
rung sind in den einzelnen OECD-Ländern sehr unterschiedlich (OECD, 2002<?). Am 
höchsten sind die Inaktivitätsquoten unter älteren Personen in den mittel- und osteuro- 
päischen Ländern (vor allem in Ungarn und der Slowakischen Republik), wo der Übergang 
von Zentralverwaltungs- und Marktwirtschaften mit einem starken Rückgang der Erwerbs- 
beteiligung älterer Arbeitskräfte einherging, sowie in einigen EU-Ländern (insbesondere 
Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg und Österreich), wo intensiver Gebrauch von 
Frühverrentungs- und sonstigen Leistungsprogrammen gemacht wurde, um ältere Arbeits- 
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Chart 2.7. Withdrawal from work Starts well in advance of age 65 in most 

OECD countries 

Decomposition of the working-age population between employment, unemployment and inactivity by age, 2001 

Percentages of the indicated groups" 
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a) Countries ordered from left to right by increasing employment to population ratio for older workers. Korea and 
New Zealand do not appear in Panel C because the necessary data on school enrolment are not available. 

b) Population-weighted average for the countries shown (value in parenthesis is group's share of total non-employment). 
Source: OECD database on Labour Force Statistics and OECD database on Labour Market Status by Educational 
Participation. 
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Table 2.1. Older workers follow multiple pathways out of the labour market 

Labour force Status of persons aged 50 to 64 years and reasons for being inactive, 2000 

Percentages 







Active 




Inactive 




Employed 


Unemployed 


Total 


No work 
available 


Retired 


lllness or 
disability 


Family 
duties 


Other 


Total 


Austria 


44.1 


3.1 


47.2 


0.3 


38.2 


2.4 


7.6 


4.3 


52.8 


Belgium (2001) 


40.9 


1.2 


42.1 


28.4 


28.3 


0.3 


0.1 


0.8 


57.9 


Czech Republic 




3.6 






31 .5 






0.6 


41 .6 


Denmark 


65.3 


2.6 


67.9 


0.6 


13.8 


13.8 


2.2 


1.8 


32.1 


Finland 






63.4 


2.0 12.3 15.9 1.3 5.1 36.6 


France 


48.7 


4.0 


52.7 


47.3 




Greece 


47.1 


2.2 


49.2 


0.2 


21.2 


2.3 


12.5 


14.6 


50.8 


Hungary 


39.1 


1.6 


40.6 


1.8 


47.2 


6.5 


0.8 


3.2 


59.4 


Iceland 


89.3 


0.6 


89.9 


0.6 


0.0 


6.6 


1.3 


1.7 


10.1 


Ireland 


53.0 


1.7 


54.8 


45.2 


Italy 


38.4 


1 .8 


40.2 


1.9 


28.9 


4.2 


18.4 


6.3 


59.8 






















Luxembourg 


42.3 


0.7 


43.0 


0.0 


20.2 


7.9 


25.2 


3.7 


57.0 


Netherlands 






53.1 




Norway 


72.8 


0.9 


73.7 


26.3 


Poland 


43.3 


4.6 


48.0 


2.5 


15.7 


22.3 


4.8 


6.7 


52.0 


Portugal 


59.0 


2.1 


61.1 


0.1 


16.0 


7.0 


9.5 


6.3 


38.9 


Slovak Republic 


40.5 


6.1 


46.6 


0.3 


50.4 


1.5 


0.8 


0.3 


53.4 


Spain 


44.6 


4.6 


49.2 


0.9 


10.3 


7.1 


12.7 


19.8 


50.8 












Switzerland 


71.0 


1.5 


72.5 


0.3 


11.9 


4.3 


9.5 


1.4 


27.5 


United Kingdom 






63.4 


0.5 


12.8 


14.2 


5.1 


3.9 


36.6 


OECD 


50.6 


3.4 


54.1 


1.3 


16.9 


6.6 


8.5 


6.2 


45.9 



. . Data not available. 

a) The category "other" includes the reason "no work available". 
bj Population-weighted average for countries shown. 

Source: European Union Labour Force Survey 2000 and 2001; Korean Survey of the economically active population. 



kräfte dazu zu bewegen, sich vom Arbeitsmarkt zurückzuziehen (OECD, 2002^). Am 
anderen Ende des Spektrums sind in Island lediglich 13% der älteren Personen nicht mehr 
in den Arbeitsmarkt integriert und in Japan, Norwegen, Schweden und der Schweiz sind 
es nur etwa ein Drittel. 

Es gibt verschiedene Pfade für den Ausstieg aus dem Arbeitsmarkt und vielfältige 
Gründe für die Nichterwerbsbeteiligung, die in den einzelnen Ländern unterschiedlich ins 
Gewicht fallen (Tabelle 2.1). Ein Großteil der Personen zwischen 50 und 64 Jahren 
bezeichnet sich selbst als „Rentner" in Ländern, in denen weitreichend auf Frühverren- 
tungsprogramme als Instrument zur Bewältigung von Massenentlassungen oder chronisch 
hoher Arbeitslosigkeit zurückgegriffen wurde 24 . Indessen ist der Anteil der Personen in 
dieser Altersgruppe, die entweder Krankheit oder Behinderung als Grund für die Inaktivi- 
tät angeben, in verschiedenen Ländern recht hoch; in Polen sind dies über 20% und in 
Dänemark, Finnland, den Niederlanden und dem Vereinigten Königreich annähernd 15%. 
In einigen dieser Länder gibt es keine oder weniger „formale" Frühverrentungsprogramme als 
in anderen Ländern wie z.B. Belgien (OECD, 2003&), so dass der Bezug von Behinderten- 
leistungen eine Alternative zur Frühverrentung darstellen kann. In der Tat nimmt der Bezug 
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von Invaliditätsrenten mit dem Alter stark zu, vor allem in den Niederlanden, Norwegen, 
Österreich, Polen, Portugal und Schweden (OECD, 2003a; sowie Kapitel 4 dieser Ver- 
öffentlichung). In Korea und Luxemburg führen über 25% der Personen zwischen 50 und 
64 Jahren familiäre Verpflichtungen als Grund für ihre Inaktivität an, wobei es sich wahr- 
scheinlich um die Betreuung und Pflege älterer Familienmitglieder handelt. 

D. Unter Personen mit niedrigem Bildungsniveau sind im OECD-Raum 
weniger als die Hälfte erwerbstätig 

Die Beschäftigungsquoten für Personen mit weniger gutem Bildungsniveau sind 
deutlich niedriger als für Personen mit höheren Qualifikationen 25 , und auf Personen ohne 
Sekundarstufe-II-Abschluss entfällt über die Hälfte der gesamten Nichtbeschäftigung 
(Abb. 2.8). Im Jahr 2001 lag die Beschäftigungsquote für Personen ohne Sekundarstufe- 
Ii- Abschluss im OECD-Raum insgesamt bei knapp unter 50%, während Personen im 
erwerbsfähigen Alter mit einem Hochschul- oder Tertiärabschluss auf über 80% kamen. 
Nicht weniger als 45% der Personen im erwerbsfähigen Alter, die zu der Gruppe mit 
niedrigem Bildungsabschluss zählen, befanden sich 2001 weder in einem Beschäftigungs- 
verhältnis noch auf Arbeitsuche, verglichen mit 24% bei Personen mit mittlerem 
Bildungsabschluss und 15% bei Personen mit hohem Bildungsabschluss. Die großen hier 
bestehenden Unterschiede deuten darauf hin, dass die begrenzteren Arbeitsmarktmöglich- 
keiten, die Arbeitskräften ohne Sekundarschulabschluss offen stehen, einen starken Ent- 
mutigungseffekt auf die Erwerbsbeteiligung haben, ein Phänomen, das in den vergange- 
nen Jahrzehnten offenbar ausgeprägter geworden ist (Gregg und Manning, 1996; Juhn, 
1992). Wenn sie der Erwerbsbevölkerung angehören, verzeichnen Personen in dieser 
Gruppe generell auch eine höhere Arbeitslosigkeit als in der Gruppe mit höherem 
Bildungsabschluss, wohingegen hier gegenüber der Gruppe mit mittlerem Bildungs- 
abschluss keine größeren Unterschiede bestehen (ein OECD-Durchschnitt von 5% für 
Arbeitskräfte mit niedrigem und mittlerem Bildungsabschluss gegenüber einem Durch- 
schnitt von 3% für Personen mit hohem Bildungsabschluss). 

Zwischen den OECD-Ländern gibt es große Unterschiede in Bezug darauf, in 
welchem Ausmaß ein niedriger Bildungsabschluss jeweils mit geringen Erwerbs- und 
Beschäftigungsquoten assoziiert ist. Der Anteil der inaktiven Personen in der Gruppe mit 
niedrigem Bildungsabschluss liegt in den mittel- und osteuropäischen Mitgliedsländern, 
Belgien, Italien und der Türkei bei über 50%. Am anderen Ende der Skala beträgt er in 
Island unter 20% und ist auch in Japan und Portugal (mit 28% bzw. 29%) recht niedrig. 
Die Erwerbsquoten für Personen mit mittlerem und insbesondere hohem Bildungs- 
abschluss sind international homogener. Erhebliche Disparitäten sind im Ländervergleich 
auch bei den Arbeitslosenquoten für Personen mit niedrigem Bildungsabschluss auszu- 
machen, was die Unterschiede bei den Erwerbsquoten generell verstärkt. Das Verhältnis 
Arbeitslose/erwerbsfähige Bevölkerung ist für diese Kategorie von Arbeitskräften in 
Polen, der Slowakischen Republik und der Tschechischen Republik mit Werten zwischen 
8% und 13% am höchsten - was für diese Arbeitskräfte in den drei genannten Ländern 
eine Nichtbeschäftigungsquote von über 70% bedeutet. 

E. Zuwanderer: eine sehr heterogene Gruppe 

Zuwanderer sind eine andere Gruppe, die am Arbeitsmarkt manchmal benachteiligt 
wird und deren wirtschaftliche (und soziale) Integration besondere Probleme aufwirft (Borjas, 
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Chart 2.8. Low skilled account for half of total non-employment in the OECD area 

Decomposition of the working-age population between employment, unemployment and inactivity 

by educational attainment," 2001 
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a) Low educational attainment corresponds to not having completed Upper secondary schooling and high 
educational attainment to having completed a university or tertiary degree. 

b) Countries ordered from left to right by increasing employment to population ratio for low skilled persons. 

c) Population-weighted average for the countries shown (value in parenthesis is group's share of total non- 
employment). 

Source: OECD (2003), Education at a Glance. 
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1999; Coppel et al., 2001; OECD, 2001). Hierbei handelt es sich aber um eine sehr hetero- 
gene Gruppe, da unterschiedliche Faktoren wie Herkunftsland sowie Migrationsgrund 
und -Zeitpunkt die Arbeitsmarktergebnisse im Gastland beeinflussen können (OECD, 200 1 
und 2002g). Die Gruppe der Zuwanderer ist auch in Bezug auf ihre Bildungsqualifika- 
tionen sehr unterschiedlich zusammengesetzt. In der Mehrzahl der europäischen und 
nordamerikanischen OECD-Länder sind Ausländer sowohl in der Gruppe der Personen 
mit niedrigem Bildungsabschluss als auch in der Gruppe der Personen mit hohem 
Bildungsabschluss im Vergleich zu den Inländern überrepräsentiert. 

Im Zeitraum 1999-2000 waren die Beschäftigungsquoten der Ausländer in den meis- 
ten OECD-Ländern, für die Daten vorliegen, niedriger als die der Inländer (Abb. 2.9). Im 
Durchschnitt war der Unterschied jedoch gering, vor allem für Männer (70% gegenüber 
74%). Ausländische männliche Arbeitskräfte wiesen in einigen Ländern sogar eine höhere 
Beschäftigungsquote auf als einheimische männliche Arbeitskräfte, was z.B. in den 
mittel-, ost- und südeuropäischen Ländern sowie in den Vereinigten Staaten der Fall war. 
Die durchschnittliche Beschäftigungslücke der Ausländer ist bei Frauen doppelt so groß 
wie bei Männern (8 Prozentpunkte gegenüber 4 Prozentpunkten). Am stärksten blieben 
die Beschäftigungsquoten ausländischer Frauen hinter denen einheimischer Frauen in 
Dänemark, Finnland und den Niederlanden zurück, und am niedrigsten waren die 
Beschäftigungsquoten ausländischer Frauen in Belgien und Spanien. Generell sind die 
Beschäftigungsunterschiede zwischen In- und Ausländern relativ gering, wenn man sie 
mit den vorstehend analysierten Differenzen zwischen Männern und Frauen sowie 
verschiedenen Alters- und Bildungsgruppen vergleicht. Auf Ausländer entfielen 2001 im 
Durchschnitt knapp 10% der gesamten Nichtbeschäftigung, wesentlich höher war dieser 
Anteil jedoch in einigen Ländern mit starker Zuwanderung. 

F. Wenig Behinderte sind erwerbstätig 

Die Beschäftigungsquoten behinderter Personen im erwerbsfähigen Alter sind deut- 
lich niedriger als die Nichtbehinderter (Abb. 2.10). In den 19 Ländern, für die Daten ver- 
fügbar sind, lag die Beschäftigungsquote von Personen, die sich selbst als behindert ein- 
stufen, um 27 Prozentpunkte niedriger als die von Personen, die angeben, nicht behindert 
zu sein (Verhältnis Beschäftigung/erwerbsfähige Bevölkerung von 44% bzw. 71%). In über 
der Hälfte der betrachteten OECD-Länder schwankt die Beschäftigungsquote behinderter 
Personen zwischen 40% und 50%. In den übrigen Ländern variieren die Beschäftigungs- 
quoten behinderter Personen jedoch sehr stark. In der Schweiz und in Norwegen liegt die 
Quote bei über 60%, während in Polen und Spanien verhältnismäßig wenig Personen mit 
Behinderungen im erwerbsfähigen Alter berufstätig sind (21% bzw. 22%). Im Durch- 
schnitt stellen Behinderte 21% der Inaktiven unter der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter, doch gibt es starke Überschneidungen zwischen der Gruppe der Behinderten und 
der Gruppe der älteren Personen, da die Häufigkeit von Behinderungen mit dem Alter 
stark zunimmt (OECD, 2003a). 

Eine von der OECD durchgeführte Studie (2003a) befasst sich eingehender mit der 
Arbeitsmarktsituation behinderter Personen und kommt zur Schlussfolgerung, dass mehr 
für die Integration dieser Personen in das Erwerbsleben getan werden müsste (vgl. auch 
Kapitel 3 dieser Veröffentlichung). Die Beschäftigungsquoten schwer behinderter Personen 
betragen nur etwa ein Drittel der Quoten der nicht behinderten Bevölkerung, wobei es 
zwischen den Ländern nur geringe Unterschiede gibt, denn logischerweise sind viele dieser 
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Chart 2.9. Employment gap is small for immigrant men in all but a few countries 

Employment rates of working-age nationals and foreigners" by gender in selected OECD countries, 



1999-2000 averages 
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a) Nationals and foreigners refer to persons born in the host country and born abroad, respectively, for Australia, 
Canada, Hungary and the United States. 

b) Countries ordered from left to right by increasing employment to population ratio for foreign men. 

c) August 2000 for Australia; 1996 for Canada and March 2000 for the United States. 

d) Population-weighted average for the countries shown (value in parenthesis is the share of total non-employment 
attributable to foreigners of the indicated gender). 

Source: Labour Force Survey, data provided by Eurostat and by the Australian Bureau of Statistics; 1996 census, 
Statistics Canada; Current Population Survey, US Bureau of the Census. 
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Chart 2.10. Employment rate of disabled persons varies widely 
across OECD countries 

Employment rates of disabled and non-disabled persons aged 20-64 in selected OECD countries, 0 ' ^ late 1990s 
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a) Disability Status based on self-assessment of survey respondents. 

b) Countries are ordered from left to right by increasing employment to population ratio for disabled persons. 

c) Unweighted average of the 19 countries shown (value in parenthesis is disabled persons' share of total non- 
employment). 

Source: OECD (2002), Society at a Glance. 



Personen gar nicht in der Lage, am Erwerbsleben teilzunehmen. Hingegen sind die 
Beschäftigungsquoten leicht behinderter Personen wesentlich höher, sie liegen im Durch- 
schnitt bei rd. 70% der Quoten für nicht behinderte Personen, und bei dieser Gruppe sind 
die Unterschiede zwischen den Ländern sehr viel größer, was darauf schließen lässt, dass 
ein erheblicher Spielraum für Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung dieser Gruppe 
vorhanden ist. Ein weiterer Aspekt bei der Förderung der Beschäftigung behinderter Per- 
sonen, die arbeitsfähig sind, ist in den bedeutenden Wohlfahrtsgewinnen zu sehen, die aus 
Verbesserungen der sozialen und wirtschaftlichen Ergebnisse resultieren können. Daher 
dürften Personen mit Behinderungen eine geeignete Zielgruppe für Maßnahmen zur 
Förderung der Erwerbsbeteiligung und der Beschäftigung sein, vor allem in Ländern mit 
hoher Nichtbeschäftigungsinzidenz unter leicht behinderten Personen. Jedoch gibt es in 
dieser Gruppe häufig spezifische Bedürfnisse, auf die eingegangen werden muss (z.B. 
medizinische und berufliche Rehabilitation, Umschulung oder Fortbildung, falls die 
Behinderung einen Berufswechsel erforderlich macht, und spezielle Einrichtungen oder 
Strukturen zur Erleichterung des Zugangs zum Arbeitsplatz). 



3. Eine Beschäftigung finden, sie behalten und beruflich aufsteigen 

Die Abschnitte 1 und 2 lassen erkennen, dass erheblicher Spielraum für eine 
Erhöhung der Beschäftigungsquoten gegeben sein könnte, wenn Politikmaßnahmen zur 
Verringerung der Arbeitslosigkeit durch Maßnahmen zur Förderung einer stärkeren 
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Erwerbsbeteiligung ergänzt würden. Die vorgestellten Daten verdeutlichen auch den sehr 
heterogenen Charakter der inaktiven Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter, der impli- 
ziert, dass erfolgreiche Politikinitiativen von einer klaren Konzeption im Hinblick darauf 
ausgehen müssen, welche Gruppen es zu mobilisieren gilt und welche Hemmnisse einer 
Erwerbsbeteiligung dieser Gruppen derzeit im Wege stehen. In diesem Abschnitt werden 
längere Zeitreihen für elf europäische Länder und die Vereinigten Staaten herangezogen, 
um eine genauere Vorstellung von diesen Hemmnissen zu gewinnen. Die Analyse befasst 
sich im Wesentlichen mit den unterrepräsentierten Gruppen, die in den Abschnitten 1 und 
2 behandelt wurden, sie betrachtet deren Situation aber aus einer längerfristigen Perspek- 
tive, indem sie den Werdegang einzelner Personen über einen Fünfjahreszeitraum ver- 
folgt und der Frage nachgeht, wie oft inaktive Personen am Arbeitsmarkt in Erscheinung 
treten und wie sie dort zurechtkommen 26 . Unter anderem stellen sich folgende Fragen: 
a) Wie viele der in einem bestimmten Jahr nicht erwerbstätigen Personen laufen in hohem 
Maße Gefahr, in Inaktivität zu verharren? b) Inwieweit sind diejenigen, die eine Beschäf- 
tigung finden, mit dem Problem der Arbeitsplatzinstabilität konfrontiert? c) Wie groß ist 
das Risiko, in gering bezahlten Arbeitsplätzen blockiert zu bleiben? d) Wie oft führen 
Nichtbeschäftigung und Niedriglohn in die Armut? e) Welche diesbezüglichen Unter- 
schiede sind zwischen verschiedenen demographischen Gruppen und OECD-Ländern 
auszumachen? 

A. Inaktivitätsfallen über mehrjährige Zeiträume betrachtet 

Tabelle 2.2 gibt einen ersten Überblick über die Dynamik der Niedrigbeschäftigung 
und hier bestehende Unterschiede zwischen verschiedenen Gruppen der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter. Diese Veränderungsmatrix zeigt die Wahrscheinlichkeit eines 
Wechsels zwischen verschiedenen Kategorien des Hauptaktivitätsstatus, ausgehend von 
Daten für Personen im erwerbsfähigen Alter in Europa im Zeitraum 1997-1998 27 . Die 
Werte auf der Hauptdiagonale dieser Matrix deuten auf ein hohes Maß an Persistenz in 
vielen dieser Kategorien hin, insbesondere bei Beschäftigten mit einer Wochenarbeitszeit 
von mindestens 15 Stunden (93%) und bei Inaktiven in den Kategorien Hausfrau/Haus- 
mann (85%) sowie Rentner (93%). Aus einigen nicht beschäftigten Gruppen geht jedoch 
eine beträchtliche Zahl von Personen in Beschäftigung über: 36% der 1997 als arbeitslos 
eingestuften Personen standen im darauf folgenden Jahr in einem Beschäftigungsverhält- 
nis, gegenüber 15-20% unter entmutigten Arbeitskräften oder Personen, die an einer Bil- 
dungs- oder Fortbildungsmaßnahme teilnahmen. Für die meisten Gruppen außerhalb der 
Erwerbsbevölkerung sind die entsprechenden Raten (wenn man von der kleinen Zahl von 
Personen im Militär- und Zivildienst absieht) allerdings wesentlich niedriger, besonders 
für Rentner. Zweifellos haben Arbeitslose sowie Personen, die sich dem Ende ihrer schu- 
lischen Ausbildung (oder ihres MilitärVZivildienstes) nähern, einen viel engeren Kontakt 
zum Arbeitsmarkt als die meisten anderen Personen mit dem Status Nichterwerbsbeteiligte. 
Insbesondere die niedrigen Übergangsraten in Beschäftigung bei Hausfrauen/Hausmännern 
sowie Rentnern - zwei Gruppen, denen in den Abschnitten 1 und 2 viel Aufmerksamkeit 
galt - bestätigen, dass die Benchmark- Schätzungen des potentiellen Arbeitskräfte- 
angebots viele Personen miterfassen, die nur eine geringe Neigung zur Aufnahme einer 
Beschäftigung zeigen 28 . 

Ein umfassenderes Bild der Bedeutung und der Art von Inaktivitätsfallen ergibt sich, 
wenn die Dynamik der Nichtbeschäftigung über einen Fünfjahreszeitraum analysiert 
wird. Abbildung 2.1 1 enthält einen Vergleich der jährlichen Nichtbeschäftigungsquote (d.h. 
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Table 2.2. Big differences in how easily non-employed groups move 

into employment 

Movements between main activity Status for working-age persons in Europe, 1997-1998 
One-year transitions probability (percentages)" 
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a) Population-weighted averages for 12 European countries (Austria and the 11 EU countries reported in Chart 2.11.). 
Source: Secretariat calculations based on the European Community Household Panel, waves 4 and 5 (1997 and 1998). 



Nichtbeschäftigungsquoten im Querschnitt, wie sie in den Abschnitten 1 und 2 weiter 
oben analysiert wurden) mit zwei Messgrößen der Nichtbeschäftigungsinzidenz in einem 
Fünfjahreszeitraum: einmal dem größeren Prozentsatz der Personen, die in den vergange- 
nen fünf Jahren mindestens einmal nicht beschäftigt waren, und zum anderen dem kleine- 
ren Prozentsatz der Personen, die in diesem Zeitraum ständig nicht beschäftigt waren. 
Ohne Fluktuationen bei der Nichtbeschäftigung, wären die Inzidenzquoten der punktuellen, 
der jährlichen und der ständigen Nichtbeschäftigung gleich. Tatsächlich betrug die Zahl der 
Personen im erwerbsfähigen Alter, die in diesem Fünfjahreszeitraum in Europa irgend- 
wann einmal nicht beschäftigt waren, das 2,2fache der Zahl der Personen, die in dieser Zeit 
ständig nicht beschäftigt waren, was auf erhebliche Bewegungen in und aus der Nicht- 
beschäftigung hindeutet (Abb. 2.11, Teil A). Die Fluktuationen bei der Nichtbeschäftigung 
- über die das Verhältnis von „gelegentlich Nichtbeschäftigten" zu „ständig Nichtbeschäf- 
tigten" Aufschluss gibt - sind in den Vereinigten Staaten wesentlich ausgeprägter, wo im 
betrachteten Fünfjahreszeitraum fünfmal so viele Personen gelegentlich ohne Beschäfti- 
gung waren wie ständig ohne Beschäftigung. Innerhalb Europas bestehen aber große 
Unterschiede, wobei die Nichtbeschäftigungsinzidenz und die Fluktuationsraten in 
Dänemark, den Niederlanden und dem Vereinigten Königreich den für die Vereinigten 
Staaten beobachteten Werten nahe kommen. Sowohl der Vergleich der Vereinigten Staa- 
ten mit dem europäischen Durchschnitt als auch Ländervergleiche unter EU-Staaten lassen 
erkennen, dass Fluktuationen bei der Nichtbeschäftigung in jenen Ländern geringer sind, 
die eine höhere jährliche Nichtbeschäftigungsquote aufweisen. Dies legt den Schluss nahe, 
dass Arbeitsmarktinstitutionen, die den Zugang zu (und den Abgang aus) Beschäftigung 
erleichtern, zur Erhöhung der Gesamtbeschäftigungsquoten beitragen können 29 . 
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Chart 2.11. Considerable turnover in non-employment 

Alternative incidence measures of non-employment over five years in Europe and the United States 
I I Ever non-employed I I Annual non-employment rate I I Always non-employed 
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a) European countries shown in ascending order of single-year rates of non-employment. 

b) Values within parenthesis below the country and group labels are the ratio of the ever to the always non- 
employed rates (an index of turnover). 

c) Population-weighted averages for the 11 European countries reported in Panel A. 

Source: Secretariat calculations based on the European Community Household Panel, waves 1 to 5 (1994-1998) for 
the European countries and Secretariat calculations based on the PSID from the Cross-National Equivalent Files, 
1993-1997 for the United States. 
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Es treten auch demographische Unterschiede bei der Dynamik der Nichtbeschäfti- 
gung zu Tage (Abb. 2.11, Teile B und C). In qualitativer Hinsicht bestehen zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten kaum Unterschiede, denn in beiden Fällen ist die 
Fluktuation in der Gruppe der 55- bis 64- Jährigen am niedrigsten und unter jungen 
Menschen am höchsten. Überdies sind Schwankungen in der Nichtbeschäftigung bei 
Frauen weniger ausgeprägt als bei Männern. Was internationale Vergleiche betrifft, so 
weisen demographische Gruppen mit einer höheren Nichtbeschäftigungsinzidenz in 
einem bestimmten Jahr generell eine niedrigere Fluktuationsrate auf 30 . Mithin ist für die 
unterrepräsentierten Gruppen, die, wie anhand von Querschnittsdaten (z.B. der Analyse in 
den Abschnitten 1 und 2) festgestellt wurde, einem relativ hohen Risiko der Nicht- 
beschäftigung ausgesetzt sind, die Wahrscheinlichkeit, zu den ständig Nichtbeschäftigten 
zu gehören, größer als für den Durchschnitt der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter. 

Von besonderer Bedeutung für Maßnahmen zur Mobilisierung von Arbeitskräften 
ist die Tatsache, dass parallel zu der beträchtlichen Fluktuation bei der Nichtbeschäfti- 
gung eine starke Konzentration der Nichtbeschäftigung auf Personen beobachtet wird, die 
selten arbeiten 31 . Abbildung 2.12 liefert Daten zur kumulierten Dauer der Nichtbeschäfti- 
gung in einem Fünfjahreszeitraum wie auch zum Rhythmus, in dem Personen den Status 
der Nichtbeschäftigung verlassen und wieder in diesen zurückkehren. Im Durchschnitt 
der elf EU-Länder blieben Personen, die 1994 nicht beschäftigt waren, in 4,2 der 5 Jahre 
zwischen 1994 und 1998 ohne Beschäftigung. Der entsprechende Wert für die Vereinig- 
ten Staaten ist fast ebenso hoch, dort blieben Personen, die 1993 nicht beschäftigt waren, 
im Zeitraum 1993-1997 durchschnittlich 3,6 Jahre ohne Beschäftigung. Die in Nicht- 
beschäftigung verbrachte Zeit nimmt aus zwei Gründen rasch zu: Erstens sind Abgänge 
aus Nichtbeschäftigung bei dieser Stichprobe recht selten (vgl. Anmerkung 31). Unter 
den Personen, die im ersten der fünf betrachteten Jahre nicht beschäftigt waren, lag der 
Anteil derjenigen, die im darauf folgenden Jahr in einem Beschäftigungsverhältnis 
standen, in den EU-Ländern bei 14% und in den Vereinigten Staaten bei 25%. Zweitens 
kommt es häufig vor, dass die Betreffenden, wenn sie einen Arbeitsplatz finden, diesen 
auch schnell wieder verlieren. Die über einen Fünfjahreszeitraum kumulierte Zeit 
in Nichtbeschäftigung ist für Frauen, ältere Menschen im erwerbsfähigen Alter und 
Personen mit niedrigem Bildungsabschluss besonders hoch. Diese Daten lassen zwar 
keine präzise Diagnose der grundlegenden Ursachen zu, deuten aber darauf hin, dass 
viele der zu einem bestimmten Zeitpunkt nicht beschäftigten Personen entweder kein 
Interesse an einer Arbeit (bzw. einer regelmäßigen Arbeit) haben oder sich beträchtlichen 
Hindernissen gegenübersehen, eine Beschäftigung zu finden bzw. zu behalten, und mithin 
von ihnen gesagt werden kann, dass sie sich in einer Inaktivitätsfalle befinden. 

B. Niedriglohnfallen und instabile Beschäftigung 

Für bestimmte am Arbeitsmarkt unterrepräsentierte Gruppen können niedrige Löhne 
ein Faktor sein, der die Bereitschaft zur Teilnahme (oder regelmäßigen Teilnahme) am 
Erwerbsleben deutlich schwächt. Wie dem auch sei, es dürfte sich in jedem Fall lohnen, 
die Existenz von Niedriglohnfallen zu untersuchen und zu klären, welche Gruppen der 
Erwerbsbevölkerung beim beruflichen Aufstieg auf die größten Hindernisse stoßen 32 . 
Deshalb werden in diesem Abschnitt die Inzidenz und Dynamik der Niedriglohnbeschäf- 
tigung analysiert. 
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Chart 2.12. Time in non-employment accumulates strongly 

Five-year dynamics of non-employment in Europe and the United States 
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Note: EU-11: Population-weighted average for the European countries shown. 

a) Average years. 

b) Share of 1994 (1993) non-employed persons who were employed in 1995 (1994) in Europe (the United States). 

c) Share of 1994 (1993) non-employed persons exiting non-employment in 1995 (1994) but experiencing a repeat 
spell of non-employment during 1996-1998 (1995-1997) in Europe (in the United States). 

d) European countries shown in ascending order of average years of non-employment. 

e) Population-weighted averages for the 11 European countries reported in Panel A. 

Source: Secretariat calculations based on the European Community Household Panel, waves 1 to 5 (1994-1998) for 
the European countries and Secretariat calculations based on the PSID from the Cross-National Equivalent Files, 
1993-1997 for the United States. 
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Die jährliche Inzidenzrate der Niedriglohnbeschäftigung ist in den Vereinigten Staaten 
wesentlich höher als in allen europäischen Ländern, außer Griechenland, die Fluktuationen 
bei der Niedriglohnbeschäftigung sind in den Vereinigten Staaten aber etwas höher als im 
Durchschnitt der EU-Länder (Abb. 2.13) 33 . Sowohl in Europa als auch den Vereinigten 
Staaten ist Niedriglohnbezahlung sehr viel häufiger unter jungen Menschen als unter älteren 
Gruppen anzutreffen, mehr unter Frauen als unter Männern und mehr unter Geringqualifi- 
zierten als unter Personen mit höheren Bildungsabschlüssen (Abb. 2.13, Teile B und C). 
Für Zuwanderer in Europa ist die Wahrscheinlichkeit, zu irgendeinem Zeitpunkt einen 
Niedriglohn zu beziehen, erheblich größer als für einheimische Arbeitskräfte, sie weisen 
aber auch eine höhere Fluktuationsrate auf. Bei der Niedriglohnbeschäftigung gibt es 
generell wesentlich mehr Bewegungen als bei der Nichtbeschäftigung, wie ein Vergleich 
der Abbildungen 2.11 und 2.13 zeigt. Beispielsweise war die Zahl der Arbeitskräfte in 
Europa, die im Zeitraum 1994-1998 irgendwann einen Niedriglohnjob hatten, fünfmal so 
groß wie die Zahl der Personen, die im Betrachtungszeitraum ständig gering entlohnt 
waren, während die gelegentlich Nichtbeschäftigten nur etwa zweimal so zahlreich waren 
wie die ständig Nichtbeschäftigten 34 . 

Es gibt deutliche Hinweise auf die Existenz von Niedriglohnfallen, denn Personen, 
die im ersten Jahr des Fünfjahreszeitraums einen Niedriglohn bezogen (und in allen fünf 
Betrachtungsjahren berufstätig waren) verharrten in Europa im Durchschnitt 3,1 Jahre und 
in den Vereinigten Staaten 3,6 Jahre in Niedriglohnbeschäftigung (Abb. 2.14, Teil A). 
Dies sind etwas niedrigere Werte als beim Verbleib in Nichtbeschäftigung, da die Abgangs- 
rate aus Niedriglohnbeschäftigung in besser bezahlte Arbeitsverhältnisse (36% sowohl für 
den EU-Durchschnitt als auch für die Vereinigten Staaten) deutlich höher liegt als die 
Übergangsrate von Nichtbeschäftigung in Beschäftigung. Wiederholte Phasen der Niedrig- 
lohnbeschäftigung sind aber dennoch geläufig, was vermuten lässt, dass ein „Entkommen" 
aus der Niedriglohnbeschäftigung in manchen Fällen nur kleine und vorübergehende 
Verbesserungen bei den Arbeitsverdiensten und keinen nachhaltigen Aufwärtstrend in der 
Verdienstmobilität darstellt (OECD, 1997). Gleichwohl ist das Gesamtbild durch eine 
starke Heterogenität gekennzeichnet, und es kommt durchaus zu einem stetigen und deut- 
lichen Aufstieg auf der Verdienstleiter. Über ein Viertel der Niedriglohnempfänger im 
Jahr 1994 verdiente vier Jahre später mindestens 80% des Medianlohns (Abb. 2.A1.1 im 
Anhang). Dieser Anteil steigt auf nahezu 40% für Männer, junge Menschen, Arbeitskräfte 
mit Hochschul- oder sonstigem Tertiärabschluss sowie ausländische Arbeitskräfte (die 
auf der Lohnskala rascher aufrücken als inländische Arbeitskräfte). Dagegen sind die 
Aussichten auf anhaltend bessere Verdienstmöglichkeiten für Frauen, weniger gebildete 
Arbeitskräfte und insbesondere ältere Arbeitskräfte (von denen 73% vier Jahre später 
noch immer einen Niedriglohn beziehen) weniger gut. 

Die Mobilitätsaussichten von Niedriglohnarbeitskräften erscheinen in weniger günsti- 
gem Licht, wenn vorübergehend beschäftigte Arbeitskräfte in die Analyse einbezogen 
werden (Abb. 2.15). Sowohl in Europa als auch in den Vereinigten Staaten verbrachten 
Arbeitskräfte, die im ersten Betrachtungsjahr einen Niedriglohn bezogen, im Durchschnitt 
fast vier der fünf nachfolgenden Jahre entweder in Nichtbeschäftigung oder in Niedrig- 
lohnbeschäftigung (wobei die Nichtbeschäftigung insgesamt mehr als ein Jahr der Gesamt- 
zeit ausmachte). Besonders lang ist diese Dauer für ältere Arbeitskräfte in Europa 
(4,6 Jahre) und für Personen mit geringem Bildungsniveau in den Vereinigten Staaten 
(4,2 Jahre). Zudem war in Europa mehr als jeder fünfte der im ersten Jahr gering entlohnten 
Kräfte im fünften Jahr des Betrachtungszeitraums nicht mehr erwerbstätig. Dieser Anteil 
steigt auf über 50% in der Gruppe der älteren Personen, für die Niedriglohnbeschäftigung 
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Chart 2.13. Low-pay incidence highest for youths and less educated workers 

Alternative incidence measures of low-paid employment 0 over five years in Europe and the United States b 
I I Ever low pay I I Annual low-pay rate I I Always low pay 
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Note; EU-11: Population-weighted average for the 11 European countries shown. 

a) Workers are considered to be in low-paid employment if they work at least 15 hours per week and receive an 
hourly wage of less than two-thirds the median value in that country and year. 

b) Sample for calculations restricted to persons who were continuously employed as dependent employees working 
at least 15 hours per week during all five years analysed. 

c) European countries shown in ascending order of single-year rates of low-paid employment. 

d) Values within parenthesis below the country and group labels are the ratio of the ever to the always low paid (an index 
of turnover). 

ej Population-weighted averages for the 11 European countries reported in Panel A. 

Source: Secretariat calculations based on the European Community Household Panel, waves 1 to 5 (1994-1998) for 
the European countries and Secretariat calculations based on the PSID from the Cross-National Equivalent Files, 
1993-1997 for the United States. 
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Chart 2.14. Low pay harder to escape for women, older workers (in Europe) 
and less educated workers (in the United States) 

Five-year dynamics of low-paid employment" in Europe and in the United States 
I I Low-paid employment years 0 (left-side Scale) ± Exit rate c (right-side Scale) ♦ Recurrence rate d (right-side Scale) 
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C. Five-year experience of workers in the indicated group who were low paid in the first year and worked at least 
15 hours continuously during the five-year period, United States 
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Note: EU-11: Population-weighted average for the 11 European countries shown. 

a) Workers are considered to be in low-paid employment if they work at least 15 hours per week and receive an hourly 
wage less than two-thirds the median wage in their country of residence. 

b) Average years. 

c) Share of 1994 (1993) low-paid persons who were high-paid in 1995 (1994) in Europe (in the United States). 

d) Share of 1994 (1993) low-paid persons exiting low pay in 1995 (1994) but experiencing a repeat spell of low pay 
during 1996-1998 (1993-1997) in Europe (in the United States). 

e) European countries shown in ascending Order of average years of low-paid employment. 

f) Population-weighted averages for the 11 European countries reported in Panel A. 

Source: Secretariat calculations based on the European Community Household Panel, waves 1 to 5 (1994-1998) for the 
European countries and Secretariat calculations based on the PSID from the Cross-National Equivalent Files, 1993-1997 for 
the United States. 
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Chart 2.15. Low-paid employment often alternates with non-employment 

Cumulative years of no pay, low pay and high pay" over five years, in Europe and the United States 
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Note: EU-11: Population-weighted average for the 11 European countries shown. 

a) Each year, working-age persons are classified across the three earnings statuses as follows: non-employed 
persons and employed persons working fewer than IS hours per week are classified as "no pay"; employed 
persons working at least 15 hours per week and receiving an hourly wage less than two-thirds the median wage 
in their country of residence are classified as "low pay"; and employed persons working at least 15 hours per week 
and receiving an hourly wage of at least two-thirds the median wage are classified as "high pay". 

b) European countries shown in ascending order of years spent in either no pay or low pay. 
cj Population-weighted averages for the 11 European countries reported in Panel A. 

Source: Secretariat calculations based on the European Community Household Panel, waves 1 to 5 (1994-1998) for 
the European countries and Secretariat calculations based on the PSID from the Cross-National Equivalent Files, 
1993-1997 for the United States. 
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oft der Auftakt zum Ausscheiden aus dem Erwerbsleben ist (Abb. 2.A1.1). Übergänge 
aus Niedriglohnbeschäftigung in Nichtbeschäftigung sind unter Frauen und Zuwanderern 
ebenfalls recht häufig zu beobachten. Diese Ergebnisse legen den Schluss nahe, dass 
relativ wenige Arbeitskräfte ständig in Niedriglohnbeschäftigung gefangen sind, aber eine 
erheblich größere Zahl zwischen Niedriglohnbeschäftigung und Nichtbeschäftigung hin- 
und herwechselt, mit oder ohne besser bezahlten Übergangsphasen, und Niedriglohn- 
beschäftigung für einige Arbeitskräfte den Auftakt zum endgültigen Rückzug aus dem 
Erwerbsleben darstellt. 

C. Die miteinander verknüpften Risiken von Nichtbeschäftigung, 
Niedriglohn und Armut 

Haben Nichtbeschäftigung und Niedriglohnbeschäftigung einen größeren Effekt auf 
das Armutsrisiko? Die jährlichen Armutsquoten für die Gesamtbevölkerung im erwerbs- 
fähigen Alter liegen im Durchschnitt der elf EU-Länder bei 9,3% und in den Vereinigten 
Staaten bei 17% (Abb. 2.16) 35 . Das Verharren in Armut scheint in den Vereinigten Staaten 
ebenfalls ein etwas ausgeprägteres Phänomen zu sein als in Europa. Besonders relevant 
im Zusammenhang mit der in diesem Kapitel vorgenommenen Analyse ist die Feststellung, 
dass nicht beschäftigte Personen einem deutlich höheren Armutsrisiko ausgesetzt sind als 
erwerbstätige Personen. Die Armutsinzidenz in einem gegebenen Jahr liegt für erwerbs- 
tätige Personen in Europa bei 4% (Durchschnittswert für Personen, die mindestens 
10 Monate im Jahr arbeiten) und in den Vereinigten Staaten bei 13%, während die ent- 
sprechenden Raten für nicht beschäftigte Personen 18% bzw. 36% betragen. Niedrig- 
lohnbeschäftigung ist ebenfalls ein bedeutender Risikofaktor für Armut, selbst wenn die 
große Mehrzahl der gering entlohnten Arbeitskräfte nicht zur Kategorie der Armen zählt 
(Brandolini et al., 2002). Die Armutsinzidenz in einem gegebenen Jahr liegt für Niedrig- 
lohnbezieher in Europa bei 15% und in den Vereinigten Staaten bei 28%, während die 
Inzidenzraten für Arbeitskräfte mit höheren Stundenlöhnen wesentlich niedriger sind 
(Abb. 2.16) 36 . Die Fluktuation (und die Persistenz) der Armut ist bei nicht beschäftigten 
Personen und bei Niedriglohnempfängern geringer (höher) als bei besser bezahlten 
Arbeitskräften. 

Wenngleich Nichtbeschäftigung und Niedriglohnbeschäftigung wichtige Risiko- 
faktoren für Armut darstellen, leben die meisten Personen mit geringem oder gar keinem 
Verdienst doch nicht in Armut, da ihre Familien über sonstige Einkommensquellen ver- 
fügen (z.B. Arbeitsverdienste anderer Personen im Haushalt oder Sozialleistungen). Welche 
wichtige Rolle anderen Verdienern in der Familie zukommt, zeigt sich auch daran, dass 
Armut unter Haushalten, in denen kein Familienmitglied einer Erwerbstätigkeit nachgeht, 
wesentlich stärker verbreitet ist als unter einzelnen Person ohne Beschäftigung (Abb. 2.16). 
Das gilt insbesondere für die Vereinigten Staaten, wo öffentliche Transferleistungen an 
arbeitslose Familien oft nicht ausreichen, um das Einkommen der Betroffenen über die 
hier festgelegte Armutsschwelle hinaus anzuheben (OECD, 200 1) 37 . Auch die Familien- 
Struktur ist ein wichtiger Einflussfaktor in Bezug auf das Armutsrisiko. So sind vor allem 
Alleinerziehende in einem gegebenen Jahr einem wesentlich größeren Risiko der Armut 
ausgesetzt (26% in Europa und 44% in den Vereinigten Staaten) als Personen im erwerbs- 
fähigen Alter, die entweder mit einem Erwachsenen zusammen oder ohne Kinder leben. 
Bei Alleinerziehenden ist auch die Dauer der Armut länger, denn sie stellen einen wesent- 
lich größeren Anteil an den im Fünfjahreszeitraum ständig Armen als an den in diesem 
Zeitraum gelegentlich Armen. 
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Chart 2.16. Poverty risk is high for lone-parent families and jobless households 

Alternative incidence measures of working-age poverty" over five years by employment and pay Status, 

and family structure b 
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a) Persons between the ages of 15 and 60 years in 1994 (1993) are considered to be of working-age throughout 1994- 
1998 (1993-1997) in Europe (the United States). They are considered to be poor if their equivalent disposable 
income in the previous year is less than 50% of the median value in their country of residence. Single-year poor 
refers to the poverty rate in the first year. 

b) Family structure and employment and pay Status measured in the first of the five years. See note a of 
Chart 2.13 for the definitions of low and high pay. 

c) Population-weighted averages for the 11 European countries shown in Chart 2.15, Panel A. 

d) Values within parenthesis below the country and group labels are the ratio of the ever to the always poor (an index 
of turnover). 

Source: Secretariat calculations based on the European Community Household Panel, waves 1 to 5 (1994-1998) for 
the European countries and Secretariat calculations based on the PSID from the Cross-National Equivalent Files, 
1993-1997 for the United States. 
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Die Beziehung zwischen individueller Nichtbeschäftigung und Armut tritt stärker zu 
Tage, wenn chronische Erwerbslosigkeit als ein Risikofaktor für chronische Armut analy- 
siert wird. Abbildung 2.17 zeigt den Zusammenhang zwischen dem Durchschnitts- 
einkommen im Fünfjahreszeitraum (ein Indikator für das mittelfristige Niveau des Lebens- 
standards eines Haushalts) und der Situation in Bezug auf Nichtbeschäftigung im selben 



Chart 2.17. Chronic poverty is closely linked to persistence in non-employment 

and low-paid employment 

Average family income" over five years for working-age persons according to their experience 
of non-employment and low-paid employment b 
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a) Equivalent disposable household income is classified into four ranges: "poverty" (less than 50% of the median 
value in the country of residence); "modest" (at least 50% but less than 80% of the national median); "medium" (at 
least 80% but less than 120% of the national median); "high" (at least 120% of the national median). 

b) Workers are considered to be in low-paid employment if they work at least 15 hours per week and receive an 
hourly wage less than two-thirds of the median wage in their country of residence. When identifying the "never", 
"ever" and "always" low-paid groupings, only persons continuously working at least 15 hours in dependent 
employment during the five-year period analysed are considered. 

c) Population-weighted averages for 11 European countries shown in Chart 2.15, Panel A. 

Source: Secretariat calculations based on the European Community Household Panel, waves 1 to 5 (1994-1998) for 
the European countries and Secretariat calculations based on the PSID from the Cross-National Equivalent Files, 
1993-1997 for the United States. 
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Fünfjahreszeitraum. Bei Personen im erwerbsfähigen Alter mit kontinuierlicher Beschäf- 
tigung im Fünfjahreszeitraum lag das Risiko, vom „permanenten Einkommen" her arm zu 
sein (d.h. ein Fünfjahresdurchschnittseinkommen von unter 50% des verfügbaren Median- 
äquivalenzeinkommens zu beziehen), in Europa bei weniger als 3% 38 . Dieses Risiko 
erhöht sich auf 1 1% für Personen, die im Zeitraum 1994-1998 gelegentlich nicht beschäf- 
tigt und auf 13% für Personen, die ständig ohne Beschäftigung waren. In den Vereinigten 
Staaten besteht hier ein noch engerer Zusammenhang, dort liegt die Inzidenz der Armut 
vom permanenten Einkommen her für stets Erwerbstätige, gelegentlich Nichtbeschäftigte 
und ständig Nichtbeschäftigte bei 5% bzw. 25% und 41%. Selbst in den Vereinigten Staa- 
ten hat eine Mehrzahl der Nichtbeschäftigten über einen Mehrjahreszeitraum Zugang zu 
hinreichend Ressourcen, um chronischer Armut zu entgehen, was sich mit der Annahme 
deckt, dass die Inaktivität zu einem großen Teil freiwillig und bewusst gewählt wird. 
Gleichwohl reduziert eine stabile Beschäftigung die Gefahr chronischer Armut erheblich. 

In Europa ist das Armutsrisiko unter nicht beschäftigten Personen im erwerbsfähigen 
Alter für die meisten demographischen Gruppen weitgehend ähnlich (diesbezügliche Daten 
sind hier nicht wiedergegeben). Für Zuwanderer ohne Beschäftigung ist die Gefahr der 
Armut jedoch etwa doppelt so groß wie für die Gruppen, die die niedrigsten Armutsquoten 
aufweisen (Personen zwischen 55 und 64 Jahren und Arbeitskräfte mit mittlerem und 
höherem Bildungsabschluss). Ausgeprägter sind die Unterschiede zwischen den demo- 
graphischen Gruppen in den Vereinigten Staaten, wo die Familieneinkommen für nicht 
beschäftigte Personen im Haupterwerbsalter oder solche mit niedrigem Bildungsniveau 
eher gering sind. 

Wie bei der Nichtbeschäftigung, ist die Verknüpfung zwischen chronischer Niedrig- 
lohnbeschäftigung und Armut in Bezug auf das permanente Einkommen wesentlich stärker 
als die Relation zwischen Niedriglohn und Armut in einem gegebenen Jahr (Abb. 2.17). 
In Europa sind Arbeitskräfte, die kontinuierlich zu einem Stundenlohn von mindestens 
zwei Dritteln des Medianlohns beschäftigt sind, im Wesentlichen vom Armutsrisiko aus- 
genommen, während die Armutsquote für gelegentlich gering bezahlte Arbeitskräfte 5% 
und für ständig niedrig entlohnte Kräfte 13% beträgt. Die entsprechenden Werte für die 
Vereinigten Staaten liegen bei null bzw. 13% und 32%. Bei Niedriglohnarbeitskräften in 
Europa kommen Zuwanderer 1998 auf die geringsten Familieneinkommen; ihre Chancen, 
ein Einkommen zu erreichen, das 80% des Medianeinkommens in ihrem Aufnahmeland 
entspricht, stehen nur etwa 1:3. Unter amerikanischen Arbeitskräften ist die Niedriglohn- 
beschäftigung am stärksten mit geringen Familieneinkommen für Personen im Haupt- 
erwerbsalter und für minderqualifizierte Personen assoziiert. 

Schlussfolgerungen 

In diesem Kapitel wird ein Spannungselement näher beleuchtet, das bei der Gestaltung 
der Beschäftigungspolitik in den kommenden zehn Jahren voraussichtlich eine zentrale 
Rolle spielen wird. Die Arbeitsmärkte müssen dynamisch sein, wenn sie im Kontext des 
raschen demographischen und technologischen Wandels sowie des intensiven internationa- 
len Wettbewerbs gut funktionieren sollen. Sie müssen auch integrierend sein, d.h. einem 
breiten Querschnitt der Gesellschaft und nicht nur den Fähigsten oder am besten Ausgebil- 
deten eine Teilnahme am Erwerbsleben ermöglichen. Eine aus den Erfahrungen der ver- 
gangenen 30 Jahre zu ziehende Lehre ist, dass Maßnahmen, die die Anreize zur Erwerbs- 
beteiligung mindern (z.B. Frühverrentungsregelungen oder Behindertenprogramme, die 
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wenig geeignet sind, eine Arbeitsmarktreintegration zu fördern), sich letztlich als untrag- 
bar erweisen und im Endeffekt die soziale Ausgrenzung u.U. eher verstärken als verrin- 
gern. Daher ist das wachsende Interesse an Maßnahmen, die nicht auf eine Minderung der 
Anreize, sondern vielmehr eine Förderung der Erwerbsbeteiligung abzielen, eine sehr 
begrüßenswerte Entwicklung. Die generelle Absicht, ungenutztes Arbeitskräftepotential 
zu mobilisieren, mit einer praktikablen Strategie in die Tat umzusetzen, stellt allerdings 
eine große Herausforderung dar, besonders auch deshalb, weil einige der dynamischen 
Anpassungen, die sich an den Arbeitsmärkten vollziehen (z.B. wachsende Qualifikations- 
anforderungen, die sich aus der Anwendung neuer Technologien und Formen der Arbeits- 
organisation ergeben) zum Ausschluss gewisser Gruppen der Erwerbsbevölkerung führen 
können (wie beispielsweise Personen mit geringerem Bildungsniveau bzw. teilweise 
Behinderungen oder ältere Arbeitskräfte). 

Die in diesem Kapitel dargelegte Analyse enthält einige Orientierungshilfen für die 
Gestaltung einer derartigen Politikstrategie. Sie zeigt zunächst, dass offenbar erheblicher 
Spielraum für eine Steigerung der Beschäftigung durch eine Mobilisierung des potentiel- 
len Arbeitskräfteangebots besteht, insbesondere unter Frauen, weniger gut ausgebildeten 
Personen und älteren Personen im erwerbsfähigen Alter. Kleineren Gruppen wie Allein- 
erziehenden, frühen Schulabgängern und Zuwanderern sollte ebenfalls besondere Auf- 
merksamkeit gelten, da die Ziele der sozialen Integration und der sozialen Gerechtigkeit 
durch eine Verstärkung ihrer Teilnahme am Erwerbsleben vorangebracht werden könnten. 
Dass nicht beschäftigte Personen im erwerbsfähigen Alter eine sehr heterogene Gruppe 
bilden, ist eine zweite Erkenntnis. Wie die Politikanalyse in dieser Veröffentlichung 
verdeutlicht, muss eine effektive Mobilisierungsstrategie, die spezifischen Hindernisse 
anpacken, die einer stärkeren Teilnahme dieser verschiedenen Gruppen am Erwerbsleben 
im Wege stehen. Hierzu zählen auch die unbeabsichtigten Folgen anderer Maßnahmen 
(z.B. Negativanreize für das Arbeitskräfteangebot, die von staatlichen Renten- und Ein- 
kommensersatzleistungen ausgehen, wie dies in den Kapiteln 3 und 4 erörtert wird). 
Ferner bedarf es Politikmaßnahmen, die innovative Beschäftigungspraktiken fördern, mit 
denen den spezifischen Bedürfnissen oder Präferenzen gewisser Bevölkerungsgruppen 
besser Rechnung getragen wird (z.B. solche, die es Müttern erlauben, Berufstätigkeit mit 
familiären Verpflichtungen in Einklang zu bringen, oder weniger qualifizierten und 
älteren Arbeitskräften besseren Zugang zu beruflicher Fort- und Weiterbildung verschaffen, 
wie dies in den Kapiteln 3 bzw. 5 erörtert wird). 

Maßnahmen, die Nichtbeschäftigte zur Arbeitsuche ermutigen und ihnen helfen, 
schnell einen ersten Arbeitsplatz zu finden, sind eine ganz wesentliche Komponente einer 
Strategie zur Erhöhung der Erwerbsbeteilung und der Beschäftigung (Kapitel 4). Die in 
diesem Kapitel durchgeführte Analyse auf der Basis längerer Zeitreihen lässt jedoch ver- 
muten, dass viele der durch solche Maßnahmen „aktivierten" Personen Schwierigkeiten 
haben werden, einen Arbeitsplatz zu halten und auf der Karriereleiter voranzukommen. 
Relativ wenig ist darüber bekannt, wie Beschäftigungsstabilität und beruflicher Aufstieg 
am besten gefördert werden könnten, und weitere Forschungsarbeiten - einschließlich 
rigoroser Programmevaluierungen - sind in diesem Bereich besonders vonnöten. Gleich- 
wohl lassen sich aus den bisherigen Erkenntnissen einige vorläufige Schlüsse ziehen. 
Erstens können Aktivierungsmaßnahmen per se dazu beitragen, die längerfristigen 
Beschäftigungschancen für gewisse Gruppen zu verbessern, da es aus der Niedriglohn- 
beschäftigung durchaus Aufstiegsmöglichkeiten gibt. Andere Personen werden in 
Niedriglohnbeschäftigung und instabilen Arbeitsverhältnissen blockiert bleiben, durch 
bestimmte Maßnahmen könnte die Größe dieser letztgenannten Gruppe aber vielleicht 
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reduziert werden. Kapitel 5 identifiziert beispielsweise eine Reihe von Politikkonzepten 
zur Erweiterung des Zugangs zu vom Arbeitgeber geförderten Fort- und Weiterbildungs- 
maßnahmen. Schließlich deutet der Zusammenhang zwischen Niedriglohnbeschäftigung 
und familiärer Armut darauf hin, dass beschäftigungsabhängige Leistungen, abgesehen 
von der Verstärkung der finanziellen Anreize zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit eine 
wichtige Rolle dabei spielen, arbeitenden Familien ein angemessenes Einkommen zu 
sichern (Kapitel 3). 

In dieser Analyse wurde der Beitrag herausgestellt, den ein Katalog von Maßnahmen 
leisten könnte, die auf die spezifischen Situationen verschiedener Bevölkerungsgruppen 
zugeschnitten sind. Eine Weiterentwicklung solcher Politikinitiativen darf aber kein 
Ersatz für fortgesetzte Bemühungen zur Umsetzung von Strukturreformen sein, die auf eine 
Verbesserung der generellen Funktionsweise der Arbeitsmärkte abzielen. Insbesondere 
bedarf es günstiger Rahmenbedingungen, um die natürliche Arbeitslosenquote weiter 
abzusenken und die Schaffung von Arbeitsplätzen in allen Bereichen der Wirtschaft zu 
fördern (vgl. Kapitel 1 und die dort angegebenen Literaturhinweise). Wenn derartige 
Bemühungen unterbleiben, werden Maßnahmen mit dem Ziel, die Integration spezifischer 
Gruppen in den Arbeitsmarkt zu erleichtern, einem Nullsummenspiel gleichkommen, was 
kaum zur Hebung des globalen Wohlstands beitragen, die politische Unterstützung für 
integrierende beschäftigungspolitische Maßnahmen aber ernsthaft gefährden würde. 



Anmerkungen 

1. Arbeitslosigkeit ist ein unerfüllter Wunsch zu arbeiten, der oft mit wirtschaftlicher Härte einhergeht. Sie 
ist zudem unproduktiv, wenn sie über das Mindestniveau an friktioneller Arbeitslosigkeit hinausgeht, das 
für ein effizientes Matching von Arbeitskräften und offenen Stellen erforderlich ist. Demgegenüber 
spiegelt Inaktivität eine Entscheidung über die Zeitaufteilung wider, die in den meisten Fällen freiwillig 
getroffen wird. Deshalb sollte man nicht systematisch davon ausgehen, dass eine Erwerbstätigkeit eine 
produktivere Zeitnutzung darstellen würde als dafür aufgegebene Aktivitäten außerhalb des Arbeits- 
markts. 

2. Während empirische Arbeiten darauf hindeuten, dass Mindestlöhne keinen signifikanten Effekt auf die 
Gesamtbeschäftigungsquoten haben (OECD, 1998a; Dolado et al., 1996), gibt es zahlreiche Belege 
dafür, dass sich übermäßig hohe Mindestlöhne negativ auf die Beschäftigungschancen von Gruppen mit 
geringer Produktivität, wie z.B. junge Menschen und gering qualifizierte Arbeitskräfte, auswirken 
können (Neumark und Washer, 1999; Kramarz und Philippon, 2001; Laroque und Salanie, 2000). Bertola et 
al. (2002) analysieren die Arbeitsmarktregelungen in einem breiteren Rahmen und kommen zu der 
Schlussfolgerung, dass „institutionelle Regelungen am Arbeitsmarkt, die den Einkommensanteil von 
Arbeitnehmern verbessern sollen, stärkere Beschäftigungseinbußen für die Gruppen bedeuten, deren 
Arbeitskräfteangebot elastischer ist" (z.B. Frauen, junge Menschen und ältere Arbeitskräfte). 

3. Die mittlere oder zentrale Variante wird für Länder gewählt, die ein breites Spektrum an 
Bevölkerungsprojektionen erstellen. 

4. Die Veränderungen im Erwerbsverhalten von einer Kohorte zur nächsten werden auf der Basis folgender 
Hypothesen geschätzt: a) Für alle Kohorten wird das Erwerbsprofil nach Alter entsprechend den Ver- 
änderungen bei den Erwerbsquoten für synthetische Kohorten im Fünfjahreszeitraum 1995-2000 model- 
liert, und b) für die neuen Kohorten, die nach 2000 das erwerbsfähige Alter erreichen, wird dasselbe 
Profil unterstellt wie für die 2000 in dieses Alter eingetretenen Kohorten. Nähere Einzelheiten zu den 
Projektionen für die Erwerbsbevölkerung, darunter auch die Anpassungen für neue Kohorten, finden sich 
in Burniaux et al. (2003). 

OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



2. Mobilisierung von Arbeitskräften - Inaktivitätsfallen vermeiden und Hindernisse für den beruflichen Aufstieg beseitigen 



5. Obwohl die Bevölkerungsalterung schon an sich ein gutes Argument für Maßnahmen zur Mobilisierung 
von Arbeitskräften liefert, sollte man darin vielleicht doch eher einen Faktor sehen, der den dringenden 
diesbezüglichen Handlungsbedarf, der sich aus den drei weiter oben im Text angeführten Argumenten 
ableitet, zusätzlich verstärkt. Gruber und Wise (2002) zeigen, dass die durch die gesetzlichen Rentensys- 
teme hervorgerufenen Negativanreize für das Kräfteangebot maßgeblich zu dem Rückgang der Erwerbs- 
beteiligung älterer Arbeitskräfte beigetragen haben (erstes Argument), während Dang et al. (2001) veran- 
schaulichen, dass bei einer Fortsetzung dieser Trends ein enormer Druck auf die öffentlichen Finanzen 
entstehen würde (zweites Argument). Bei längerer Lebenserwartung und früherem Renteneintritt ist es 
nunmehr üblich, mehrere in voller Freizeit verbrachte Jahrzehnte auf das Ende des Lebenszyklus zu kon- 
zentrieren. Hicks (2002) sieht hierin eine wenig wünschenswerte Zeitaufteilung, die viele Rentner isoliert 
und demoralisiert (drittes Argument). 

6. In Kapitel 5 wird das spezifische Problem des Zugangs zu Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen für 
ältere Arbeitskräfte erörtert, während sich Kapitel 3 mit der Expansion der Beschäftigungsmöglichkeiten 
für ältere Arbeitskräfte generell befasst. Diese Fragen werden auch im Rahmen des OECD Thematic 
Review ausführlich untersucht, der sich mit Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungsaussichten 
älterer Arbeitskräfte auseinander setzt (OECD, 20036 und c). 

7. Die Kategorien Zuwanderer, Geringqualifizierte und Behinderte überschneiden sich z.T. untereinander 
und gehen wiederum vollständig in den vier nach Alter und Geschlecht definierten Gruppen auf 
(zwischen denen es keine Überschneidungen gibt). 

8. Beispielsweise könnten die Opportunitätskosten der Beschäftigung für einige junge Menschen (Verzicht 
auf weiterführende Bildung) und Mütter mit kleinen Kindern (Verzicht auf Betreuungsaktivitäten) 
besonders hoch sein und die wirtschaftlichen Erträge einer Berufstätigkeit für einige gering qualifizierte 
oder teilbehinderte Arbeitskräfte besonders niedrig. 

9. Eine Shift-share-Ana\yse der auf internationaler Ebene bestehenden Differenzen bei der Gesamtbeschäf- 
tigungsquote ergibt, dass Unterschiede in der Bevölkerungsstruktur die Varianz zwischen den OECD- 
Ländern nur in sehr geringem Maße erklären, sondern hierfür vor allem die Abweichungen bei den 
Beschäftigungsquoten der verschiedenen Bevölkerungskategorien, definiert nach Geschlecht und Alter, 
verantwortlich sind. 

10. Der dritthöchste Wert im OECD-Raum wurde aus pragmatischen Gründen als Referenzgröße gewählt, 
d.h. weil damit Extremwerte ausgeschaltet werden können. Die sehr hohen Erwerbsquoten, die für 
bestimmte Bevölkerungsgruppen in ein oder zwei OECD-Mitgliedsländern mit geringer Bevölkerung 
und hoher geographischer Dichte zu beobachten sind, stellen wahrscheinlich keine realistische Referenz- 
größe für Länder mit einer größeren Bevölkerung und stärkerer geographischer Streuung dar. 

11. Der Wert für übermäßige Arbeitslosigkeit ist gleich null, wenn die Arbeitslosenquote 5% oder weniger 
beträgt. Diese 5%-Schwelle für die Arbeitslosenquote wurde etwas willkürlich festgelegt und geht deut- 
lich über die niedrigste im OECD-Raum verzeichnete Arbeitslosenquote hinaus. Damit sollte jedoch die 
natürliche Arbeitslosenquote approximiert werden, die durch die Umsetzung von Strukturreformen auf 
lange Sicht in den Ländern, in denen die Arbeitslosigkeit derzeit über diesem Niveau liegt, realistischer- 
weise erreicht werden könnte. 

12. Die jüngste Altersgruppe wurde auf Grund der hohen Zahl von Schülern und Studenten in dieser Gruppe 
sowie der Auffassung, dass es kein sinnvolles Politikziel sein könnte, sich an internationalen Referenz- 
werten zu orientieren, die auf einem niedrigen Bildungsniveau basieren, anders behandelt. Vor Anwendung 
der Benchmark-Methode auf Personen unter 25 Jahren wurde die Gruppe „Beschäftigte" so neu definiert, 
dass sie alle erwerbstätigen oder in Ausbildung befindlichen Jugendlichen erfasst. Somit beziehen sich 
die Benchmark-Schätzungen der übermäßigen Inaktivität und der übermäßigen Arbeitslosigkeit für diese 
Altersgruppe ausschließlich auf Nicht-Schüler/Studenten. Diese Bereinigung erfordert Daten, die eine 
Quereinstufung junger Menschen nach Schulbesuchs- und Erwerbsstatus ermöglichen. Neuseeland und 
Korea mussten aus der Analyse herausgenommen werden, da die notwendigen Daten nicht verfügbar waren. 

13. Die auf internationale Vergleichswerte gestützten Schätzungen ergeben aus zwei Gründen keine voll- 
ständige Konvergenz. Erstens wurde es als realistischer betrachtet, die Referenzwerte für die Inaktivität 
wie auch die Arbeitslosigkeit etwas Uber den in OECD-Ländern beobachteten Mindestwerten anzusetzen 
(vgl. die Anmerkungen 10 und 11). Zweitens werden die internationalen Benchmarks für die Erwerbs- 
quoten für jede Alters-/Geschlechtskategorie getrennt definiert, so dass die sich daraus ergebenden 
Referenzwerte für die Gesamterwerbsquoten je nach Alters- und Geschlechtsstruktur der Bevölkerung 
von Land zu Land unterschiedlich sind. 
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14. Dass eine größere Zahl positiver Antworten gegeben wird, wenn sich die Fragestellung auf einen länge- 
ren Zeithorizont erstreckt, deckt sich mit der in Kapitel 4 enthaltenen Analyse, die zeigt, dass die Aus- 
wirkungen, die Sozialleistungen auf das Arbeitskräfteangebot haben, manchmal erst nach mehreren Jahr- 
zehnten voll zum Tragen kommen. 

15. Ein weiterer Hinweis auf das beachtliche Arbeitskräftepotential unter inaktiven Personen ist die Tat- 
sache, dass nahezu zwei Drittel von ihnen - und ein erheblich größerer Anteil bei den über 25-Jährigen - 
schon einmal erwerbstätig waren (vgl. Tabelle 2. AI. 2 im Anhang). Sie können ihre Entscheidung, aus 
der Erwerbsbevölkerung auszuscheiden, vielleicht rückgängig machen, je nachdem, aus welchen Gründen 
sie zu arbeiten aufgehört haben und wie sich ihre persönliche Situation und ihre Beschäftigungschancen 
entwickeln. Burniaux et al. (2003) verwenden ökonometrische Verfahren zur Untersuchung der Frage, 
wie weit das künftige Kräfteangebot an den Arbeitsmärkten im OECD-Raum durch die Umsetzung von 
verschiedenen spezifischen Maßnahmen zur Förderung einer verstärkten Erwerbsbeteiligung von Frauen 
und älteren Arbeitskräften erhöht werden kann. 

16. Der eher langfristige Charakter der Benchmark-Schätzungen des potentiellen Arbeitskräfteangebots 
erklärt u.a., warum diese generell höher ausfallen als die auf Eigenangaben basierenden Schätzungen. 
Am größten ist der Unterschied zwischen den beiden Schätzungen in Ländern mit relativ niedrigen 
Beschäftigungsquoten, da die von eigenen Angaben abgeleiteten Schätzungen für das potentielle 
Arbeitskräfteangebot nur moderat höhere Werte bei niedrigerem Verhältnis Beschäftigte/erwerbsfähige 
Bevölkerung ergeben (Korrelationskoeffizient von -0,32), während dieser Zusammenhang bei den 
Benchmark-Schätzungen wesentlich stärker ist (Korrelationskoeffizient von -0,83). Folglich implizieren 
die auf Eigenangaben beruhenden Schätzungen ein sehr viel geringeres Potential für die Schließung der 
Beschäftigungslücke zwischen Ländern mit hohen und niedrigen Beschäftigungsquoten als die Bench- 
mark-Schätzungen. 

17. Wie in Kapitel 1 dargelegt wurde, sind die Erwerbsquoten älterer Personen im vergangenen Jahrzehnt in 
einer ganzen Reihe von OECD-Ländern gestiegen, wo sich die Arbeitsmarktbedingungen verbessert 
haben und Rentenreformen eingeführt wurden. Vgl. Kapitel 3 wegen einer Erörterung von Politikmaß- 
nahmen zur Förderung eines späteren Renteneintritts. 

18. Einige unterrepräsentierte Gruppen werden hier trotz der wachsenden sozialen Probleme, die ihre Situa- 
tion aufwirft, und obgleich sie in einigen OECD-Ländern einen beachtlichen Teil der mobilisierbaren 
Arbeitskräfteressourcen darstellen, nicht behandelt. Dazu zählen z.B. ethnische Minderheiten (Altonji 
und Blank, 1999; Berthoud, 2003) sowie Personen, die in wirtschaftlich zurückgebliebenen Regionen 
leben (OECD, 2000a). Jedoch überschneiden sich diese Gruppen z.T. mit denen, die hier analysiert 
werden (z.B. Geringqualifizierte und Zuwanderer). 

19. In Kapitel 3 werden verschiedene Maßnahmen und institutionelle Faktoren, wie die Verfügbarkeit von 
Kinderbetreuungseinrichtungen erörtert, die es für Mütter leichter machen können, Berufs- und Familien- 
leben miteinander zu vereinbaren. 

20. Unter Personen mit Tertiärabschluss beträgt die Genderlücke in der Beschäftigung im Durchschnitt 13%, 
während sie für Frauen ohne Sekundarstufe-II-Abschluss mit 28 Prozentpunkten mehr als doppelt so 
groß ist. Selbst wenn sie in einem Beschäftigungsverhältnis stehen, haben Frauen mit niedrigerem 
Bildungsniveau relativ wenig Zugang zu Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen (Kapitel 5), so dass ihre 
Aussichten auf beruflichen Aufstieg u.U. begrenzt sind. 

21 . Für Haushalte, in denen kein Mitglied im erwerbsfähigen Alter einer Erwerbstätigkeit nachgeht, besteht ein 
sehr hohes Risiko wirtschaftlicher Not und sozialer Isolation (OECD, 1998a). Besonders bedenklich ist dies, 
wenn zum Haushalt Kinder gehören, deren Entwicklungschancen dadurch beeinträchtigt werden könnten. 

22. Im Allgemeinen sind schulische und weiterführende Bildung eine produktive Investition in Qualifikatio- 
nen, die das künftige Verdienstpotential erhöhen. Manchmal stellen weiterführende Studien aber eine Art 
Notlösung dar und können - vor allem bei einer Arbeitsmarktflaute - sogar eine Form der verdeckten 
Arbeitslosigkeit sein. 

23. Der Anteil älterer arbeitsloser Personen ist zwar selbst in Ländern mit hoher Arbeitslosigkeit recht 
niedrig, doch ist die Dauer der Arbeitslosigkeitsphasen für ältere Arbeitskräfte in der Regel länger 
(OECD, 2002a). Die hohe Inzidenz der Langzeitarbeitslosigkeit in dieser Arbeitsgruppe erklärt sich 
sowohl aus der geringeren Bereitschaft der Unternehmen, ältere Arbeitsuchende einzustellen (OECD, 
1998a), als auch der Tatsache, dass die Regierungen einer Aktivierung erwerbsloser Personen, die 
Arbeitslosengeld oder sonstige Leistungen beziehen und nahe am Renteneintrittsalter sind, im Allgemei- 
nen geringe Priorität beimessen (Kapitel 4). 
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24. Arbeitskräfte zwischen 50 und 54 Jahren sind hierbei berücksichtigt, denn der altersbedingte Rückzug 
aus der Erwerbsbevölkerung setzt in vielen OECD-Ländern bereits vor dem Alter von 55 Jahren ein. Für 
die meisten Analysen in dieser Veröffentlichung wird als höchste erwerbsfähige Altersgruppe jedoch die 
der 55- bis 64-Jährigen herangezogen, da für diese Altersgruppe internationale Daten generell leichter 
verfügbar sind. 

25. Die einzige Ausnahme bildet Portugal, wo Personen mit niedrigem Bildungsabschluss im erwerbsfähi- 
gen Alter eine höhere Beschäftigungsquote aufweisen als Personen mit mittlerem Bildungsabschluss 
(68% gegenüber 63%), aber eine weitaus niedrigere als Personen mit hohem Bildungsabschluss (90%). 

26. Die Daten aus der Nutzerdatenbank des Europäischen Haushaltspanels (ECHP) von Dezember 2001 für 
den Zeitraum 1994-1998 werden zur Analyse der Arbeitsmarktdynamik in diesem Fünfjahreszeitraum in 
Belgien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, den Niederlanden, Portugal, 
Spanien und dem Vereinigten Königreich verwendet, während die den Zeitraum 1993-1997 abdeckenden 
Daten für die Vereinigten Staaten aus der Panel Study of Income Dynamics (PSID) stammen, wie sie in 
der 1980-2001 erstellten Cross National Equivalent File (CNEF) erfasst ist. (Es handelt sich um die 
jüngsten Fünfjahreszeiträume, für die zum Zeitpunkt der Analyse Daten verfügbar waren.) Die Daten für 
Österreich aus den Erhebungswellen 1997-1998 des ECHP sind ebenfalls in Tabelle 2.2 wiedergegeben. 
Auf Grund des begrenzten Stichprobenumfangs in der ECHP bleiben Personen mit Behinderungen in der 
Analyse unberücksichtigt, während die begrenzte Zahl der in der CNEF enthaltenden PSID-Variablen 
keine Analyse für Behinderte sowie für Zuwanderer zuließ. OECD (2001) gibt einen Überblick über 
diese Datenquellen (vgl. auch Europäische Kommission, 2003b; Burkhauser et al., 2001). 

27. Die für zwei, drei und vier Jahre erstellten Veränderungsmatrizes, die hier nicht wiedergegeben werden, 
zeigen qualitativ ähnliche Mobilitätsstrukturen, obwohl eine gewisse Tendenz zu steigenden Mobilitäts- 
quoten mit länger werdendem Betrachtungszeitraum zu beobachten ist. Leider lassen die CNEF-Daten 
für die Vereinigten Staaten keine entsprechende Analyse zu. 

28. Dieses Ergebnis deutet auch darauf hin, dass der von nicht beschäftigten Müttern geäußerte Wunsch zu 
arbeiten vielfach nicht leicht konkretisiert wird, weil es sich als schwierig erweist, ihre familiären Ver- 
pflichtungen mit einer Beschäftigung in Einklang zu bringen. 

29. Die Korrelation zwischen der jährlichen Nichtbeschäftigungsquote und dem Verhältnis von gelegentlich 
Nichtbeschäftigten zu ständig Nichtbeschäftigten (ein Index für die Fluktuationen bei der Nichtbeschäfti- 
gung) liegt im Querschnitt der 12 untersuchten Länder bei -0,78. Infolge dieser Korrelation ist die Rang- 
folge der Länder bei den drei Messgrößen der Nichtbeschäftigungsinzidenz ganz ähnlich, größere Unter- 
schiede zwischen den Ländern sind aber im Hinblick auf den Anteil der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter festzustellen, der im Fünfjahreszeitraum ständig ohne Beschäftigung (und somit dem Risiko einer 
andauernden Nichtbeschäftigungsfalle ausgesetzt) war. 

30. Korrelationskoeffizienten von -0,80 auf der Basis der Daten in Teil B bzw. C der Abbildung 2.11. 

31. Dieses offenkundige Paradoxon wird oft bei Daten zur Arbeitsmarktdynamik beobachtet und lässt sich 
einfach erklären. Ein erheblicher Teil der Personen, die in einem Fünfjahreszeitraum gelegentlich nicht 
beschäftigt waren, arbeiten in der Regel, erleben aber in ihrer Erwerbsbiographie eine einmalige, kurz- 
zeitige Unterbrechung. Infolgedessen sind viele Phasen der Nichtbeschäftigung von kurzer Dauer. Hin- 
gegen stellen Personen, die in der Regel beschäftigt sind, einen sehr viel geringeren Anteil an den insge- 
samt zu einem bestimmten Zeitpunkt Nichtbeschäftigten, da Personen, für die die Nichtbeschäftigung ein 
chronisches Phänomen darstellt, mit größerer Wahrscheinlichkeit zu jedem beliebigen Zeitpunkt 
erwerbslos sind. In der Tat bleiben die meisten Nichtbeschäftigten eines bestimmten Jahres über längere 
Zeit in Nichtbeschäftigung oder erfahren wiederholte Phasen der Nichtbeschäftigung. Auf Personen, 
für die die Nichtbeschäftigung ein chronisches Phänomen darstellt, entfällt ein noch größerer Anteil 
der in einem Mehrjahreszeitraum insgesamt in Nichtbeschäftigung verbrachten Zeit. In OECD (1996, 
1997) werden diese Zusammenhänge im Rahmen einer Analyse der Niedriglohndynamik eingehender 
erläutert. 

32. Als Niedriglohnempfänger werden Arbeitskräfte angesehen, wenn sie mindestens 15 Stunden pro Woche 
in einer abhängigen Beschäftigung tätig sind und einen Stundenlohn von weniger als zwei Dritteln des 
Medianlohns in ihrem Wohnsitzland beziehen. 

33. Während eine höhere Inzidenz der Nichtbeschäftigung in einem gegebenen Jahr mit weniger Fluktuation 
assoziiert ist, lässt sich ein eindeutiger Zusammenhang zwischen Niedriglohninzidenz und Fluktuations- 
raten nicht beobachten. 
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34. Da sich diese Berechnungen der Niedriglohninzidenz auf Personen beziehen, die in allen fünf Jahren 
erwerbstätig waren, geben die Fluktuationsraten ausschließlich Bewegungen zwischen gering und besser 
bezahlten Arbeitsplätzen wieder. Personen, die zwischen Niedriglohnbeschäftigung und Nichtbeschäfti- 
gung hin- und herwechseln, werden bei der Analyse in der (nachfolgenden) Abbildung 2.15 berücksichtigt. 

35. Eine Person wird als arm eingestuft, wenn ihr verfügbares Haushaltseinkommen unter 50% des Median- 
referenzwerts in ihrem Wohnsitzland liegt. Vgl. OECD (2001) wegen einer Erörterung dieses relativen 
Armutskriteriums und seiner Verwendung in einer umfassenden Analyse der Armutsinzidenz und -dynamik. 

36. Beschäftigungs-, Verdienst- und Armutsstatus werden allesamt im ersten Jahr gemessen. In einer weiter- 
führenden Analyse wird in OECD (2001) gezeigt, dass viele der Zugänge in und Abgänge aus Armut, die 
in einem Mehrjahreszeitraum eintreten, mit Veränderungen in der Beschäftigungs-, Verdienst- oder 
Haushaltsstruktur zusammenfallen. 

37. Wie aus Abbildung 2.16 ersichtlich, liegt die jährliche Armutsquote für eine Person im erwerbsfähigen 
Alter, die in einem Haushalt ohne erwerbstätige Mitglieder lebt, in den Vereinigten Staaten bei 58%, und 
83% dieser Personen erlebten mindestens einmal in dieser Fünfjahresperiode Armut. Die entsprechenden 
Werte für Europa sind mit 26% bzw. 58% niedriger, aber noch immer recht hoch. 

38. Vgl. OECD (2001) wegen Erläuterungen zur Verwendung eines Kriteriums der Armut in Bezug auf das 
permanente Einkommen, das auf der Grundlage des über mehrere Jahre berechneten Durchschnitts- 
einkommens aufgestellt wurde. 
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ANHANG 1 



Ergänzende Daten 



Die Tabellen 2. ALI und 2. AI. 2 enthalten ergänzende Daten, die die Analyse des 
potentiellen Arbeitskräfteangebots in Abschnitt 1 des Haupttextes untermauern, während 
Abbildung 2.A1.1 zusätzliche Daten zu der in Abschnitt 3 des Haupttextes dargelegten 
Analyse der Niedriglohndynamik liefert. 
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Table 2.A1.2. Inactive persons of working age who have worked previously 
and the reasons why they stopped working, 1997 

Persons aged IS to 64 years (percentages) 





Share of inactive 
persons who have 


Reason why they stopped working 3 


















previously worked 
for one year 
or more 


Retirement 


Health 
Problems 


Endof 
contract 6 


Family 
responsibilities 


Other 




Canada 




' 












Czech Republic 


84.3 


51 .5 


24.0 


8.8 


15.2 


0.6 




Denmark 


82.3 


37.4 


43.4 


14.5 


3.5 


1.2 




France 


67.8 


46.9 


7.6 


15.6 


24.7 


5.2 




Germany, western Länder 77.0 


20.9 


14.1 


7.3 


40.8 


16.8 




Germany, eastern Länder 


65.8 


32.0 


36.0 


20.0 


8.0 


4.0 




















Italy 


44.6 


30.2 


1 .6 


1 2.8 


22.0 


33.3 




Japan 


52.5 


19.7 


17.2 


8.2 


23.8 


31.1 




Netherlands 


74.2 


13 8 


20 0 


12 0 


31 4 


22 8 




New Zealand 


86.3 


21 .2 


9.8 


20.5 


35.6 


1 2.9 




Norway 


70.4 


10.3 


51 .6 


11.9 


22.2 


4.0 




Poland 


67.2 


47.1 


30.6 


8.0 


13.8 


0.5 




Portugal 


52.2 


21 .5 


37.6 


15.6 


22.0 


3.2 




Spain 


58.7 


15.4 


14.1 


26.2 


21.9 


22.4 




Sweden 


51.1 


33.4 


15.0 


33.6 


16.7 


1.2 




Switzerland 


87.3 


17.5 


6.0 


10.8 


37.5 


28.2 




United Kingdom 


85.1 


24.7 


10.6 


20.3 


40.3 


4.0 


















OECD averages 














Total 


68.4 


25.7 


15.9 


16.2 


29.8 


12.4 




Women 


69.5 


18.7 


12.4 


15.1 


39.0 


14.8 


















15-24 


28.0 


6.6 


1.1 


48.1 


33.9 


10.3 




25-54 77.6 


8.2 


17.6 


17.8 


41.4 


15.0 




55-64 


84.6 


51.6 


17.4 


7.6 


12.7 


10.7 






Medium skilled 


68.0 


23.6 


14.6 


18.1 


32.9 


10.7 




High skilled 


64.9 


28.5 


13.9 


16.5 


27.5 


13.6 





a) Percentage share of inactive persons who have previously worked for one year or more. 

b) Includes job displacement, dismissal and end of job contract. 

c) Population-weighted averages for countries shown. 
Source: International Social Survey Programme (ISSP), 1997. 
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Chart 2.A1.1. Four-year earnings mobility of low-paid workers a in Europe 

and the United States 



I I Non-employed 
I I Modest pay 



I I Employed less than 1 5 hours 
I I Medium pay 



I I Low pay 
I I High pay 



% 
100 



80 



60 



40 



20 



A. Fiflh-year Status of workers who were low paid in the first year 




Denmark Portugal Italy Netherlands Ireland Greece Spain Belgium Germany France United EU-11 United 

Kingdom States 



% 
100 



80 



60 



40 



20 



B. Fifth-year Status of workers in the indicated group who were low paid in the first year, Europe 



I I 



Total 



Women Men 
Gender 



15-24 25-54 



55-64 



Low Medium High 
Educational attainment 



Foreign- Native-born 
born 

Migration Status 



% C. Fifth-year Status of workers in the indicated group who were low paid in the first year, United States 

100 



80 



60 



40 



20 



Total 



Women Men 
Gender 



15-24 



25-54 



55-64 



Low Medium High 
Educational attainment 



Note: EU-11: Population-weighted average for the 11 European countries shown. 

a) Persons working at least 15 hours per week are considered to be low paid if their hourly wage is less than two- 
thirds the median wage in their country of residence; modestly paid if their wage is at least two-thirds but less 
than 80% of the median wage; moderately paid if their wage is at least 80% but less than 120% of the median wage; 
and highly paid if the wage is at least 120% of the median wage, 

b) Population-weighted average for the 11 European countries shown in Panel A. 

Source: Secretariat calculations based on the European Community Household Panel, waves 1 to 5 (1994-1998) for 
the European countries and Secretariat calculations based on the PSID from the Cross-National Equivalent Files, 
1993-1997 for the United States. 
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Kapitel 3 



Arbeit lohnend gestalten 
und möglich machen 

Die Entlohnung ist ein wesentlicher Bestimmungsfaktor für die Beschäftigung unter- 
repräsentierter Gruppen. Für manche potentiellen Arbeitnehmer ist die Erwerbstätigkeit 
in finanzieller Hinsicht nicht lohnend. Ist der Lohn im Vergleich zur Realität am Markt 
jedoch zu hoch, wird er zu einem Hemmschuh für die Arbeitskräftenachfrage. Zudem 
fallen auch nicht finanzielle Aspekte ins Gewicht, wie für Frauen z.B. die Vereinbarkeit 
von Berufs- und Familienleben. Wie können die Beschäftigungschancen unterrepräsen- 
tierter Gruppen durch Arbeitsanreizprogramme verbessert werden? Inwieweit kann der 
Zugang dieser Gruppen zur Beschäftigung durch familienfreundliche Maßnahmen und 
flexible Arbeitszeitregelungen erleichtert werden? 



Einleitung 126 

Wichtigste Ergebnisse 127 

1 . Finanzielle Anreize: Damit sich Arbeit auszahlt und der Zugang zur Beschäftigung 
erleichtert wird 129 
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Einleitung 

Bei Erwerbsbeteiligung wie auch Beschäftigung gibt es in praktisch allen OECD- 
Ländern nach wie vor Ungleichheiten zwischen den verschiedenen Kategorien der Erwerbs- 
bevölkerung. Wie in Kapitel 2 dargelegt, sind insbesondere Frauen, Alleinerziehende, 
ältere Arbeitskräfte und Behinderte auf dem Arbeitsmarkt unterrepräsentiert. Ob ein solch 
geringer Beschäftigungsgrad ein Problem darstellt, hängt von grundlegenden sozialen, 
kulturellen und wirtschaftlichen Fragen ab, die sich sowohl innerhalb der einzelnen Länder 
als auch zwischen diesen sowie je nach Bevölkerungskategorie voneinander unterscheiden. 
Ausbildungsdefizite bzw. mangelnde berufliche Qualifikationen sind jedoch Merkmale, 
die auf einen großen Teil der außerhalb des Arbeitsmarkts stehenden Personen zutreffen. 
Bei jungen Frauen, älteren Arbeitskräften und Behinderten befinden sich unter Nicht- 
beschäftigten wesentlich mehr Personen mit niedrigem Bildungsniveau als unter Beschäf- 
tigten (vgl. Tabelle 3.A1.1 im Anhang). Über spezifische Beschäftigungshindernisse 
hinaus geht es um die allgemeinere Frage des unsicheren Beschäftigungsstatus gering 
qualifizierter Arbeitskräfte. 

Damit Bevölkerungsgruppen mit unsicherem Beschäftigungsstatus wieder ins 
Erwerbsleben zurückkehren, muss sich das Arbeiten für sie rentieren. Die Problematik 
liegt z.T. darin, dass der diesen Gruppen gebotene Marktlohn im Vergleich zur Sozial- 
hilfe manchmal zu niedrig ist, um als Anreiz für das Arbeitskräfteangebot zu wirken. Dies 
erklärt, warum viele ärmere Haushalte häufig zwischen Erwerbstätigkeit und Sozialhilfe 
hin- und herwechseln, wobei sie jedoch nicht immer der Armutsfalle entgehen können 
(OECD, 2001a, Kapitel 2). Für die Regierungen stellt sich daher u.a. die schwierige 
Frage, in welcher Weise Arbeit durch Änderungen von steuerlichen Regelungen, Sozial- 
leistungen und Mindestlöhnen am besten lohnend gestaltet werden kann. 

Aufmerksamkeit sollte jedoch auch der Nachfrageseite gelten. Beschäftigung muss 
für die Arbeitskräfte finanziell lohnend, für die Arbeitgeber aber auch erschwinglich sein. 
Hohe Lohnnebenkosten können die Nachfrage nach gering qualifizierten Kräften reduzie- 
ren. Verschiedene Beschäftigungszuschüsse können daher zumindest auf kurze Sicht ein 
wichtiges Scharnier zwischen „lohnender" und „erschwinglicher" Arbeit für Geringquali- 
fizierte darstellen. Solche Maßnahmen sollen gewährleisten, dass jeder Einzelne ein 
angemessenes, zur Vermeidung von Armut ausreichendes Einkommen erhält, ohne dass 
den Arbeitgebern dadurch übermäßig hohe Lohnkosten aufgebürdet werden. Sie erfüllen 
eine wichtige Verteilungsfunktion, beeinflussen aber auch das Arbeitsmarktverhalten. 

Arbeit muss auch möglich sein. Insbesondere Eltern werden nach einem Ausgleich 
zwischen den konkurrierenden Anforderungen von Erwerbs- und Familienleben suchen. 
Für Alleinerziehende kann eine Erwerbsbeteiligung auf Grund starrer Arbeitszeitregelun- 
gen mit besonderen Schwierigkeiten verbunden sein. Persönliche Einstellungen und 
Erwartungen können ebenfalls stark ins Gewicht fallen. So sehen sich Behinderte z.B., 
deren Erwerbsbeteiligung u.U. ohnehin durch eine nicht arbeitsorientierte Ausgestaltung 
bestehender Transferprogramme und einen Mangel an geeigneten Aktivierungsmaßnah- 
men beeinträchtigt wird, zusätzlich vielleicht noch verhaltensbedingten oder organisatori- 
schen Hürden gegenüber, die ihnen den Zutritt zum Arbeitsmarkt verwehren, selbst wenn 
sie nur unter einer leichten Behinderung leiden. Die Analyse solcher nicht finanziellen 
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Aspekte und ihre Berücksichtigung im Rahmen integrierter und mehrdimensionaler Politik- 
ansätze kann dazu beitragen, diese verschiedenen Gruppen zu einer Rückkehr ins Erwerbs- 
leben zu bewegen. 

Zweck des vorliegenden Kapitels ist die Erörterung dieser spezifischen Fragen. Die 
damit zusammenhängende Thematik der Aktivierungsstrategien und der beruflichen Weiter- 
bildung wird in den Kapiteln 4 bzw. 5 behandelt. Der erste Teil dieses Kapitels befasst 
sich mit der Frage der Entlohnung. Untersucht werden hier Maßnahmen, die Arbeit lohnend 
gestalten sollen, wobei insbesondere bewertet wird, inwieweit diese geeignet sind, sowohl 
die Erwerbsbeteiligung als auch die Beschäftigung zu fördern. Der zweite Teil setzt sich 
mit spezifischeren Beschäftigungshemmnissen auf der Angebots- und der Nachfrageseite 
auseinander, wobei der Reihe nach die Entscheidungen in Bezug auf Erwerbsbeteili- 
gung/Beschäftigung von Frauen, Alleinerziehenden, Behinderten im Erwerbsalter und 
älteren Arbeitskräften erörtert werden. Besondere Aufmerksamkeit gilt dabei Möglich- 
keiten, mit denen die Politik auf die besonderen Bedürfnisse dieser Gruppen eingehen 
kann, ohne deren Arbeitsmarktbindung zu schwächen. 

Wichtigste Ergebnisse 

• Maßnahmen, die Arbeit lohnend machen, können wirksame Anreize für die Arbeit- 
suche liefern und zugleich eine wichtige Funktion als Umverteilungsinstrumente 
erfüllen. Die Vereinigten Staaten und das Vereinigte Königreich z.B. besitzen lang- 
jährige Erfahrung mit beschäftigungsabhängigen Leistungen. Evaluierungen haben 
gezeigt, dass diese Leistungen, die eine der Säulen der Umverteilungssysteme dieser 
Länder bilden und einen erheblichen Teil des Transfervolumens ausmachen, 
zugleich wirksame Anreize für eine Rückkehr ins Erwerbsleben schaffen, insbeson- 
dere für Alleinerziehende. 

• Mehrere Faktoren entscheiden darüber, ob beschäftigungsabhängige Leistungen 
wirklich beschäftigungsfördernd wirken. Ohne genaue Zielgruppenorientierung 
scheinen ihre Beschäftigungseffekte im Vergleich zu den möglicherweise sehr hohen 
Kosten für jeden neu geschaffenen Arbeitsplatz gering zu sein. Die Beschränkung der 
Leistungen auf eindeutig abseits des Arbeitsmarkts stehende Gruppen (die unter ande- 
ren Umständen wenig Anreize zur Aufnahme einer Arbeit hätten) und ihre zeitliche 
Befristung, um eine echte Eigenständigkeit auf dem Arbeitsmarkt zu fördern, scheinen 
daher ausschlaggebende Faktoren für den Erfolg solcher Maßnahmen zu sein. 

• Für benachteiligte Gruppen spielen Mindestlöhne häufig eine entscheidende Rolle, 
um Arbeit lohnend zu gestalten. Mindestlöhne sind jedoch ein zweischneidiges 
Schwert. Wenn der gesetzliche Mindestlohn im Vergleich zum Durchschnitts- oder 
Medianlohn relativ hoch ist, zahlt sich eine Erwerbstätigkeit zumeist aus, aber die 
Arbeitskräftenachfrage wird durch eine solche Politik wahrscheinlich gedrückt; sehr 
breit angelegte Maßnahmen zur Förderung des Arbeitskräfteangebots, wie z.B. 
beschäftigungsabhängige Leistungen, sind in diesem Fall überdies ungeeignet, da es 
auf die Erhöhung der Arbeitskräftenachfrage ankommt. Weitgreifende Maßnahmen, 
wie sie in den Vereinigten Staaten und im Vereinigten Königreich (oder in Ländern, 
in denen die Lohnstrukturen flexibilisiert werden) eingeführt wurden, müssen 
hingegen durch maßvolle Mindestlohnbestimmungen ergänzt werden, die eine 
Untergrenze schaffen, unter die die Löhne nicht absinken können. 
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• Auf eine Verringerung der Arbeitskosten abzielende Beihilfen können die Arbeits- 
kräftenachfrage für benachteiligte Gruppen verbessern, deren gemeinsames Merk- 
mal ein niedriger Bildungsabschluss bzw. ein geringes Qualifikationsniveau ist. In 
Ländern wie Belgien, Frankreich und den Niederlanden, in denen solche Programme 
umgesetzt wurden, lassen Erfolgsbeurteilungen auf positive Effekte für nicht quali- 
fizierte Arbeitskräfte schließen. Dabei dürfte es jedoch zumindest auf kurze Sicht zu 
erheblichen Mitnahmeeffekten kommen. Sofern sie zielgenau ausgerichtet sind, 
stellen Beschäftigungszuschüsse ferner ein wirksames Instrument zur Erleichterung 
des Zugangs benachteiligter Gruppen zu einer Erwerbstätigkeit dar. Maßnahmen zur 
Förderung der Beschäftigung im privaten Sektor resultieren des Weiteren in einer 
besseren Eingliederung in die Arbeitswelt als direkte Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men im öffentlichen Sektor. 

• Eine bessere Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben ist unerlässlich, zumal eine 
recht große Zahl von Frauen, die ihren Arbeitsplatz aus familiären Gründen auf- 
gegeben haben, die berufliche Tätigkeit zu vermissen scheint. Durch die Möglich- 
keit eines bezahlten Mutterschaftsurlaubs kann die Arbeitsmarktbindung von Frauen 
u.U. gestärkt werden. Im Falle einer längeren Beurlaubung dürfte die Rückkehr ins 
Erwerbsleben allerdings schwieriger und ungewisser werden, insbesondere für Frauen 
mit unsicherem Beschäftigungsstatus. Das weibliche Arbeitskräfteangebot reagiert 
vergleichsweise stark auf die Kosten der Kinderbetreuung, vor allem im Fall gering 
qualifizierter Frauen mit niedrigem Lohn. Durch Zuschüsse zur Verringerung der 
Kinderbetreuungskosten kann somit die Rückkehr junger Frauen ins Erwerbsleben 
gefördert werden. Die Ausweitung der Teilzeitarbeit schließlich hat in Ländern mit 
einer hohen Erwerbsbeteiligung der Frauen eine wichtige Rolle gespielt. Maß- 
nahmen zur Erleichterung der Aufnahme von Teilzeittätigkeiten oder flexible Arbeits- 
zeitregelungen sind Möglichkeiten, den Rückzug junger Mütter aus dem Erwerbs- 
leben zu verhindern. 

• Alleinerziehende gehören in vielen OECD-Ländern zu den Gruppen mit der höchs- 
ten Arbeitslosigkeit. Gegen die spezifischen Nachteile dieser Bevölkerungsgruppe 
vorzugehen, ist für die Verringerung von Armut im Kindesalter und sozialer Aus- 
grenzung von hoher Bedeutung. Die Unterstützung durch die soziale Fürsorge für 
diese Gruppe sollte demnach stärker arbeitsorientiert werden. Es ist daher wichtig, 
zu erkennen, dass ein langer bzw. unbefristeter Leistungsbezug wahrscheinlich nur 
in einer Vertiefung und Verlängerung der Armut resultiert. Die einzelnen Bestand- 
teile solcher arbeitsorientierter Sicherheitsnetze dürften von Land zu Land je nach 
den bereits bestehenden institutionellen Vorkehrungen (Kinderbetreuung, Bildung, 
Familienbeihilfen, Gesundheitsversorgung und Arbeitsmarktprogramme) jeweils 
unterschiedlich ausfallen. Auch den persönlichen Wünschen in Bezug auf Teilzeit- 
arbeit oder eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf muss Rechnung 
getragen werden. Im Rahmen eines umfassenden Ansatzes können aber in jedem 
Fall bessere Ergebnisse erzielt werden. 

• Gesundheitliche Probleme sind einer der Hauptgründe für den Rückzug vom Arbeits- 
markt. Auch unter den Personen, die ihre Arbeit aus gesundheitlichen Gründen auf- 
gegeben haben, würden viele gerne wieder ins Erwerbsleben zurückkehren. Die 
Beschäftigungsquoten der Empfänger von Invaliditätsrenten sind jedoch relativ 
niedrig. Frühzeitig greifende Maßnahmen dürften häufig die beste Methode zur Ver- 
hinderung einer langfristigen Abhängigkeit von Transferleistungen sein. Sobald die 
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Behinderung festgestellt ist, sollte automatisch ein individuell zugeschnittener 
Wiedereingliederungsprozess einsetzen. Der entsprechende Maßnahmenkatalog soll- 
te ferner berufliche Rehabilitation und Umschulung, Hilfe bei der Arbeitsuche, 
Auswahlmöglichkeiten innerhalb eines breiten Spektrums verschiedener Arbeits- 
formen (reguläre Beschäftigung, Teilzeitarbeit, unterstützte oder geschützte 
Beschäftigung) sowie Geld- oder Sachleistungen umfassen, die jeweils auf den Grad 
der Arbeitsfähigkeit der Betroffenen abgestimmt werden müssen. 

• Der Verbesserung der Beschäftigungsaussichten von älteren Arbeitskräften kommt 
angesichts der Bevölkerungsalterung besondere Bedeutung zu. Hierzu bedarf es 
eines umfassenden Spektrums koordinierter Maßnahmen zur Beeinflussung von 
Arbeitskräfteangebot und -nachfrage: Anhebung des Regelrentenalters entsprechend 
der steigenden Lebenserwartung und Verringerung der Anreize zur Frühverrentung; 
Reform der Einkommensstützungsprogramme, die Alternativmöglichkeiten für einen 
frühzeitigen Ausstieg aus dem Erwerbsleben bieten, namentlich Invaliditätsrenten- 
programme, Krankengeld und Arbeitslosenunterstützung; effiziente Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik und Schulungen zur Unterstützung älterer Arbeitskräfte 
mit Blick auf deren Verbleib im bzw. Rückkehr ins Erwerbsleben; Förderung flexibler 
Arbeitsregelungen, u.U. unter Einbeziehung der Möglichkeit eines gleitenden Über- 
gangs in die Rente, und Anpassung der Arbeitsbedingungen an den Bedarf älterer 
Menschen sowie Bekämpfung der altersbedingten Diskriminierung im Erwerbsleben. 

1. Finanzielle Anreize: Damit sich Arbeit auszahlt und der Zugang 
zur Beschäftigung erleichtert wird 

Bei der Beurteilung von Programmen, die Arbeit lohnend gestalten sollen, muss 
der Tatsache Rechnung getragen werden, dass sich in den spezifischen Programmen das 
institutionelle Umfeld des jeweiligen Landes widerspiegelt. Welche Form der Unterstüt- 
zung für Personen mit geringem Einkommen und deren Familien jeweils am geeignetsten 
ist, hängt daher vom Mindestlohnniveau, dem Grad der Besteuerung und der Zusammen- 
setzung der Steuern, den in den einzelnen Ländern bestehenden Sozialversicherungs- und 
Sozialhilfesystemen, dem Grad der Abhängigkeit von der Sozialhilfe im Vergleich 
zur Sozialversicherung sowie der Art und Höhe der Familienbeihilfen und sonstigen 
Formen der Unterstützung ab, z.B. zur Deckung von Kinderbetreuungs- und Gesund- 
heitskosten. 

Um ein einfaches Beispiel zu nennen: Senkungen der Arbeitgeberbeiträge zur Sozial- 
versicherung dürften sich eher in Ländern anbieten, in denen diese Abgaben hoch sind. 
In Ländern, in denen einkommensabhängige Leistungen eine größere Rolle spielen als 
Sozialversicherungs- oder Universalleistungen, dürfte das Gesamtniveau der Sozial- 
ausgaben und somit wohl auch das Gesamtsteuer- und -abgabenniveau in der Tendenz 
niedriger sein. Durch die Einführung von Bedürftigkeitsprüfungen erhöht sich jedoch der 
effektive Grenzsteuersatz für die Einkommensklassen oberhalb der Einkommensgrenze, 
ab der die Leistungen entzogen werden. Die Gesamtsteuerbelastung ist in diesen Ländern 
zwar u.U. geringer, die effektiven Steuersätze sind dort aber gleichzeitig anders verteilt, 
so dass der Ertrag aus zusätzlichen Arbeitsanstrengungen für einige - vermutlich in der 
unteren Hälfte des Einkommensspektrums angesiedelte - Gruppen u.U. geringer ist 
als für die entsprechenden Einkommensgruppen in Ländern mit einem höheren Gesamt- 
steuerniveau. 
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Das Angebot und die Kosten von Kinderbetreuung, das Einschulungsalter und die 
Verfügbarkeit von Vorschulerziehungseinrichtungen dürften sich ebenfalls in der Kon- 
zeption von Programmen niederschlagen, deren Ziel es ist, Arbeit lohnend zu gestalten. 
Selbst zwischen Ländern, die einander auf den ersten Blick ähnlich sind, können erheb- 
liche Unterschiede in Bezug auf die Ausgestaltung der Transferleistungssysteme 
bestehen, weshalb sich nur schwer allgemeine Schlussfolgerungen ziehen lassen. Um 
Anspruch auf Einkommensstützungsleistungen zu genießen, dürfen Sozialhilfeempfänger 
im Vereinigten Königreich beispielsweise nur unter 16 Stunden pro Woche arbeiten. In 
Australien und Neuseeland bestehen hingegen keine solchen Regelungen zur Stunden- 
zahl, und bei den Bedürftigkeitsprüfungen wird für den Entzug der Leistungen ein 
wesentlich niedrigerer Satz angelegt als im Vereinigten Königreich oder in vielen anderen 
OECD-Ländern. Das bedeutet, dass die Sozialhilfe in Australien und Neuseeland bereits 
zur Subventionierung von Niedriglohnarbeitsplätzen beitragen kann. Diese und andere 
Unterschiede haben jedoch nicht zur Folge, dass aus den Erfahrungen der verschiedenen 
Länder keine allgemeinen Lehren gezogen werden können, entscheidend ist nur, dass sie 
bei der Analyse nicht außer Acht gelassen werden. 

Wichtig ist auch die Berücksichtigung der Tatsache, dass Arbeitsanreizprogramme 
eine Reihe konkurrierender Ziele haben können, weshalb ihre Wirksamkeit nicht einzig 
und allein anhand der Beschäftigungseffekte beurteilt werden darf. Einige Leistungs- 
programme für Erwerbstätigenhaushalte mit Kindern dienen insbesondere auch der Ver- 
ringerung der Armut im Kindesalter oder der Verwirklichung allgemeiner verteilungs- 
politischer Ziele. Solche Programme können folglich wesentlich kostspieliger sein als 
z.B. auf bestimmte Zielgruppen ausgerichtete Beschäftigungszuschüsse. Das Neben- 
einander mehrerer Ziele kann den Ländervergleich u.U. zusätzlich erschweren. 

A. Das Arbeitskräfteangebot fördern, indem Arbeit lohnend gestaltet wird: 
beschäftigungsabhängige Leistungen 

Die Vereinigten Staaten und das Vereinigte Königreich verfügen über langjährige 
Erfahrungen mit beschäftigungsabhängigen Leistungen. Sie bilden eine der Säulen der 
dortigen Umverteilungssysteme. Diese in den siebziger Jahren eingeführten Arbeits- 
anreizmaßnahmen wurden nach und nach ausgedehnt und sind heute in beiden Ländern 
weit verbreitet. Ihr Beispiel hat Schule gemacht, und in zahlreichen OECD-Ländern 
werden derartige Leistungen inzwischen in die Umverteilungs- und/oder Beschäftigungs- 
programme integriert (OECD, 2002c). 

Unterschiedliche Formen von beschäftigungsabhängigen Leistungen 

Sowohl im Vereinigten Königreich als auch in den Vereinigten Staaten zielen beschäf- 
tigungsabhängige Leistungen auf Haushalte mit geringen Erwerbseinkommen und insbe- 
sondere auf Familien mit Kindern ab. Die ausgezahlten Beträge sind relativ hoch. Im 
Vereinigten Königreich ist eine Mindestzahl an Arbeitsstunden Voraussetzung für den 
Bezug der Leistungen, die jeweils für die Haushalte mit den geringsten Arbeitsverdiensten 
am höchsten sind. In den Vereinigten Staaten werden die Leistungen entsprechend dem 
steigenden Einkommen bis zu einer bestimmten Obergrenze gewährt. In beiden Ländern 
sind die Leistungen nicht zeitlich befristet, sondern vom Haushaltseinkommen abhängig, 
wobei die Einstellung der Leistungen recht einfach geregelt ist: Ab einem bestimmten 
Einkommensniveau werden die Leistungen schrittweise entzogen. Die Zielgruppen solcher 
Maßnahmen sollen auf eine dauerhafte Unterstützung zählen können, da ihre Schwierig- 
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keiten beim Arbeitsmarktzutritt keineswegs konjunkturell bedingt sind (Blundell und 
Meghir, 2002). 

Ausgehend von dieser Grundstruktur sind einige Varianten zu beobachten (vgl. auch 
Tabelle 3. AI. 2 im Anhang): 

• Einige Leistungen sind personenbezogen, d.h. sie zielen nicht auf die Familie als 
Ganzes ab, sondern auf einzelne Familienmitglieder. Dies ist in einer Reihe von 
Ländern der Fall (darunter Australien, Belgien, Frankreich, Kanada und die Nieder- 
lande) und geht mit einer leichten Zielverlagerung von einem Umverteilungs- zu 
einem Arbeitsanreizansatz einher 1 . Begründet wird dies dadurch, dass die Orientie- 
rung der Leistungen am Einkommen des ganzen Haushalts die Anreize des Ehepart- 
ners zur Arbeitsaufnahme dämpfen könnte, ein Risiko, das insbesondere in Ländern 
eine große Rolle spielt, in denen die Nichtbeschäftigung unter Verheirateten weit 
verbreitet ist. Dieser unerwünschte Effekt kann jedoch gemildert werden, wenn sich 
die Anspruchskriterien auf Einzelpersonen beziehen. 

• Das Leistungsniveau ist zwischen den einzelnen Ländern sehr unterschiedlich und 
hängt zwangsläufig von anderen Bestandteilen der Umverteilungspolitik sowie von 
den institutionellen Merkmalen des sozialen Sicherungssystems ab (z.B. dem 
Mindestlohn, dem Vorhandensein einer Grundsicherung für alle, Familienbeihilfen 
oder Wohngeld usw.). 

• Der Leistungsanspruch kann vom vorherigen Status des Empfängers und nicht nur 
von seinem Einkommen abhängig sein. Im Einzelnen haben in einigen Ländern nur 
vorherige Sozialhilfeempfänger oder Langzeitarbeitslose Anspruch auf Leistungen 
wie Steuergutschriften oder beschäftigungsabhängige Beihilfen. Die Zusammen- 
setzung des Haushalts kann dabei ebenfalls ein Kriterium sein. 

• Die Leistungen können zeitlich befristet sein. Für eine zeitliche Befristung der Leis- 
tungen spricht die Tatsache, dass so die Arbeitsanreize verstärkt werden. Die zeit- 
liche Befristung kann die Empfänger dazu anspornen, an ihrem Arbeitsplatz rasch 
Fortschritte zu erzielen, z.B. durch Weiterbildung, um letztlich am Arbeitsmarkt 
wirklich autonom zu werden (Blundell, 2002). Wie viel Zeit nötig ist, um die Arbeits- 
platzunsicherheit auszumerzen, und welche Dauer für diese Programme folglich 
angemessen ist, bleibt eine offene Frage. 

In einigen Ländern wurde mit Hilfe der Steuerpolitik versucht, Arbeit für den 
Einzelnen attraktiver zu gestalten. Die belgische Steuergutschrift für Erwerbstätige (die 
derzeit eingeführt wird) kann z.B. als Bestandteil einer umfassenderen Steuerreform 
gesehen werden, die auf die Förderung der Beschäftigung abzielt. Im Rahmen dieser 
Reform wurden die Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung für Geringverdiener 
gesenkt, was in einem erheblichen Anstieg der niedrigsten Nettoverdienste resultierte. In 
Deutschland ist man zu der Erkenntnis gelangt, dass das Steuer- und Transfersystem im 
Niedriglohnsektor ein Beschäftigungshemmnis darstellt. Die Bundesregierung hat daher 
eine schrittweise Senkung der Steuer- und sonstigen Abgabenbelastung eingeleitet, die 
Teil des so genannten „beschäftigungsfreundlichen Ansatzes" ist (Europäische Kommis- 
sion, 2002). Ziel dieser Reform ist u.a. die Anhebung des verfügbaren Einkommens nach 
Steuern und Sozialabgaben, insbesondere für Niedriglohnempfänger 2 . Ein weiteres Bei- 
spiel dieser Art ist die Steuersenkung für die Bezieher niedriger Einkommen, die kürzlich 
in Italien in Kraft getreten ist. Diese Reform ist Teil eines ehrgeizigeren Programms all- 
gemeiner Steuersenkungen, bei dem zugleich die Anreize für die Arbeitsmarktbeteili- 
gung, vor allem von verheirateten Frauen, erhöht werden sollen. 
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Beschäftigungsabhängige Leistungen können unter bestimmten Bedingungen 
wirkungsvolle Arbeitsanreize darstellen 

Die Wirkung von Maßnahmen zur Erhöhung der Arbeitsanreize hängt von einer 
Reihe von Faktoren ab, darunter u.a. die Anspruchskriterien und das Leistungsniveau. 

Steuergutschriften scheinen erstens sowohl im Vereinigten Königreich als auch in 
den Vereinigten Staaten ein wirksames Instrument zur Förderung des Eintritts bzw. der 
Rückkehr ins Erwerbsleben von Alleinerzieherhaushalten sowie von Haushalten ohne 
erwerbstätiges Familienmitglied darzustellen (Tabelle 3.1). Es gibt allerdings auch Belege 
für die unerwünschten Auswirkungen solcher Leistungen auf das Arbeitsangebot der Ehe- 
partner, mit denen in Haushalten mit zwei Erwerbstätigen zu rechnen ist. Einkommens- 
abhängige Steuergutschriften mindern den Nutzen der Erwerbstätigkeit für das zweite 
erwerbstätige Familienmitglied, vor allem, wenn der Haushalt dadurch in den Einkom- 
mensbereich gerät, ab dem die Steuergutschrift entzogen wird und der effektive Grenz- 
steuersatz somit sehr hoch ist. In diesem Fall kann es einigen Arbeitskräften sinnvoll 
erscheinen, nicht mehr zu arbeiten oder die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden zu redu- 
zieren. Diese Ergebnisse werden in einer großen Zahl von Evaluierungen bestätigt, unab- 
hängig von der gewählten Methode (gesteuerte Experimente, natürliche Experimente, 
Mikrosimulationen). Sowohl der Earned Income Tax Credit (EITC, Steuernachlass für 
Erwerbseinkommen) in den Vereinigten Staaten als auch der Working Family Tax Credit 
(WFTC, Steuernachlass für arbeitende Familien) im Vereinigten Königreich sollen bei- 
spielsweise für einen Rückgang der Erwerbsquote verheirateter Frauen mit erwerbstätigen 
Ehemännern verantwortlich gewesen sein (Tabelle 3.1). Die Beschäftigungseffekte dieser 
Art von auf das Einkommen der Haushalte ausgerichteten Maßnahmen fallen folglich in 
den verschiedenen Bevölkerungsgruppen unterschiedlich aus und können insgesamt relativ 
bescheiden sein. Aus rein beschäftigungspolitischer Sicht wäre es zudem u.U. vorteilhafter, 
die Anspruchskriterien auf Einzelpersonen zu beziehen oder die Maßnahmen entsprechend 
der Zielgruppe - Alleinerziehende oder sonstige Arbeitskräfte - zu differenzieren. 

In Bezug auf die Anspruchskriterien stellt sich zweitens die Frage, ob die Einkommens- 
prüfung bereits ausreichend ist oder ob ein selektiverer Ansatz sinnvoller wäre, wie z.B. die 
Beschränkung des Leistungsanspruchs auf die am stärksten benachteiligten Empfänger- 
kategorien (z.B. Langzeitarbeitslose, Langzeitsozialhilfeempfänger, Alleinerziehende). 
Diese Lösung wurde von verschiedenen Autoren empfohlen (Blundell, 2002), birgt 
jedoch gewisse Risiken. Erstens erhöht sich im Falle einer Verkleinerung der Zielgruppen 
u.U. die mit den Maßnahmen verbundene Stigmatisierung, die der Eingliederung der 
Empfänger in den Arbeitsmarkt entgegenstehen kann. Zweitens könnte sich durch die 
Beschränkung des Leistungsanspruchs auf Sozialhilfeempfänger das Anspruchsverhalten 
im Hinblick auf derartige Leistungen dahingehend verändern, dass die Phasen der Abhän- 
gigkeit von der Sozialhilfe länger und häufiger werden, weil diese Anspruch auf Steuer- 
gutschriften und ähnliche Leistungen gewährt. Drittens kann die Beschränkung großzügi- 
ger Maßnahmen auf eine kleine Untergruppe der Bevölkerung Fragen der sozialen 
Gerechtigkeit aufwerfen, wenn ehemalige Sozialhilfeempfänger ein höheres verfügbares 
Einkommen haben als andere Personen in ähnlichen Beschäftigungen, wovon wiederum 
unerwünschte Negativanreize ausgehen können. Dennoch gibt es Anzeichen dafür, dass 
diese Art der Selektivität wirkungsvoll sein kann. Die kanadischen Erfahrungen mit dem 
Self-Sufficiency Project, das sich auf Alleinerziehende konzentriert, die seit einem Jahr 
Sozialhilfe beziehen, lassen darauf schließen, dass diese Gruppe besonders stark auf Maß- 
nahmen zu Gunsten einer lohnenden Erwerbstätigkeit anspricht (Kasten 3.1). 
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Tabelle 3.1 Beschäftigungsabhängige Leistungen und deren Effekte auf Arbeitsmarktbeteiligung 
und Beschäftigung: Alleinerziehende sprechen besonders gut auf die Maßnahmen an 



Working Family Tax Credit (UK) 



Eamed Income Tax Credit (USA) 



Kosten 

Zahl der Empfänger 



5 Mrd. £ (0,6% des BIP) 

1,3 Millionen Haushalte (1 von 20 Haushalten) 



Beschäftigungseffekte Effekte der Reform von 1999, mit der das 
Niveau der Leistungen angehoben wurde 
(entsprach einem Anstieg der öffentlichen 
Ausgaben um 1,5 Mrd. £) 



Veränderung der Übergänge von der 
Nichtbeschäftigung in die Beschäftigung in 
Prozentpunkten (auf Simulationen gestutzte 
Evaluierung)': 

Alleinerziehende 2.20 
Verheiratete Frauen mit 

- einem nicht erwerbstätigen Ehemann 1.32 

- einem erwerbstätigen Ehemann -0.57 

Verheiratete Männer mit 

- einer nicht erwerbstätigen Frau 0.37 

- einer erwerbstätigen Frau 0.30 

Zahl der zusätzlichen Arbeitsplätze 27 500 



32 Mrd. US-$ (0,33% des BIP) 

20 Millionen Haushalte (1 von 5 Haushalten) 

Effekte der Ausweitung des EITC im Jahr 
1987 im Rahmen des Steuerreformgesetzes 
von 1986, bei der es sich um die erste größere 
Ausweitung dieses Steuergutschriftprogramms 
handelte (der Höchstsatz stieg von 550 US-$ 
auf 851 US-$) 

Veränderung der Erwerbsquoten in 
Prozentpunkten (auf natürliche Experimente 
gestützte Evaluierung): 

Alleinerziehende Mütter" (1985-1991) 2.4 
Verheiratete Frauen 0 (1986-1994) -2.4 



Verheiratete Männer' (1986-1994) 



0.2 



a) Blundell und Hoynes (2001), Tabelle 5.2. 

b) Eissa und Liebman (1996). 

c) Eissa und Hoynes (1998), Tabelle 7. 



Die Festlegung einer Mindestzahl an Arbeitsstunden für den Leistungsanspruch 
kann drittens problematische Auswirkungen auf das Arbeitskräfteangebot haben. Einer- 
seits kann sie sich als wirkungslos erweisen, wenn Arbeitskräfte mit kleinen Kindern zur 
Aufnahme einer Beschäftigung bewegt werden sollen, die mit einem zu hohen Stunden- 
aufwand verbunden ist. Andererseits sind die Aussichten auf berufliche Weiterentwick- 
lung und Verdienststeigerungen bei Vollzeitbeschäftigungen besser (Corcoran und Loeb, 
1999). Bei einer vorgeschriebenen Mindeststundenzahl verringern sich ferner die Mög- 
lichkeiten des Hauptverdieners, Einkommenszuschüsse für eine Reduzierung der Arbeits- 
zeiten zu nutzen oder die Stundenzahl so zu wählen, dass ein Leistungsanspruch begrün- 
det wird. Sicher ist auf jeden Fall, dass sich eine solche Auflage auf das Arbeitskräfte- 
angebot auswirkt. Im Vereinigten Königreich war z.B. ein klarer Anstieg der geleisteten 
Arbeitsstunden von alleinerziehenden Müttern zu verzeichnen, der genau der für den 
WFTC -Anspruch erforderlichen Zahl an Arbeitsstunden entsprach und bei alleinstehen- 
den Frauen ohne Kinder und somit ohne Anspruch auf diese Leistungen nicht festzu- 
stellen war (Blundell, 2002). 

Viertens spornt die Tatsache, dass die Leistungen so lange ausgezahlt werden, wie 
der Verdienst unter einer bestimmten Grenze verharrt, die Empfänger nicht zur Weiter- 
entwicklung ihrer Kompetenzen und Qualifikationen an. In einer neueren Untersuchung 
von Heckman et al. (2002) heißt es, dass die EITC -Empfänger anscheinend ihre Weiter- 
bildungsanstrengungen reduziert haben, da ihre Verdienstprofile (auf Grund ihrer Teilnahme 
am Programm) relativ flach blieb. Dennoch sollte der Leistungsanspruch für einen aus- 
reichend langen Zeitraum gelten, weil sich die Karriereaussichten und das Verdienstniveau 
von gering qualifizierten und/oder gering entlohnten Arbeitskräften nur in begrenztem Um- 
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Kasten 3. 1 Das kanadische Seif Sufficiency Project (SSP): 
Beschäftigung fördern und die Armut von Alleinerziehenden verringern 

Das Seif Sufficiency Project (SSP) wurde in Kanada Mitte der neunziger Jahre gestartet. 
Es handelte sich um ein groß angelegtes „gesteuertes Experiment", das nach einer Laufzeit 
von fünf Jahren nunmehr abgeschlossen ist. Die Teilnehmer (d.h. die Empfänger der Ergän- 
zungsleistung) wurden nach dem Zufallsprinzip ausgewählt, und ihr Verhalten wurde mit 
dem von Personen verglichen, die die Ergänzungsleistung nicht erhielten. Im Rahmen des 
SSP wurde eine Einkommensergänzung für Alleinerziehende ausgezahlt, die seit mindestens 
einem Jahr Sozialhilfe bezogen. Die Einkommensergänzung wurde drei Jahre lang gewährt, 
sie entsprach der Hälfte des Differenzbetrags zwischen dem Verdienst der Teilnehmer 
und einem „Vergleichsverdienst", unter der Voraussetzung einer Mindestarbeitszeit von 
30 Stunden pro Woche. Durch diese Ergänzungsleistung erhöhte sich das Einkommen vieler 
Geringverdiener (vor Steuern und arbeitsbezogenen Ausgaben) nahezu um das Doppelte. Die 
Empfänger der Einkommensergänzung hatten keinen Anspruch auf Sozialhilfe, wohl aber 
auf andere Geldleistungen wie z.B. Arbeitslosengeld und Kindergeld. Das SSP wurde auf 
freiwilliger Basis durchgeführt, so dass die Teilnehmer jeder Zeit abspringen und wieder 
Sozialhilfe beantragen konnten. 



SSP impacts on employment and earnings 



Year 


1 


2 


3 


4 


5 








end of Programme 


Ist quarter 


2nd quarter 


Monthly employment rate (%) 






Programme group 


29.7 


40.6 


39.9 


41.2 


42.1 


41.8 


Control group 


25.4 


30.1 


32.6 


36.8 


39.8 


41.9 


Difference flmpact) 


4.3 


10.5 


7.3 


4.4 


2.3 


n.s. 


Monthly full-time employment rate (%) 






Programme group 


18.0 


28.5 


27.7 


28.5 


28.3 


28.0 


Control group 


11.6 


16.0 


18.4 


22.3 


25.0 


26.5 


Difference (Impact) 


6.4 


12.5 


9.3 


6.2 


3.3 


n.s. 


Average monthly earnings (CAD) 






Programme group 


233 


370 


387 


476 


499 


496 


Control group 


186 


269 


317 


424 


462 


488 


Difference (Impact) 


47 


101 


70 


52 


n.s. 


n.s. 



n.s.: not statistically significant. 



The same individuals have been followed during five years. Persons offered the Supplement (the Programme 
group) had one year to take advantage of the offer. They could sign up for the Supplement if they found a full-time 
job within the year after random assignment. If they did not sign during that year, they could never receive the 
Supplement. Overall, about 36% of the Programme group received at least one Supplement payment, but the 
number receiving Supplement payments in any given month was never that large, peaking at 25% of the 
Programme group near the beginning of the second year. 
Source: Michalopoulos et a\. (2002), Table ES.l. 

Die Ergebnisse des SSP sind ermutigend 1 . Dieses Programm veranlasste eine große Zahl 
von Menschen zur Rückkehr ins Erwerbsleben, ein Phänomen, das während der gesamten 
Dauer des Leistungsanspruchs (d.h. der ersten drei bis vier Jahre) zu beobachten war. Weil 
das SSP eine Rückkehr in Vollzeitbeschäftigung förderte, hatte es auch erhebliche Aus- 
wirkungen auf die Löhne und somit auf Einkommen und Armut, so dass sich der Anteil der 
Familien, deren Einkommen unter dem von Statistics Canada festgesetzten Grenzwert lag, 
um bis zu 12,4 Prozentpunkte verringerte (in der Gruppe der Programmteilnehmer gegenüber 
der Vergleichsgruppe). Der Haupteffekt der Einkommensergänzungsleistung war, dass 
Alleinerziehende, die vor ihrer zufälligen Auswahl mindestens ein Jahr lang Sozialhilfe 
bezogen hatten, um zwei bis drei Jahre früher ins Erwerbsleben zurückkehrten. Nach der Ein- 

f Fortsetzung nächste Seite) 
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(Fortsetzung) 

Stellung der Ergänzungszahlungen nahmen die Beschäftigungs- und Verdiensteffekte in der 
Tat wieder schrittweise ab, was vor allem dadurch bedingt war, dass die Erwerbsquote der 
Vergleichsgruppe allmählich gegenüber derjenigen der Teilnehmergruppe aufholte. 

Der Rückgang der Beschäftigungseffekte des SSP im zeitlichen Verlauf war, wenn auch 
in geringerem Umfang, der Tatsache zuzuschreiben, dass einige Programmteilnehmer ihren 
Arbeitsplatz verloren. Die Ergänzungsleistung wäre wohl wirksamer gewesen und hätte u.U. 
nachhaltigere Effekte gehabt, wenn sie durch Maßnahmen zur Arbeitsplatzsicherung und zur 
Förderung der Wiedereinstellung flankiert worden wäre (Michalopoulos et al., 2002; vgl. 
auch Kasten 3.3). Zudem waren die positiven Beschäftigungs- und Verdiensteffekte offenbar 
besonders stark und dauerhaft, wenn es sich bei den Teilnehmern um Neuzugänge zur 
Sozialhilfe handelte 2 . Daraus lässt sich schließen, dass die Wirksamkeit des SSP im Laufe 
der Zeit zunehmen würde, wenn es als Programm umgesetzt würde (Ford et al, 2003). 



1 . Vgl. Kasten 3.2 wegen der finanziellen Aspekte. 

2. Bei einem Teilversuch mit finanziellen Anreizen für Alleinerziehende, die genau ein Jahr lang Wohl- 
fahrtsleistungen bezogen hatten, wurden langfristigere positive Effekte auf die Vollzeitbeschäftigung und 
stärkere Effekte auf die Verdienste festgestellt, während die Teilnehmer insgesamt weniger ergänzende 
Leistungen bezogen. 



fang und auch nur langsam verbessern. Unter dem Einfluss des kanadischen SSP- 
Programms stieg zwar beispielsweise die Zahl der Personen, die über einen Zeitraum von 
drei Jahren hinweg ein starkes Lohnwachstum verzeichnen konnten (bei 10,9% der 
Programmteilnehmer war zwischen dem Ende des ersten und dem Ende des vierten 
Jahres dieses Experiments eine Lohnsteigerung um 20% oder mehr zu beobachten, 
gegenüber einem Lohnwachstum von nur 7% in der Vergleichsgruppe). Für zahlreiche 
Arbeitskräfte waren die Durchschnittslöhne am Ende dieses Zeitraum jedoch nach wie 
vor recht niedrig (Michalopoulos et al., 2002). 

Fünftens sind die Auswirkungen von beschäftigungsabhängigen Leistungen auf das 
Arbeitskräfteangebot stark an die Höhe der Leistungen und die mit ihnen verbundene 
Möglichkeit geknüpft, das Erwerbseinkommen über den Sozialhilfesatz hinaus anzuhe- 
ben. In vielen Fällen sind die Leistungen nur mit einem geringen finanziellen Gewinn 
verbunden (Tabelle 3. AI. 2 im Anhang). Der anerkannte Erfolg des EITC-Programms in 
den Vereinigten Staaten, insbesondere bei alleinerziehenden Müttern, ist u.a. darauf zu- 
rückzuführen, dass von diesem Programm relativ starke finanzielle Anreize ausgehen 3 
(Blundell und Hoynes, 2001), zumal der Zugang zur Sozialhilfe zur gleichen Zeit ein- 
geschränkt wurde. Auch beim kanadischen SSP erklärt sich der Umfang der bei den 
Programmteilnehmern beobachteten Beschäftigungseffekte z.T. aus dem hohen Leistungs- 
niveau der Zulage 4 (Blank et al., 1999). Die Ex-ante-Beurteilungen der Wirkung der franzö- 
sischen Prime pour l'Emploi (PPE) sind hingegen pessimistisch. Die den Empfängern 
gewährte finanzielle Unterstützung ist sehr gering und macht bestenfalls 4,7% des steuer- 
lich veranlagten Einkommens aus 5 (gegenüber durchschnittlich 40% für den ELTC). Der 
erwartete Beschäftigungseffekt ist somit eher marginal, zumal die Arbeitskräfte mit den 
geringsten Erwerbseinkommen, für die sich die Frage der Entscheidung zwischen Arbeit 
und Sozialleistungsbezug wirklich stellen kann, nicht zur Zielgruppe dieses Programms 
gehören (Cahuc, 2001; sowie Kasten 3.2) 6 . 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



3. Arbeit lohnend gestalten und möglich machen 



Kasten 3.2 Maßnahmen zur Erhöhung der finanziellen Arbeitsanreize: 
Unterschiedliche Ziele führen zu unterschiedlichen Kosten 

Über die Kosten von Programmen, die auf Steuergutschriften basieren, sowie über ihre 
wirtschaftliche Effizienz sind nur schwer allgemeine Aussagen oder Beurteilungen möglich, 
ohne diese Programme in ihren Kontext zu stellen. Derartige Programme erfüllen je nach 
Land unterschiedliche Funktionen, und obwohl ihr erklärtes Ziel in allen Ländern die Förde- 
rung der Beschäftigung ist, können sie in Bezug auf das soziale Sicherungssystem und 
Fragen der Umverteilung eine sehr unterschiedliche Rolle spielen. 

Das EITC und der WFTC sind zwar kostspielige Programme (Tabelle 3.1)', sie resultie- 
ren aber auch in einer Umverteilung der finanziellen Mittel zu Gunsten eines erheblichen 
Prozentsatzes von einkommensschwachen Familien mit Kindern, die bemüht sind, ihren 
Lebensunterhalt durch eigene Arbeit zu sichern. Liebman (1998) vertritt beispielsweise die 
Ansicht, dass der EITC wohl 23% des zwischen 1976 und 1996 verzeichneten Einkommens- 
rückgangs der Haushalte im untersten Fünftel des Einkommensspektrums und 10% des Ein- 
kommensrückgangs der Haushalte im zweituntersten Fünftel ausgeglichen hat. In gewissem 
Umfang wirkt der EITC wie eine Sozialhilfeleistung für Geringverdiener. Laut den Schät- 
zungen von Grogger (2003) trug die großzügigere Ausgestaltung des Programms in den 
neunziger Jahren zur Verringerung der Zahl der Neuzugänge zur Sozialhilfe während des 
gleichen Zeitraums bei: „Jeder Anstieg des Satzes der Steuergutschrift um 1 Prozentpunkt 
verringert die Zahl der Neuzugänge um 3,2%. Demzufolge dürfte der Anstieg des mittleren 
Satzes der Steuergutschrift für kinderreiche Familien zwischen 1993 und 1999 die Zahl der 
Neuzugänge um mehr als die Hälfte reduziert haben." Von einigen potentiellen Sozial- 
hilfeempfängern heißt es, dass sie zwischen den beiden Optionen abgewogen und sich für 
den EITC und somit für die Erwerbstätigkeit entschlossen haben. Die Verringerung der 
Armut, insbesondere von Kindern, war auch eines der Hauptziele der Reformen des Jahres 
1999 und der Folgejahre, mit denen die britische Regierung den WFTC einführte und das 
System der Steuergutschriften großzügiger gestaltete (HM Treasury, 2000). Im Rahmen 
dieser Reformen wurden auch die Familienbeihilfen für Arbeitslose mit Kindern erhöht, ohne 
dass sich dadurch die finanziellen Anreize für eine Rückkehr ins Erwerbsleben verringert 
hätten. 

In diesem besonderen Kontext, in dem beschäftigungsabhängige Leistungen als Ersatz 
für Einkommensstützungsleistungen dienen sollen, kann nicht erwartet werden, dass solche 
Hilfen in finanzieller Hinsicht neutral sind. Den Schätzungen von Duncan und McCrae 
(1999) zufolge führte die durch die Ausweitung des WFTC bedingte Veränderung des Ver- 
haltens des Arbeitskräfteangebots zu einem Rückgang der Ex-ante-Kosten des Programms 
um rd. 14%. Die Reform kostete im Hinblick auf die Staatsausgaben somit offenbar weniger 
als einfache Sozialhilfeleistungen ohne Verpflichtung zur Arbeit. Würde das Programm jedoch 
nur auf seine Beschäftigungseffekte hin untersucht, dürften die Ergebnisse ausgesprochen 
mager wirken, zumal 86% der sehr hohen Kosten zu Lasten der öffentlichen Haushalte 
gingen. In Anbetracht des großen Gewichts, das Umverteilungszielen beigemessen wird, ist 
dies natürlich keine geeignete Methode zur Beurteilung solcher Programme. Zur Evaluierung 
ihrer wirtschaftlichen Effizienz müssen die Kosten dieser Programme mit denen von 
Transferleistungen verglichen werden, von denen erhebliche negative Arbeitsanreize aus- 
gehen können. Das bedeutet ferner auch, dass es u.U. wenig sinnvoll ist, die Kosten und 
offensichtlichen Erfolge solcher Programme mit denen selektiverer Maßnahmen zu ver- 
gleichen, die ausschließlich auf die Förderung des Übergangs von der Sozialhilfe in die 
Arbeitswelt abzielen. 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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Beim kanadischen SSP wurden beispielsweise die Beschäftigungseffekte durch eine 
gezielte Ausrichtung auf Alleinerziehende maximiert und zugleich die Kosten begrenzt, weil 
es Sozialhilfeempfängern vorbehalten war, die auf die Einkommensstützungsleistungen ver- 
zichten mussten, um Anspruch auf die im Rahmen dieses Projekts gewährte Einkommens- 
ergänzung zu erlangen. Von dieser Maßnahme gingen somit keine nennenswerten Umvertei- 
lungseffekte aus, da sie nur auf eine kleine Gruppe abzielte, sie bot jedoch erhebliche finan- 
zielle Anreize für die Anspruchsberechtigten. Weil diese Maßnahme auch die Vollzeit- 
beschäftigung unterstützte, waren die Erwerbseinkommen der Teilnehmer relativ hoch 
- ebenso wie die Steuern, die sie zu zahlen hatten. Insgesamt waren die Nettokosten pro 
Teilnehmer gering, da die Gewinne (in Form von höheren Steuereinnahmen bei den Neuein- 
gestellten und geringeren Sozialhilfezahlungen) vergleichsweise hoch waren 2 . Diese Ergeb- 
nisse wurden allerdings in Zweifel gezogen, weil sie aus einem gesteuerten Experiment 
abgeleitet wurden und sich auf partielle Gleichgewichtsresultate stützten. Die Schätzung 
eines allgemeinen Gleichgewichtsmodells, bei dem die Ergebnisse eines allen Sozialhilfe- 
empfängern offen stehenden Programms unter Berücksichtigung von Verdrängungs- und 
Zutrittseffekten 3 untersucht wurden, lieferte weniger günstige Ergebnisse (Lise et al., 2003). 
Dieses Modell ist jedoch ebenfalls begrenzt, da es sich nicht auf ein komplettes landesweites 
Programm stützt. Daraus lässt sich schließen, dass ein Programm nach dem Vorbild des SSP 
wirkungsvoll sein kann, wenn es auf eine kleine Untergruppe der Bevölkerung begrenzt 
bleibt, in welchem Fall nicht mit großen Gleichgewichtseffekten zu rechnen ist. Die franzö- 
sische PPE ist hingegen kaum zielgerichtet, und die finanziellen Vorteile sind für die 
Empfänger relativ gering. Das erklärte Ziel dieses Programms war die Förderung der 
Beschäftigung, und die Zahlungen sind in der Tat zu niedrig, um einen nennenswerten Ver- 
teilungseffekt zu erzeugen. Die PPE ist jedoch mit zu hohen Kosten je geschaffenen Arbeits- 
platz verbunden, weil die finanziellen Anreize zu gering sind, als dass von ihnen merkliche 
Beschäftigungseffekte ausgehen könnten (Laroque und Salanie, 2002). 



Sie sind jedoch auch Teil des Gesamtsystems der anderen im OECD- Raum üblichen Formen der sozialen 
Sicherung, das im Fall der Vereinigten Staaten mit wesentlich geringeren Haushaltskosten verbunden ist 
als in vielen europäischen Ländern. 

Das SSP kostet den Staat nur rd. 2 700 kan$ mehr als die sonst an jeden Programmteilnehmer im Verlauf 
von fünf Jahren zu zahlenden Einkommensstützungsleistungen. Der Großteil der Kosten des SSP fiel in 
Form von Ergänzungszahlungen an. Die finanziellen Gewinne, die dem Staat aus höheren Einkommen- 
steuereinnahmen erwuchsen, schufen jedoch einen Ausgleich für die gestiegenen Transferleistungen 
(Michalopoulos et al., 2002, Kapitel 7). 

Sozialhilfeempfänger ebenso wie Arbeitslose zögern möglicherweise ihre Rückkehr in die Beschäftigung 
hinaus, um Anspruch auf die Ergänzungsleistung zu erlangen. 



B. Förderung der Arbeitskräftenachfrage durch eine Senkung der 
Arbeitskosten 

Beschäftigungsabhängige Leistungen können für benachteiligte Gruppen einen 
Anreiz für den (Wieder-)Eintritt in den Arbeitsmarkt schaffen. Dabei stellt sich jedoch 
auch die Frage der Arbeitskräftenachfrage: Auf Grund der Arbeitskosten können die 
Möglichkeiten der Unternehmen zur Einstellung von gering qualifizierten Arbeitskräften 
effektiv begrenzt sein. Die Idee der Senkung der Arbeitskosten zur Förderung der 
Beschäftigung von unterrepräsentierten Gruppen hatte daher entscheidenden Einfluss auf 
die Gestaltung der Beschäftigungspolitik einiger OECD-Länder, insbesondere der europäi- 
schen Länder, in denen die Sozialversicherungsbeiträge im Verhältnis zum Durchschnitts- 
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verdienst relativ hoch sind. Maßnahmen zur Verringerung der Arbeitskosten können 
vielerlei Formen annehmen, sie lassen sich jedoch alle in zwei Kategorien einteilen: zum 
einen weitgreifende Maßnahmen zur Erfassung sämtlicher Niedriglohnempfänger und 
zum anderen gezielt auf Arbeitslose und schwer vermittelbare Arbeitskräfte ausgerichtete 
Maßnahmen. 

Arbeitskostensenkung am unteren Ende des Lohnspektrums: erhebliche 
Beschäftigungseffekte für Geringqualifizierte, aber starke Mitnahmeeffekte 

Die Nachfrage nach Niedriglohnarbeitskräften kann u.a. durch eine Verringerung 
der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung gefördert werden. Da das Lohnniveau das 
einzige ausschlaggebende Kriterium ist, gilt die Beitragssenkung sowohl für Neueinstel- 
lungen als auch für langjährige Betriebsangehörige. Der niedrigere Beitragssatz bleibt so 
lange anwendbar, wie der Monatslohn unter einer im Voraus festgelegten Grenze ver- 
harrt, wobei in Bezug auf die Dauer keine anderen Einschränkungen bestehen. Wenn sich 
der Anspruch auf Beitragsverringerung nur nach dem Monatslohn und nicht nach der 
Zahl der geleisteten Arbeitsstunden bemisst, führt diese Art Maßnahme jedoch zu wesent- 
lich mehr Teilzeitbeschäftigung zu u.U. relativ hohen Stundensätzen. Soll wirklich auf 
Niedriglohnarbeitsplätze für Geringqualifizierte abgezielt werden, sollte die Verringerung 
der Arbeitgeberbeiträge daher proportional zum Stundenlohn bemessen werden. 

In den meisten vorliegenden makroökonomischen Evaluierungen werden den 
Ländern, die diese Art Maßnahme umgesetzt haben (es handelt sich dabei hauptsächlich um 
Belgien, Frankreich und die Niederlande), erhebliche Beschäftigungseffekte bescheinigt, 
insbesondere für gering qualifizierte Arbeitskräfte (Tabelle 3.2). Weitgreifende Maßnahmen 
zur Senkung der Arbeitgeber-Sozialversicherungsbeiträge für Niedriglohnarbeitsplätze 
werfen jedoch ein ernstes Finanzierungsproblem auf. Die Mitnahmeeffekte dürften erheb- 
lich sein, da eine große Gruppe von Arbeitskräften von diesen Maßnahmen erfasst wird 
und rasch expandierende Unternehmen dieselben Subventionen erhalten wie Unternehmen 
mit rückläufiger Geschäftsentwicklung. Dies ist der Hauptvorwurf, der gegen diese Art 
Maßnahme erhoben wird, bei der auch nicht vom Abbau bedrohte Arbeitsplätze sowie 
Stellen subventioniert werden, die ohnedies geschaffen würden. In den Niederlanden 
durchgeführten Unternehmenserhebungen zufolge wären zwischen 20% und 60% der 
Neueinstellungen auch ohne die finanziellen Beihilfen erfolgt 7 . In diesen Umfrageergeb- 
nissen könnte sich aber auch die Tatsache widerspiegeln, dass die Unternehmen ihr 
Beschäftigungsniveau auf kurze Sicht im Wesentlichen an der Nachfrage nach Gütern 
und Dienstleistungen orientieren. Die längerfristigen Auswirkungen, mit denen bei 
solchen Maßnahmen zu rechnen ist, sind in den Arbeitgeberumfragen wahrscheinlich 
unterzeichnet, da Arbeitskostensenkungen den Unternehmen einen finanziellen Schub 
verleihen und so deren Kapazität zur Schaffung von Arbeitsplätzen erhöhen können. 

Aus Sicht der Empfänger besteht ferner das Risiko der Entstehung von Niedriglohn- 
fallen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass Verringerungen der Lohnsummensteuern für 
Niedriglohnjobs in einer stärkeren Progressivität des Steuersystems resultieren (oder 
zumindest in einer geringeren Regressivität) und Lohnerhöhungen am unteren Ende der 
Lohnskala für die Unternehmen mit höheren Kosten verbunden sind. Um diesem Problem 
zu begegnen, wurde in den Niederlanden eine interessante Initiative gestartet. Durch die 
Einführung einer ergänzenden Maßnahme (T-SPAK) werden Lohnerhöhungen vorüber- 
gehend bezuschusst, bei denen die Arbeitgeber sonst ihren Anspruch auf die umfassendere 
Verringerung der Beitragssätze verlieren würden (Tabelle 3.2) 8 . 
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Tabelle 3.2 Beispiele allgemeiner Senkungen der Sozialversicherungsbeiträge 
für Niedriglohnarbeitsplätze 



Beschreibung der Maßnahme 



Evaluierung 



Belgien 

Degressive Verringerung für Niedriglohnarbeitsplätze im 
Umfang von 50% bis 10% der Gesamtsumme der Arbeit- 
geberbeiträge, je nach Lohnniveau. Mit Wirkung zum 
1. April 1999 abgeschafft. 

Mit Wirkung zum 1. Januar 2000 eingeführte Maßnahme: 
Bei steigendem Bruttolohn schrittweise abnehmende Ver- 
ringerung der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung. 
Die stärkste Senkung entfällt mit 736 Euro (Verringerung 
um 28,7% bis 22% des Bruttolohns) auf die Lohnkategorie 
zwischen 2 565 Euro und 3 333 Euro. In der oberen Lohn- 
kategorie ist die degressive Beitragsverringerung ab 4 614 Euro 
auf 246 Euro begrenzt (bzw. max. 5,3% des Bruttolohns). 
Für Teilzeitkräfte bemisst sich die Beitragsverringerung 
an der Stundenzahl, sofern sie ein Drittel einer Vollzeit- 
beschäftigung übersteigt. Ab vier Fünftel einer Vollzeit- 
beschäftigung ist die Beitragsverringerung am höchsten. 

Frankreich 

1993 in leicht anderer Form eingeführte Maßnahme": 
Verringerung der Arbeitgeberbeiträge zur Sozial- 
versicherung für Niedriglohnarbeitsplätze. Degressiver 
Satz, der beim Mindestlohnniveau (SMIC) 18,2% des 
Bruttolohns übersteigen darf; die Obergrenze für den 
Anspruch auf die Beitragsverringerung liegt bei bzw. 
oberhalb eines l,3fachen des SMIC. Bei Teilzeitkräften 
bemisst sich die Verringerung an der Stundenzahl. 



Niederlande 

SPAK: 1996 eingeführt; Verringerung der Arbeitgeber- 
beiträge für Niedriglohnarbeitsplätze, die bei steigendem 
Lohnniveau schrittweise abnimmt und entfällt, sobald der 
Lohn 115% des gesetzlichen Mindestlohns erreicht. Die 
Beitragsverringerung ist mit 60% bzw. 13% des Brutto- 
lohns (bzw. knapp Uber 10% der gesamten Lohnkosten) auf 
Höhe des gesetzlichen Mindestlohns am größten. Unterhalb 
36 Wochenstunden bemisst sich die Beitragsverringerung 
an der Zahl der geleisteten Arbeitsstunden (womit Teilzeit- 
kräfte mit hohen Stundenlöhnen ausgeschlossen sind). 
T-SPAK (Transitions-SPAK): 1997 einführte Maßnahme zur 
Abfederung der Auswirkungen der steigenden Abgabenlast 
von Arbeitgebern, die die Löhne von Arbeitskräften mit 
SPAK-Leistungen anheben. Für Arbeitnehmer, die über 
1 15%, aber weniger als 130% des Mindestlohns beziehen, 
können die Arbeitgeber eine Beitragsverringerung in Höhe 
des halben SPAK-Satzes beantragen. Die Maßnahme gilt 
nur für Arbeitskräfte, denen der SPAK zuerkannt wurde. 
Anspruch auf T-SPAK besteht während eines Zeitraums 
von zwei Jahren ab Entfall des SPAK-Anspruchs. 
SPAK und T-SPAK werden ab 1. Januar 2003 in einem 
Zeitraum von fünf Jahren schrittweise abgeschafft. 



Die zum 1. April 1999 abgeschaffte Maßnahme wurde von 
Sneessens und Shadman (2000) beurteilt. Die Autoren 
verwendeten ein allgemeines Gleichgewichtsmodell, das 
gemäß der belgischen Wirtschaft kalibriert wurde und 
zwischen zwei Arbeitskräftekategorien unterscheidet 
(qualifizierte und nicht qualifizierte Arbeitskräfte), um 
eine 2 1 %ige Senkung der Arbeitgeberbeiträge für Gering- 
qualifizierte zu simulieren. Daraus ergab sich eine Zunahme 
der gering qualifizierten Beschäftigung um 6,7% und eine 
Zunahme der Gesamtbeschäftigung um 3,2% (Privat- 
wirtschaft), der Gesamtkosten in Höhe von 1 % des BIP 
gegenüberstanden (die Finanzierungseffekte wurden 
nicht berücksichtigt 15 ). 



Für diese Maßnahme wurden zahlreiche Evaluierungen 
durchgeführt, die sich auf makroökonomische, anhand 
französischer Daten kalibrierte Modelle stützen. Laffargue 
(2000) und Audric et al. (2000) ermitteln für die Zahl der 
geschaffenen Arbeitsplätze beispielsweise eine Größen- 
ordnung von 1 10 000 bis 440 000 (bzw. zwischen rd. 0,7% 
und 2,9% der Beschäftigung im Unternehmenssektor), der 
jährliche Gesamtkosten in Höhe von 0,5% des BIP gegen- 
überstehen (mit verschiedenen Finanzierungshypothesen). 
Auf der Grundlage ökonometrischer Schätzungen gelangen 
Crepon und Deplatz (2001) ausgehend von Unternehmens- 
einzeldaten zu einer Zahl von 255 000 bis 670 000 
geschaffenen Arbeitsplätzen (diese Größenordnung deckt 
sich mit den Ergebnissen von Sneessens und Shadman, 
2000). Die Finanzierungseffekte der Beitragsverringerun- 
gen wurden jedoch nicht berücksichtigt . 



Die Evaluierungen stützen sich auf ein allgemeines Gleich- 
gewichtsmodell der niederländischen Wirtschaft (MIMIC: 
Bovenberg et al., 1998; Europäische Kommission, 1999). 
Anhand der Simulationen wurde ein Gesamtanstieg der 
Beschäftigung um nahezu 1% und eine Zunahme der 
Beschäftigung von Geringqualifizierten um über 5% 
vorausgesagt, gegenüber Gesamtkosten in Höhe von 0,5% 
des BIP, die durch eine Kürzung der öffentlichen Ausgaben 
finanziert werden. 

Eine neuere Evaluierung auf der Grundlage eines Ver- 
gleichs zwischen Unternehmen, die Lohnzuschüsse 
beantragen, und anderen Unternehmen ergab, dass der 
Beschäftigungseffekt von SPAK wohl sehr gering oder 
sogar gleich null war (Mühlau und Salverda, 2000). Diese 
Untersuchung bezog sich allerdings auf den Zeitraum 
zwischen 1996 und 1998, als der Zuschuss bei rd. 500 Euro 
lag. 1998 wurde der SPAK auf 1 800 Euro erhöht. 



a) 



Die neueren, im Rahmen der Gesetzgebung über die 35-Stunden-Woche eingeführten Beitragsverringerungen können 
nicht mit Maßnahmen zur Senkung der Arbeitskosten gleichgesetzt werden. Sie wurden eingeführt, um das monatliche 
Lohnniveau nach der Arbeitszeitverkürzung beizubehalten, ohne die beim Arbeitgeber anfallenden Arbeitskosten pro 
Stunde zu erhöhen. 

Solche Programme können beispielsweise Uber eine Senkung der öffentlichen Ausgaben oder eine Erhöhung anderer 
Abgaben finanziert werden, wobei die in den Evaluierungen ermittelten Beschäftigungseffekte jeweils von der gewähl- 
ten Finanzierungsquelle abhängen. 
Quelle: OECD (20026); SPF (2001, Belgien); DARES (1999, Frankreich); Europäische Kommission (1999, Niederlande). 



b) 
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Gezielte Einstellungsbeihilfen stellen eine effiziente Form der Förderung 
unterrepräsentierter Gruppen dar 

Eine nahe liegende Methode zur Verringerung der „reinen" Mitnahmeeffekte von 
Maßnahmen zur Senkung der Arbeitskosten ist deren zielgenauere Ausrichtung. Das 
Spektrum der Zielgruppen kann von Langzeitarbeitslosen über Sozialhilfeempfänger bis 
hin zu gering qualifizierten Alleinerziehenden reichen. Alle diese verschiedenen Gruppen 
haben gemeinsam, dass sie bei der Arbeitsplatzsuche vor besonderen Problemen stehen. 
Gezielte Beschäftigungszuschüsse sind im gesamten OECD-Raum anzutreffen, auf sie 
entfällt ein großer Teil der Ausgaben für aktive Arbeitsmarktmaßnahmen (Tabelle 3.3). 



Table 3.3. Targeted employment subsidies account for a significant share 
of expenditure on active labour market programmes 

Subsidies to regulär employment in the private sector and direct job creation (public or non-profit), 2001 





Employment subsidies 


Distribution of employment subsidies 




As a percentage of total 
public spending on active 
labour market programmes 


As a percentage 
of GDP 


Subsidies to regulär 

employment 
in the private sector 


Direct job creation 
in the public sector 






(% of total employment subsidies) 


Australia 


18.6 


0.08 


8.0 


92.0 


Austria 


18.0 


0.09 


63.6 


36.4 


Belgium 


53.8 


0.69 


41 .1 


58.9 


Canada 


6.0 


0.03 


15.5 


84.5 


Czech Republic 


39.9 


0.08 


49.3 


50.7 


Denmark (2000) 


10.7 


0.17 


11.6 


88.4 


Finland 


27.7 


0.26 


55.4 


44.6 


France 


26.2 


0.34 


46.9 


53.1 


Germany 


17.8 


0.21 


13.5 


86.5 


Greece (1998) 


10.5 


0.06 


100.0 


Ireland 


47.0 


0.53 


32.4 


67.6 






Korea 


44.1 


0.14 


10.5 


89.5 


Luxembourg (1997) 


23.3 


0.06 


96.7 


3.3 


Mexico 


39.3 


0.02 




100.0 


Netherlands 


24.0 


0.38 






NewZealand (2000) 


11.6 


0.06 


81.2 


18.8 


Poland 




0.04 


60.1 


39.9 


Portugal (2000) 


9.7 


0.06 


18.6 


81.4 


Spain 


39.3 


0.33 


74.8 


25.2 


Sweden 


13.3 


0.19 


98.4 


1 .6 


Switzerland 


23.1 


0.10 


36.8 


63.2 


United Kingdom 


7.3 


0.03 


63.2 


36.8 


United States 


8.1 


0.01 


37.7 


62.3 


OECD unweighted average ' 


24.1 


0.18 


47.8 


52.2 



. . Data not available. 

- Nil or less than half of the last digit used. 
a) For above countries only. 

Source: OECD database on labour market programmes. 
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Unter bestimmten Bedingungen können sich diese Sondermaßnahmen als ein nütz- 
liches Instrument zur Verbesserung der Beschäftigungschancen der Zielgruppen erweisen: 

• Erstens liefern solche Programme bessere Ergebnisse, wenn den Teilnehmern mehr 
reguläre Arbeit gestattet wird. In diesem Zusammenhang lässt sich aus den Ergeb- 
nissen von Evaluierungen schließen, dass Lohnzuschüsse für den privaten Sektor ein 
wirkungsvolleres Instrument sind, um Arbeitslosen zu einer Beschäftigung auf dem 
freien Arbeitsmarkt zu verhelfen, als direkte Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im 
öffentlichen Sektor (Martin und Grubb, 2001). Die meisten durch direkte Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen bereitgestellten Arbeitsplätze bieten keine Möglichkeiten 
zur Aneignung von beruflichen Erfahrungen, die auch in „normalen" Arbeitsplätzen 
in der Privatwirtschaft von Nutzen wären (Tabelle 3.4). Es besteht ferner die Gefahr 
einer Marginalisierung der Empfänger, weshalb es wichtig ist, solche Maßnahmen 
auf stark benachteiligte Gruppen zu konzentrieren, die wenig Chancen haben, sich 
auf dem „normalen" Arbeitsmarkt zu behaupten, und denen auf diese Weise bei der 
Aufrechterhaltung des Kontakts zum Arbeitsmarkt geholfen werden kann. 

• Durch gezielte Beschäftigungszuschüsse wird den Angehörigen der jeweiligen Ziel- 
gruppe u.U. zu einem Arbeitsplatz verholfen, was jedoch großenteils zu Lasten 
anderer Gruppen gehen kann. Wenn die Mitnahme- und Substitutionseffekte dadurch 
auch nicht ausgemerzt werden können, deuten die Ergebnisse von Evaluierungs- 
studien doch darauf hin, dass die Möglichkeit besteht, die aus Lohnzuschüssen im 
privaten Sektor resultierenden Nettobeschäftigungsgewinne durch eine effiziente 
Ausrichtung der Maßnahmen auf bestimmte Zielgruppen (z.B . Langzeitarbeitslose) 
und eine rigorose Beobachtung des Arbeitgeberverhaltens zur Verhinderung von 
Missbrauch auf 20-30% oder sogar mehr zu erhöhen (Martin und Grubb, 2001). 
Solche Maßnahmen können jedoch den Nachteil haben, die betroffenen Gruppen zu 
stigmatisieren, was sich negativ auf deren Beschäftigungschancen auswirken kann. 
Daher empfiehlt es sich, den Anspruch auf Gruppen mit großen Arbeitsmarkt- 
schwierigkeiten zu beschränken. 

• Viele sehr zielgerichtete Maßnahmen werden von den Arbeitgebern nur in geringem 
Umfang aufgegriffen, weil diese entweder nicht über die Existenz der Maßnahmen 
informiert sind oder von den strengen Kriterien abgeschreckt werden. Die meisten 
bezuschussten Arbeitsverträge werden darüber hinaus von Großunternehmen abge- 
schlossen (die sich mit diesen Programmen häufig besser auskennen als kleine und 
mittlere Unternehmen). Es wäre u.U. der Mühe wert, solche Maßnahmen auch bei 
kleineren Unternehmen zu fördern, die häufig nicht wissen, dass sie diese Beihilfen 
erhalten können und die aus ihnen wahrscheinlich sogar mehr Nutzen ziehen könn- 
ten als größere Unternehmen. Die Sichtbarkeit der Programme für die Arbeitgeber 
könnte erhöht werden, wenn nicht so viele verschiedene Maßnahmen existieren 
würden, die sich häufig auf denselben Grundgedanken stützen, aber in Konkurrenz 
zueinander stehen, anstatt einander zu ergänzen. 

• Die Maßnahmen sollten so gestaltet sein, dass eine möglichst dauerhafte Eingliede- 
rung in den Arbeitsmarkt gewährleistet ist. Durch die Befristung der Zuschüsse kann 
sich die Arbeitskräftefluktuation erhöhen, wenn die Arbeitgeber dieselben Arbeits- 
plätze immer wieder mit neuen Arbeitskräften besetzen, die über bezuschusste Ver- 
träge eingestellt werden. Einige Maßnahmen enthalten Klauseln, die den Arbeit- 
gebern den Subventionsanspruch aberkennen, wenn sie sich weigern, den Vertrag 
eines im Rahmen solcher Programme eingestellten Mitarbeiters zu verlängern. Eine 
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Tabelle 3.4 Gezielte Beschäftigungszuschüsse: Ergebnisse für die Empfänger und Beurteilung 
durch die Arbeitgeber (Beispiele aus neueren Evaluierungen) 



Beschreibung der Maßnahme 



Vorliegende Evaluierungen 



A. Effekte der Beschäftigungszuschüsse auf die Empfänger 



Deutschland, Sachsen Anhalt 

Bezuschusste Arbeitsplätze in öffentlichen Einrichtungen, 
privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter oder 
Unternehmen. Der bezuschusste Arbeitsplatz darf nicht an 
die Stelle eines bereits existierenden Arbeitsplatzes treten 
und die geleistete Arbeit muss dem Gemeinwohl dienen. 
Zielgruppen dieses Programms sind seit mindestens 
sechs Monaten arbeitslose Personen, wobei Arbeitslose 
ab 50 Jahre, Langzeitarbeitslose, Jugendliche ohne 
Berufsausbildung und Behinderte Vorrang haben. 
Das Programm ist auf maximal rund ein Jahr befristet. 

Frankreich 

Bezuschusste Arbeitsplätze im nicht gewerblichen Sektor 
für Arbeitskräfte mit ernsten Arbeitsmarktschwierigkeiten 
(seit sehr langem Arbeitslose, Langzeitarbeitslose ab 
50 Jahre, Sozialhilfeempfänger, Behinderte). Die 
Höchstdauer des Programms beträgt fünf Jahre. 



Slowakische Republik 

Bezuschusste Arbeitsplätze im privaten Sektor für 
Arbeitslose und Schulabgänger unter 1 8 Jahren. Die 
Programmdauer beträgt mindestens zwei Jahre. 
Bezuschusste Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor für 
Geringqualifizierte. Das Programm ist auf maximal neun 
Monate befristet. 

Schweden 

In den neunziger Jahren gab es sechs Hauptprogrammtypen 
für erwachsene Arbeitslose mit Anspruch auf Arbeits- 
losengeld: berufliche Bildung, Einführung ins Erwerbs- 
leben, Berufserfahrungsprogramm, Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen, Job-Rotation bei Weiterbildungen, 
Beschäftigungszu Schüsse. 

Acht aktive Arbeitsmarktmaßnahmen für Arbeitslose. Diese 
Programme können in vier Kategorien unterteilt werden: 
GrUndungsbeihilfen, bezuschusste Ausbildung am 
Arbeitsplatz, Lohn- und Beschäftigungszuschüsse, 
berufliche Lehrgänge. 



Eichler und Lechner (2002) 

Ein bis zwei Jahre nach der Teilnahme am Programm 
war die Wahrscheinlichkeit einer Beschäftigung bei den 
Programmteilnehmern höher als bei Nichtteilnehmern 
mit denselben messbaren individuellen Merkmalen 
(z.B. Alter, Geschlecht, Bildungsstand). 



Bardaji (2001) 

Während die bezuschussten Arbeitsverhältnisse nützlich 
sind, um den Arbeitsplatz der Beschäftigten in den nicht 
gewerblichen Einrichtungen zu sichern, wirken sie sich 
äußerst nachteilig aus, wenn die Beschäftigten nicht dort 
bleiben: Nur sehr wenigen gelingt es, im Anschluss daran 
eine Arbeit zu finden. Die in den bezuschussten Arbeits- 
verhältnissen gewonnene Erfahrung scheint folglich nicht 
hoch eingeschätzt zu werden (keine Berichtigung um 
selektionsbedingte statistische Verzerrungen). 



Van Ours (2002) 

Die Beschäftigungszuschüsse können die Abgangsquoten 
aus der Arbeitslosigkeit erhöhen, sofern das Programm 
nicht zu lange läuft. Sehr lange Programme können 
negative Auswirkungen auf die Übergangsquote in die 
nicht bezuschusste Beschäftigung haben. 



Sianesi (2002) 

Beschäftigungszuschüsse für Privatunternehmen sind der 
bei weitem effizienteste Programmtyp zur Förderung der 
Rückkehr in die Erwerbstätigkeit (insbesondere in Bezug 
auf die Verweildauer in der Beschäftigung). 
Carling und Richardson (2001) 

Programme, bei denen die Teilnehmer dank Zuschüssen 
Berufserfahrung erwerben können, sowie Aus- und 
Weiterbildungen in Unternehmen liefern bessere Resultate 
als Programme, bei denen berufliche Kompetenzen im 
Klassenzimmer vermittelt werden. Darüber hinaus ist ein 
Programm im Vergleich zu den anderen umso effizienter, 
je mehr reguläre Arbeit den Teilnehmern gestattet wird. 



B. Zuschüsse für den privaten Sektor und deren Auswirkung auf Einstellungsentscheidungen: 
Beurteilung durch die Arbeitgeber 





Prozentsatz der be; 


uschussten Einstellungen, 






bezogen auf 


olgende Kategorien: 


Insgesamt 




M itnah meeffekte b 


S ubstitutionseffekte c 


Belgien, van der Linden (1997)" 








Senkung der Albeitgeberbeiträge während eines Zeitraums von 








acht Monaten (Voordeelbanen), Zielgruppe: junge Arbeitskräfte, 








Arbeitslose und sonstige benachteiligte Gruppen. 


53 


36 


>89 


Frankreich, Belleville (2001) 








Senkung der Arbeitgeberbeiträge (CIE), Zielgruppe: 








Langzeitarbeitslose, junge Arbeitskräfte ohne Ausbildung, 








Arbeitslose ab 50 Jahre, Sozialhilfeempfänger, Behinderte. 


19-39 


45 


64-84 


Niederlande, van Polanen Petel et al. (1999) a 








Senkung der Arbeitgeberbeiträge (VLM), 








Zielgruppe: Langzeitarbeitslose. 


27-60 


37-63 


57-87 



a) In Marx (2001). 

b) Der Arbeitgeber gibt an, dass der Arbeitsplatz auch ohne den Zuschuss geschaffen und mit derselben Arbeitskraft 
besetzt worden wäre. 

c) Der Arbeitgeber gibt an, dass der Arbeitsplatz auch ohne den Zuschuss geschaffen worden wäre, dass der Zuschuss 
aber Einfluss auf die Wahl des Profils der eingestellten Arbeitskraft hatte. 
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weitere Lösung besteht darin, den Zuschuss an die Verpflichtung zur Weiterbildung zu 
knüpfen, womit die Beziehungen zwischen dem Eingestellten und dem in seine Weiter- 
bildung investierenden Arbeitgeber gestärkt werden. Das Job Training Partnership Act 
(Vereinigte Staaten, 1983-2000) enthielt solche Maßnahmen, bei denen den Arbeitgebern 
befristete Zuschüsse angeboten wurden, während zugleich die Weiterbildung von neu 
eingestellten Arbeitskräften gefördert und das Verhalten der Arbeitgeber überwacht wur- 
de (vgl. auch Kasten 3.3) 9 . 

Im Großen und Ganzen können Beschäftigungszuschüsse ein wirksames Instrument 
darstellen, wenn sie sorgsam auf Gruppen ausgerichtet werden, die auf dem Arbeitsmarkt 
mit ernsten Schwierigkeiten konfrontiert sind. Die Evaluierungsergebnisse lassen sich in 
der Tat auf zweierlei Weise interpretieren (Tabelle 3.4). Einerseits deuten die Arbeit- 
geberumfragen auf erhebliche Mitnahmeeffekte hin. Bei den Empfängern durchgeführte 
Studien liefern andererseits optimistischere Ergebnisse. Daraus lässt sich schließen, dass 
gezielte Zuschüsse in einer Umverteilung der Beschäftigungschancen zu Gunsten stärker 
benachteiligter Gruppen resultieren, ohne dass dadurch zwangsläufig viele neue Arbeits- 
plätze geschaffen würden. Außerdem können solche Programme auch verhindern, dass 
Langzeitarbeitslose den Mut verlieren und den Arbeitsmarkt verlassen, und so überdies 
zur Mobilisierung des Arbeitskräftepotentials beitragen. Ferner können solche Maßnahmen 
nur dann zu einer dauerhaften Eingliederung in den Arbeitsmarkt führen, wenn es den 
betroffenen Arbeitnehmern in der jeweiligen Beschäftigung möglich ist, ihr Humankapital 
zu erhöhen. Die berufliche Weiterentwicklung geht bei Arbeitskräften mit geringen 
Kompetenzen, was das gemeinsame Merkmal aller Zielgruppen dieser Maßnahmen ist, 
jedoch nur sehr langsam vonstatten. Damit stellt sich die Frage der Verknüpfung der 
Zuschüsse mit einer Verpflichtung zur Weiterbildung. Dahingehende Versuche lieferten 
vielversprechende Resultate, weshalb weitere Experimente dieser Art zu begrüßen wären. 

C. Finanzielle Hilfen für Arbeitnehmer oder Arbeitgeber? 
Vor- und Nachteile der beiden Optionen 

Sowohl auf Steuergutschriften basierende Programme als auch Zuschüsse für Arbeit- 
geber waren Gegenstand zahlreicher Abhandlungen. Es wurden jedoch nur selten Ver- 
gleiche der beiden Optionen vorgenommen, weshalb die Frage offen bleibt, in welchen 
Fällen die eine der anderen Maßnahme vorzuziehen ist 10 . Bei Steuergutschriften stellt sich 
ebenso wie bei Zuschüssen für die Arbeitgeber ferner die Frage des Mindestlohns und 
dessen optimaler Höhe. 

Die Rolle von Mindestlöhnen 

Mindestlöhne sind ein wichtiger Bestandteil des Instrumentariums, mit dem Arbeit 
lohnend gestaltet werden kann. Durch die Festlegung einer Lohnuntergrenze, die von den 
Arbeitgebern nicht unterschritten werden darf, soll der gesetzliche Mindestlohn die 
Lohndisparitäten und die Armut erwerbstätiger Haushalte reduzieren (OECD, 1998). 
Mindestlöhne sorgen zwar dafür, dass sich Arbeit auszahlt, sie erschweren aber auch den 
Zugang einiger Arbeitskräftekategorien zu einer Erwerbstätigkeit, weshalb sie u.U. kein 
geeignetes Instrument zur Unterstützung der am stärksten benachteiligten Gruppen dar- 
stellen. Insoweit der Mindestlohn ungünstige Auswirkungen auf die Höhe der Arbeits- 
losigkeit hat, kann sich der von ihm ausgehende Umverteilungseffekt verringern. Global 
betrachtet kann ein hoher Mindestlohn (im Vergleich zum Durchschnitts- bzw. Median- 
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lohn) u.U. nur einen begrenzten Effekt auf die Armut haben, wobei zudem die Gefahr 
besteht, dass Personen im Grenzbereich zwischen Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen werden (Neumark und Wascher, 1997, 1998). 

Während die vorliegenden Ergebnisse aus dem Ländervergleich darauf hindeuten, 
dass gesetzliche Mindestlöhne beim derzeit in den OECD-Ländern geltenden Niveau keine 
nennenswerten negativen Effekte auf die Gesamtbeschäftigung haben (OECD, 1998; 
Dolado et al., 1996), verringert ein hoher Mindestlohn doch die Beschäftigungschancen 
benachteiligter Gruppen (Neumark und Wascher, 1999; Kramarz und Philippon, 2001; 
Laroque und Salanie, 2000). Für diese Gruppen bestünde die wirkungsvollste Lösung im 
Hinblick auf ihre Beschäftigungschancen somit in der Senkung des Mindestlohns. 
Dadurch könnte sich für einige Gruppen (z.B. junge Menschen) die Attraktivität einer 
Beschäftigung im Vergleich zum Sozialhilfebezug jedoch verringern. Die zweitbeste 
Lösung wäre daher, den Arbeitgebern eine Verringerung der Lohnnebenkosten für jene 
Arbeitnehmer anzubieten, die zum Mindestlohn oder einem geringfügig darüber liegen- 
den Lohn eingestellt werden. Ein hoher Mindestlohn erfordert somit Maßnahmen zur 
Förderung der Arbeitskräftenachfrage. 

Da beschäftigungsabhängige Leistungen hauptsächlich auf die Erhöhung des Arbeits- 
kräfteangebots ausgerichtet sind, lässt sich überdies die Einführung solcher Programme 
im Falle hoher Mindestlöhne nur schwer rechtfertigen. Wenn die Leistungen nicht ganz 
gezielt ausgerichtet werden (z.B. auf Personen, die beim Übergang von der Sozialhilfe in 
eine Erwerbstätigkeit mit Schwierigkeiten konfrontiert sind), dienen sie in erster Linie der 
Unterstützung derer, die einen Arbeitsplatz entweder bereits besitzen oder leicht finden 
können. Außerhalb des Kernarbeitsmarkts stehende Personen mit schlechten Beschäfti- 
gungschancen werden dabei übergangen. Darüber hinaus führt ein hoher Mindestlohn zu 
einer Kompression des Lohnspektrums im unteren Bereich der Verdienstskala, weshalb 
die Einführung weitgreifender beschäftigungsabhängiger Leistungen mit hohen Kosten 
verbunden ist, da auf die Zielgruppe der Geringverdiener u.U. ein vergleichsweise großer 
Prozentsatz der Beschäftigten entfällt (Bassanini et al., 1999). Sowohl in Bezug auf die 
soziale Gerechtigkeit als auch auf die wirtschaftliche Effizienz scheinen beschäftigungs- 
abhängige Leistungen bei relativ hohen Mindestlöhnen somit unangebracht. Steuergut- 
schriften oder ergänzende Leistungen bei Beschäftigung könnten aber möglicherweise ein 
geringeres Wachstum der Mindestlöhne nach sich ziehen, wenn sie als Maßnahmenpaket 
angeboten werden". Einkommenszuschüsse sind allerdings kein vollkommener Ersatz für 
höhere Löhne, da letztere weiter reichende Konsequenzen im Hinblick auf das Arbeits- 
losengeld sowie die Höhe späterer Renten- und sonstiger Ansprüche haben, die bei 
Ergänzungsleistungen im Beschäftigungsfall im Allgemeinen fehlen. 

Die Einführung von Steuergutschriften schließlich, die im Falle eines hohen Mindest- 
lohns in der Theorie zwar nicht sinnvoll ist, steht der Aufrechterhaltung eines maßvollen 
Mindestlohns jedoch nicht entgegen. Die Einführung von beschäftigungsabhängigen 
Leistungen wird wohl in einer Erhöhung des Arbeitskräfteangebots resultieren, wovon 
wiederum ein dämpfender Effekt auf die Löhne ausgehen dürfte. Einige der von diesen 
Leistungen erwarteten positiven Konsequenzen könnten folglich durch einen Rückgang 
der Löhne am unteren Ende des Lohnspektrums zunichte gemacht werden. Daher ist es 
u.U. sinnvoll, eine Lohnuntergrenze festzulegen, die die Arbeitgeber nicht unterschreiten 
dürfen. Genau diese Option wurde im Vereinigten Königreich gewählt, wo gleichzeitig 
mit der Ausweitung des Steuergutschriftprogramms ein Mindestlohn eingeführt wurde 
(Europäische Kommission, 2000). Verschiedene Evaluierungen haben ergeben, dass dies 
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eine vernünftige Option ist, wobei die positiven Effekte auf die Niedriglöhne unter- 
strichen wurden, die keine negativen Auswirkungen auf die Beschäftigung zu haben 
scheinen (UK Low Pay Commission, 2001). 

Gemeinsame Nachteile: Zur Sicherung dauerhafter Vorteile aus der Beschäftigung 
sind umfassendere Programme erforderlich 

Maßnahmen zu Gunsten der Gruppen, die auf dem Arbeitsmarkt mit den größten 
Schwierigkeiten konfrontiert sind, können in umfassendere Programme überführt werden, 
bei denen der beruflichen Weiterentwicklung benachteiligter Arbeitskräftekategorien 
besondere Aufmerksamkeit gilt. Im Gemeinsamen Bericht über soziale Eingliederung des 
Rats der Europäischen Union (2001) heißt es beispielsweise, dass ein „integrierter und 
mehrdimensionaler Ansatz bei der Politikentwicklung" erforderlich ist, der auch persona- 
lisierte Leistungen umfassen kann. In den Vereinigten Staaten und im Vereinigten König- 
reich wird viel über Dienstleistungen für Personen diskutiert, die von der Sozialhilfe in 
die Erwerbstätigkeit überwechseln, um ihnen eine optimale Unterstützung zuzusichern 
und ihre Aussichten auf eine dauerhafte Beschäftigung zu verbessern (Karen et al., 2002; 
Bloom et al., 2002). An Versuchsprojekten, bei denen finanzielle Anreize mit Unterstüt- 
zung bei der Arbeitsuche und Schulungen kombiniert werden, zeigen sich bereits die Vor- 
teile von Programmen, die mehr als nur finanzielle Unterstützung bieten (Kasten 3.3). 

Beschäftigungsabhängige Leistungen werfen auch die Frage der Qualität der 
Arbeitsplätze auf, die benachteiligten Gruppen offen stehen. Die Möglichkeit eines Ver- 
dienstzuschusses könnte einige Arbeitskräfte dazu veranlassen, gering bezahlte befristete 
Beschäftigungen mit schlechten Karriereaussichten anzunehmen. In den Vereinigten 
Staaten sieht sich die Mehrzahl der Personen, die von der Sozialhilfe in die Beschäftigung 
überwechseln, einer großen Unsicherheit ausgesetzt, die mit regelmäßigen Phasen der 
Arbeitslosigkeit und sehr niedrigen Löhnen einhergeht (Campbell et al., 2002). Nur sehr 
wenigen gelingt es, eine feste Anstellung zu finden. Obwohl die rasche Rückkehr in die 
Beschäftigung vorrangig bleibt, sollte nicht vergessen werden, dass die Qualität der ange- 
nommenen Arbeitsplätze aller Wahrscheinlichkeit nach entscheidenden Einfluss darauf 
hat, wie lange die betroffenen Personen im Erwerbsleben verbleiben. Daraus ergibt sich 
die Notwendigkeit eines ausgewogeneren Ansatzes, bei dem Arbeitsanreizprogramme 
durch andere auf Nachfrage und Angebot ausgerichtete Maßnahmen zur Verbesserung 
der Karriereaussichten ergänzt werden. 

In Zusammenhang mit der Qualität und der Dauerhaftigkeit der Beschäftigungs- 
erträge verweisen verschiedene Studien auf das Portland JOBS Programme und dessen 
ermutigende Ergebnisse (Campbell et al., 2002; Bloom und Michalopoulos, 2001). Die 
Teilnehmer dieses Programms erhalten eine kurze Schulung sowie Unterstützung bei der 
Arbeitsuche. Obwohl das Ziel eine rasche Wiedereingliederung ins Erwerbsleben ist, 
werden die Teilnehmer aufgefordert, die Suche so lange fortzusetzen, bis sie einen 
„guten" Arbeitsplatz finden, d.h. eine mit mehr als dem Mindestlohn bezahlte Vollzeit- 
anstellung, die noch eine Reihe anderer Vorteile bietet (namentlich vom Arbeitgeber 
gesicherte Leistungen im Krankheitsfall). Bloom und Michalopoulos (2001) haben die 
Evaluierungen von rund dreißig Programmen für Sozialhilfeempfänger untersucht, wobei 
die Vorteile des JOBS -Programms klar hervortraten. Schlüsselfaktoren für den Erfolg 
dieses Programms sind u.a. Schulungen in Kombination mit Unterstützung bei der Arbeit- 
suche (insgesamt erweisen sich Programme, die diese beiden Elemente kombinierten, als 
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Kasten 3.3 Schulungen, Hilfe bei der Arbeitsuche und finanzielle Anreize 
kombinieren, um die Arbeitsplatzbindung zu stärken 

Die Ergänzung finanzieller Anreize durch Schulungen und/oder Hilfe bei der Arbeit- 
suche gehört zu den von einigen Ländern gewählten Wegen. In den Vereinigten Staaten und 
in Kanada wurden zwei interessante Experimente durchgeführt. Eines davon ist das Minne- 
sota Family Investment Program (MFIP), das einen Einkommenszuschuss sowie Unterstüt- 
zung bei der Arbeitsuche bietet. Bei der anderen Initiative handelt es sich um das kanadische 
SSP (vgl. Kasten 3.1). Einige Teilnehmer des MFIP erhielten nur finanzielle Unterstützung, 
während eine Untergruppe der Teilnehmer des kanadischen Projekts („SSP Plus") zusätz- 
liche Beschäftigungsdienste in Anspruch nehmen konnten, wie z.B. kostengünstige Hilfe bei 
der Stellensuche und Beratungsdienste (Unterstützung bei der Abfassung von Lebensläufen, 
Clubs für Arbeitsuchende usw.). Bei beiden Systemen bezogen die Teilnehmer des jeweils 
kompletteren Programms höhere Löhne, was darauf hindeuten könnte, dass sie bessere 
Arbeitsplätze fanden. Beim MFIP wurden erhebliche und dauerhafte Effekte beobachtet, 
wohingegen die Ergebnisse des SSP Plus etwas uneinheitlicher waren, da viele Programm- 
teilnehmer ihren Arbeitsplatz recht bald wieder verloren (Bloom und Michalopoulos, 2001). 
Gelang es den SSP-Plus-Teilnehmern jedoch, ihren Arbeitsplatz auf kurze Sicht zu behalten, 
erwiesen sich ihre Arbeitsverhältnisse als stabiler als diejenigen der Teilnehmer des 
Standardprojekts, wobei auch weniger Teilnehmer nach Einstellung der Ergänzungszahlun- 
gen absprangen (Michalopoulos et al., 2002). Daraus lässt sich schließen, dass es den Teil- 
nehmern von SSP Plus gelang, eine größere Unabhängigkeit von der Sozialhilfe zu erzielen 
als die Teilnehmer des Standardprogramms. 

Die Kombination von Zuschüssen für die Arbeitgeber mit Hilfe bei der Arbeitsuche und 
Schulungskursen kann ebenfalls ein wirkungsvolles Instrument sein. Nach einer genauen 
Untersuchung der wichtigsten Lohnzuschussprogramme der Vereinigten Staaten zeigte sich 
Katz (1998) eher skeptisch hinsichtlich des Spielraums zur Erhöhung der Nachfrage nach 
Arbeitskräften aus stark benachteiligten Gruppen, wenn ausschließlich Lohnzuschüsse einge- 
setzt werden. Gestützt auf Evaluierungen des zeitlich befristeten (sechsmonatigen) 
Zuschussprogramms, das mit dem Job Training Partnership Act (Vereinigte Staaten, 1983- 
2000) eingeführt wurde, kam er jedoch zu dem Schluss, dass derartige Maßnahmen recht 
wirkungsvoll sein können, wenn sie durch Schulungen oder Hilfe bei der Arbeitsuche 
ergänzt werden. Dreißig Monate nach dem Start des Programms waren noch immer positive 
Auswirkungen auf Beschäftigung und Löhne zu verzeichnen, wohingegen die Evaluierungen 
von Programmen, die sich auf Zuschüsse beschränkten, eher enttäuschende Ergebnisse 
lieferten. Cockx et al. (1998) stellen ihrerseits Evaluierungen verschiedener belgischer 
Zuschussprogramme vor. Sie unterscheiden zwischen reinen Lohnzuschüssen und mit 
Schulungen kombinierten Lohnzuschüssen und befassen sich explizit mit den Auswirkungen 
der verschiedenen Programme auf die Dauer der Arbeitsverhältnisse. Ein positiver, statis- 
tisch signifikanter Effekt auf die Beschäftigungsdauer ist demnach nur bei Maßnahmen fest- 
zustellen, die Zuschüsse mit Schulungen kombinieren. 



wirkungsvoller als die nur auf eines dieser Elemente gestützten, weniger erfolgreichen 
Programme). Eine entscheidende Rolle könnte allerdings auch die Betonung der Notwen- 
digkeit eines guten Arbeitsplatzes spielen, weshalb weitere in diese Richtung weisende 
Experimente zu begrüßen wären. 
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2. Beschäftigungsförderung unter Berücksichtigung spezieller Situationen 

Maßnahmen, die dafür sorgen, dass sich Arbeit auszahlt, sind ein grundlegender, 
notwendiger Schritt, um unterrepräsentierte Gruppen zum Einstieg in den Arbeitsmarkt 
zu bewegen und sie bei diesem Schritt zu unterstützen. Wie sich jedoch gezeigt hat, reicht 
dies nicht aus. Auch wenn z.B. Niedriglohnbeschäftigung unter älteren Arbeitskräften 
etwas häufiger vorkommt (vgl. Kapitel 2), ist diese Tatsache allein als Erklärung ihrer 
geringen Erwerbsbeteiligung nicht ausreichend. Faktoren wie die Arbeitsbedingungen 
und die Verhaltensweise der Arbeitgeber sowie die Rentenversicherungssysteme dürften 
eine wichtigere Rolle spielen. Ein bedeutender Anteil der Arbeitsmarktabgänge erklärt 
sich zudem aus familiären Verpflichtungen und Gesundheitsproblemen (vgl. Kapitel 2). 
Es müssen demnach Gesichtspunkte berücksichtigt werden, die über die Frage der Bezah- 
lung hinausgehen, und obwohl in der Debatte über die Beschäftigungsaussichten Nicht- 
erwerbstätiger zuweilen ein gewisser Pessimismus wahrnehmbar ist, gibt ein signifikanter 
Anteil dieses Personenkreises bei Befragungen an, nicht nur aus finanziellen Gründen 
gern einen Arbeitsplatz haben zu wollen, was darauf hindeutet, dass es noch andere 
Beschäftigungshemmnisse gibt. Eine französische Erhebung jüngeren Datums zeigt bei- 
spielsweise, dass, von finanziellen Überlegungen abgesehen, von den befragten Frauen 
als einer der wichtigen Gründe für die Aufgabe ihrer Erwerbstätigkeit angegeben wurde, 
dass sie keine Arbeitszeitregelungen finden konnten, die es ihnen ermöglichen würden, 
Arbeit und Familie miteinander zu verbinden (DARES, 2003). Die Kinderbetreuungskosten 
spielten zudem, was die finanziellen Überlegungen betrifft, eine herausragende Rolle. 

A. Mütter mit Kleinkindern 

Die Unterschiede zwischen den Gesamterwerbsquoten der einzelnen Länder sind 
in bedeutendem Maße durch Differenzen bei den Erwerbsquoten der Frauen bedingt 
(vgl. Kapitel 2). Die Erwerbsquoten der Frauen werden von der Frage beeinflusst, ob sie 
Kinder haben; Mutterschaft ist einer der Hauptgründe dafür, dass manche Frauen die 
Erwerbstätigkeit aufgeben (OECD, 2002/, Kapitel 2). Die Auffassung, dass Kleinkinder 
darunter leiden könnten, wenn ihre Mütter berufstätig sind, ist in allen Ländern relativ 
weit verbreitet und hat Auswirkungen auf die Erwerbsbeteiligung von Frauen im gebär- 
fähigen Alter (Abb. 3.1). Zwar gibt es bezüglich dieser Auffassung erhebliche Unterschiede 
zwischen den einzelnen Ländern, doch sind die Länder, in denen die Erwerbsbeteilung 
junger Frauen am niedrigsten liegt, auch diejenigen, in denen in der Bevölkerung relatives 
Einvernehmen darüber herrscht, dass es dem Familienleben und Kleinkindern schadet, 
wenn die Mutter berufstätig ist. Dies legt den Schluss nahe, dass Maßnahmen, die es 
erleichtern, einen Kompromiss zwischen Beruf und Familie zu finden, auf die Erwerbs- 
tätigkeit von Müttern mit Kleinkindern wahrscheinlich positive Effekte hätten. Die Erfah- 
rungen der nordischen Länder sind in dieser Hinsicht aufschlussreich. Die Familienpolitik 
dieser Länder ist seit langem darauf ausgerichtet, Einrichtungen und Beihilfen anzubieten, 
die Mütter dazu ermutigen, Familie und Beruf miteinander zu verbinden. Studien über 
das weibliche Arbeitskräfteangebot zeigen überdies, dass im Gegensatz zu den meisten 
übrigen Ländern, wo Kleinkinder einen stark negativen Effekt auf das Arbeitskräfte- 
angebot von Müttern haben, dieser Effekt in den nordischen Ländern bedeutend 
schwächer bzw. nicht existent ist. Die positiven Effekte auf den Arbeitsmarkt wiegen 
daher in der Regel die Kosten der Durchführung solcher Maßnahmen auf (Pylkkänen und 
Smith, 2003). 
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Chart 3.1. Women working and family life: differing opinions 

Percentages 

Share ol the populalion that thinks (hat a pre-school child Share of the populalion Ihat thinks thal family life suffers 
is likely to suffer if hls or her mother works ' (%) when the woman has a full-time job' (%) 




55 60 65 70 75 80 85 90 55 60 65 70 75 80 85 90 
Participation rate of women aged 25-44 (%) Participation rate of women aged 25-44 (%) 

Note: Data for Germany only concern the Western Länder. 

a) Question V5: "A pre-school child is likely to suffer if his or her mother works." Strongly agree or agree. The 
regression line is: y = -0.54x + 90.26 (R 2 = 0.09, t = -1.19) and without Austria, Germany, Hungary and Poland, the 
line would be: y = -0.82x + 103.78 (R 2 = 0.50, t = -3.25). 

b) Question V6: "All in all, family life suffers when the woman has a full-time job." Strongly agree or agree. The 
regression line is: y = -0.68x + 96.61 (R 2 = 0.20, t = -1.91). 

Source: International Social Survey Programme (ISSP), 1994; OECD database on Labour Force Statistics. 



Der Mutterschaftsurlaub kann die Arbeitsmarktbindung von Frauen unter 
bestimmten Bedingungen verstärken 

Wenn der Mutterschaftsurlaub auch nur eine partielle und zeitlich begrenzte Lösung des 
Problems darstellt, Beruf und Familie miteinander zu vereinbaren, wird das Recht auf be- 
zahlten Mutterschaftsurlaub bei Erhebungen in allen Ländern (mit Ausnahme Australiens, 
der Niederlande und Neuseelands, vgl. Tabelle 3.5) dennoch von über 80% der Befragten 
befürwortet. Die Möglichkeit, Mutterschaftsurlaub in Anspruch zu nehmen, kann auch 
auf die Erwerbsbeteiligungsmuster weiblicher Arbeitskräfte Auswirkungen haben. 

Bezahlter Mutterschaftsurlaub mit Arbeitsplatzgarantie macht die Erwerbstätigkeit 
für junge Frauen attraktiver, denn dies gibt ihnen die Möglichkeit, ihre Kinder ganztags 
zu betreuen und gleichzeitig ihre Bindung an den Arbeitsmarkt aufrechtzuerhalten. Diese 
Art von Beurlaubung kann folglich die Erwerbsquoten weiblicher Kräfte anheben, denn 
die Aussicht, Mutterschaftsurlaub in Anspruch nehmen zu können, kann junge kinderlose 
Frauen zur Eingliederung in die Erwerbsbevölkerung motivieren und junge Mütter dazu 
bewegen, nach Beendigung des Mutterschaftsurlaubs wieder an den Arbeitsplatz zurück- 
zukehren. Die Dauer des Mutterschaftsurlaubs ist in dieser Hinsicht ein wichtiger Faktor, 
denn eine sehr lange Dauer kann Frauen mittelfristig vom Arbeitsmarkt isolieren, was 
dazu führt, dass ihre Erwerbsquote und Arbeitsverdienste künftig sinken (Kasten 3.4). 
Die Arbeitgeber könnten zudem das Interesse daran verlieren, weibliche Kräfte im gebär- 
fähigen Alter einzustellen. Jedoch ist schwer abzuschätzen, welche Länge eine „vernünf- 
tige" Dauer des Mutterschafts- oder Elternurlaubs haben müsste, um negative Effekte auf 
Karriereaussichten und Erwerbsbeteiligung zu vermeiden. So gehören die Erwerbsquoten 
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Table 3.5. Near unanimous support for the right to paid maternity leave 

Percentages" 



Australia 


41.7 


Japan 


96.1 


Austria 


83.3 


Netherlands 


69.8 




Czech Republic 


96.8 


Norway 


90.9 


Germany, western Länder 




Poland 


94.7 


Germany, eastern Länder 


99.1 


Spain 


93.9 


Hungary 


98.1 


Sweden 


90.4 


Ireland 


95.1 


United Kingdom 


83.8 


Italy 


91.2 


United States 


75.8 






OECD unweighted auerage 


84.9 


a) Share of persons answering 


"strongly agree" 


or "agree" to "working women should 


receive paid maternity leave 



when they have a baby" (question V42). 
b) For above countries only. 

Source: International Social Survey Programme (ISSP), 1994. 



von Frauen beispielsweise in Dänemark und Schweden unter den OECD-Ländern zu den 
höchsten, und in beiden Ländern gelten für den Mutterschaftsurlaub relativ großzügige 
Regelungen (für Dauer und Vergütung). Diese Systeme sind indessen Teil einer um- 
fassenden Familienförderungspolitik, die es den Müttern erleichtert, Familie und Beruf 
miteinander zu verbinden (Pylkkänen und Smith, 2003) 12 . 

Wichtig ist schließlich auch festzustellen, welche Frauen nach der Geburt eines Kindes 
am ehesten bereit sind, die Erwerbstätigkeit aufzugeben. Verschiedene Studien haben 
gezeigt, dass das Bildungsniveau sowie die Art und Qualität des vor dem Beginn des 
Mutterschaftsurlaubs bestehenden Arbeitsverhältnisses in dieser Hinsicht eine entschei- 
dende Rolle spielen. Ein geringes Bildungsniveau und ein prekäres oder instabiles 
Beschäftigungsverhältnis scheinen die Wahrscheinlichkeit einer Rückkehr ins Erwerbs- 
leben zu verringern 13 . Die Möglichkeit der Inanspruchnahme eines relativ langen Eltern- 
urlaubs, vor allem in Verbindung mit finanziellen Leistungen, ist jedoch für Frauen mit 
unsicherem Arbeitsverhältnis 14 , d.h. genau diejenigen, für die eine Rückkehr ins Erwerbs- 
leben anschließend am schwierigsten ist, besonders attraktiv. Am Arbeitsmarkt gibt es 
zwischen weiblichen Arbeitskräften - in stärkerem Maße als bei Männern - viele 
Ungleichgewichte im Hinblick auf Bildung und Ausbildung (vgl. Kapitel 2), und die ein- 
schlägigen Maßnahmen sollten diesen spezifischen Merkmalen Rechnung tragen. 

Kinderbetreuungsdienste und Arbeitszeiterleichterungen, die es ermöglichen, 
Familie und Beruf besser miteinander in Einklang zu bringen 

Kinderbetreuungsdienste, ihre Kosten und ihre Fähigkeit, Müttern die für ihre Er- 
werbstätigkeit erforderliche Zeit zu verschaffen, können ebenfalls eine wichtige Rolle 
spielen. Kinderbetreuungskosten wirken vor allem am unteren Ende der Lohnskala bei 
Frauen mit dem niedrigsten Bildungsniveau u.U. als Beschäftigungsbremse. Zwischen 
verschiedenen Einzelmerkmalen (wie z.B. Bildung und Einkommen) differenzierende 
Studien zeigen, dass das Arbeitskräfteangebot umso stärker auf die Kinderbetreuungs- 
kosten reagiert je niedriger das Einkommen oder das Bildungsniveau ist (wegen einer 
Analyse US-amerikanischer Studien vgl. Anderson und Levine, 1999). Auch wenn diese 
Kosten im Allgemeinen zumindest teilweise gedeckt sind, ist der Anspruch auf die ent- 
sprechenden Beihilfen meist an die Ausübung einer Erwerbstätigkeit gebunden. Tatsache 
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Kasten 3.4 Die Auswirkungen der Länge des Mutterschafts-/Erziehungs- 
urlaubs auf Löhne und Beschäftigung: neuere Erkenntnisse 

Rhum (1998) ist der Ansicht, dass es dank der Einführung eines Mutterschaftsurlaubs 
mit Lohnfortzahlung und Arbeitsplatzgarantie möglich war, die Erwerbsquote der Frauen 
ohne nennenswerte Auswirkungen auf das Lohnniveau deutlich zu erhöhen, sofern die Beur- 
laubung auf einen relativ kurzen Zeitraum beschränkt blieb (ungefähr drei Monate). Längere 
Beurlaubungen (ungefähr neun Monate) scheinen ähnliche Ergebnisse in Bezug auf die 
Erwerbsquote zu liefern, führen jedoch zu einem Rückgang der relativen Arbeitsentgelte 
(in der Untersuchung wurden neun Länder im Zeitraum zwischen 1969 und 1993 erfasst: 
Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Norwegen und 
Schweden). Gupta und Smith (2002) unterzogen das dänische Beispiel einer erneuten Unter- 
suchung und gingen dabei von Einzeldaten aus, mit denen sie auch die Arbeitsmarkt- 
erfahrung berücksichtigen konnten. Der Mutterschaftsurlaub resultierte demnach zwar in 
einem Lohnrückgang, doch war dieser Effekt nur vorübergehend. Dies ist darauf zurück- 
zuführen, dass in der Zeit der Beurlaubung und der damit einhergehenden Unterbrechung 
der beruflichen Laufbahn kein Humankapital akkumuliert wird, was potentiellen Lohn- 
zuwächsen entgegensteht. Damit ist die Möglichkeit eines schrittweisen Nachholens der ent- 
gangenen Lohnsteigerungen jedoch nicht ausgeschlossen, wobei dieser Prozess allerdings 
umso langwieriger ist, je länger die Beurlaubung war. 

Ronsen und Sundström (2002) untersuchten in Finnland, Norwegen und Schweden den 
Beschäftigungs verlauf von Frauen, die ins Erwerbsleben zurückkehrten (Zeitraum 1972- 
1992). Während der drei Jahre nach der Geburt des Kindes war die Erwerbsquote der Frauen 
mit Anspruch auf bezahlten Mutterschaftsurlaub höher als diejenige der Frauen, die diesen 
Anspruch nicht genossen (d.h. erwerbstätige Frauen, die noch nicht lange genug gearbeitet 
hatten, um Anspruch auf bezahlten Mutterschaftsurlaub zu haben). Da Frauen, die Mutter- 
schaftsurlaub nehmen, diesen Anspruch in der Regel voll ausschöpfen, konzentrieren sich 
die höheren Beschäftigungsquoten auf die Zeit nach Ablauf der Beurlaubung (außer in 
Schweden, wo sie während der gesamten Urlaubsdauer höher sind). In allen Ländern veran- 
lasst die Verlängerung des Mutterschaftsurlaubs die Frauen dazu, später ins Arbeitsleben 
zurückzukehren. Die in Deutschland gewonnenen Erfahrungen haben schließlich gezeigt, 
dass es für Frauen im Fall eines sehr langen Erziehungsurlaubs (drei Jahre) schwierig wird, 
ins Berufsleben zurückzukehren, obwohl die Arbeitgeber verpflichtet sind, sie wieder einzu- 
stellen. Angesichts solcher Vorschriften können die Unternehmen u.U. vor der Einstellung 
junger Frauen im gebärfähigen Alter zurückschrecken. Einige Untersuchungen haben 
gezeigt, dass die Rückkehrquoten in die Erwerbstätigkeit nach einem längeren Erziehungs- 
urlaub geringer sind und die Frauen bei der Wiederaufnahme einer Beschäftigung im 
Anschluss an eine solche Beurlaubung wesentlich geringere Aussichten auf Lohnerhöhungen 
haben (Ergebnisse für die westdeutschen Länder, Ondrich et al., 1999; sowie Ondrich et al., 
2002). Eine neuere Untersuchung (die vom IAB durchgeführt wurde, vgl. Europäische 
Stiftung, 2001) ergab ferner, dass 41% der Frauen, die nach der Geburt zu arbeiten aufgehört 
hatten, nach Ablauf der dreijährigen Unterbrechung noch immer nicht ins Erwerbsleben 
zurückgekehrt waren (16% von ihnen waren arbeitslos gemeldet). 

Beihilfen, die es Müttern ermöglichen, ohne Beschäftigungsschutz während eines relativ 
langen Zeitraums nicht zu arbeiten, können sogar noch spürbarere Auswirkungen auf die 
berufliche Laufbahn der Leistungsempfängerinnen haben. Ronsen und Sundström (2002) 
vertreten beispielsweise die Ansicht, dass das finnische System der Beihilfen für Mütter, die 
den Haushalt führen, die Wahrscheinlichkeit der Rückkehr dieser Frauen ins Erwerbsleben 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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verringert. Die französische Erziehungsbeihilfe (APE), die es Frauen mit mindestens zwei 
Kindern ermöglicht, die Arbeit so lange zu unterbrechen, bis das jüngste Kind drei Jahre alt 
ist, hatte erheblichen Einfluss auf den Erwerbsverlauf der betroffenen Frauen. Nachdem über 
■ere Jahre hinweg ein allmählicher Anstieg verzeichnet wurde, ging die Erwerbsquote 
von Frauen mit einem zweiten Kind im Alter von unter drei Jahren zwischen 1994 (dem Jahr 
der Einführung des APE-Anspruchs für diese Gruppe) und 1997 von 69% auf 53% zurück 
(Afsa, 1998). Diese Abnahme war bei gering qualifizierten Frauen am deutlichsten, für die 
die APE zwei Vorteile mit sich brachte: Sie war in finanzieller Hinsicht attraktiv und diente 
als Übergangslösung für Frauen, die sich in einer kritischen Arbeitsplatzsituation befanden 
(zwischen 1994 und 2002 nahmen die Erwerbsquoten von Frauen mit einem zweiten Kind 
im Alter von unter drei Jahren in der Gruppe der Geringqualifizierten um 25% ab, gegenüber 
einem Rückgang von nur 16% in der Gruppe der beruflich qualifizierten Frauen). 1999 wurde 
eine Erhebung der Frauen durchgeführt, die drei Jahre lang nicht gearbeitet hatten und nach 
der Geburt des zweiten Kindes die APE bezogen. Die Hälfte der Frauen, die vor der Unter- 
brechung ihrer Erwerbstätigkeit eine Anstellung hatten, war innerhalb eines Zeitraums von 
sechs Monaten bis zu einem Jahr nach Ablauf des Leistungsanspruchs noch nicht ins 
Erwerbsleben zurückgekehrt, und 20% der betroffenen Frauen mussten eine Verschlechte- 
rung ihrer beruflichen Situation hinnehmen, da sie statt eines festen Arbeitsverhältnisses nur 
Arbeitsplatz fanden oder arbeitslos waren (Simon, 199S 



ist femer, dass sich arbeitslose junge Mütter im Hinblick auf den Zugang zu Kinder- 
betreuungsdiensten meist in einer weniger günstigen Lage befinden. Mit Ausnahme 
bestimmter Aktivierungsprogramme für spezielle Zielgruppen (alleinerziehende Mütter 
und Unterhaltsleistungen beziehende Mütter) kann die Präsenz von Kleinkindern die 
Stellensuche für arbeitslose junge Mütter sehr kostspielig gestalten, weil sie nicht über die 
Mittel für derartige Dienste verfügen. Es wäre vorzuziehen, wenn der Anspruch auf 
Beihilfen nicht allein an eine Erwerbstätigkeit, sondern (wie in Dänemark) an die Auflage 
der aktiven Arbeitsuche gebunden wäre. 

Nicht nur die Kosten, sondern auch die Verfügbarkeit der verschiedenen Arten von 
Kinderbetreuungseinrichtungen und die Zahl der dort vorhandenen Plätze stellt ein 
Problem dar. Obwohl eine positive Korrelation zwischen den Frauenerwerbsquoten und 
der Verfügbarkeit formaler Kinderbetreuungseinrichtungen gegeben ist, besteht Unklar- 
heit über die Richtung dieser Kausalbeziehung (Abb. 3.2). So erfolgte z.B. die Schaffung 
von Kinderbetreuungskapazitäten in Dänemark nicht, bevor die Erwerbsbeteiligung weib- 
licher Kräfte ein hohes Niveau erreicht hatte, sondern war eine Reaktion auf die Erwar- 
tungen der bereits berufstätigen Frauen (OECD, 2002 d). Andererseits zeigen Studien in 
den Vereinigten Staaten und im Vereinigten Königreich, dass eine keineswegs zu unter- 
schätzende Anzahl junger Mütter dem Arbeitsmarkt fern bleibt, weil sie keinen Zugang 
zu zufriedenstellenden Kinderbetreuungseinrichtungen haben. Chevalier und Viitanen 
(2002) richteten den Fokus explizit auf die Kausalbeziehung zwischen Erwerbsquote und 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten (im Vereinigten Königreich). Diesen Untersuchungen 
zufolge dürfte ein größeres Angebot an Kinderbetreuungsstrukturen die Erwerbsquote 
weiblicher Kräfte steigen lassen. 
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Chart 3.2. Female labour force participation and child care 
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Note: The regression line is: y = 0.20x + 69.69 (R 2 = 0.25, t = 2.62). 

a) The data include both public and private provision, and cover the following types of formal child-care facilities: 

- Group-care in child-care centres (nurseries, kindergarten, play-schools), sometimes organised within the 
educational System. 

- Residential care, including specialist Services such as care for disabled children. 

- Childminders, based in their own home, looking after one or more children. 

- Care provided by a carer who is not a family-member but frequently lives in with the family. 

b) Proportion of children under five. 

c) England only 

Source: OECD (2001a), Table 4.7; OECD database on Labour Force Statistics. 



Die Zahl der für berufstätige Mütter verfügbaren Kinderbetreuungsplätze ist nicht 
das einzige Kriterium. Die angebotenen Kinderbetreuungszeiten müssen zudem mit der 
Arbeitszeit der Mütter zu vereinbaren sein. In Italien ermöglichen es die Kinderbetreuungs- 
systeme Müttern beispielsweise nicht, einer Vollzeitbeschäftigung nachzugehen, obwohl 
das Teilzeitbeschäftigungsangebot sehr begrenzt ist. Dies und die begrenzte Zahl der verfüg- 
baren Kinderbetreuungsplätze sind in Italien zwei der Gründe für die geringe Erwerbs- 
beteiligung von Frauen (Del Boca, 2002). In den Niederlanden bietet das Kinderbetreuungs- 
system hauptsächlich Teilzeitplätze, doch da die Teilzeitbeschäftigung sehr verbreitet ist, 
bringt dies keine besonderen Probleme mit sich (denn Frauen wünschen meist eine Teil- 
zeitbeschäftigung), und die Frauenerwerbsquote ist nach wie vor hoch (OECD, 2002äf) 15 . 

Für Mütter ist die Arbeitszeit ein Kriterium, dem in Bezug auf Arbeits- und Beschäfti- 
gungsbedingungen eine entscheidende Rolle zukommt. In einer aktuellen Studie der Euro- 
päischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen wird betont, 
dass lange und atypische Arbeitszeiten von den privaten Haushalten als der dem Familien- 
leben abträglichste Faktor empfunden werden (Fagan und Burchell, 2002). Die Teilzeit- 
beschäftigung kann in dieser Hinsicht ein guter Kompromiss zwischen Erwerbslosigkeit 
und Vollzeitbeschäftigung sein und es somit erleichtern, Beruf und Familie miteinander 
zu vereinbaren. An der Teilzeitbeschäftigung wird oft kritisiert, dass sie den Frauen nicht 
dieselben Karriereaussichten bietet wie Männern. Obwohl an dieser Behauptung etwas 
Wahres ist, wird dabei außer Acht gelassen, dass ohne die Möglichkeit der Teilzeit- 
beschäftigung einige Frauen dem Arbeitsmarkt unfreiwillig fernbleiben würden und die 
Einkommensschere zwischen Männern und Frauen wahrscheinlich noch größer wäre. 
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Chart 3.3. Part-time work: a bridge to female labour market participation 
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Note: For women, the regression line is: y = -0.03x + 2.86 (R = 0.68, t = -4.6). 

d) This is measured as the rate of "demand" for part-time jobs to the observed rate of part-time jobs. The rate of 
"demand" for part-time jobs is defined as the ratio of the sum of the number of unemployed persons looking for 
a part-time job and of employed persons looking for a job with fewer hours, to the sum of the total number of 
unemployed and employed persons looking for another job. 

Source: European Union Labour Force Survey, Eurostat, 2001. 



Da die Teilzeitbeschäftigung ein Mittel sein kann, den Schritt in die Erwerbstätigkeit 
zu tun oder in ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis zu kommen, haben die Zugangs- 
möglichkeiten zu Teilzeitstellen Einfluss auf die Erwerbsquotenmuster weiblicher Arbeits- 
kräfte. Euwals (2001) hat im Vereinigten Königreich die Beziehung zwischen der Zufrieden- 
heit mit der Arbeitszeit und der Wahrscheinlichkeit untersucht, von der Erwerbstätigkeit 
in die Erwerbslosigkeit überzuwechseln. Bei Frauen, die angaben, ihre Arbeitszeit 
wesentlich verkürzen zu wollen, ist die Wahrscheinlichkeit, aus dem Erwerbsleben aus- 
zuscheiden, höher. Nach ähnlichen Gesichtspunkten stellt Gutierrez-Domenech (2003) 
fest, dass die Erwerbsquoten junger Mütter in Deutschland, Italien und Spanien höher 
liegen würden, wenn der Zugang zu einer Teilzeitbeschäftigung erleichtert würde, und in 
Deutschland wurden entsprechende Schritte auch eingeleitet 16 . Um dies zu veranschau- 
lichen, zeigt Abbildung 3.3 die Beziehung zwischen den Erwerbsquoten junger Frauen in 
verschiedenen Ländern Europas und einem Indikator, der das Missverhältnis zwischen 
dem Teilzeitbeschäftigungsbedarf und der Verfügbarkeit entsprechender Stellen deutlich 
macht 17 . Je niedriger dieser Indikator liegt, desto stärker decken sich die Wünsche der 
Stellensuchenden mit der Art der Arbeitsplätze, die ihnen angeboten werden dürften. Und 
es besteht eine umgekehrte Relation zwischen dem Wert dieses Indikators und den 
Erwerbsquoten weiblicher Arbeitskräfte, was zeigt, dass offenbar einige Frauen die 
Erwerbstätigkeit völlig aufgeben, wenn sie keine Teilzeitbeschäftigung finden können. 
Diese Entscheidung dürfte mehr oder weniger durch externe Umstände begründet sein, 
und dies ist wahrscheinlich noch häufiger der Fall, wenn die Art der verfügbaren Kinder- 
betreuung nicht mit einer Vollzeitbeschäftigung zu vereinbaren ist. Letztlich ist diese Art 
von Beziehung für den Arbeitsmarkt der Männer nicht charakteristisch, denn dort ist die 
Teilzeitbeschäftigung im Allgemeinen unfreiwillig. 
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Teilzeitbeschäftigung ist jedoch eine Lösung, die gewisse Risiken mit sich bringt, 
und sie sollte daher durch geeignete Maßnahmen flankiert werden, denn die Zahl der 
Teilzeitstellen ist meist begrenzt und eine Teilzeitbeschäftigung bietet weniger gute 
Karriereaussichten (OECD, 2002/, Kapitel 2). Sie ermöglicht es zudem berufstätigen 
Frauen nicht immer, wirklich finanziell unabhängig vom Ehemann oder vom Sozial- 
versicherungssystem zu sein. Die für die Teilzeitarbeit geltenden institutionellen Rege- 
lungen spielen eine wichtige Rolle. Beispielsweise haben zwar viele niederländische 
Arbeitnehmer seit Juli 2000 das Recht, ihr Beschäftigungsverhältnis in eine Teilzeit- oder 
Vollzeitbeschäftigung umzuwandeln, doch kann sich der Arbeitgeber weigern, wenn dies 
unmöglich ist (in diesem Fall muss er die Ablehnung begründen) oder wenn die finanzielle 
Stabilität des Unternehmens dadurch gefährdet ist (OECD, 2002t/, Kapitel 6). In Deutsch- 
land wurden mit dem seit 2001 geltenden „Teilzeit- und Befristungsgesetz" ähnlich wie 
in den Niederlanden Regelungen für den Anspruch auf eine Teilzeitbeschäftigung einge- 
führt. Das Gesetz räumt den Beschäftigten insbesondere mehr Entscheidungsfreiheit in 
Bezug auf ihre Arbeitszeit ein. Hingegen haben Teilzeitkräfte keinen Anspruch auf eine 
Vollzeitbeschäftigung, sondern lediglich auf bevorzugte Berücksichtigung gegenüber 
anderen Bewerbern. 

Alleinerziehende und Beschäftigung 

Alleinerziehende Eltern sind in den meisten OECD-Ländern mit besonderen 
Arbeitsmarkt- und sozialen Problemen konfrontiert. Trotz einer gewissen Verbesserung 
der Erwerbsquoten alleinerziehender Familien in vielen - aber nicht in allen - OECD- 
Ländern liegt der Erwerbslosenanteil unter ihnen nach wie vor hoch, und viele Allein- 
erziehende bleiben tendenziell über lange Zeiträume hinweg vom Leistungsbezug abhän- 
gig. Der hohe Anteil erwerbsloser Alleinerziehender bringt erhebliche Probleme mit sich. 
Insbesondere ist Kinderarmut in Familien mit alleinerziehendem Elternteil ohne Beschäf- 
tigung wesentlich weiter verbreitet - und die Beschäftigungssituation der Eltern scheint 
der wichtigste Faktor zu sein, der darüber entscheidet, ob Kinder in Armut leben oder 
nicht (Tabelle 3.6). 

Bei den meisten Alleinerziehenden handelt es sich um Frauen, doch gibt es große 
Unterschiede, was ihr Alter sowie Alter und Zahl ihrer Kinder betrifft. Im Allgemeinen 
sind es besonders junge, weniger qualifizierte und noch nie verheiratete Mütter mit 
Kleinkindern, die die niedrigsten Erwerbsquoten aufweisen. Alleinerziehende Väter sind 
dagegen in der Regel älter als alleinerziehende Mütter, haben weniger Kinder, ein höheres 
Bildungsniveau und sind mit größerer Wahrscheinlichkeit Witwer oder geschieden 
(Bradshaw et al., 1996). Infolgedessen haben sie auch eher eine Chance, eine Beschäftigung 
zu finden, als alleinstehende Mütter. In einigen Ländern ist der Anteil der Alleinerziehenden 
unter ethnischen Minderheiten, die zur Erlangung einer Beschäftigung möglicherweise 
zusätzliche Hindernisse überwinden müssen, besonders hoch. 

Durch das fehlende Einkommen eines Partners dürfte für alleinerziehende Mütter 
ein starker Anreiz zur Beschäftigungssuche gegeben sein, und in einigen OECD-Ländern 
liegt die Erwerbsquote alleinerziehender Mütter höher als bei verheirateten Müttern bzw. 
Müttern mit Partner. Diese Anreize reichen indessen nicht aus, vor allem nicht, wenn auf 
der anderen Seite großzügige Leistungen existieren. Es sind Maßnahmen erforderlich, die 
die Erwerbsbeteiligung alleinerziehender Eltern fördern und zugleich eine angemessene 
Einkommensstützung gewährleisten (vgl. Kasten 3.5). Auch die Einstellung der Gesellschaft 
zur Erwerbstätigkeit von Müttern ganz allgemein dürfte einen gewissen Einfluss haben. In 

OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



3. Arbeit lohnend gestalten und möglich machen 



Table 3.6. Non-employment among lone-parents: a factor behind child poverty 

Percentages 





Lone-parent non-employment 


Poverty rates. ^ 


1993-95 




rates, 2001 3 


Non-working Single parents 


Working Single parents 


Australia 


57 


57.1 


9.3 


Austria 


17 


20.8 


8.9 


Canada 


49 


72.5 


26.5 


Denmark 


26 


34.2 


10.0 








Germany 


34 


61.8 


32.5 










Italy 


26 


78.7 


24.9 


Mexico 


34 


31 .0 


27.2 


Netherlands 


40 


41.3 


17.0 


Norway 


39 


29.6 


4.6 


Sweden 


13 


24.2 


3.8 


Turkey 






United Kingdom 


51 


65.0 


22.7 



a) Data refer to 1996 for Australia, Canada and Mexico, 1995 for Norway and Sweden, 1994 for Denmark and Turkey. 

b) Percentage of persons living in households with incomes below 50% of the median adjusted disposable income of 
the entire population. 

Source: For non-employment rates, OECD (2001b); for poverty rates, Förster (2000). 



den meisten Ländern sind Familien mit alleinerziehenden Müttern immer noch meist die 
Folge von Trennung, Scheidung oder Verwitwung. Die Aussicht, dass alleinerziehende 
Mütter eine Beschäftigung suchen, dürfte noch geringer sein, wenn schon vor dem Ein- 
tritt dieser Situation keine Erwerbsbeteiligung erwartet wurde. 

B. Behinderte im erwerbsfähigen Alter 

Behinderte bilden eine stark diversifizierte Population, die sich nicht leicht definieren 
lässt. Unter den Nichterwerbstätigen, die eine Behinderung haben oder zumindest als 
Behinderte eingestuft sind, gibt es manch einen, der arbeiten könnte und dies auch gern 
tun würde. Wie bereits festgestellt, würde ein hoher Anteil nicht erwerbstätiger Personen, 
die aus gesundheitlichen Gründen aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind, gern wieder 
eine Beschäftigung aufnehmen 18 , selbst wenn sie dieser Wunsch nicht veranlasst, aktiv 
nach einer Stelle zu suchen (vgl. Kapitel 2). Diese Tatsache deutet auf einen Widerspruch 
hin, den es durch sozial- und beschäftigungspolitische Maßnahmen zu beseitigen gilt. 

Beschäftigung, ein Aktivposten für die Integration Behinderter 

Von der OECD wurde in jüngster Zeit eine zwanzig Mitgliedsländer umfassende aus- 
führliche Studie über die Situation von Behinderten im erwerbsfähigen Alter erstellt (OECD, 
2003a). Darin wird wiederholt darauf hingewiesen, wie schwierig es ist, den Begriff der 
Behinderung zu definieren. Obwohl der Begriff mehr oder minder automatisch mit dem 
Zustand schwerer, lebenslanger Behinderung in Verbindung gebracht wird, weicht die 
tatsächliche Situation der Behinderten in vielen Ländern ganz erheblich hiervon ab. Zwar 
hat im Allgemeinen jedes Land festgelegt, was als Behinderung zu betrachten ist, doch 
lässt sich generell schließen, dass die Population der Behinderten höchst unterschiedlich 
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Kasten 3.5 Alleinerziehende und Beschäftigung: auf dem Weg zu einem 
arbeitsorientierten Sicherheitsnetz 

Es wird viel darüber diskutiert, wie Alleinerziehenden eine ausreichende Einkommens- 
stützung gesichert und zugleich für die nötigen Anreize gesorgt werden kann, um sie zur 
Teilnahme am Arbeitsmarkt zu bewegen. Es handelt sich hierbei um eine wichtige Frage, da 
sich die Transferleistungssysteme, wie in Kapitel 4 unterstrichen, auf die Erwerbsquoten 
auswirken können. 

Die Bedingungen für die Zuerkennung des Leistungsanspruchs können in dieser Hinsicht 
eine entscheidende Rolle spielen. Die Nichtbeschäftigung ist in Ländern besonders hoch, in 
denen Alleinerziehende so lange unbefristeten Leistungsanspruch genießen, bis das jüngste 
Kind aus dem Schulalter heraus ist. In Ländern hingegen, in denen der Anspruch Eltern 
kleiner Kinder vorbehalten oder befristet ist oder in denen die Verfügbarkeit für den Arbeits- 
markt geprüft wird oder ähnliche Auflagen vorgesehen sind, werden geringere Leistungs- 
bezugsquoten und in der Regel auch höhere Erwerbsquoten verzeichnet. In vielen Ländern 
ändern sich derzeit die Regelungen in Bezug auf die Arbeitsanforderungen für Alleinerzie- 
hende, so dass von alleinstehenden Müttern nun häufiger erwartet wird, dass sie eine 
Beschäftigung suchen, sobald ihre Kinder das Schul- bzw. Vorschulalter erreichen. In den 
Ländern mit den geringsten Erwerbsquoten Alleinerziehender scheint sich somit inzwischen 
allgemein die Idee durchzusetzen, dass alleinerziehende Eltern von Kindern im Vorschulalter 
finanziell unterstützt werden sollen, um sich ganztägig um ihre Kinder kümmern zu können, 
dass sie aber verpflichtet sein sollten, eine Arbeit zu suchen, sobald die Kinder aus diesem 
Alter heraus sind (Miliar, 2001). In einigen Ländern wurden graduelle Modelle eingeführt, 
bei denen die Arbeitsauflagen immer strenger werden, je älter die Kinder sind. Dabei muss 
allerdings für die nötige Flexibilität gesorgt sein, damit auch Eltern kleinerer Kinder an 
Arbeitsmarktprogrammen teilnehmen können, wenn sie dies wünschen. 

Auch mit anderen Maßnahmen können die Anreize zur Arbeitsaufnahme für Alleiner- 
ziehende erhöht und zugleich soziale Ziele mit Blick auf eine Verringerung der Armut ver- 
folgt werden. Unterhaltszahlungen des abwesenden Elternteils können eine wichtige Ein- 
kommensergänzung für Alleinerziehende darstellen und als Ersatz für einkommensabhängi- 
ge Leistungen dienen, womit sich das Problem der hohen effektiven Grenzsteuersätze ver- 
ringert. Dies könnte jedoch Konsequenzen für die Anreizsituation des Unterhalt zahlenden 
Elternteils haben. 

Ein entscheidendes Problem ist die Akzeptanz der Forderung, dass die Beschäftigung für 
die Mehrzahl der Alleinerziehenden als eigentliche Grundlage eines nachhaltigen Sicher- 
heitsnetzes gelten sollte. In Waldvogel et al. (2001) heißt es hierzu: „ (...) zur Verfolgung 
dieses Ansatzes ist ein Katalog an Maßnahmen und Dienstleistungen erforderlich (...), durch 
die ein auf Geldleistungen gestütztes Sicherheitsnetz weitgehend in ein auf Beschäftigung 
gestütztes Sicherheitsnetz überführt wird". Die Bestandteile eines solchen arbeitsbasierten 
Sicherheitsnetzes werden von Land zu Land schwankende nachdem, welche Dienste bereits 
heute vorhanden sind (Kinderbetreuung, schulische Regelungen, allgemeine Familien- 
beihilfen, Gesundheitsversorgung und Arbeitsmarktprogramme). Im Falle eines umfassenden 
Maßnahmenpakets können jedoch zufriedenstellende Ergebnisse erzielt werden. In Kapitel 4 
wird die Rolle von Aktivierungsstrategien bei der Förderung der Beschäftigung Allein- 
erziehender untersucht. 
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Table 3.7. Disability benefits: some disabled who are excluded, some recipients 
who do not acknowledge that they have any disabüities and very low exit rates 

Late 1990s, percentages 
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that they are not disabled 
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work nor income from benefits 


Annual rates of outflow 
from disability benefits 


Australia 








Austria 


27.7 


14.2 


1.04 


Belgium 


43.4 


16.2 




Canada 






0.85 


Denmark 


26.2 






France 


33.3 


11.7 




Germany 




11.9 




Italy 


43.9 


28.8 




Korea 


0.0 


49.5 


0.05 


Mexico 


91.4 a 


52.5 




Netherlands 


30.6 


19.5 


3.34 


Norway 


28.4 


12.2 




Portugal 


28.6 


20.9 




Spain 


18.3 


28.0 


0.57 




Switzerland 


29.8 


14.2 




United Kingdom 


43.3 


9.1 


5.64 


United States 


46.7 


18.8 


1.16 





. . Data not available. 



a) In 1999, the disability benefit recipiency rate was 0.6% in Mexico, compared with 5 to 9% in the other OECD 
countries (with the exception of Korea, where the proportion of persons receiving disability benefit was 0.3%; 
OECD, 2003a, administrative data). Thus, the extremely high proportion of Mexican disability benefit recipients 
declaring that they are not disabled represents, in fact, a relatively small number. 

b) Average for countries having non-missing data for the reported indicator. 
Source: OECD (2003a). 



zusammengesetzt ist und der Anteil der leichteren oder sogar heilbaren Behinderungen 
groß sein dürfte. Ein steigender Prozentsatz leidet zudem unter geistigen Erkrankungen 
und Problemen psychischer Art. Angesichts dieser Vielfalt besteht die erste größere 
Schwierigkeit darin, Behinderungen richtig zu diagnostizieren und dabei zwischen leich- 
teren und schweren Behinderungen zu unterscheiden. Dies ist mit zwei Risiken verbun- 
den. Das erste besteht darin, dass ein Teil der Behinderten ausgeschlossen wird, indem 
Personen nicht vom sozialen Sicherungssystem erfasst werden, deren Gesundheitszustand 
einen Anspruch auf Invaliditätsvoll- oder -teilrenten begründen müsste. Das zweite 
Risiko ist, dass Personen zu Unrecht ein Anspruch auf Invaliditätsrente zuerkannt wird 
und dadurch ihre Zugangsmöglichkeiten zum Arbeitsmarkt eingeschränkt werden, ohne 
dass ein wirklicher Grund hierfür vorliegt. 

Kein Land kann diese beiden großen Schwierigkeiten vermeiden. Bestätigt wird dies 
durch die sehr unvollkommene Korrelation zwischen dem Bezug von Behindertenleistun- 
gen und der Frage, ob sich die betreffenden Personen tatsächlich als behindert betrachten 
(Tabelle 3.7). Jeder dritte Empfänger von Behindertenleistungen erkennt den ihm/ihr 
zuerkannten Behindertenstatus nicht an, und ein erheblicher Prozentsatz derjenigen, die 
angeben, behindert zu sein, verfügt weder über ein Arbeitseinkommen noch über Behin- 
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dertenleistungen. Offenbar ist bei auf Angaben dieser Art basierenden Daten Vorsicht 
geboten, vor allem wenn die Fragestellung relativ subjektiv ist - z.B. wenn gefragt wird, 
ob jemand ein Gesundheitsproblem hat, das ihn bei der Ausübung von Tätigkeiten des 
täglichen Lebens einschränkt. Das Vorliegen einer Behinderung nach Selbsteinschätzung 
des Betreffenden im Rahmen einer nationalen Erhebung steht zudem im Zusammenhang 
mit dem Bezug von Invaliditätsrenten, der wiederum auf einer ganz anderen Definition 
von Behinderung basiert. Diese Daten legen jedoch den Schluss nahe, dass die Identifizie- 
rung einer Behinderung ein wirkliches Problem darstellt, und dies ist eine große Heraus- 
forderung für die staatliche Politik. Für dieses Problem kann es keine einfache Lösung 
geben, denn zwischen den beiden Polen Behindertsein/Nichtbehindertsein bzw. Arbeits- 
fähigkeit/Arbeitsunfähigkeit gibt es ein Kontinuum unterschiedlicher Situationen. So 
kann zwar z.B. durch eine Erschwerung des Zugangs zu Invaliditätsrenten die Zahl der 
irrtümlichen Invalidisierungen reduziert werden, doch erhöht sich damit auch das Risiko 
der Ausgrenzung. Der Beschäftigungspolitik kommt zudem die Aufgabe zu, die Behin- 
derten zu „aktivieren". Der Begriff der Behinderung sollte nicht länger mit Arbeits- 
unfähigkeit gleichgesetzt werden. Die Zahl der Abgänge aus der Invaliditätsrente ist 
jedoch in den meisten Ländern extrem gering, obwohl ein Drittel der Empfänger sich gar 
nicht als behindert betrachtet. 

Selbst bei denjenigen, die angeben, nur eine leichte oder mäßige Behinderung zu 
haben, liegen die Erwerbsquoten selten über 70% derjenigen der nicht behinderten Popu- 
lation. Gleichwohl ist eine Beschäftigung die beste Absicherung gegen Armut und soziale 
Ausgrenzung, selbst wenn die Situation der Behinderten, was die Armut betrifft, insge- 
samt gesehen keinen besonderen Anlass zu Besorgnis gibt. In den meisten untersuchten 
Ländern liegt das Einkommensniveau der Haushalte mit einem Behinderten sehr nahe an 
dem der Haushalte ohne Behinderten. Allerdings hängt die Höhe des persönlichen Ein- 
kommens Behinderter ganz wesentlich von ihrem Beschäftigungsstatus ab, und erwerbs- 
lose Behinderte haben ein sehr viel geringeres Einkommen als diejenigen, die einer 
Beschäftigung nachgehen (Tabelle 3.8). Das gesamte persönliche Einkommen eines 
arbeitslosen Behinderten erreicht im Schnitt gerade die Hälfte des Einkommens eines 
erwerbstätigen Behinderten. Zudem besteht kaum ein Unterschied zwischen dem Ver- 
dienst von Behinderten und Nichtbehinderten. In den meisten Ländern liegen die Arbeits- 
einkommen Behinderter im Allgemeinen kaum niedriger als die anderer abhängig 
Beschäftigter, wobei der Verdienstunterschied zwischen beiden Kategorien von 5-15% 
reicht. Demzufolge dürften erwerbstätige Behinderte in vielen Fällen erfolgreich in den 
Arbeitsmarkt integriert sein. 

Problemen eingeschränkter Arbeitsfähigkeit mit Programmen beruflicher 
Rehabilitation und Ausbildung begegnen 

In vielen Fällen geht die Inanspruchnahme von Behindertenleistungen mit einem 
quasidefinitiven Ausscheiden aus dem Erwerbsleben einher. Die entsprechenden Leistun- 
gen sollten nicht als Entschädigung für eine schwierige Arbeitsmarktsituation dienen, und 
viele Invaliditätsrentner, die das Potential für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit 
besitzen, sollten nicht ermutigt werden, sich auf Dauer im Status des nicht erwerbstätigen 
Behinderten zu etablieren. In dieser Hinsicht induzieren die Invaliditätsrentensysteme 
immer noch allzu oft eine gewisse Trägheit, und „Aktivierungsmaßnahmen" könnten 
den Betreffenden helfen, aus einer Situation der Leistungsabhängigkeit herauszufinden 
(vgl. Kapitel 4 wegen einer Erörterung dieses Themas). 
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Table 3.8. Employment, a real asset for the economic Integration 

of disabled persons 

Late 1990s, percentages 





Relative employment rate of disabled 
persons aged 20-64 compared 
with the non-disabled aged 20-64 


Rplativp inrnmp 
trom work ot disabled 
over non-disabled persons 3 


Rplati\/P aupranp npr^nnal inrnmp 

FlulQLIVu O.vt/1 ayU JjrjloUlIal IIIL/UIIIG 

of disabled persons working 
over disabled persons not working 


Australia 






0.93 




Austria 


0.60 




0.97 


1.96 


Belgium 


0.54 




0.90 


1.91 


Canada 


0.72 










0.61 




0.88 


1.38 


France 


0.72 






1.83 


Germany 






0.92 




Italy 


0.60 




0.94 


1.94 


Mexico 


0.77 






9.76 


Netherlands 


0.60 




0.87 


1.45 


Norway 


0.72 




0.88 


1.71 














Portugal 


0.59 






1.81 


Sweden 


0.69 




0.70 


1.37 


Switzerland 


0.79 




0.98 




United Kingdom 


0.53 




0.84 


1.61 


United States 










OECD unweighted auerage 


0.62 




0.88 


2.39 



. . Data not available. 

a) Relative average personal income from work of disabled over non-disabled persons who work. Median income for 
Australia and equivalised household income for Poland and Switzerland. 

b) Average for countries having non-missing data for the reported indicator. 
Source: OECD (2003a). 



Berufliche Rehabilitations- und Weiterbildungsprogramme können eine entschei- 
dende Rolle dabei spielen, ob Behinderte eine Beschäftigung finden bzw. ihren Arbeits- 
platz behalten. Es kann sein, dass ein Behinderter auch im Anschluss an eine nach Ein- 
treten der Behinderung durchgeführte medizinische Rehabilitation nicht in der Lage ist, 
seine frühere Tätigkeit weiter auszuüben. Desgleichen kann der Fall eintreten, dass ein 
erwachsener behinderter Erststellenbewerber eine zusätzliche Berufsausbildung braucht. 
Die Teilnahme an entsprechenden Programmen kann Voraussetzung für den Bezug von 
Behindertenleistungen oder aber freiwillig sein (vgl. Kapitel 4). In allen Ländern ist die 
Anspruchsberechtigung an die von dem Programm erwarteten Ergebnisse gebunden, die 
im Allgemeinen als die Aussicht definiert werden, dass der Bewerber zur Ausübung einer 
anderen Tätigkeit in der Lage ist. Bei Rehabilitationsprogrammen mit Teilnahmepflicht 
kann sich diese Aussicht auf die Ausübung einer Tätigkeit beschränken, die mit der 
Qualifikation des Betreffenden zu vereinbaren ist (z.B. in Österreich, Spanien und in 
gewissem Maße auch in der Schweiz), oder kann auch „minderwertige" Stellen mit ein- 
schließen (Dänemark, Schweden). 

Für berufliche Rehabilitation und Ausbildung werden generell zu wenig Mittel 
bereitgestellt. Nur in Dänemark und Norwegen ist die Zahl der Teilnehmer an beruflichen 
Rehabilitations- und Ausbildungsprogrammen jedes Jahr höher als die der Invalidisierun- 
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gen, wobei das Verhältnis in Korea nur etwas geringer ist - aus den Daten geht allerdings 
nicht hervor, wie hoch der Anteil derjenigen ist, denen eine Invaliditätsrente zuerkannt 
wird und die zuvor an beruflichen Bildungsmaßnahmen teilgenommen haben (Abb. 3.4). 
Die Pro-Kopf-Ausgaben für die Teilnehmer an Rehabilitationsmaßnahmen sind für die 
Programmbeurteilung ebenso wichtig wie die Zahl derjenigen, denen diese Rehabilita- 
tionsdienste zugute kommen. Hier lässt sich zwischen zwei Länderkategorien unterschei- 
den (Abb. 3.4): Länder, wo die Ausgaben je Rehabilitationsteilnehmer gegenüber den 
Pro-Kopf-Kosten einer Invaliditätsrente gering sind (Niederlande, Polen, Vereinigtes 
Königreich und Österreich), und Länder, wo die Rehabilitationskosten im Allgemeinen 
zwischen 60% und 100% einer durchschnittlichen Invaliditätsrente liegen. In einigen 
Ländern scheinen die Rehabilitationsaufwendungen in erster Linie deshalb verhältnis- 
mäßig hoch zu sein, weil dort die Invaliditätsrenten relativ gering sind (Australien und 
Portugal). 



Chart 3.4. Too few resources devoted to vocational rehabilitation 

Number of persons in vocational rehabilitation schemes as a proportion of disability benefit inflows," 

percentages, 1999 
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Note: Countries are ranked in decreasing Order of the ratio of people in vocational rehabilitation over benefit inflows. 
a) Contributory disability benefits, except non-contributory disability scheme for Australia and Denmark. 
Source: OECD (2003a). 



Ausbildungs- und Rehabilitationsprogramme werden häufig insofern zu spät ange- 
boten, als frühzeitiges Handeln für eine Wiedereingliederung ins Erwerbsleben von ent- 
scheidender Wichtigkeit sein kann, denn die Aussichten verschlechtern sich, je länger 
eine behinderte Person ohne Beschäftigung bleibt. Oft wird die Teilnahme an beruflichen 
Rehabilitationsprogrammen erst in Erwägung gezogen, wenn sich der Gesundheits- 
zustand des Betreffenden stabilisiert hat, und es kann zuweilen Monate dauern (und 
häufig ein Jahr oder noch länger), bevor er mit den Dienststellen für Rehabilitationshilfe 
in Kontakt kommt. Nur sehr wenige Länder reagieren in dieser Hinsicht früh genug, um 
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effektiv das Risiko zu vermeiden, dass Behinderte langfristig oder für immer aus dem 
Erwerbsleben ausscheiden. Anreize, die eine frühzeitige Rückkehr an den Arbeitsplatz 
bewirken sollen, werden in Deutschland und Schweden eingesetzt, wo die Rehabilitations- 
programme explizit so konzipiert sind, dass sie bereits in der Anfangsphase eines Krank- 
heitsverlaufs in Anspruch genommen werden können. In Deutschland entscheiden die für 
die Rehabilitation zuständigen Stellen (Bundesanstalt für Arbeit, Rentenversicherungs- 
träger, Sozialämter usw.), ob ein berufliches Rehabilitationsverfahren vor, während oder 
nach der medizinischen Wiederherstellung erforderlich ist. Im Falle von Krankheiten mit 
progressivem Verlauf ermöglicht es dieses System z.B. den Betroffenen, ihre Karriere 
schon in einem ganz frühen Stadium auf Tätigkeiten auszurichten, die mit ihrem Gesund- 
heitszustand und ihrer Arbeitsfähigkeit zu vereinbaren sind. In Schweden werden die 
Arbeitgeber direkt in den Rehabilitationsprozess einbezogen, der einsetzen kann, während 
die betreffende Person noch beschäftigt ist, und der als vorbeugende Maßnahme dient, 
bevor der Grad der Arbeitsfähigkeit nicht mehr den Anforderungen der bisherigen 
Arbeitsstelle entspricht. 

Zwar gibt es in allen Ländern speziell auf den Kreis der Behinderten abgestellte 
berufliche Ausbildungs- und Rehabilitationsmaßnahmen, doch weichen die Ansätze sehr 
stark voneinander ab, und über den Effekt dieser Maßnahmen auf die künftige Erwerbs- 
biographie sowie das Wohlbefinden der Leistungsempfänger ist kaum etwas bekannt. Die 
Daten legen indessen den Schluss nahe, dass sich auch die höchsten Pro-Kopf -Ausgaben 
mittelfristig noch auszahlen, soweit aus den berufsbildenden Maßnahmen eine erfolgreiche 
und dauerhafte Arbeitsmarktintegration resultiert. 

Förderung der Beschäftigung durch individuelle Arbeits-ZLeistungspakete 

Von den 20 in OECD (2003a) untersuchten Ländern hat keines eine wirklich zufrieden- 
stellende staatliche Politik zur Wiedereingliederung Behinderter ins Erwerbsleben vorzu- 
weisen. Gleichwohl gibt es Unterschiede im Hinblick auf die jeweils erzielten Ergebnisse. 
Diese Unterschiede sind durch die von den einzelnen Ländern gewählten Optionen bedingt 
und könnten Aufschluss darüber geben, welche Maßnahmen am meisten zu empfehlen sind. 
In dem genannten Bericht wird besonders die Notwendigkeit hervorgehoben, für jeden 
Behinderten ein individuell auf seine Bedürfnisse und Fähigkeiten zugeschnittenes „Paket für 
die Teilnahme am Erwerbsleben" bereitzustellen. Es reicht nicht aus, durch Geldleistungen 
allein den finanziellen Bedürfnissen Behinderter Rechnung zu tragen, denn dies hätte die 
Ausgrenzung vieler Behinderter vom Arbeitsmarkt und zuweilen vom gesellschaftlichen 
Leben ganz allgemein zur Folge. Diese Pakete könnten z.B. folgende Leistungen umfassen: 
Rehabilitation und Berufsausbildung, Hilfestellung bei der Arbeitsuche, die Wahl zwischen 
einer Vielzahl unterschiedlicher Beschäftigungsarten (reguläre Beschäftigung, Teilzeit- 
beschäftigung, geförderte oder geschützte Arbeitsplätze) und Geld- oder Sachleistungen. 
In der Praxis stehen Behinderten vier Arten der Beschäftigungsförderung zur Verfügung 
(zusätzlich zu den beruflichen Rehabilitations- und Ausbildungsmaßnahmen): 

• Beschäftigungsbeihilfen; 

• unterstützte Arbeitsplätze, wobei unter diesem Begriff jede Art der Arbeitgebern 
oder Arbeitnehmern gewährten individuellen Beschäftigungsbeihilfe zu verstehen ist 
(Orientierungshilfe oder Aus- und Weiterbildung); 

• Fortsetzung der Unterstützung durch Deckung invaliditätsbezogener und verwandter 
Kosten, sobald die betroffene Person von der Invaliditätsrente in eine bezahlte Be- 
schäftigung wechselt; 
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• geschützte Arbeitsplätze, d.h. Tätigkeiten, die in einem separaten Umfeld ausgeführt 
werden, so z.B. in einer Behindertenwerkstatt, einer Sozialfirma oder einem vom 
Arbeitsmarkt abgeschirmten Sektor (oder Arbeitsplatz). 

Speziell auf Behinderte zugeschnittene unterstützte und geschützte Arbeitsplätze ha- 
ben ihr Äquivalent in den im ersten Abschnitt dieses Kapitels (Abschnitt 1 .B) aufgeführ- 
ten allgemeineren Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik, und die bei der Evaluie- 
rung dieser Art von Maßnahmen gewonnenen Erkenntnisse sind großenteils auf die Situa- 
tion Behinderter anwendbar. Weniger relevant ist wegen der bleibenden Produktivitäts- 
verluste bestimmter Behindertengruppen ein Teil der zuvor geäußerten Kritik, z.B. in 
Bezug auf Mitnahme- oder Substitutionseffekte. 

Die geschützte Beschäftigung gilt zwar zunehmend als eine ungeeignete Lösung, an 
deren Stelle Initiativen vom Typ unterstützte Arbeit treten sollten, doch ist sie nach wie 
vor die wichtigste Art der Beschäftigung der an Beschäftigungsförderungsprogrammen 
teilnehmenden Behinderten (Tabelle 3.9). Den Behinderten bietet diese Art von Pro- 



Table 3.9. Sheltered employment remains the most common employment 
assistance scheme for disabled persons 

Participation rate and per capita costs of various employment assistance schemes, 1999 



Persons in special employment programmes for disabled 
persons per 1 000 of the total population of working age 



Per capita employment Programme expenditure 
in percentage of per capita disability benefits 





Subsidised 
employment 3 


Supported 
employment 3 


Sheltered 
employment 3 


All 


Subsidised 
employment 3 


Supported 
employment 3 


Sheltered 
employment 3 


All 


Australia 


0.2 


1.6 


1.5 


3.4 


43 


58 


73 


63 


Austria 


3.6 


0.7 


2.7 


7.0 


26 


9 


24 


24 


Belgium 


0.7 


0.0 


2.9 


3.6 


90 




146 


135 


Denmark 


3.0 


0.6 


2.4 


5.9 


62 


98 


44 


58 


France 








9.5 


23 




102 


49 


Germany 


0.2 


0.6 


3.3 


4.1 


128 


54 


78 


78 






Korea 


0.1 


0.0 


0.2 


0.3 


57 


42 


57 


57 


Netherlands 


b 


c 


9.2 


9.2 






184 


184 


Norway 


2.4 


0.5 


4.3 


7.2 


139 


66 


67 


91 






Portugal 


0.1 


X 


0.1 


0.2 


185 




78 


133 






Sweden 


10.8 


0.2 


5.2 


16.2 


120 




164 


135 


Switzerland 


X 


X 


5.6 


5.6 






42 


42 


United Kingdom 


0.5 


0.7 


c 


1.2 


24 


150 




93 


United States 






c 


1.1 




41 




41 


OECD unweighted average ' 








5.2 


80 


65 


83 


78 



. . Data not available. 

x No such programme up to the present. 

a) Three major categories of employment assistance schemes are available to the disabled: employment subsidies; 
supported jobs, the term "supported" referring to any type of individual employment assistance granted to 
employers or employees (guidance or training); sheltered jobs, i.e. that are carried out in a separate environment, 
such as a special Workshop or social enterprise or a sector (or job) that is sheltered from the labour market. 

bj Minor programme, no data available. 

c) Significant programme, no data available. 

d) For above countries only. 
Source: OECD (2003a). 
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gramm die Möglichkeit der Rückkehr in das Erwerbsleben, nicht jedoch die einer wirk- 
lichen Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt. Geschützte Arbeitplätze weisen im All- 
gemeinen Merkmale auf, die zu speziell sind, als dass die dort erworbene Arbeitserfah- 
rung ohne weiteres an einen anderen Arbeitsplatz transferiert werden könnte, wodurch 
der Zugang zum „normalen" oder „wettbewerblichen" Arbeitsmarkt immer schwieriger 
wird. Infolgedessen müssen geschützte Arbeitsplätze genau auf Personen ausgerichtet 
werden, deren Arbeitsfähigkeit auf Dauer stark gemindert ist und für die es sehr 
schwierig wäre, die im wettbewerblichen Sektor geltende „Produktivitätsnorm" zu erfüllen, 
selbst wenn sie bei der Ausübung ihrer Tätigkeit Hilfestellung bekommen. 

Beschäftigungsbeihilfen müssen auf das Publikum abgestellt sein, für das sie bestimmt 
sind. Hierzu bedarf es eines individuellen Ansatzes und einer strengen ärztlichen Über- 
wachung. Einige Länder haben mit entsprechenden Maßnahmen bereits Erfahrungen 
(Tabelle 3.10), und die ersten bereits durchgeführten Evaluierungen sind vielversprechend. 
In Dänemark geht aus einer Qualitätsstudie über Flexjobs (vgl. Europäische Kommission, 
2001) hervor, dass das Programm offenbar sowohl den Arbeitgeber- als auch den Arbeit- 
nehmerinteressen gerecht wird. Trotz dieser positiven Beurteilung wird in der Studie aber 
auf einen negativen Aspekt hingewiesen, nämlich die Möglichkeit eines Stigmatisierungs- 
effekts. Das Flexjob-Vrogrwam befindet sich auf halbem Wege zwischen Sozialschutz und 
Beschäftigung, und einigen fällt es offenbar schwer, den Status einer auf Hilfestellung 
angewiesenen Person zu akzeptieren, und sie ziehen es daher vor, ihre Behinderung nicht zu 
melden. In dieser Hinsicht können unterstützte Arbeitsplätze eine sinnvolle Kompromiss- 
lösung sein, denn sie bieten eine große Auswahl verschiedener Arten der Unterstützung, von 
der psychologischen Betreuung bis hin zur Berufsausbildung. Infolgedessen bieten die ent- 
sprechenden Stellen größere Chancen, tatsächlich für die Akzeptanz einer Behinderung 
im Arbeitsumfeld bei den Arbeitskollegen wie auch bei den Behinderten selbst zu sorgen. 
Wie Tabelle 3.9 verdeutlicht, sind subventionierte Arbeitsplätze jedoch noch nicht sehr 
verbreitet und stehen zu wenigen Behinderten in zu wenigen Ländern zur Verfügung. 
Letzten Endes spielt es keine Rolle, wie gut der vorhandene Politikrahmen ist, denn um 
Behinderten den Zugang zum Arbeitsmarkt zu erleichtern, bedarf es einer grundlegenden 
Veränderung der Verhaltensweisen, vor allem von Seiten der Arbeitgeber (vgl. Kasten 3.6). 
Staatliche Maßnahmen können indessen dazu beitragen, eine negative Einstellung gegen- 
über Behinderten am Arbeitsplatz durch Informationskampagnen, Schaffung von Anreizen 
und sogar durch Einführung von Auflagen zu verändern (vgl. auch Kapitel 4). 

C. Verbesserung der Beschäftigungsaussichten älterer Arbeitnehmer 19 

Die Entwicklung von Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktsituation älterer 
Arbeitnehmer ist unter mehreren Gesichtspunkten wichtig. Erstens wird sich, wie in 
Kapitel 2 ausgeführt, das Altern der Bevölkerung in erheblichem Maße auf die Verfüg- 
barkeit von Arbeitskräften, das Wirtschaftswachstum und die Tragfähigkeit der sozialen 
Sicherungssysteme auswirken, wenn die Erwerbsquote älterer Arbeitnehmer nicht ange- 
hoben wird. Zweitens ist es auch unter dem Gesichtspunkt des Wohlbefindens des Ein- 
zelnen wichtig dafür zu sorgen, dass der Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand 
reibungslos vonstatten geht. In einigen Unternehmen wird auf ältere Arbeitnehmer erheb- 
licher Druck ausgeübt, damit sie bereit sind, Frühverrentungspakete zu akzeptieren. Ganz 
allgemein haben ältere Kräfte zudem unter einer negativen Einschätzung ihrer Vermitt- 
lungsfähigkeit zu leiden. 
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Tabelle 3.10 Geförderte und unterstützte Beschäftigungsverhältnisse: 
Beispiele empfehlenswerter Praxis 

Beschäftigungsbeihilfen: anpassbare, d.h. auf die Arbeitsfähigkeit des Einzelnen zugeschnittene Beihilfen 

Belgien Unternehmen, die Behinderte beschäftigen, haben Anspruch auf Beihilfen als Ausgleich für die 

verminderte Produktivität behinderter Arbeitnehmer. Sie werden durch Tarifverträge (CCT 26, 50% 
der Arbeitskosten) oder regionale Tarifverträge gewährt. Die meisten dieser Beihilfen können ver- 
längert werden und in zeitlich unbegrenzte Leistungen umgewandelt werden. Der antragstellende 
Behinderte muss sich bei der regionalen Invalidenbehörde melden. Die Arbeitsfähigkeit wird ärzt- 
lich geprüft, und externe multidisziplinäre Teams unterbreiten der zuständigen Behörde Empfehlungen 
(die föderale Arbeitsaufsichtsbehörde für CCT 26 bzw. die regionale Verwaltung für andere Beihilfen). 

Dänemark Flexjobs: subventionierte Beschäftigungsverhältnisse für Langzeitbehinderte (bleibende Behinde- 
rung). Je nach der Schwere der Behinderung sowie nach Arbeitsfähigkeit des Behinderten kann die 
Beihilfe ohne Befristung ein Drittel, die Hälfte oder zwei Drittel des Mindestlohns decken. Die 
unterstützten Behinderten müssen eine berufliche Rehabilitationsmaßnahme abgeschlossen haben 
und sind anspruchsberechtigt, wenn die zuständigen Stellen befinden, dass der Betreffende weder 
einer „normalen" Beschäftigung nachgehen noch an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen teilnehmen kann. 
Flexjobs sind zwangsläufig Vollzeitbeschäftigungsverhältnisse und können nicht mit dem Bezug 
von Invaliditätsrenten kombiniert werden. Es wird davon ausgegangen, dass die Zahl verfügbarer 
Flexjobs künftig beträchtlich steigt (von 9 000 im Jahr 2002 auf etwa 40 000) und allmählich an die 
Stelle der Teilinvaliditätsrenten treten wird (die Fähigkeit, einer F/ey'ob-Beschäftigung nachzugehen, 
wird dann zum entscheidenden Kriterium bei der Zuerkennung von Invaliditätsrenten werden). 

Korea Die auf drei Jahre (mit sinkendem Prozentsatz) befristeten Beschäftigungsbeihilfen für behinderte 

Arbeitnehmer wurden 1999 abgeschafft und durch wesentlich großzügigere unbefristete Beihilfen 
ersetzt, die nur für die Uber die Pflichtbeschäftigungsquote hinausgehende Beschäftigtenzahl 
gewährt werden; die Höhe der neuen Beihilfe ist je nach Behinderungsgrad und Geschlecht 
unterschiedlich - der Basissatz liegt bei 100% des Mindestlohns, plus weitere 50% für 
Schwerbehinderte und weitere 25% für weibliche Behinderte. 

Schweden Flexibles Lohnbeihilfeprogramm zur Förderung der Einstellung von Behinderten: Die Beihilfe 
deckt bis zu 80% der Lohnkosten (und durchschnittlich 60%). Die Höhe der Beihilfe kann im 
Zeitverlauf je nach Entwicklung des Gesundheitszustands variieren. Die Überprüfung der 
Anspruchsberechtigung erfolgt auf der Basis eines ärztlichen Attests und der Art der von dem 
Betreffenden auszuübenden Tätigkeit. Die Beihilfe wird für eine Dauer von bis zu vier Jahren 
gewährt und regelmäßig angepasst. Sie kann nach dreijähriger Ausübung einer nicht 
subventionierten Tätigkeit erneut gezahlt werden. 

Beschäftigungsunterstützung: auf den Einzelnen zugeschnitten, zwecks besserer Arbeitsmarktintegration 

Österreich Die Arbeitsassistenz zielt darauf ab, Behinderten den Zugang zum offenen Arbeitsmarkt zu erleich- 
tern und ihnen sicherere Karrieremöglichkeiten zu bieten; die entsprechenden Dienste werden von 
gemeinnützigen Einrichtungen und qualifizierten Sozialarbeitern, Psychologen und anderen Fach- 
leuten erbracht. Die Leistungen werden von den für die Rehabilitationsmaßnahmen zuständigen 
Stellen gefördert; die Förderung erfolgt in fünf Phasen: a) Kontaktaufnahme mit dem Behinderten, 
b) Aufstellung eines Berufs- oder Schulungsplans, c) Informations- und Eingangsphase (die 
Bedürfnisse des Arbeitgebers und des Arbeitnehmers werden miteinander in Einklang gebracht), 
d) begleitende Betreuung (einige Wochen oder Monate lang) und e) bedarfsorientierte Inter- 
ventionen. Zu den Aufgaben der Arbeitsassistenz gehören: Entwicklung von Qualifikationsprofilen, 
Identifizierung und Minimierung von Beschäftigungshindernissen, Suche nach einer geeigneten 
Arbeitsstelle für den Betreffenden, Einführung am Arbeitsplatz, psychologische und soziale 
Betreuung am Arbeitsplatz, Entwicklung persönlicher Arbeitsmethoden und Organisations- 
strukturen, Einrichten von Arbeitshilfen, Herstellung von Kommunikation, Informationsaustausch 
zwischen den Behinderten, ihren Arbeitskollegen und Vorgesetzten, Konflikt- und Krisenmanage- 
ment bei drohendem Arbeitsplatzverlust. 

Dänemark Ein persönlicher Assistent kann eingestellt werden, der den Behinderten bei der Wahrnehmung der 
in einem spezifischen Beschäftigungsverhältnis anfallenden praktischen Aufgaben unterstützt; die 
Dauer dieser Leistung ist unbefristet, und sie kann bei einer Vollzeitbeschäftigung (wöchentlich 
37 Stunden) bis zu 20 Stunden pro Woche in Anspruch genommen werden. Die Beihilfe geht an 
den Arbeitgeber (oder den selbstständig tätigen Behinderten), denn der Assistent hat den Status 
eines regulären Mitarbeiters. Der Assistent muss von dem Behinderten akzeptiert werden. Ähnliche 
Betreuungsleistungen können bei tätigkeitsbezogenen Schulungsmaßnahmen und im Rahmen der 
beruflichen Rehabilitation erbracht werden. 

Deutschland Schwerbehinderte können zusätzliche Unterstützung erhalten, um ihre Qualifikationen und Fähig- 
keiten voll auszuschöpfen und ihre vollständige Integration sicherzustellen (diese Art der Unter- 
stützung gibt es auch für befristete Arbeitsverhältnisse und Teilzeitbeschäftigung mit mindestens 
1 5 Wochenarbeitsstunden). 

Quelle: OECD (2003a), Tabellen A4.5 und A4.6. 
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Kasten 3.6 Die Beschäftigung Behinderter fördern: Einbeziehung der Arbeitgeber 

Zur Förderung der Beschäftigung Behinderter sollten soweit wie möglich die bereits 
bestehenden Beziehungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer genutzt werden, was 
sowohl durch positive Anreize als auch durch gesetzliche Auflagen erfolgen kann. In vielen 
Ländern gibt es Regelungen, die die Arbeitgeber gesetzlich dazu verpflichten, Anstrengun- 
gen zu Gunsten behinderter Mitarbeiter zu unternehmen. In Italien wurden die Arbeitgeber 
vor kurzem verpflichtet, Mitarbeitern nach Eintritt einer Behinderung ihrer vorherigen Tätig- 
keit gleichwertige Aufgaben zuzuweisen oder sie, sofern letzteres nicht möglich ist, bei glei- 
chem Gehalt in einer weniger anspruchsvollen Beschäftigung unterzubringen. Schwedische 
Arbeitgeber müssen desgleichen für eine behindertengerechte Umgestaltung der Arbeits- 
plätze sorgen oder den betroffenen Mitarbeitern, sofern möglich, eine andere Stelle im selben 
Unternehmen zuweisen. In Deutschland besteht für die Arbeitgeber die generelle Verpflich- 
tung, die dauerhafte Beschäftigung Schwerbehinderter zu fördern, und zwar durch die 
Bereitstellung von behindertengerechten, den jeweiligen Qualifikationen und Kompetenzen 
angepassten Arbeitsplätzen, Vorzugsbehandlung beim Anspruch auf innerbetriebliche 
Schulungen und Unterstützung bei externen Weiterbildungsmaßnahmen. Trotz der Möglich- 
keit von Sanktionen im Fall der Nichteinhaltung lassen sich viele dieser Vorschriften in der 
Praxis jedoch nur schwer durchsetzen. Dasselbe gilt auch für Antidiskriminierungsgesetze, 
die häufig durch die Klausel der „unbilligen Härte" unterlaufen werden. Selbst in Ländern, in 
denen Quotenauflagen für die Beschäftigung Behinderter gelten, sind die Bußgelder bei 
Nichteinhaltung häufig so niedrig, dass es vielen Arbeitgebern einfacher erscheint zu zahlen, 
als ihren Verpflichtungen nachzukommen. 

Neben den gesetzlichen Schlupflöchern scheint ein weiterer Grund der relativen Wirkungs- 
losigkeit dieser Maßnahmen darin zu bestehen, dass die Arbeitgeber Unterstützung bei der 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen benötigen. Behindertengerechte Arbeitsplatzanpassungen 
erfordern im Allgemeinen nur geringe finanzielle Investitionen. Wesentlich wichtiger sind 
technische Unterstützung und Orientierungshilfen, u.a. bei der Evaluierung des Problems und 
der Ausarbeitung von Strategien im Rahmen eines Eingliederungsplans. Neuere Pilotprojekte 
zur Unterstützung der Erwerbstätigkeit Behinderter in den Niederlanden, die auf die Anpas- 
sung der Arbeitsplatzanforderungen an die Kapazitäten behinderter Arbeitskräfte abzielen, 
stellen in diesem Zusammenhang ein nachahmenswertes Beispiel dar. Arbeitgeber, die 
Anstrengungen für die (Wieder-)Einstellung behinderter Arbeitskräfte unternehmen, dürfen 
nicht gegenüber Arbeitgebern benachteiligt werden, die diese Mühen scheuen. In einigen 
Fällen wären daher Ausgleichszahlungen für die mit der Beschäftigung Behinderter verbun- 
denen höheren Kosten angebracht. Inwieweit solche Zahlungen gerechtfertigt sind, hängt 
jedoch von den im jeweiligen Land vorhandenen Systemen ab. Wo Quotenregelungen oder 
strenge Antidiskriminierungsgesetze bestehen, sind Ausgleichszahlungen theoretisch z.B. 
unnötig und können sogar im Widerspruch zu den gesetzlichen Bestimmungen stehen. Mit 
besonderen Beschäftigungsschutzbestimmungen für Behinderte kann den Betroffenen ande- 
rerseits nur dann bei der Sicherung bzw. Wiedererlangung ihres Arbeitsplatzes geholfen 
werden, wenn sie durch persönliche Unterstützung ergänzt werden. In den Niederlanden 
wurden negative Erfahrungen mit einer Regelung gemacht, die es Arbeitgebern während 
eines Zeitraums von zwei Jahren untersagte, Mitarbeiter auf Grund von Krankheit zu ent- 
lassen. Angesichts fehlender Maßnahmen zur Förderung der Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt erwies sich diese Regelung als ineffizient, da sie nur in einer Kostenverlage- 
rung und einer Verzögerung des Übergangs der Betroffenen in die Invaliditätsrente resultierte. 
Die Betroffenen bezogen zunächst Krankengeld, ohne dass während dieser Zeit etwas für ihre 
Wiedereingliederung unternommen wurde, und beantragten dann eine Invaliditätsrente. Die 
politischen Entscheidungsträger versuchen diesem Problem seit Mitte der neunziger Jahre 
mit einer Reihe von Reformen zu begegnen. 
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Eine Kombination aus Maßnahmen, mit denen es gelingt, den Anteil der Beschäftig- 
ten älterer Jahrgänge zu erhöhen und die somit das tatsächliche Rentenalter anheben 
würden, könnte zu einer Minderung der wirtschaftlichen und sozialen Folgen der zunehmen- 
den Alterung der Bevölkerung beitragen. Die Beseitigung von Frühverrentungsanreizen 
würde helfen, die Erwerbsquote älterer Arbeitnehmer zu erhöhen. Doch reicht dies offen- 
sichtlich nicht aus, denn gemäß dem größeren Arbeitskräfteangebot müsste sich auch 
der entsprechende Bedarf erhöhen, weil sonst die Arbeitslosigkeit unter älteren Kräften 
zunehmen würde. 

Die Verbesserung des Arbeitskräfteangebots durch Rentenreformen ist mittelfristig 
ein wichtiges Erfordernis ... 

Um der gestiegenen Lebenserwartung durch einen späteren Rentenantritt Rechnung 
zu tragen, prüfen die Regierungen einiger Länder gegenwärtig die Möglichkeit einer 
Heraufsetzung des gesetzlichen Renteneintrittsalters. Das normale gesetzliche Rentenalter 
für den Anspruch auf eine staatliche Rente liegt derzeit in den meisten OECD-Ländern 
bei 65 Jahren. Die wichtigsten Ausnahmen bilden diesbezüglich Frankreich und Korea 
(60 Jahre) und Norwegen (67 Jahre). Die schrittweise Anhebung des Renteneintrittsalters 
für Frauen zur Anpassung an das der Männer ist derzeit in Australien und Deutschland im 
Gange. Diese Initiativen können sowohl auf das Rentenalter von Männern als auch auf 
das der Frauen Auswirkungen haben, da die Entscheidung, in den Ruhestand zu gehen, 
in einem Haushalt meist von Mann und Frau gemeinsam und nicht von jedem separat 
getroffen wird. In anderen Ländern (z.B. Italien, Japan, Korea, Ungarn und Vereinigte 
Staaten) wird derzeit das gesetzliche Rentenalter für Männer und Frauen gleichermaßen 
schrittweise erhöht. Ein anderer Ansatz besteht, wie z.B. in Frankreich und Ungarn, darin, 
die für den Anspruch auf eine Vollrente erforderlichen Beitragszeiten zu verlängern. 

... und der Abbau der Subventionen für die Frühverrentung ist eine dringende 
Notwendigkeit 

Die Effektivität der Rentenreform wird indessen entscheidend von der Frage abhängen, 
ob das Problem der Frühverrentungsanreize gelöst worden ist 20 . Es darf nämlich keines- 
wegs vergessen werden, dass der Rentenbeginn im Schnitt drei bis fünf Jahre vor Erreichen 
des normalen gesetzlichen Renteneintrittsalters erfolgt (Abb. 3.5) 21 . Die Korrelation 
zwischen dem effektiven und dem gesetzlichen Renteneintrittsalter ist überdies schwach 
ausgeprägt, was den Schluss nahe legt, dass der Anhebung des effektiven Rentenalters 
auf das Niveau der Regel altersgrenze hohe Priorität eingeräumt werden sollte. 

Mehrere Länder haben Frühverrentungssysteme, die es ermöglichen, zwei bis fünf 
Jahre vor Erreichen der Regelaltersgrenze in den Ruhestand zu gehen. In vielen Fällen 
wurden diese Systeme in Zeiten von lang anhaltender Rezession und Massenentlassungen 
eingeführt. Durch die Frühverrentung sollte vor allem die Zahl der Arbeitslosen, insbe- 
sondere unter jüngeren Arbeitskräften verringert werden. Studien haben indessen gezeigt, 
dass diese Art von Lösung kontraproduktiv und kostenaufwendig ist (OECD, 2003c) und 
in vielen Ländern die Entstehung einer Frühverrentungskultur gefördert hat. Diesen Trend 
umzukehren, stellt daher in mehreren OECD-Ländern eine große Herausforderung für die 
staatliche Politik dar. In Belgien wird z.B. als Grund für die Nichterwerbstätigkeit von 
29% der Befragten zwischen 50 und 64 Jahren der Ruhestand angegeben, und dieser 
Prozentsatz liegt weit über dem anderer Länder, über die Daten vorliegen, und die Arbeits- 
marktbindung ist bei über 50-Jährigen sehr schwach geworden (vgl. OECD, 2003<f). 
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Chart 3.5. Effective age of retirement: lower than the official age 
in many OECD countries" 
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a) The effective age of retirement refers to the average age at which persons aged 40 and over left the labour force 
during the period 1995-2000. The official age of retirement refers to the earliest age at which workers are entitled 
to a füll old-age public pension. 

Source: OECD estimates. 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



167 



3. Arbeit lohnend gestalten und möglich machen 



Auch andere Wege zum frühzeitigen Rückzug vom Arbeitsmarkt müssen in die Über- 
legungen einbezogen werden. Wie in Kapitel 2 hervorgehoben, werden in mehreren 
Ländern Invaliditätsrenten, Krankengeld und Arbeitslosengeld als Frühverrentungs- 
mechanismen genutzt. Die Reduzierung der verfügbaren Frühverrentungsprogramme 
kann daher zu einer Zunahme anderer Arten des Leistungsbezugs führen (vgl. die Unter- 
suchung der Leistungssubstitution in Kapitel 4). Es bedarf daher eines Gesamtkonzepts. 

Auch ein flexiblerer Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand 
kann hilfreich sein 

Die Anhebung des durchschnittlichen effektiven Renteneintrittsalters ist zwar ein 
erstrebenswertes Ziel, doch muss auch der Tatsache Rechnung getragen werden, dass 
ältere Arbeitnehmer eine sehr heterogene Gruppe bilden. In allen Ländern gibt es je nach 
Qualifikation, Arbeitserfahrung, geographischer Lage und einer Reihe anderer persön- 
licher Faktoren große Unterschiede bei Erwerbsstatus, Verdienst- und Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten sowie der Wahl des Zeitpunkts für den Renteneintritt. Auch die Haus- 
haltssituation älterer Menschen weist in den Ländern eine erhebliche Variationsbreite auf, 
was wiederum Auswirkungen auf ihre Wahl zwischen Erwerbstätigkeit und Ruhestand 
hat. Daher ist es wünschenswert, die Möglichkeiten älterer Arbeitnehmer zu erweitern, 
über den Zeitpunkt ihres Renteneintritts und die Frage, ob er abrupt oder allmählich statt- 
findet, zu entscheiden. Von besonderer Bedeutung ist aber die Frage, wie sich flexiblere 
Zugangswege zum Ruhestand schaffen lassen, ohne das tatsächliche Arbeitskräfteangebot, 
gemessen an der Gesamtzahl der von älteren Kräften geleisteten Arbeitsstunden, zu 
verringern. 

Mehr Spielraum im Hinblick auf die Wahl des Zeitpunkts des Renteneintritts wurden 
in Schweden, der Schweiz und Spanien eingeführt; dabei ist sowohl Frühverrentung als 
auch ein späterer Renteneintritt möglich, in letzterem Fall jedoch bei entsprechender 
Anpassung der Altersrente (wenn auch nicht immer auf streng versicherungsmathemati- 
scher Basis). Hierdurch vermindert sich insofern der Druck auf die Rentenfinanzierung, 
als ein ausgewogeneres Verhältnis zwischen Renten- und Beitragszahlungen hergestellt 
wird. Deutschland, Finnland, Island, Italien, die Niederlande, Norwegen, Schweden und 
die Vereinigten Staaten haben alle diesen Weg eingeschlagen. Australien hat dagegen ein 
Rentenprämiensystem eingeführt, das einen Anreiz bieten soll, den Renteneintritt auf 
einen späteren Zeitpunkt nach Erreichen der Regelaltersgrenze zu verschieben. Ein wich- 
tiges Merkmal dieser Reformen liegt darin, dass sie finanzielle Anreize schaffen, länger 
erwerbstätig zu bleiben. 

Der Ausbau von Möglichkeiten der Arbeitszeitverkürzung ist ein weiterer oft zitier- 
ter Weg, um ältere Menschen dazu zu veranlassen, ihren Renteneintritt auf einen späteren 
Zeitpunkt zu verschieben. Rentensysteme mit schrittweisem Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben wurden in vielen EU-Ländern bereits eingeführt (wegen Einzelheiten vgl. 
Tabelle 3.A1.3 im Anhang). Sie ermöglichen es älteren Arbeitnehmern, die sich dem 
Rentenalter nähern, ihre Arbeitszeit zu verkürzen und eine Art Einkommensstützung zu 
erhalten, die den Lohnausfall kompensiert. Hierbei ist jedoch darauf hinzuweisen, dass 
der Grad der Inanspruchnahme dieser Programme sehr unterschiedlich ist 22 . Der Netto- 
effekt auf die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden ist zudem unklar, und die Finanzierung 
der Subventionierung bringt Mitnahmeeffekte mit sich, denn einerseits kann eine Beihilfe 
die Erwerbsquote und die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden derjenigen erhöhen, die 
sonst in den Ruhestand gegangen wären, sie kann aber andere erst dazu veranlassen, ihre 
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Arbeitszeit zu verkürzen. Programme für ein allmähliches Ausscheiden aus dem Erwerbs- 
leben sollten daher sorgfältig auf bestimmte Zielgruppen ausgerichtet und z.B. auf 
Arbeitnehmer mit schwierigen Arbeitsbedingungen oder Gesundheitsproblemen beschränkt 
werden. Schweden und Spanien haben ihre Teilrentenprogramme im Zuge der jüngsten 
Reformen ihrer Altersrentensysteme abgeschafft. Ihre neuen Systeme bieten hingegen ein 
erhebliches Maß an Flexibilität zur Kombinierung einer Voll- oder Teilzeitbeschäftigung 
mit dem Bezug einer Altersrente (in Form einer Voll- oder Teilrente), jedoch ohne impli- 
zite Subventionierung der Teilzeitarbeit. In Japan haben Arbeitnehmer ab einem Alter 
von 60 Jahren Anspruch auf eine Vollrente (jedoch mit Abschlag von dem Betrag, der bei 
einem Renteneintritt mit 65 Jahren gezahlt würde), wenn sie einer Teilzeitbeschäftigung 
nachgehen, nicht jedoch wenn sie eine Vollzeitbeschäftigung haben 23 . 

Bei den Maßnahmen muss aber auch die Nachfrageseite der Gleichung 

berücksichtigt werden, erstens durch die Reduzierung der Faktoren, 

die die Unternehmen daran hindern, ältere Kräfte weiterzubeschäftigen ... 

Die oben genannten Maßnahmen werden zweifellos dazu beitragen, Negativanreize 
für die Frühverrentung zu reduzieren. Jedoch müssen auch nachfrageseitige Hemmnisse für 
die Weiterbeschäftigung oder Neueinstellung älterer Arbeitskräfte berücksichtigt werden. 
Anlass zu Besorgnis gibt die Tatsache, dass ältere Arbeitnehmer am stärksten von Entlas- 
sungen infolge von Unternehmensumstrukturierungen und Insolvenzen betroffen sind und 
zudem noch die höchsten Hürden überwinden müssen, um einen neuen Arbeitsplatz zu 
finden. Dies veranlasste die belgische Regierung zur Einführung einer Maßnahme, mit der 
Unternehmen, die ältere Arbeitnehmer entlassen, dazu verpflichtet werden, die Kosten für 
Outplacement-Dienste zu tragen, um die Betreffenden so bei der Suche nach einem neuen 
Arbeitsplatz zu unterstützen. Ebenso müssen in Spanien Unternehmen, die ältere Kräfte 
entlassen, dem Sozialversicherungssystem die durch die Entlassung entstehenden Bei- 
tragsausfälle ersetzen. Eine staatliche Politik, die die effektiven Kosten der Entlassung 
älterer Arbeitnehmer erhöht, dürfte jedoch geringere Einstellungsquoten bei älteren Kräften 
zur Folge haben und könnte somit älteren Arbeitsuchenden das Finden einer neuen Stelle 
erschweren. Es muss daher eine Lösung für die Frage gefunden werden, wie ältere Arbeit- 
nehmer am besten vor dem Arbeitsplatzverlust und seinen Folgen zu schützen sind, ohne 
dadurch den Anreiz für die Arbeitgeber zur Einstellung älterer Arbeitsuchender zu mindern. 

Altersbedingte Diskriminierung ist ein weiterer Faktor, der Auswirkungen auf die 
Weiterbeschäftigung älterer Kräfte hat. So ist z.B. die Festlegung eines Rentenpflicht- 
alters, das weit unter der gesetzlichen Altersgrenze für den Anspruch auf eine vollständige 
Altersrente liegt, in Japan wie in Korea gängige Unternehmenspraxis. Viele ältere Arbeit- 
nehmer müssen zudem eine wesentliche Verringerung ihres Einkommens hinnehmen, 
sobald sie das betriebliche Rentenpflichtalter erreicht haben, und sie sind gezwungen, 
innerhalb oder außerhalb des Betriebs die Arbeitsstelle zu wechseln. In Japan ist es nun- 
mehr verboten, das betriebliche Rentenpflichtalter bei unter 60 Jahren festzulegen, wäh- 
rend es in Korea keine derartige Vorschrift gibt 24 . In beiden Ländern wird heftig darüber 
debattiert, ob Unternehmen verpflichtet sein sollten, ihr Rentenpflichtalter heraufzusetzen 
oder es gänzlich abzuschaffen 25 . In den Vereinigten Staaten ist es den Unternehmen 
dagegen untersagt, ein Rentenpflichtalter festzulegen. In der Europäischen Union hat das 
Vereinigte Königreich den umfassendsten Ansatz zur Bekämpfung der altersbedingten 
Diskriminierung, der aber weniger auf gesetzlicher Grundlage, sondern vielmehr auf 
einem freiwilligen Verhaltenskodex basiert. Alle EU-Länder müssen jedoch künftig die 
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EU-Richtlinie zur Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf 
(2000/78/EC) einhalten und bis 2003 Gesetze einführen, die die direkte und indirekte 
Diskriminierung am Arbeitsplatz aus Gründen der sexuellen Ausrichtung, Religion oder 
Weltanschauung und bis 2006 aus Gründen des Alters oder einer Behinderung verbieten. 

In der Regel steigen die Löhne in vielen Ländern mit zunehmendem Alter. Dies ist 
möglicherweise auf die mit wachsender Berufserfahrung einhergehende erhöhte Produk- 
tivität der Arbeitnehmer zurückzuführen. Das altersspezifische Profil der Lohnentwick- 
lung kann aber auch das Ergebnis eines impliziten Vertrags zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer sein. Dabei würden die Löhne mit zunehmendem Dienstalter steigen, um 
das Engagement des Beschäftigten für das Unternehmen zu stärken und seinen Arbeits- 
einsatz zu verbessern, vor allem wenn es für das Unternehmen schwierig ist, die Arbeits- 
leistung zu kontrollieren (Lazear, 1979). In mehreren OECD-Ländern wird die Lohn- 
findung zudem stark durch Tarifvereinbarungen beeinflusst, und auch die Senioritäts- 
entlohnung kann bei den Lohnfestlegungspraktiken eine Rolle spielen. In Spanien z.B. 
enthalten rd. 80% der Tarifvereinbarungen nach wie vor Senioritätsklauseln, selbst wenn 
das Dienstalter seit einigen Jahren eine weniger wichtige Rolle spielt. In Ländern wie 
Korea und Japan sind dienstaltersabhängige Löhne und Gehälter ein tief verwurzelter 
Bestandteil der nationalen Tariflohnpraxis, was zugleich bedeutet, dass es dort für Unter- 
nehmen die Regel ist, ein Rentenpflichtalter unterhalb der gesetzlichen Altersgrenze fest- 
zulegen. Nach Erreichen eines bestimmten Alters kann der Lohn die Grenzproduktivität 
des Beschäftigten übersteigen, und hieraus erklärt sich, dass für den Arbeitgeber ein 
Anreiz besteht, dem Betreffenden einen früheren Renteneintritt nahe zu legen. 

... zweitens durch die Erleichterung der Einstellung älterer Arbeitskräfte 

Im Hinblick auf das Risiko der Arbeitslosigkeit und die Häufigkeit der Langzeit- 
arbeitslosigkeit unter älteren Personen gibt es zwischen den einzelnen Ländern bedeuten- 
de Unterschiede. Im Allgemeinen liegt die Arbeitslosenquote der 50- bis 64-Jährigen auf 
dem Niveau der 25- bis 49- Jährigen oder etwas darunter, während im Hinblick auf die 
Häufigkeit der Langzeitarbeitslosigkeit das Gegenteil der Fall ist. Unklar ist, wie die länder- 
spezifischen Unterschiede in der Struktur der Arbeitslosigkeit zu interpretieren sind. In 
einigen Ländern sind Frühverrentungsprogramme viel stärker verbreitet als in anderen, so 
dass wahrscheinlich ein höherer Prozentsatz der älteren Entlassenen ganz aus dem Erwerbs- 
leben ausscheidet, bevor es zu einer kürzeren oder längeren Arbeitslosigkeit kommt. In 
Ländern, wo sich ältere Arbeitskräfte nicht obligatorisch als aktiv Arbeit suchend melden 
müssen, dürfte die Arbeitslosenquote dieser Personengruppe überdies künstlich unter- 
zeichnet werden. Vereinfacht ausgedrückt ist jedoch allen Ländern eine Tatsache gemein: 
wenn ältere Kräfte ihren Arbeitsplatz verlieren, haben sie besondere Schwierigkeiten, 
eine neue Stelle zu finden. 

Beschäftigungsbeihilfen dienen oft zur Förderung der Erwerbsbeteiligung älterer 
Arbeitnehmer. Maßnahmen zur Schaffung subventionierter Beschäftigungsverhältnisse 
für ältere Kräfte im privaten und öffentlichen Sektor wurden bereits in vielen Ländern 
entwickelt (wegen näherer Einzelheiten vgl. Tabelle 3.A1.4 im Anhang). Wie weiter oben 
ausgeführt, zeigen die Ergebnisse der Evaluierungen in einer Reihe von OECD-Ländern, 
dass es im Zusammenhang mit Lohnsubventionierungsprogrammen wahrscheinlich zu 
erheblichen Mitnahme- und Displacement-Effekten kommt. Auch in Korea hat die 
Beschäftigungsförderungsbeihilfe für ältere Arbeitnehmer offenbar erhebliche Mitnahme- 
effekte zur Folge (Jang, 2000). Ein weiteres Problem besteht darin, dass Beihilfen für 
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ältere Arbeitnehmer generell zu einer Stigmatisierung dieser gesamten Gruppe fuhren und 
die negative Haltung der Arbeitgeber gegenüber der Einstellung und Weiterbeschäftigung 
älterer Kräfte dadurch noch verstärken können. Ein lediglich aus Altersgründen gewährter 
Lohnzuschuss dürfte gegenüber einer Beihilfe, die nur auf ältere Beschäftigte mit geringem 
Lohn oder auf stellensuchende Langzeitarbeitslose abzielt, keine sehr effektive Maßnahme 
sein. So melden einige Arbeitsämter im Hinblick auf das „New-Deal-50-plus "-Programm 
im Vereinigten Königreich trotz einer Reihe positiver Berichte auch Fälle, in denen ältere 
Arbeitnehmer negative Erfahrungen mit diesem Programm gemacht haben (Joseph et al., 
2002). Die Tatsache, dass ältere Kräfte eine sehr heterogene Gruppe bilden, legt zudem den 
Schluss nahe, dass allein auf das Alter abgestellte Maßnahmen recht wirkungslos sein dürften. 

Es sind noch andere Aspekte aktiver Arbeitsmarktpolitik zu berücksichtigen. Ältere 
Arbeitskräfte haben zwar nicht immer ein höheres Arbeitslosigkeitsrisiko als jüngere 
(was z.T. daran liegt, dass sie ganz aus dem Erwerbsleben ausscheiden), doch werden sie 
häufiger langzeitarbeitslos. Wenngleich die Schwierigkeiten älterer Arbeitsloser bei der 
Stellensuche z.T. durch altersbedingte Diskriminierung und allgemein fehlende Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten bedingt sein dürften, ist noch Raum vorhanden, um die Stellen- 
vermittlung für diese Zielgruppe zu verbessern (vgl. hierzu auch Kapitel 4). In einigen 
Ländern sind ältere Arbeitnehmer explizit oder implizit von den Bestimmungen über den 
Anspruch auf Arbeitslosengeld ausgenommen, die verlangen, dass sich der Leistungs- 
empfänger aktiv um eine Arbeitsstelle bemüht, und Anreize und Unterstützung bei der 
Arbeitsuche beschränken sich daher in diesen Ländern auf ein Minimum bzw. sind über- 
haupt nicht vorhanden. „Aktivierungsmaßnahmen", bei denen die Weiterzahlung von 
Arbeitslosengeld entweder an die Annahme eines Stellenangebots oder die Teilnahme an 
Programmen aktiver Arbeitsmarktpolitik gebunden ist, richteten sich meist an jüngere 
Arbeitnehmer. In Spanien wurden in jüngster Zeit auch aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen für ältere Arbeitslose eingeführt. Es könnte ferner notwendig sein, die Pro- 
gramme aktiver Arbeitsmarktpolitik den individuellen Bedürfnissen älterer Arbeitnehmer 
anzupassen. Ältere Stellensuchende können z.B. in Schweden an dem breit gefächerten 
Angebot der entsprechenden Programme teilnehmen und nutzen diese Möglichkeit auch, 
schätzen die Programme aber im Hinblick auf die Verbesserung ihrer Beschäftigungs- 
aussichten offenbar nicht als sehr effektiv ein, ein Urteil, das u.a. durch den hohen Anteil 
Langzeitarbeitsloser unter den älteren Arbeitslosen in Schweden bestätigt wird. 

Ein globales Lebenszykluskonzept zur Wahrung von Vermittlungsfähigkeit 
und Arbeitsmarktbindung 

Die Anhebung des durchschnittlichen Rentenalters ist zwar ein erstrebenswertes 
Ziel, vor allem in den Ländern, wo es gegenwärtig besonders niedrig liegt, doch ist es 
wichtig, der Qualität der Arbeitsplätze Rechnung zu tragen, die ältere Arbeitnehmer 
bekommen könnten, wenn sie länger erwerbstätig bleiben. Da Gesundheitsprobleme mit 
zunehmendem Alter erheblich häufiger auftreten, dürfte die Anpassung des Arbeits- 
umfelds und der Arbeitszeitregelungen für eine längere Erwerbstätigkeit älterer Arbeit- 
nehmer eine entscheidende Rolle spielen. Wie bereits festgestellt wurde (vgl. Tabelle 
3.A1.1 im Anhang), weisen nicht beschäftigte ältere Kräfte zudem häufiger ein geringeres 
Bildungsniveau auf als beschäftigte. In vielen OECD-Ländern hat über die Hälfte der 
Nichtbeschäftigten im Alter von 55 bis 64 Jahren ein geringes Bildungsniveau. Um die 
Vermittlungsfähigkeit älterer Kräfte aufrechtzuerhalten, kommt es entscheidend darauf 
an, dass deren Qualifikationen und Kompetenzen während des ganzen Arbeitslebens den 
Produktivitätsanforderungen der Unternehmen entsprechen. 
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Mehr Ausbildungsmöglichkeiten für ältere Arbeitnehmer sind in dieser Hinsicht ein 
wichtiger Punkt. Speziell auf ältere Kräfte zugeschnittene Initiativen größeren Stils wurden 
hingegen nur relativ selten umgesetzt. Älteren Arbeitskräften Weiterbildungsmöglichkeiten 
zu bieten, wenn sie in einem früheren Stadium ihres Arbeitslebens keine Berufsausbil- 
dung absolvieren konnten, dürfte indessen kaum sehr effektiv sein. Die Arbeitgeber werden 
u.U. zögern, älteren Kräften eine betriebliche Weiterbildung anzubieten, da sie nicht da- 
von ausgehen können, dass diese Beschäftigten lange genug im Unternehmen verweilen 
werden, um einen ausreichenden Ertrag dieser Ausbildungsinvestitionen zu garantieren. 
Ältere Arbeitnehmer werden sich wahrscheinlich scheuen, selbst in eine Fortbildung zu 
investieren, da die existierenden Weiterbildungsprogramme nicht hinreichend auf ihre 
Bedürfnisse zugeschnitten bzw. die Opportunitätskosten der Investition in eine Fort- 
bildungsmaßnahme, gemessen am erwarteten finanziellen Nutzen, zu hoch sind (vgl. 
Kapitel 5). Unter dem Gesichtspunkt eines Lebenszykluskonzepts ist daher der Schluss 
nahe liegend, dass es notwendig ist, Arbeitnehmern nicht erst im Alter von 50 Jahren, 
sondern bereits in einem früheren Stadium ihrer Berufslaufbahn mehr Weiterbildungs- 
möglichkeiten zu geben. 

Eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen mit dem Ziel, gesundheitsspezifische 
Probleme zu reduzieren, kann einen positiven Effekt haben und den Zeitpunkt des Rück- 
zugs vom Arbeitsmarkt hinauszögern sowie die Lebensarbeitszeit älterer Arbeitnehmer 
verlängern. In dieser Hinsicht gibt es nur wenige Initiativen, die in einigen OECD- 
Ländern eingeleitet wurden. Im Jahr 2001 initiierte die schwedische Regierung das 
Elf-Punkte-Programm flir bessere Gesundheit im Arbeitsleben (Ministerium für Gesund- 
heit und Soziales, 2001). Sein Schwerpunkt liegt auf Maßnahmen zur Verbesserung des 
Arbeitsumfelds und Präzisierung der Verantwortlichkeiten des Arbeitgebers sowie 
Maßnahmen für eine schnellere Rückkehr an den Arbeitsplatz nach einer Krankheit. Es 
handelt sich nicht um ein fertiges Paket sofort durchzuführender spezifischer Einzelmaß- 
nahmen, sondern eher um einen Rahmen. Das Programm soll in enger Zusammenarbeit 
mit den Sozialpartnern durchgeführt werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt wurde noch 
nicht mit der Umsetzung begonnen. In Japan können Arbeitgeber, die die betrieblichen 
Einrichtungen und die Ausstattung der Arbeitsplätze verbessern, um die Einstellung von 
Arbeitskräften im Alter von 60 bis 64 Jahren zu erleichtern und dann auch tatsächlich die 
Zahl der Beschäftigten dieser Altersgruppe erhöhen, bzw. Arbeitgeber, die neue Betriebs- 
anlagen schaffen und dort zahlreiche ältere Kräfte beschäftigen, drei bis fünf Jahre lang 
Zuwendungen in Höhe von 250 000 bis 20 Mio. Yen erhalten. Seit dem Jahr 2000 können 
Arbeitgebern zudem zwei Drittel der Kosten erstattet werden, wenn sie für ältere 
Beschäftigte barrierefreie Arbeitsplätze schaffen. Ferner gibt es z.B. für Investitionen in 
Arbeitsplatzumgestaltungsmaßnahmen ein Darlehensprogramm mit Sonderzinssätzen. In 
Korea wird das vorgelegte „Gesetz zur Förderung der Beschäftigung älterer Arbeit- 
nehmer" der Regierung ermöglichen, Unternehmen, die die Arbeitsbedingungen älterer 
Kräfte verbessern, Finanzhilfen zu gewähren, die mit Mitteln aus dem Staatshaushalt oder 
der Arbeitslosenversicherung finanziert werden sollen. 

Schlussfolgerungen 

Arbeit ist in den OECD-Ländern unterschiedlich verteilt, und zu den wichtigsten 
Bevölkerungsgruppen, die am Arbeitsmarkt unterrepräsentiert sind, gehören Frauen ganz 
allgemein, Mütter, darunter vor allem alleinerziehende Mütter, ältere Arbeitskräfte und 
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Behinderte. Um diesen Gruppen den Zutritt oder die Rückkehr zum Arbeitsmarkt zu 
erleichtern, sollte sich Arbeit einerseits lohnen, sie sollte andererseits aber auch verfügbar 
und für Arbeitgeber bezahlbar sein. Regierungen, deren Ziel es ist Arbeit lohnend zu 
gestalten, müssen die Optionen im Hinblick auf finanzielle Anreize und Beihilfen prüfen, 
die sich angesichts der spezifischen Gegebenheiten ihres Landes am besten eignen und 
mit der höchsten Wahrscheinlichkeit Wirkung zeigen dürften. Beschäftigungsabhängige 
Leistungen, wie z.B. Steuergutschriften, können unter den richtigen Bedingungen einen 
wirksamen Anreiz für ein größeres Kräfteangebot bieten und die Beschäftigungssituation 
verbessern, doch ist auch den mit ihnen verfolgten allgemeineren verteilungspolitischen 
Zielen und dem institutionellen Umfeld Rechnung zu tragen. Eine wichtige Rolle spielen 
die Wechselbeziehungen mit dem Mindestlohn, auch im Hinblick auf Beihilfen, die auf 
die Reduzierung der Arbeitskosten für den Arbeitgeber abzielen. Jede Art der Unter- 
stützung muss entsprechend ausgerichtet und in angemessener Weise zeitlich befristet 
sein. Die Erhöhung des Angebots an älteren Arbeitskräften ist möglich, wenn die im 
Rentensystem existierenden Frühverrentungsanreize beseitigt und auch andere Leistungen 
geändert werden, so dass durch sie keine alternativen Frühverrentungspfade gegeben 
sind. Desgleichen sollten auch die Invaliditätsrentensysteme geändert werden, um lang- 
fristige Abhängigkeit zu verhindern und das Interesse für die Aufnahme einer Beschäfti- 
gung zu wecken. 

Diese Reformen müssen zudem durch wirksame Initiativen zur Erhöhung der Nach- 
frage nach diesen Gruppen begleitet werden. Um den einzelnen Gruppen den Zugang zur 
Beschäftigung zu erleichtern, müssen ihre unterschiedlichen Bedürfnisse berücksichtigt 
werden. Ein ausgewogeneres Verhältnis zwischen Arbeits- und Familienleben ist vor 
allem für Eltern von entscheidender Bedeutung, während es für Behinderte individuell 
zugeschnittener Maßnahmen bedarf, vor allem in Form von Rehabilitations- und Aus- 
bildungsprogrammen. Ältere Kräfte benötigen zudem voraussichtlich Umschulungs- 
maßnahmen und flexible Arbeitszeitregelungen. Auch wirksame Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Diskriminierung am Arbeitsplatz sind wichtig. Vor allem muss aber 
anerkannt werden, dass Erwerbstätigkeit für eine Vielzahl von Leistungsempfänger- 
gruppen die solideste und sicherste Grundlage für einen wirksamen Sozialschutz ist. Zur 
Schaffung eines solchen effektiveren Systems der sozialen Sicherung ist ein umfassendes 
Politikkonzept vonnöten. 

Anmerkungen 

1. Eines der erklärten Ziele der britischen Initiative ist es z.B., den negativen Auswirkungen der Armut auf 
Kinder zu begegnen (Brewer, 2000). Dieses Ziel fallt weniger ins Gewicht, wenn die Anspruchskriterien 
auf Einzelpersonen bezogen sind, unabhängig davon, ob der jeweilige Haushalt Kinder zählt oder nicht. 

2. Der Eingangssatz der Einkommensteuer wird bis 2005 auf 15% (gegenüber 25,9% im Jahr 1998) und der 
Spitzensteuersatz auf 42% (gegenüber 53% im Jahr 1998) reduziert. Die Haushalte der untersten Ein- 
kommensgruppe kommen zudem in den Genuss einer deutlichen Erhöhung des Grundfreibetrags. Im 
Rahmen eines besonderen Beschäftigungsprogramms wurden ferner Pilotprojekte des so genannten 
Mainzer Modells mit Wirkung zum 1. März 2002 auf ganz Deutschland ausgedehnt: Damit erhalten 
Geringverdiener einen degressiven Zuschuss zu ihren Sozialversicherungsbeiträgen. Insgesamt wird sich 
das verfügbare Einkommen von Geringverdienern (nach Steuern und Sozialabgaben) merklich erhöhen, 
was sie dazu veranlassen dürfte, eine reguläre Beschäftigung aufzunehmen. 

3. Die Beschäftigungseffekte des WFTC-Programms im Vereinigten Königreich waren nicht ganz so posi- 
tiv. Eine mögliche Erklärung dafür wäre in der Differenziertheit des WFTC zu sehen, da der Anspruch 
auf diese Leistungen mit einem teilweisen Entzug anderer Sozialleistungen verbunden ist. 
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4. Der Bekanntheitsgrad kann bei Transferleistungen eine wichtige Rolle spielen. Es ist nicht damit zu 
rechnen, dass der Einzelne positiv auf eine Maßnahme reagiert, wenn er nicht genau beurteilen kann, 
welchen Nutzen er daraus ziehen kann. Der starke Widerhall in der Öffentlichkeit, den das kanadische 
SSP bei seiner Einführung fand, hat wahrscheinlich zum Erfolg dieses Programms beigetragen 
(Greenwood und Voyer, 2000). Die Teilnehmer erhielten klare, genaue Informationen über den Inhalt 
und das Hauptziel des Projekts, nämlich die Erhöhung der finanziellen Attraktivität einer Erwerbstätig- 
keit. Dieser Aspekt wird gelegentlich außer Acht gelassen. Die US-amerikanischen Steuerzahler haben z.B. 
nur eine ungenaue Vorstellung davon, in welchem Maße sie ihr Einkommen durch Steuergutschriften 
erhöhen können (Hotz und Scholz, 2000). Das im Rahmen der Reform des WFTC im Vereinigten 
Königreich unternommene Experiment, den Arbeitgebern die Verantwortung für die Auszahlung 
der Leistungen gleichzeitig mit den Löhnen zu übertragen, stellt in dieser Hinsicht eine interessante 
Innovation dar. 

5. 2004 soll das Niveau der PPE angehoben werden. Sie dürfte sich dann auf höchstens 7% des steuerlich 
veranlagten Einkommens erhöhen. 

6. Arbeitskräfte, die weniger als 30% des monatlichen Mindestlohns verdienen, haben keinen Anspruch auf 
die PPE, wohingegen die Sozialhilfe (RMI) über diesem Grenzsatz liegt. 

7. Eine in Van Polanen Petel et al. (1999) zitierte Erhebung deutet mit über 90% der Neueinstellungen auf 
noch höhere Mitnahmeeffekte hin. 

8. Diese ergänzende Maßnahme stützte sich nicht auf Belege für einen Rückgang der Lohnmobilität am 
unteren Ende der Lohnskala (Europäische Kommission, 1999). Generell liegen noch keine Beweise für 
die Entstehung von Niedriglohnfallen als Folge einer Beitragsverringerung für die Arbeitgeber vor, was 
jedoch dadurch bedingt ist, dass das Hauptaugenmerk der meisten Evaluierungsstudien bisher auf den 
Beschäftigungseffekten solcher Maßnahmen lag. 

9. Von den Unternehmen wurde erwartet, dass sie den in diesem Rahmen eingestellten Mitarbeitern echte 
Berufsaussichten boten, weshalb sie keinen Anspruch auf weitere Zuschüsse hatten, wenn sie die betrof- 
fenen Arbeitskräfte zu schnell wieder entließen. Bei Evaluierungen dieses Programms wurden dessen 
nachhaltige Effekte auf die Beschäftigung und die Löhne der Betroffenen hervorgehoben (außer bei 
jungen Menschen, vgl. Katz, 1998). 

10. Beschäftigungsabhängige Leistungen bzw. Steuergutschriften und Zuschüsse für Arbeitgeber, die auf das 
untere Ende des Lohnspektrums bzw. auf die Einstellung benachteiligter Gruppen abzielen, sind im Falle 
einer vollkommenen Lohnflexibilität im Prinzip gleichwertig. In der Praxis sind sie jedoch nicht immer 
austauschbar, da die Löhne nicht vollkommen flexibel sind. Bei Vorhandensein von Lohnuntergrenzen 
dürfte es daher mit Blick auf eine Maximierung der Beschäftigungszuwächse vorteilhafter sein, auf die 
Arbeitgeberseite einzuwirken. Darüber hinaus können auch spezifische Aspekte der Lohnfindung eine 
Rolle spielen, da sich u.U. das Problem der Stigmatisierung stellen kann. 

11. In dieser Hinsicht könnte die Einführung von beschäftigungsabhängigen Leistungen den Übergang zu 
einer flexibleren Lohnstruktur mit stärker dezentralisierten Verhandlungsinstitutionen erleichtern. 

12. Hierzu gehören u.a.: ein Rechtsrahmen, der bei der Rückkehr vom Elternurlaub denselben oder einen 
gleichwertigen Arbeitsplatz und Eltern mit Kleinkindern die Möglichkeit einer Arbeitszeitverkürzung ga- 
rantiert (in Schweden im privaten und öffentlichen Sektor, in Dänemark nur für Eltern im öffentlichen 
Dienst) sowie auch Zugang zu stark subventionierten öffentlichen Kinderbetreuungseinrichtungen usw. 

13. Im Falle Deutschlands wurden verschiedene Maßnahmen ergriffen, um den Zugang zu einem langfristi- 
gen Mutterschaftsurlaub zu erleichtern. Ondrich et al. (1996) zeigen, dass Frauen mit viel größerer 
Wahrscheinlichkeit zum Arbeitsplatz zurückkehren, wenn sie zuvor eine starke Bindung an den 
Arbeitsmarkt hatten (bedeutende Arbeitserfahrung und ein Vollzeitbeschäftigungsverhältnis). Des- 
gleichen zeigen Studien, die einen Vergleich zwischen Erwerbsbeteiligungsmustern auf der Basis des 
Bildungsniveaus ermöglichen, dass Frauen mit höherem Bildungsniveau häufiger an den Arbeitsplatz 
zurückkehren (vgl. z.B. Dex et al., 1996, für das Vereinigte Königreich; Gutierrez-Domenech, 2002, für 
Spanien; und Bratti, 2001, für Italien). 

14. So weisen z.B. in Frankreich Frauen, die die Erziehungsbeihilfe für Eltern (APE) in Anspruch nehmen, 
um drei Jahre lang völlig aus dem Erwerbsleben auszuscheiden, ganz spezifische Merkmale auf: „Zwei 
Kategorien von Frauen nehmen die APE in Anspruch: Frauen mit einem hohen Grad an Arbeitsplatz- 
sicherheit und Frauen in zuvor sehr prekären Arbeitsverhältnissen" (Simon, 1999). Diese Art von Maß- 
nahme könnte daher die allgemein zu beobachtende Beschäftigungslücke zwischen qualifizierten und 
weniger qualifizierten Kräften noch vergrößern. 
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15. Die Qualität der verfügbaren Kinderbetreuungseinrichtungen ist ebenfalls ein entscheidender Aspekt, 
den Experten für die frühkindliche Entwicklung bei der Untersuchung der Frage hervorheben, ob die 
Berufstätigkeit der Mutter der Entwicklung eines Kleinkindes schadet. Es gibt relativ wenige Erkenntnisse 
über die Beziehung zwischen der Qualität der Kinderbetreuungseinrichtungen und der Berufstätigkeit 
von Müttern, was z.T. daran liegt, dass sich die Qualität dieser Einrichtungen schwer messen lässt. In der 
Praxis wird hiernach meist erst an letzter Stelle gefragt, nachdem die Probleme der Verfügbarkeit und 
Kosten der Kinderbetreuung gelöst oder zumindest angesprochen wurden (OECD, 2002if). So besitzt 
z.B. Dänemark ein besonders weit entwickeltes Kinderbetreuungssystem mit institutionalisierter Voll- 
zeitbetreuung für Kinder ab dem jüngsten Alter. Es ist heute allgemein üblich, dass Eltern dieses System 
nutzen, und die Uberwältigende Mehrheit der Frauen kehrt nach der Geburt eines Kindes, häufig auf 
Vollzeitbasis, an den Arbeitsplatz zurück. Infolgedessen liegt der Schwerpunkt jetzt in erster Linie auf 
der Qualität der verschiedenen Kinderbetreuungsarten. 

16. Seit 1992 wird die Kombination aus Teilzeitbeschäftigung und Kindererziehung (bis zum 10. Lebensjahr 
des jüngsten Kindes) für den künftigen Rentenanspruch um 50% höher bewertet. Das 2001 eingeführte 
„Teilzeit- und Befristungsgesetz" zielt zudem darauf ab, den Zugang zu Teilzeitbeschäftigungen in allen 
Berufen für Frauen wie auch für Männer zu erleichtern. Die wichtigsten Punkte dieses Gesetzes sind die 
Verbesserung des Schutzes von Teilzeitkräften vor Diskriminierung, mehr Transparenz bezüglich Teil- 
zeitbeschäftigungsmöglichkeiten und die Förderung der Teilzeitarbeit durch eine Erweiterung der Arbeit- 
nehmerrechte. 

17. Der vorgeschlagene Indikator weist Mängel auf, denn er ermöglicht es nicht, zwischen einem relativ 
knappen Angebot an Teilzeitstellen und einer schlechten Verteilung der Teilzeitstellen zu unterscheiden 
(denn unfreiwillige Teilzeitbeschäftigung kann mit einem nicht gedeckten Bedarf an Teilzeitstellen 
koinzidieren). 

18. Die Zahl der Nichterwerbstätigen, die angeben, ihre Beschäftigung aus Gesundheitsgründen aufgegeben 
zu haben, und der Nichterwerbstätigen, die angeben, behindert zu sein, stimmt offenbar nicht überein, es 
ist aber durchaus anzunehmen, dass sich diese beiden Gruppen erheblich überschneiden. 

19. Bezogen auf die vorliegende Untersuchung und soweit es die verfügbaren Daten erlauben, handelt es 
sich bei älteren Arbeitskräften definitionsgemäß um Personen von über 50 Jahren. Dies soll aber nicht 
bedeuten, dass allein diese Altersgrenze darüber entscheidet, wer „älter" ist und wer nicht. Indessen ist 
ein Alter von 50 Jahren in vielen Ländern der Punkt, an dem die Erwerbsquoten zu sinken beginnen. 

20. Die OECD hat zwei Indikatoren für Frühverrentungsanreize im öffentlichen Rentensystem berechnet. 
Beim ersten handelt es sich um die Lohnersatzquote - das Verhältnis der Rente zum letzten Gehalt vor 
Renteneintritt in Prozent: je höher die Lohnersatzquote, desto stärker der Anreiz, in den Ruhestand zu 
gehen. Der zweite Indikator ist die Veränderung des Nettorentenwerts bei Verlängerung des Arbeits- 
lebens um ein Jahr; das Prinzip besteht hier darin, dass sich der Anreiz für einen frühzeitigen Renten- 
eintritt vergrößern würde, wenn die Verlängerung der Erwerbstätigkeit um ein weiteres Jahr mit zusätz- 
lichen Beitragszahlungen verbunden ist, die kaum eine oder gar keine Erhöhung der künftigen Renten- 
bezüge bringen. Die Verwendung dieses Indikators in 15 Ländern hat eindeutig gezeigt, dass es bei dem 
regulären Altersrentensystem Anreize gibt, frühzeitig in den Ruhestand zu gehen, wenn auch nicht vor 
einem Alter von 60 Jahren. Ausnahmen sind Italien (wo der früheste Zeitpunkt 57 Jahre beträgt und die 
Ersatzquote des Renteneinkommens über 50% des früheren Verdienstes liegt) und Australien (wo der 
Einzelne ab 55 Jahre auf seine Pflichteinlagen des Altersvorsorgesparens Zugriff hat). Im Vereinigten 
Königreich und Kanada bestehen auf Grund von betrieblichen Zusatzrentenprogrammen Anreize zur 
Frühverrentung, denn in einigen britischen Unternehmen mit eigenem privatem Rentensystem beträgt 
das Rentenalter - statt des gesetzlichen Rentenalters von 65 Jahren - 60 Jahre. 

21. Nur in den Vereinigten Staaten entspricht das tatsächliche Rentenalter dem derzeit geltenden gesetzlichen 
Renteneintrittsalter (65 Jahre). Dennoch wird die Regelaltersgrenze in den Vereinigten Staaten jetzt 
schrittweise auf 67 Jahre angehoben, und es wird über die Vorteile eines späteren Renteneintritts debattiert. 
Der durchschnittliche Arbeitnehmer in Japan und Korea geht mit 69 bzw. 67 Jahren in den Ruhestand, 
d.h. vier bzw. sieben Jahre nach Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze. Doch dies sind Ausnahmen. 

22. In Belgien entschieden sich beispielsweise im Jahr 2001 nur etwas mehr als 1 000 Arbeitnehmer für eine 
Frührente auf der Basis der halben Regelarbeitszeit. Diese Maßnahme ist relativ komplex und macht die 
Zusammenarbeit mehrerer Akteure erforderlich (Arbeitslosenversicherungsträger, Arbeitgeber, Renten- 
versicherung). Dagegen entschieden sich 2001 rd. 37 000 Personen im Alter von 50 Jahren oder darüber 
für eine Karriereunterbrechung. Auch in Luxemburg ist das Programm sehr komplex und wird sehr 
wenig in Anspruch genommen. 
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23. Ein weiteres Problem ist die Frage, ob ältere Arbeitnehmer oder alle Arbeitnehmer ganz allgemein ein 
Recht auf eine Teilzeitbeschäftigung haben sollten und welche Auswirkungen dies auf die Unter- 
nehmensergebnisse hätte. In Belgien z.B. sind im Rahmen des im Januar 2002 eingeführten „Credit- 
tem/«"-Programms die Arbeitgeber mit zehn oder mehr Beschäftigten verpflichtet, bis zu 5% ihres ge- 
samten Personals die Umwandlung des Arbeitsverhältnisses in eine Teilzeitbeschäftigung zu bewilligen, 
soweit dieser Wunsch besteht. 

24. In Korea wurde das Rentenpflichtalter 2001 von der Hälfte der mittleren bis großen Unternehmen bei 
56 Jahren oder darunter festgesetzt. 

25. Die koreanische Regierung hat den Unternehmen dringend nahe gelegt, das Rentenpflichtalter auf 
60 Jahre anzuheben, dies jedoch nur auf freiwilliger Basis. In Japan wurden die Unternehmen aufgefor- 
dert, es auf 65 Jahre zu erhöhen. 
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ANHANG 1 
Tabellen 3.A1.1 bis 3.A1.4 
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Table 3.A1.1. Non-employment among young women, older workers and disabled 
persons: a low level of education as a common factor 



Percentages 





Women 


ged 25 to 44, 2001 




All persons 


aged 55 to 64, 2001 


Disabled persons aged 25 to 64. 1997 




Share of low 


Share of low 




Share of low 


Share of low 




Share of low 


Share of low 




educated in total educated in total 


Ratio 


educated in total educated in total 


Ratio 


educated in total educated in total Ratio 




non-employed" 


employed" 




non-employed" 


employed" 




non-employed 3 


employed" 


Australia 


52.6 


32.6 


1.6 


66.9 


44.5 


1.5 




Austria 


32.1 


17.5 


1.8 


39.8 


23.5 


1. 7 


43.9 


20.9 2. 1 


















Canada 


22.1 


8.3 


2.7 


40.9 


25.3 


1.6 




Denmark 


32.7 


13.2 


2.5 


38.9 


19.9 


2.0 


52.2 


23.9 2.2 


Finland 


18.9 


8.9 


2.1 


57.5 


39.2 


1.5 


55.0 


29.6 1.9 


France 


44.1 


21.4 


2.1 


59.2 


44.4 


1.3 


69.9 


39.2 1.8 




27.9 


12.3 


2.3 


28.9 


16.8 


1.7 


34.6 


21.2 1.6 


Greece 


43.8 


25.0 


1.7 


71.5 


73.9 


1.0 


80.1 


63.9 1.3 


Hungary 


35.7 


15.3 


2.3 


64.0 


30.4 


2.1 




Iceland 


46.8 


37.1 


1.3 


52.0 


43.1 


1.2 




Ireland 


47.8 


20.5 


2.3 


72.8 


55.5 


1.3 


76.0 


53.6 1.4 


Italy 


57.6 


30.2 


1.9 


82.5 


61.3 


1.3 


89.1 


52.7 1.7 


Japan 


5.7 


4.1 


1.4 


39.8 


35.7 


1.1 




Korea 


14.4 


22.1 


0.7 


68.7 


71.1 


1.0 




Luxembourg 


48.9 


34.9 


1.4 


60.6 


26.7 


2.3 




Mexico 


83.0 


63.7 


1.3 


90.3 


87.6 


1.0 










New Zealand 


30.0 


14.9 


2.0 


51.7 


32.4 


1.6 




Norway 


14.0 


5.4 


2.6 


43.0 


22.0 


2.0 




Poland 


18.1 


7.4 


2.4 


44.8 


33.4 


1.3 




Portugal 


84.3 


66.5 


1.3 


92.8 


90.2 


1.0 


96.4 88.9 1.1 


Slovak Republic 


18.6 


6.0 


3.1 


40.9 


10.1 


4.0 




Sweden 


18.7 


8.3 


2.2 


44.3 


30.3 


1.5 


36.9 


27.0 1.4 


Switzerland 


13.9 


9.5 


1.5 


28.1 


15.0 


1.9 




Turkey 


83.9 


62.7 


1.3 


85.0 


90.0 


0.9 




United Kingdom 


27.3 


8.0 


3.4 


39.6 


22.6 


1.8 




United States' 


20.5 


7.9 


2.6 


24.9 


12.1 


2.1 


39.8 


16.1 2.5 








Standard deviation 


21.7 


17.4 


0.6 


19.7 


24.2 


0.6 


21.6 


22.9 0.4 



. . Data not available. 

a) Low educational attainment corresponds to less than upper secondary degree. 

b) For disabled, data refer to persons aged 20 to 64. 
Source: OECD {2002g); OECD (2003a). 
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Tabelle 3. AI .4 Beschäftigungsbeihilfen für ältere Arbeitnehmer in ausgewählten OECD-Ländern 



Beschreibung der Maßnahme 



Belgien Seit 1996 können Arbeitgeber, die zuvor mindestens sechs Monate lang erwerbslose, über 50 Jahre alte 

Stellensuchende einstellen, im ersten Jahr nach der Einstellung eine 50%ige Ermäßigung ihrer 
Sozialversicherungsbeiträge in Anspruch nehmen mit der Möglichkeit, anschließend auf unbefristete 
Dauer einen um 25% ermäßigten Beitragssatz zu entrichten. 

Dänemark Die FrUhverrentungsbestimmungen wurden gestrafft, und im Zeitraum 2000-2001 hat das Arbeits- 

ministerium für den öffentlichen Sektor ein Pilotprogramm zur Förderung der Beschäftigung von 
Langzeitarbeitslosen ab dem 48. Lebensjahr aufgelegt. Der Arbeitgeber erhält eine Beihilfe in Höhe von 
100 000 dkr, solange die älteren Kräfte in der entsprechenden Organisation beschäftigt bleiben. 

Deutschland Entsprechend den Zielen der Europäischen Beschäftigungsstrategie sind ältere Arbeitnehmer eine 

explizite Zielgruppe des Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (1. Januar 2003). Eine 
Reihe von Maßnahmen richtet sich speziell an diesen Personenkreis. Auf der Angebotsseite wurde für 
Arbeitnehmer über 50 Jahre die so genannte Lohnsicherung für ältere Arbeitnehmer eingeführt. Hierauf 
besteht ein Rechtsanspruch, wobei sich die Lohnsicherung aus zwei Leistungen zusammensetzt: erstens 
aus einem Zuschuss von 50% der „Nettoentgeltdifferenz" zwischen der Beschäftigung vor und nach der 
Arbeitslosigkeit. Dieser Lohnzuschuss ist steuerfrei und nicht beitragspflichtig. Außerdem wird die aus 
dem geringeren Lohn resultierende Verringerung des Altersrentenanspruchs zum Teil durch eine 
Höherversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung kompensiert. Die Versicherungsbeiträge 
werden auf 90% des Bemessungsentgelts angehoben, das auf Grund der vorherigen Arbeitsstelle für die 
Berechnung des Arbeitslosengelds maßgeblich war. Die Leistungen im Rahmen der Lohnsicherung 
werden nur älteren Arbeitslosen gewährt, die noch einen (Rest-)Arbeitslosengeldanspruch von mindestens 
180 Tagen oder, im Falle der von Arbeitslosigkeit bedrohten Kräfte, einen entsprechenden potenziellen 
Anspruch haben. Die Leistungen der Lohnsicherung werden für die Maximaldauer des Arbeitslosen- 
geldanspruchs gewährt. Um zu verhindern, dass die Leistungen Trittbrettfahrern zugute kommen, ist die 
Gewährung in verschiedenen Situationen untersagt. Der letztmögliche Termin für die Inanspruchnahme 
dieser Beihilfe ist der 31. Dezember 2005; die Leistungen können spätestens bis zum 31. August 2008 
ausgezahlt werden. 

Auf der Nachfrageseite erhalten die Arbeitgeber Anreize für die Einstellung älterer Kräfte. Arbeitgeber, 
die Arbeitslose Uber 55 Jahre einstellen, werden von ihrem Beitrag zur Arbeitslosenversicherung (3,25%) 
befreit. Des Weiteren wurden die Flexibilisierungsmaßnahmen im Hinblick auf die Einstellung älterer 
Arbeitnehmer auch auf den Bereich des Arbeitsrechts ausgedehnt. Die im Teilzeit- und Befristungsgesetz 
festgelegte Altersgrenze, ab der ohne Angabe objektiver Gründe und ohne Festsetzung einer maximalen 
Zeitspanne ein befristeter Vertrag abgeschlossen werden kann, wird - zunächst für eine Dauer von vier 
Jahren - von 58 auf 52 Jahre gesenkt. Diese Bestimmung soll die Chancen der Wiedereingliederung 
älterer Arbeitsloser ins Erwerbsleben verbessern. Das Job-AQTIV-Gesetz (1. Januar 2002) hat zudem die 
Weiterbildungsanreize für Beschäftigte Uber 50 Jahre verbessert. Die Kosten ihrer Weiterbildung können 
von der Bundesanstalt für Arbeit übernommen werden. Um hierauf Anspruch zu haben, müssen sie 
zumindest in einem KMU mit mehr als 100 Beschäftigten tätig sein und während der Weiterbildung 
Anspruch auf Lohnfortzahlung haben. 

Finnland Privatunternehmen und Städte können sechs Monate lang Beihilfen in Anspruch nehmen, wenn sie 

Personen im Alter von 55-59 Jahren beschäftigen, die unlängst arbeitslos geworden sind. 

Frankreich Contrat Initiative Emploi (CIE). Die Zielgruppe dieser Beihilfe sind Arbeitslose Uber 50 Jahre. Auch 
andere Personenkreise haben Anspruch, z.B. Langzeitarbeitslose, Sozialhilfeempfänger, Behinderte, 
Alleinerziehende, Geringqualifizierte, arbeitslose Jugendliche und ehemalige Häftlinge. Das 
Unternehmen darf in den zurückliegenden sechs Monaten keine Arbeitskräfte aus wirtschaftlichen 
Gründen entlassen haben sowie keinem zuvor unbefristet Beschäftigten und auch keinem anderen 
Arbeitnehmer kündigen, um einen subventionierten Arbeitsplatz zu besetzen. Die Beihilfe bewirkt die 
Befreiung von den Arbeitgeberbeiträgen zur Sozialversicherung (auch der Beiträge zur Berufsunfall- 
versicherung) für den Anteil an den Löhnen, dessen Höhe dem Mindestlohn entspricht, d.h. rd. 40% der 
Bruttomindestlöhne. Die Beihilfe wird für eine unbefristete Beschäftigung normalerweise 24 Monate lang 
und für ein befristetes Arbeitsverhältnis für dessen Dauer gewährt. Die Beihilfe ist unbefristet bei älteren 
Arbeitnehmern (50-64 Jahre), die zuvor arbeitslos waren oder über ein Jahr lang Sozialhilfe empfingen 
oder behindert sind. 

Griechenland Im Rahmen eines vom griechischen Arbeitsamt durchgeführten Programms können Unternehmen, die 
Arbeitskräfte über 55 Jahre einstellen, 12 Monate lang Beihilfen erhalten. 

Italien Arbeitgeber, die ältere Kräfte einstellen, werden ein Jahr lang von der Entrichtung der 

Sozialversicherungsbeiträge befreit. 

j a p an Die japanische Regierung bietet älteren Arbeitnehmern auf der Grundlage des „Gesetzes für die 

Stabilisierung der Beschäftigung älterer Arbeitnehmer" verschiedene Beihilfeprogramme. Eine Beihilfe 
können Arbeitgeber erhalten, die entweder bereits in ihrem Unternehmen tätige ältere Arbeitnehmer 
weiter beschäftigen oder ältere Kräfte neu einstellen. Die Höhe der Beihilfe für Weiterbeschäftigung 
beträgt 250 000 Yen bis 500 000 Yen. Arbeitgeber, die das in ihrem Betrieb geltende Rentenpflichtalter 
anheben oder ein Weiterbeschäftigungssystem einführen, können für maximal fünf Jahre eine Beihilfe 
von 500 000 Yen bis 3 000 000 Yen erhalten. Die Arbeitgeber, in deren Unternehmen der Anteil 60- bis 
64-jähriger Arbeitnehmer an der Gesamtbelegschaft Uber 15% beträgt, können monatlich 15 000 Yen 
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Tabelle 3.A1 .4 Beschäftigungsbeihilfen für ältere Arbeitnehmer in ausgewählten OECD-Ländern 



Beschreibung der Maßnahme 



Korea 



erhalten. KMU, die über die 15% hinaus weitere 60- bis 64-jährige Kräfte beschäftigen, können für 
maximal fünf Jahre 20 000 Yen erhalten. 

1 ) Prämie zur Förderung der Beschäftigung vieler älterer Arbeitnehmer. Ein Anspruch besteht dann, 
wenn die Zahl älterer Kräfte (ab 55 Jahre) Uber 6% der Unternehmensbelegschaft entspricht. Die Zahl der 
weniger als 13 Tage pro Monat oder weniger als 15 Stunden pro Woche tätigen Kräfte bleibt bei der 
Berechnung des Anteils älterer Kräfte am Personalbestand sowohl im Zähler als auch im Nenner 
unberücksichtigt. Die Beihilfe beträgt pro Quartal 150 000 KRW für jeden zusätzlichen älteren 
Arbeitnehmer Uber dem vorgeschriebenen Anteil von 6%, d.h. rd. 2% der durchschnittlichen 
Monatslöhne, und wird unbefristet gewährt, solange die 6%-Regel eingehalten wird. 

2 ) Prämie zur Förderung der Neueinstellung älterer Arbeitnehmer. Um Anspruch auf diese Beihilfe zu 
haben, muss das Unternehmen eine ältere Kraft (ab 55 Jahre) einstellen, die mindestens seit drei Monaten 
als stellensuchend beim Arbeitsamt gemeldet ist. Das Unternehmen darf im Zeitraum von drei Monaten 
vor und sechs Monaten nach der Beantragung der Beihilfe keinen älteren Arbeitnehmer entlassen. Die 
Höhe der Beihilfe beträgt monatlich 250 000 KRW je Beschäftigten, d.h. 13,9% des durchschnittlichen 
Lohns, und wird sechs Monate lang gewährt. 

3 ) Prämie zur Förderung der Wiederbeschäftigung älterer Arbeitnehmer. Hierauf hat ein Unternehmen 
für jeden ausgeschiedenen Rentner (im Alter von 45 bis 60 Jahren) Anspruch, den es innerhalb eines 
Zeitraums zwischen drei Monaten und zwei Jahren nach dem ursprünglichen Abgang in die Rente wieder 
einstellt. Wie bei der Prämie für Neueinstellungen darf das Unternehmen jedoch in einem Zeitraum von 
drei Monaten vor und sechs Monaten nach der Beantragung der Beihilfe keinen älteren Arbeitnehmer 
entlassen. Die Höhe der Beihilfe beträgt monatlich 300 000 KRW je Beschäftigten, d.h. 16,7% des 
durchschnittlichen Lohns, und wird für eine Maximaldauer von sechs Monaten gewährt. 

Neben dem in Korea bereits existierenden Beihilfeprogramm plant die Regierung die Einführung einer 
weiteren derartigen Maßnahme zur Förderung der Wiederbeschäftigung von Arbeitskräften im Ruhestand 
durch die Änderung des „Gesetzes zur Förderung der Beschäftigung älterer Arbeitnehmer", das die 
Gewährung von Beihilfen an die Arbeitgeber zulässt. Die Regierung plant, aus Mitteln der 
Arbeitslosenversicherung Beihilfen an Arbeitgeber zu finanzieren, wenn diese ältere Arbeitskräfte, die 
bereits eine Altersrente beziehen, erneut einstellen. Diese Beihilfe soll etwa 300 000 KRW betragen und 
für die Dauer von sechs Monaten gewährt werden". 

Finanzielle Anreize sollen die Arbeitgeber dazu bewegen, Arbeitslose über 50 Jahre einzustellen. 
Für ältere Arbeitnehmer gibt es hohe Beschäftigungsbeihilfen (100%), die bis zu zwei Jahre lang in 
Anspruch genommen werden können. Ab 1996 wurden die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung für 
Arbeitgeber, die über 50 Jahre alte Kräfte einstellten, halbiert und bei Einstellung von über 55-Jährigen 
völlig erlassen. Seit 2000 können Arbeitgeber, die Uber 50 Jahre alte Arbeitskräfte einstellen, von den 
Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung befreit werden. Dieser „Bonus" ist eine Seite des österreichischen 
„Bonus-Malus"-Systems, wobei als „Malus" eine Einmalzahlung für die Entlassung von Arbeitnehmern 
über 50 Jahren fällig wird. Die österreichische Regierung hat zudem ein System des gleitenden 
Renteneintritts eingeführt, bei dem mindestens 50% des durch die Arbeitszeitverkürzung bedingten 
Einkommensausfalls erstattet werden. 

„Besondere Beschäftigungsbeihilfen" . Diese im November 2000 eingeführte Beihilfe soll u.a. die 
Arbeitgeber ermutigen, in einem früheren Stadium Personal einzustellen. Die Zielgruppe sind Personen 
über 57 Jahre, die seit mindestens zwei Jahren arbeitslos sind. Die Beihilfe wird dem Arbeitgeber für 
maximal 24 Monate gezahlt und deckt 75% der Lohnkosten bis zu einem Höchstbetrag von 525 skr pro 
Tag, d.h. 10 500 skr pro Monat (etwa die Hälfte des Durchschnittslohns eines Vollzeitbeschäftigten). Im 
Jahr 2001 nahmen lediglich 1 900 Personen an dem Programm teil. 

1997 wurden Maßnahmen in Form reduzierter Sozialversicherungsbeiträge für Unternehmen eingeführt, 
die Arbeitskräfte Uber 45 Jahre einstellen. 

New Deal 50+. Unterstützt werden Personen ab 50 Jahre, die mindestens sechs Monate lang Leistungen 
bezogen haben. Zur finanziellen Unterstützung gehört auch ein steuerfreier Beschäftigungskredit. Diesen 
erhält der ins Erwerbsleben zurückkehrende zusätzlich zu seinem Lohn für eine Dauer von bis zu 52 Wochen. 
„New-Deal"-Programme sind auch anderen Zielgruppen zugänglich, wie z.B. Jugendlichen und Lang- 
zeitarbeitslosen, Behinderten und Alleinerziehenden. Ein New Deal Employer Agreement muss vom 
Unternehmen mit dem örtlichen Arbeitsamt abgeschlossen werden, und das Unternehmen ist verpflichtet, 
yVew-D<?a/-Beschäftigte nach Ablauf der sechsmonatigen Frist weiterzubeschäftigen, soweit sie die 
nötigen Fähigkeiten und ein entsprechendes Engagement unter Beweis gestellt haben. Soll anders 
verfahren werden, so ist dies zuvor mit dem örtlichen Arbeitsamt zu vereinbaren. Das Unternehmen muss 
Afew-Dra/-Beschäftigten den für ihre Tätigkeit üblichen Tarif zahlen, der wiederum mindestens der Höhe 
der erhaltenen Beihilfe entsprechen muss, und das Unternehmen darf keinen anderen Beschäftigten 
entlassen, um eine New-Deal-Kraft einzustellen. Die Beihilfe beträgt 75 £ pro Woche für jeden 
Afew-Z)(?<7/-Vollzeitbeschäftigten (Wochenarbeitszeit von mindestens 30 Stunden) und 50 £ für 
Teilzeitbeschäftigte (Wochenarbeitszeit 16-29 Stunden); die Dauer beträgt sechs Monate. 



Luxemburg 
Österreich 



Schweden 



Spanien 

Vereinigtes 
Königreich 



a) Außerdem wurden zahlreiche ältere Kräfte in nach der Finanzbise von 1997 aufgelegten umfangreichen öffentlichen 
Bauvorhaben beschäftigt, wobei die Daten (für 1999) zeigen, dass über ein Drittel der Teilnehmer über 50 Jahre alt war 
(OECD, 2000). 
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Kapitel 4 



Fördern oder dämpfen Transferleistungen 
die Beschäftigung? Interaktionen 
zwischen passiven und aktiven 
Sozialprogrammen 

In vielen Ländern hat sich der Anteil der Empfänger von Einkommensersatzleistungen an 
der Erwerbsbevölkerung in den neunziger Jahren weiter erhöht, insbesondere bei Alters- 
renten, Invaliditätsrenten, Leistungen für Alleinerziehende und Sozialhilfe. In einigen 
Ländern bezieht die Mehrzahl der Personen, die weder beschäftigt noch in der Aus- 
bildung sind, Einkommensersatzleistungen. Inwieweit können „Aktivierungsstrategien" 
zur Verringerung der Transferabhängigkeit beitragen? Wie lassen sich wichtige Elemente 
solcher Strategien, z.B. intensive Berufsberatung und Sanktionen bei Ablehnung einer 
zumutbaren Arbeit, auf die traditionellen Randgruppen des Arbeitsmarkts anwenden? 
Wandern die Leistungsempfänger bei Verringerung der Abhängigkeit von einer gegebe- 
nen Transferleistung nur in eine andere Transferkategorie ab oder finden sie tatsächlich 
einen Arbeitsplatz? 
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Einleitung 

Während das Hauptaugenmerk in Kapitel 3 den finanziellen Anreizen zur Aufnahme 
bzw. Beibehaltung einer Beschäftigung gilt, wird in diesem Kapitel ein ergänzender 
Ansatz untersucht, bei dem die bestehenden Auflagen für die Arbeitsuche und andere 
„Aktivierungsmaßnahmen" einbezogen werden. In vielen Ländern wird davon ausgegan- 
gen, dass Kurzzeitarbeitslose in erster Linie auf Grund eigener Anstrengungen wieder in 
das Erwerbsleben zurückkehren, wohingegen für die in Kapitel 1 identifizierten schwer 
vermittelbaren Arbeitsuchenden Aktivierungsstrategien von besonderer Bedeutung sind. 

Aktivierungsmaßnahmen zielen traditionell vor allem auf Empfänger von Arbeits- 
losenunterstützungsleistungen ab. Angesichts der tendenziellen Zunahme der Zahl der 
sonstigen Sozialleistungsempfänger wurde in vielen Ländern jedoch der Versuch unter- 
nommen, Aktivierungsstrategien auch auf solche Bevölkerungsgruppen auszudehnen, die 
üblicherweise nicht als Arbeitslose betrachtet werden. Im Rahmen von Aktivierungs- 
maßnahmen wird von Alleinerziehenden und Sozialhilfeempfängern zunehmend verlangt, 
dass sie dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen 1 . Länder mit einer großen Zahl von 
Invaliditätsrentnern versuchen ihrerseits, durch Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt- 
politik auch Angehörige dieser Gruppe ins Erwerbsleben einzugliedern. 

Besondere Aufmerksamkeit gilt in diesem Kapitel zum einen dem Konzept der 
Transferabhängigkeitsquoten, d.h. des Anteils der Empfänger von Einkommensersatz- 
leistungen 2 , und zum anderen Maßnahmen zur Förderung des Übergangs vom Leistungs- 
bezug ins Erwerbsleben. Dabei werden im Wesentlichen folgende Fragen behandelt: 

• Wie stellt sich die Entwicklung der Transferabhängigkeit im Ländervergleich und 
im zeitlichen Verlauf dar? (Abschnitt 1). 

• Was sind „Aktivierungsstrategien"? (Abschnitt 2). 

• Inwieweit können Aktivierungsmaßnahmen dazu beitragen, dass zuvor vom 
Leistungsbezug abhängige Personen eine Beschäftigung auf dem freien Arbeits- 
markt annehmen? Wird die Abschmelzung der Zielgruppe (in erster Linie Arbeits- 
lose, Alleinerziehende und Sozialhilfeempfänger) durch einen Anstieg der Zahl der 
sonstigen Leistungsempfänger ausgeglichen (z.B. Früh- oder Invaliditätsrentner)? 
Welchen Einfluss haben Aktivierungsstrategien auf die künftigen Beschäftigungs- 
zahlen und Verdienststrukturen? (Abschnitt 3). 

Wichtigste Ergebnisse 

• In einigen Ländern erhält die Mehrzahl der Nichterwerbstätigen im Erwerbsalter 
Einkommensersatzleistungen. In manchen Ländern ist mittlerweile eine Situation 
erreicht, in der der größte Teil der potentiellen Erwerbspersonen, die weder berufs- 
tätig noch in Ausbildung begriffen sind, durch Einkommensersatzleistungen unter- 
stützt wird. Unter diesen Bedingungen dürfte es schwierig sein, die Beschäftigung 
wesentlich zu erhöhen, ohne zugleich den Leistungsbezug zu verringern. 
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• Aus den meisten Ländern wird ein steigender Trend der Transferabhängigkeit ver- 
zeichnet. Im Durchschnitt der OECD-Länder, für die entsprechende Daten vorliegen, 
war in den achtziger Jahren ein drastischer und in den neunziger Jahren ein etwas 
schwächerer Anstieg des Anteils der Transferleistungsempfänger im Erwerbsalter zu 
beobachten. Die Entwicklung verläuft nach wie vor uneinheitlich, und es gibt nur 
wenig Anzeichen für eine Konvergenz der Leistungsempfängerquoten innerhalb 
Europas bzw. des gesamten OECD-Raums. 

• Durch Aktivierungsmaßnahmen können Personen aus der Transferabhängigkeit 
herausgeführt werden. Derartige Strategien, die die Leistungsempfänger zwingen, 
sich intensiv auf die Aufnahme einer Beschäftigung vorzubereiten und nach einer 
Stelle zu suchen, können die steigende Tendenz der Transferabhängigkeitsquoten 
zum Stillstand bringen und sie umkehren. In den neunziger Jahren wurde in mehreren 
Ländern eine Abnahme der Zahl der Leistungsempfänger verzeichnet, denen die 
Aktivierungsstrategien galten. Diese Abnahme ist offenbar im Wesentlichen struktu- 
reller Art, beschränkte sich also nicht auf konjunkturelle Aufschwungphasen. 

• Die Kriterien für den Leistungsanspruch spielen bei Aktivierungsmaßnahmen eine 
wichtige Rolle. Bei den Frühverrentungsleistungen sowie häufig bei Invaliditäts- 
renten und zuweilen auch bei Leistungen für Alleinerziehende ist die Verfügbarkeit 
für den Arbeitsmarkt nicht Voraussetzung für den Leistungsbezug. In diesem Fall ist 
es aber möglich, eine Reihe von Arbeitsvermittlungsdiensten anzubieten und die 
Teilnahme an bestimmten arbeitsrelevanten Aktivitäten vorzuschreiben, wie z.B. an 
Gesprächen, bei denen Beschäftigungsmöglichkeiten erörtert und Arbeitsvermittlungs- 
dienste angeboten werden. Eine weitreichende Teilnahmepflicht an arbeitsrelevanten 
Aktivitäten macht jedoch wenig Sinn, wenn nicht zugleich die Pflicht zur Aufnahme 
einer Beschäftigung besteht, sofern sich eine Chance dazu bietet. Grundsätzlich sollte 
für alle als arbeitsfähig betrachteten Leistungsempfänger die Verfügbarkeit für den 
Arbeitsmarkt zu einer klaren Auflage gemacht werden. 

• Staatliche Leistungen müssen an die Bereitschaft zur Arbeitsaufnahme und Weiter- 
bildung geknüpft werden (workfare und training-fare). Die Pflicht zur Teilnahme an 
Beschäftigungs- und Weiterbildungsprogrammen ist häufig ein wichtiger Bestand- 
teil von Aktivierungsstrategien, vor allem in Ländern mit hohen Lohnersatzquoten. 
Durch diese Pflicht kann die Höchstdauer des „passiven" Leistungsbezugs begrenzt 
und zugleich das Einkommen von Einzelpersonen oder Familien gesichert werden, 
die die erforderlichen Bedingungen erfüllen. 

• Es besteht das Risiko von Substitutionseffekten zwischen verschiedenen Transfer- 
kategorien. Ein Rückgang der Zahl der Leistungsempfänger innerhalb der Zielgruppe 
einer Aktivierungsmaßnahme kann mit einem Anstieg der Empfängerzahlen bei 
anderen Leistungen einhergehen. Wenn es auch viele Beispiele für derartige Substi- 
tutionseffekte gibt, existieren doch auch Mechanismen, die die entgegengesetzte 
Wirkung haben. Werden beispielsweise Erfolge bei der Senkung der Arbeitslosig- 
keit erzielt, wirft die Verschärfung der Kriterien für die Frühverrentung oder den 
Bezug von Invaliditätsrenten weniger Probleme auf. Wenngleich in Einzelfällen ein 
Rückgang der Empfängerquoten bei den Zielgruppen von Aktivierungsmaßnahmen 
durch steigende Leistungsempfängerquoten bei anderen - „inaktiven" - Leistungen 
ausgeglichen wurden, so gibt es doch keine eindeutigen Belege dafür, dass dies 
systematisch geschieht. 
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• Aktivierungsmaßnahmen können Auswirkungen auf die Beschäftigung haben. Maß- 
nahmen zur Verschärfung der Kriterien für den Leistungsanspruch bei gleichzeitiger 
Anwendung von Aktivierungsgrundsätzen können zur Verringerung der Zahl der 
Leistungsempfänger und zur Steigerung der Beschäftigung beitragen. Jedoch treten 
nicht alle Personen, die aus dem Leistungsbezug ausscheiden, ins Erwerbsleben ein. 
Das zeigt, wie wichtig es ist, das Hauptaugenmerk auf die Beschäftigung und die 
Produktivitätssteigerung der Arbeitskräfte zu richten und zugleich das Leistungs- 
niveau auf einem hinreichenden Niveau zu halten, um zu verhindern, dass die 
Reaktion auf die Aktivierungsmaßnahmen in einem Rückzug aus dem Arbeitsmarkt 
besteht. Die nordischen Länder, in denen großes Gewicht auf Aktivierungsmaßnah- 
men gelegt wird, weisen sowohl relativ hohe Beschäftigungsquoten als auch hohe 
Leistungsniveaus auf. 

• Aktivierungsstrategien können zur Verringerung der Armutsquoten beitragen. In 
einigen Fällen resultieren Maßnahmen zur Beschleunigung des Abgangs aus der 
Arbeitslosigkeit auch in geringeren Durchschnittsverdiensten bei der Wieder- 
aufnahme einer Beschäftigung. Dennoch dürften selbst bescheidene Verdienst- und 
Karriereaussichten der Erosion der beruflichen Qualifikationen vorzuziehen sein, 
mit der bei langer Arbeitslosigkeit zu rechnen ist, zumal sich bei hohen Beschäfti- 
gungsquoten auch die Armut reduziert. Darüber hinaus legen einschlägige Unter- 
suchungen den Schluss nahe, dass intensive Beschäftigungsberatung die Verdienst- 
möglichkeiten verbessern kann. Aus den Erfahrungen einiger europäischer Länder 
lässt sich schließen, dass Aktivierungsstrategien mit niedrigen Armutsquoten ein- 
hergehen können, und in den Vereinigten Staaten haben sich die Armutsindikatoren 
sowie andere Indikatoren für die sozialen Bedingungen Alleinerziehender und ihrer 
Kinder im Zuge der Reform des Wohlfahrtssystems tendenziell verbessert. 

• Leistungsansprüche haben lang anhaltende Auswirkungen, denen bei Aktivierungs- 
strategien Rechnung getragen werden muss. Beispiele aus der Vergangenheit haben 
gezeigt, dass sich die Zunahme der Zahl der Leistungsempfänger nach der Einfüh- 
rung neuer bzw. signifikant großzügigerer Leistungen relativ lange fortsetzt. Die 
Auswirkungen von Aktivierungsstrategien in Bezug auf die Umkehrung solcher 
Wachstumstrends werden daher wahrscheinlich ebenfalls erst nach relativ langer 
Zeit voll zum Tragen kommen. 

• Durch Aktivierungsmaßnahmen allein können nicht alle Arbeitsmarktprobleme 
gelöst werden. Am wirksamsten sind Aktivierungsstrategien auf gut funktionieren- 
den Arbeitsmärkten. Ohne günstige Rahmenbedingungen, die mit zu positiven 
Ergebnissen beitragen, droht derartigen Aktivierungsstrategien die politische Unter- 
stützung entzogen zu werden. 



1. Trends bei der Transferabhängigkeit 

Nicht alle Empfänger von Leistungen des Sozialschutzes können oder sollten arbeiten. 
Die Gruppe der Leistungsempfänger ist sehr heterogen. Einige von ihnen wollen u.U. 
arbeiten bzw. können „aktiviert" werden, wohingegen andere wahrscheinlich nicht in den 
Arbeitsmarkt eingegliedert werden können. Zur Beurteilung des potentiellen Arbeitskräfte- 
angebots, das möglicherweise durch Einschränkungen der Leistungsansprüche und Aktivie- 
rungsmaßnahmen mobilisiert werden kann, werden in diesem Abschnitt die Verlaufsmuster 
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der Transferabhängigkeitsquoten untersucht, d.h. des Anteils der Personen im Erwerbs- 
alter, die staatliche Einkommensersatzleistungen erhalten. Dazu wird zwischen acht 
großen Kategorien von Sozialschutzleistungen unterschieden, und zwar Altersrenten, 
Hinterbliebenenrenten (Verwitweten- und Waisenrenten), Krankengeld, Invaliditäts- 
renten, Mutterschafts- und Elterngeld, Pflegegeld (Leistungen für Personen, die Invalide 
pflegen), Leistungen im Fall von Arbeitsmarkturlaub (für befristete Sabbatzeiten ohne 
sonstige Auflagen), Arbeitslosenunterstützung, Leistungen für Alleinerziehende und all- 
gemeine Sozialhilfe. Die im Folgenden vorgestellten Daten zur Transferabhängigkeit 
werden in Anhang 1 eingehender erläutert. 

Das übergeordnete Ziel dieser Leistungen ist die Sicherung des Lebensunterhalts für 
vorübergehend oder dauerhaft erwerbsunfähige Personen. Die Einzelziele gehen jedoch 
häufig über die Bereitstellung eines Mindesteinkommens hinaus. So geht es beispielsweise 
darum, an die vorherigen Arbeitsentgelte geknüpfte Leistungen zur Verfügung zu stellen, 
Opfer von Arbeitsunfällen im Rahmen der Haftpflicht des Arbeitgebers zu entschädigen, 
eine Beurlaubung zur Pflege von Kindern oder anderen unterhaltsberechtigten Familien- 
mitgliedern zu ermöglichen (Elternurlaub) und die Anpassung an die Erfordernisse des 
Arbeitsmarkts sowie die makroökonomische Stabilisierung zu fördern, wie dies bei kurz- 
fristigen Leistungen der Arbeitslosenversicherung der Fall ist. Die Förderung von Teil- 
zeitarbeit sowie von Zeit- und Saisonarbeit im Rahmen regulärer statt informeller 
Beschäftigungsverhältnisse kann dabei als weiteres Ziel hinzukommen. 

A. Analyse der Leistungsempfängerquoten 

Bei der Transferabhängigkeit bestehen erhebliche Unterschiede zwischen 
den Ländern 

Wie in Tabelle 4.1 aufgezeigt, sind zwischen den 16 Ländern, für die Schätzungen 
angestellt wurden, erhebliche Unterschiede in Bezug auf den Anteil der Leistungs- 
empfänger an der Erwerbsbevölkerung (Bevölkerung im Alter von 15 bis 64 Jahren) zu 
beobachten. Im Jahr 1999 schwankten die Leistungsempfängerquoten zwischen 11% in 
Japan und Spanien, 23% bzw. 24% in Belgien und Frankreich sowie 38% in der Slowaki- 
schen Republik. In Tabelle 4.A1.1 sind diese Zahlen nach Leistungskategorien aufge- 
schlüsselt. Die größten Untergruppen bildeten 1999 die Invaliditätsrenten (4,6% der Erwerbs- 
bevölkerung), die Arbeitslosenunterstützung (4,1%) und die Altersrenten (3,6% bezogen 
auf die Zahl der Personen unter 65 Jahren). Die Zahl der Empfänger von Leistungen für 
Alleinerziehende sowie allgemeiner Sozialhilfe (2,4%), Krankengeld (2,0%) und Hinter- 
bliebenenrenten (1,3%) belief sich jeweils auf die Hälfte bzw. ein Drittel der Zahl der 
Empfänger der drei großen erstgenannten Leistungskategorien. Der Anteil der Empfänger von 
Mutterschafts- oder Elterngeld (0,8%), Pflegegeld oder Beihilfen im Fall von Arbeits- 
markturlaub (0,2%) war hingegen wesentlich geringer. Der Anteil der Empfänger von Arbeits- 
losenunterstützung und Invaliditätsrenten variiert stark im Ländervergleich, ist jedoch in 
allen Ländern sehr groß und bestätigt mithin, dass es sich hierbei um zwei der wichtigsten 
Transferkategorien handelt. Die Verteilung der Leistungsempfängerquoten auf die übrigen 
Transferleistungen stellt sich in den einzelnen Ländern sehr unterschiedlich dar. In den 
letzten Jahren waren die größten Unterschiede in Bezug auf den Anteil der Altersrenten- 
empfänger festzustellen, der in drei Ländern unter 1 % und in vier anderen Ländern über 
7% lag, was auf große Disparitäten bei der Bereitstellung von Vorruhestandsrenten sowie 
das in manchen Ländern unter 65 Jahren liegende Regelrentenalter zurückzuführen ist. 
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Table 4.1 Employment rates and benefit dependency rates 
in the working-age population," 1980 to 1999 

Percentages 





Employment rates 
(full-time equivalent' 


b 


Benefit dependency rates c 


No benefit, no work 




1980 


1990 


1999 


1980 


1990 


1999 


1980 


1990 


1999 




Australia 


57.5 


57.9 


56.4 


13.0 


13.7 


17.5 


29.5 


28.4 


26.1 




Austria 


60.2 


61.8 


64.0 


15.5 


18.0 


21.5 


24.3 


20.2 


14.5 


























Canada 


60.2 


63.2 


62.6 


13.4 


19.9 


18.0 


26.4 


16.9 


19.3 




Denmark 


65.7 


67.3 


69.7 


20.1 


23.2 


23.1 


14.1 


9.5 


7.2 




France 


60.8 


56.3 


55.5 


13.9 


20.2 


24.2 


25.3 


23.5 


20.4 




Ireland 


52.4 


49.3 


56.3 


12.4 


18.9 


19.3 


35.2 


31.8 


24.4 




Japan 


61 .6 


62.0 


60.6 


8.8 


10.0 


11.4 


29.6 


28.0 


28.0 




Netherlands 


48.5 


51 .1 


58.2 


15.9 


19.9 


17.8 


35.6 


29.0 


24.0 




New Zealand 


57.9 


58.9 


59.9 


6.6 


15.6 


16.8 


35.5 


25.4 


23.2 




Slovak Republic 






57.7 


19.6 


24.8 


38.2 


4.2 














Sweden 


68.7 


72.0 


66.2 


16.1 


17.0 


20.0 


15.2 


11.0 


13.8 




United Kingdom 


62.2 


62.4 


60.7 


15.2 


18.5 


18.9 


22.7 


19.1 


20.4 




United States 


60.0 


65.2 


67.0 


16.8 


15.6 


13.7 


23.2 


19.2 


19.3 




Averages for: 












EU countries above 


58.1 


57.9 


59.4 


15.0 


19.1 


20.2 


26.9 


23.1 


20.4 




All countries above'' 


58.6 


59.1 


60.0 


13.9 


17.7 


18.6 


27.5 


23.2 


21.3 





a) Population aged 15 to 64. Includes estimates for age 15 in countries where the labour force survey relates to ages 
16 to 64. 



b) Employment is measured in full-time equivalents. The distribution of hours worked for all employed persons is 
used to estimate the ratio of the average weekly hours of part-time workers, defined as those working less than 
30 usual hours per week, and full-time workers. This ratio is applied to convert part-time employment to a full- 
time equivalent basis. In Austria and Sweden, the part-time employment share based on the national definition 
is used for 1980 and 1990. In Belgium, Denmark, France, Germany, Netherlands, Spain and the United Kingdom, 
the part-time employment share in 1980 is assumed to be the same as in 1983. For Austria, Belgium, Denmark and 
the United Kingdom, employment among persons of working age in 1980 (and also 1990 for Austria) was 
estimated by splicing with data for employment of all ages. 

c) See text and Annex 1 for definitions. 

d) Except Slovak Republic. 

Source: For benefit dependency rates, NEI-SZW database (see Annex 1 for details), partially revised and augmented by 
OECD; for employment, OECD database on Labour Force Statistics. . 



Die aggregierten Transferabhängigkeitsquoten können den ebenfalls in Vollzeit- 
äquivalenten ausgedrückten Beschäftigungs- und Bildungsbeteiligungsquoten gegenüber- 
gestellt werden (Abb. 4.1) (vgl. Kasten 4.1 wegen einer Erörterung der technischen Probleme 
dieses Vergleichs). In den EU-Ländern, für die Daten vorliegen, bezieht außer in den 
Niederlanden und Spanien die Mehrzahl der Personen, die weder beschäftigt sind (abzüg- 
lich Krankenfehlzeiten o.Ä.) noch eine Bildungseinrichtung besuchen, Transferleistungen. 
In sechs EU-Ländern entspricht die Transferabhängigkeit unter der Erwerbsbevölkerung 
rund einem Drittel der Beschäftigung (abzüglich Krankenfehlzeiten o.Ä.), in Belgien, 
Deutschland, Frankreich und der Slowakischen Republik ist sie jedoch noch höher. In 
Spanien, Japan und den Vereinigten Staaten beträgt das Verhältnis zwischen Transfer- 
abhängigkeit und Beschäftigung ungefähr ein Fünftel, während es in Australien, Kanada 
und Neuseeland dazwischen angesiedelt ist. 
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Chart 4.1. In some countries, most non-employed adults receive a benefit 

Percentages of working-age population," 1999 

MM Absent from work owing to sickness and related reasons* Education participation rate c 

I I Employment rates, net of absence from work owing I I Benefit dependency rate 

to sickness and related reasons 1 * | — | other 
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Note: Countries are ordered by decreasing employment rate net of absence from work owing to sickness and related 
reasons. All variables are measured in full-time equivalents. Full-time employed students are counted as employed, not 
students. 

a) Population aged 15 to 64. Includes estimates for age 15 in countries where the labour force survey relates to ages 
16 to 64. Armed forces and the institutional population are excluded from both employment and population in 
certain countries. 

b) For EU countries, share of the working-age population that is employed, but absent from work because of 
sickness/disablility, maternity, short-time working (slack work) and bad weather reasons during the survey 
reference week, with part-week absences are converted to full-time equivalents using a weight of 0.5. For 
Australia, data based on average daily absence from work on sick leave in September 1999 (ABS data cited at 
www.injurynet.com. au/resource/Art\c\e_Absence.pdf). For Canada, data based on total workdays lost in 2000 (Labour 
Force Survey data cited at www.hrmguide.net/canada/general.absences_2001.htm). For Japan, Secretariat estimate 
based on comparative recipiency of public sickness benefits. For the United States, data based on absence from 
work because of illlness/ilnjury/medical problems, maternity/paternity leave or bad weather reasons (Secretariat 
estimates based on CPS data). 

c) The incidence of Student Status within the working-age population is calculated on a full-time equivalent basis, 
using a weight of one for students who are inactive in the labour market, 0.5 for those who are unemployed or 
working part-time, and zero for those who are working full-time. 15-year-olds are assumed to be students where 
relevant (see note a). 

d) The distribution of hours worked for all employed persons is used to estimate the ratio of the average weekly 
hours of part-time workers, defined as those working less than 30 usual hours per week, to those of full-time 
workers. This ratio is applied to convert part-time employment to a full-time equivalent basis. 

e) For Slovak Republic, "other" is negative (shown in white) and this part of the bar represents benefit dependency 
double-counted with one of the other variables. 

Source: For benefit dependency rates, NEI-SZW database, partially revised and augmented by OECD (see text for 
details); for employment and population, OECD database on Labour Force Statistics; for data on absence for sickness 
and other reasons, European Community Labour Force Survey data and sources as cited in noteb); for education 
participation rates, Secretariat database on labour market Status by educational participation (Employment 
Outlook 2002, Chapter 1, provides some further tabulations from this database). 



In Abbildung 4.2 sind einerseits die Beschäftigungs- bzw. Bildungsbeteiligungsquoten 
und andererseits die Transferabhängigkeitsquoten dargestellt, jeweils in Vollzeitäquivalenten. 
Zwischen ersteren und letzteren besteht keine einfache, sondern vielmehr eine zweifache 
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Chart 4.2. Employment and benefit dependency: a complex link 

Percentages of working-age population, 1999 
Employed (excl. sickness) or participating in education 
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Benefit dependency rates 

a) The 100% line shows points where employment (excluding absences due to sickness, maternity and slack work), 
Student participation, and benefit dependency on a full-time equivalent basis sum to 100% of the working-age 
population. 

Source: See Chart 4.1. 



Korrelation. Die Summe von Beschäftigungs- und Bildungsteilnehmern sowie Leistungs- 
empfängern liegt außer in der Slowakischen Republik bei unter 100% 3 . Sofern Einkom- 
mensersatzleistungen nicht, wie dies vielfach geschieht, auch an Personen gezahlt 
werden, die eine Beschäftigung haben oder sich in der Ausbildung befinden, dürfte in den 
Ländern, in denen die Summe nahe bei 100% liegt - wie z.B. in Dänemark, Frankreich, 
Österreich, Schweden und den Vereinigten Staaten -, in der Regel ein negativer Trade-off 
zwischen den Beschäftigungsquoten und dem Grad der Transferabhängigkeit bestehen. 
Betrachtet man hingegen Länder, in denen der Umfang der „Restkategorie" von Personen, 
die weder beschäftigt sind noch eine Bildungseinrichtung besuchen noch Transferleistun- 
gen beziehen, unterschiedlich ist, und vergleicht man z.B. Spanien oder die Niederlande 
mit Frankreich oder Schweden, so existiert kein negativer Zusammenhang zwischen 
Beschäftigung und Transferabhängigkeit. 

Trotz fehlender Daten ist anzunehmen, dass die Verteilungsmuster in den anderen 
nordischen Ländern (Finnland und Norwegen) ähnlich sind wie in Dänemark und Schweden. 
Desgleichen ist die Situation in Griechenland und Italien wahrscheinlich ähnlich wie in 
Spanien (für Portugal dürfte dies weniger gelten, da die Beschäftigungsquote dort relativ 
hoch ist). In der Türkei, Korea und Mexiko sind die Leistungsempfängerquoten zweifels- 
ohne niedrig, was im Fall der Türkei mit einer hohen und im Fall von Korea und Mexiko 
mit einer mittleren Beschäftigungsquote einhergeht. 

Die „Restkategorie" setzt sich hauptsächlich aus Personen zusammen, die vom 
Einkommen des Ehegatten oder eines anderen Familienmitglieds abhängig sind, d.h. 
Hausfrauen und junge Erwachsene. In Japan, den Niederlanden und dem Vereinigten 
Königreich ist die Teilzeitarbeit unter Frauen besonders weit verbreitet, was mit für den 
vergleichsweise hohen Anteil der Restkategorie verantwortlich ist, da diese Beschäftigungs- 
form nur selten mit dem Bezug von Leistungen kombiniert ist. In Spanien und wahrschein- 
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Kasten 4. 1 Aggregierte Transferabhängigkeitsquoten im Vergleich zur 
Erwerbs- und Bildungsbeteiligung 

In Abbildung 4.1 und 4.2 werden die Erwerbs- und Bildungsbeteiligungsquoten von 
1999 den entsprechenden Transferabhängigkeitsquoten gegenübergestellt. Einige definitions- 
relevante Merkmale dieser Abbildungen verdienen besondere Aufmerksamkeit: 

Erstens beziehen sich die Erwerbsquoten auf die Altersgruppe der 15- bis 64-Jährigen, 
so dass 7,5% der Gesamtbeschäftigung in Japan und 3% in den Vereinigten Staaten nicht 
berücksichtigt sind, weil sie Personen im Alter von 65 Jahren und darüber betreffen. 

Zweitens wurden die Daten in Vollzeitäquivalente umgerechnet. Die durchschnittliche 
Zahl der geleisteten Arbeitsstunden von Teilzeitkräften ist in Dänemark, den Niederlanden 
und im Vereinigten Königreich relativ gering (0,40 bis 0,42 der Vollzeitstunden), in Öster- 
reich und Frankreich dagegen relativ hoch (0,50). 

Drittens wurde versucht, die Doppelerfassung von Arbeitnehmern zu vermeiden, die 
ihrer Arbeit vorübergehend fernbleiben. Um zu gewährleisten, dass solche Arbeitskräfte 
nicht sowohl bei der Gesamtzahl der Beschäftigten als auch bei der Gesamtzahl der Leistungs- 
empfänger erfasst werden, wurden Personen, die dem Arbeitsplatz wegen Krankheit, Mutter- 
schaft oder Kurzarbeit fernblieben, von der Gesamtbeschäftigung abgezogen (Personen, die 
aus anderen Gründen z.B. wegen Urlaub abwesend waren, wurden hingegen mitgezählt). Die 
in Abzug gebrachte Beschäftigtenzahl schwankt zwischen 1% der Gesamtbeschäftigung in 
den Vereinigten Staaten und nahezu 6% in Schweden, wo dies auf die hohen Krankenquoten 
zurückzuführen ist. 

Viertens liefern Arbeitsmarkterhebungen auch Informationen über den Ausbildungsstatus, 
geben allerdings nicht direkt an, ob die jeweiligen Personen an einer Vollzeitausbildung oder 
(wie z.B. Auszubildende) an einer Teilzeitausbildung teilnehmen. Um die Zahl der Doppel- 
zählungen zu begrenzen, wurden Studenten, die gleichzeitig arbeitslos gemeldet oder auf 
Teilzeitbasis beschäftigt waren, mit 0,5 gewichtet, wohingegen den auf Vollzeitbasis 
beschäftigten Studenten eine Gewichtung von 0 zugewiesen wurde. 

Fünftens erstreckt sich die Definition der Transferabhängigkeit weder auf die Empfänger 
von Stipendien noch auf die Teilnehmer an aktiven Arbeitsmarktprogrammen auf Vollzeit- 
basis (Schulungen und Beschäftigungsmaßnahmen) oder die Empfänger von Leistungen, die 
als Ergänzung zum Einkommen aus einer Vollzeitbeschäftigung gedacht sind. 

Zusammengenommen dürften diese Regeln verhindern helfen, dass Einzelpersonen mehr 
als einmal in den drei großen Kategorien Beschäftigung, Ausbildung und Transferabhängig- 
keit erfasst werden. Ausnahmen sind jedoch möglich. Namentlich werden Leistungsempfän- 
ger in der Gesamtgröße der Transferabhängigkeit mit weniger als einem Vollzeitäquivalent 
erfasst, wenn der Satz der von ihnen bezogenen Leistung unterhalb des Regelsatzes liegt. 
Manche Transferleistungen - Verwitwetenrenten, Arbeitsunfallrenten (die häufig bei Teil- 
invalidität gezahlt werden) und selbst reguläre Altersrenten (die in die Datenbank einbezogen 
wurden, sofern die Empfänger unter 65 Jahren alt waren) werden zuweilen auch dann in 
vollem Umfang ausgezahlt, wenn die Empfänger erwerbstätig sind. Die meisten anderen 
Leistungen, wie reguläre Invaliditätsrenten oder Arbeitslosenunterstützung, werden durch 
eine Teilzeitbeschäftigung nicht beeinträchtigt, wenn Verdienst und Stundenzahl unterhalb 
einer bestimmten Grenze liegen. Personen, die als Leistungsempfänger auf Vollzeitbasis 
gezählt wurden, können mithin auf Teilzeitbasis und manchmal sogar auf Vollzeitbasis 
erwerbstätig sein. Diese Form der Doppelerfassung könnte das niedrige Niveau der Residual- 
größe in Dänemark erklären, das aus Abbildung 4. 1 und 4.2 ersichtlich ist (0,3%). 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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(Fortsetzung) 

Allgemein gilt, dass die für Abbildung 4.1 und 4.2 verwendeten Messgrößen Fehler 
aufweisen können. Es kann beispielsweise vorkommen, dass sich Empfänger von Einkom- 
mensersatzleistungen in Arbeitsmarkterhebungen als Studenten bezeichnen, dass manche 
Leistungen in den amtlichen Statistiken über die Transferabhängigkeit irrtümlich ausgelassen 
wurden oder dass Personen, die zwei Arten von Transferleistungen beziehen, doppelt gezählt 
werden, weil es keine Anhaltspunkte für eine solche Doppelzählung gibt. Zur Beurteilung 
des Umfangs dieser möglichen Messfehler sind kaum Unterlagen vorhanden. 



lieh auch in einigen anderen südeuropäischen Ländern ist der auf die Restkategorie ent- 
fallende Anteil der Erwerbsbevölkerung besonders groß. Das könnte z.T. daran liegen, 
dass die Beschäftigung statistisch nicht voll erfasst ist 4 . Der wichtigste hierfür ausschlag- 
gebende Faktor dürfte jedoch die hohe, langfristige Abhängigkeit vom Einkommen 
anderer Familien- oder Haushaltsmitglieder sein 5 . 

Dieser Ländervergleich legt den Schluss nahe, dass es zweierlei Arten von Maßnahmen 
zur Erhöhung der Beschäftigungsquoten gibt: a) Förderung des Übergangs arbeitsfähiger, 
nicht transferabhängiger Personen in ein Anstellungsverhältnis - was einer Verlagerung 
der Koordinaten in Abbildung 4.2 nach rechts oben entspricht - sowie b) Förderung des 
Übergangs von Leistungsempfängern in ein Beschäftigungs Verhältnis - was einer Verlage- 
rung nach links oben entspricht. Das Verhältnis zwischen diesen beiden Komponenten 
muss in den Ländern je nach Ausgangsposition jeweils anders austariert werden. 

Die Transferabhängigkeit wies eine steigende Tendenz auf 

Aus Abbildung 4.3 ist ersichtlich, dass der Gesamtanteil der Leistungsempfänger an 
der Erwerbsbevölkerung zwischen 1980 und 1990 nahezu überall gestiegen ist, wobei 
Japan und die Vereinigten Staaten die einzigen Ausnahmen bildeten 6 . In den neunziger 
Jahren kam das Wachstum der durchschnittlichen Leistungsempfängerquoten fast zum 
Stillstand. Die Standardabweichung der Leistungsempfängerquoten nahm jedoch im 
Ländervergleich leicht zu, da diese Quoten in der Slowakischen Republik stiegen, 
während sie in Spanien und den Vereinigten Staaten - also in zwei Ländern, wo sie 1990 
mit am niedrigsten waren - zurückgingen. Somit gibt es weder im OECD-Raum insge- 
samt noch in Europa Anzeichen für eine internationale Konvergenz der Quoten. 

In einigen Ländern sind bei den gesamten Leistungsempfängerquoten kaum kon- 
junkturelle Schwankungen festzustellen, wohingegen dieser Einfluss in anderen Ländern 
stärker ausgeprägt ist, was allerdings mehr für die neunziger als für die achtziger Jahre 
zutraf. Der größte Teil der zyklischen Schwankungen entfällt auf die Arbeitslosenunter- 
stützungsleistungen. Die konjunkturellen Schwankungen bei den Leistungen für Allein- 
erziehende und der allgemeinen Sozialhilfe sind nur in wenigen Ländern stark ausgeprägt. 
Die durchschnittliche Transferabhängigkeit stieg bei den Invaliditätsrenten zwischen 
1990 und 1994 relativ rasch und stabilisierte sich dann, was auf eine gewisse zyklische 
Komponente bei diesen Leistungen schließen lässt, wenngleich dies in Abbildung 4.3 
nicht besonders deutlich wird. Trotz gewisser zyklischer Schwankungen bei einigen 
Komponenten scheint die Veränderung der aggregierten Leistungsempfängerquoten, wie 
sie sich aus dem Vergleich zwischen jeweils zwei „Spitzenjahren" ergibt (1990 gegen- 
über 1980 bzw. 1999 gegenüber 1990), relativ langfristiger Art zu sein. Die jüngsten 
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Entwicklungen lassen in Ländern, in denen der Anteil der Leistungsempfänger in den 
neunziger Jahren zurückgegangen ist, keine besondere Tendenz zu stärker steigenden 
Quoten in der derzeitigen Konjunkturabschwächungsphase erkennen. 

Die durchschnittliche Zahl der Leistungsempfänger ist bei den meisten der in dieser 
Datenbank erfassten Transfers zwischen 1980 und 1999 gestiegen; Ausnahmen bilden nur 
die Hinterbliebenenrenten (Verwitweten- und Waisenrenten), bei denen ein recht starker 
Rückgang zu verzeichnen war, sowie das Krankengeld, bei dem im Durchschnitt keine 
Veränderung festzustellen war. Es hat ferner den Anschein, dass die Aufwärtstendenz bei 
der Arbeitslosenunterstützung zum Stillstand gekommen ist bzw. sich umgekehrt hat: 

• Der Anteil der Empfänger von Altersrenten an der Erwerbsbevölkerung hat seit 
1980 in vielen Ländern zugenommen. Während der starken Rezession von Anfang 
der achtziger Jahre wurden die formellen Frühverrentungsregelungen in einigen 
Ländern erheblich ausgedehnt. In den neunziger Jahren nahm hingegen der Kreis der 
Empfänger formeller Vorruhestandsrenten trotz der in einigen Ländern beobachteten 
neuerlichen Rezession ab 7 . 

• Der Anteil der Empfänger von Hinterbliebenenrenten ist in den meisten Ländern 
zurückgegangen. Wahrscheinliche Gründe dafür sind: a) die tendenzielle Zunahme 
des durchschnittlichen Alters bei der Eheschließung und die Erhöhung der Lebens- 
erwartung, durch die sich die Zahl der Verwitweten im Erwerbsalter reduziert hat, 
b) der Anstieg der Erwerbsquoten der Verwitweten, der zu einer rückläufigen Nach- 
frage nach bedürftigkeitsabhängigen Leistungen für Verwitwete führt, c) der fast 

Chart 4.3. Trends in benefit recipiency 

Percentage of the working-age population, 1980-1999 
A. Total benefit recipiency 




1980 82 84 86 88 90 92 94 96 98 1980 82 84 86 88 90 92 94 96 98 



B. Old-age and early retirement benefit recipiency 




1980 82 84 86 88 90 92 94 96 98 1980 82 84 86 88 90 92 94 96 98 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



201 



4. Fördern oder dämpfen Transferleistungen die Beschäftigung? Interaktionen zwischen passiven und aktiven Sozialprogrammen 



Chart 4.3. Trends in benefit recipiency (cont.j 

Percentage of the working-age population, 1980-1999 



C. Sickness benefit recipiency 
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E. Maternity and parental benefit benefit recipiency 
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völlige Wegfall des Anspruchs auf Witwenrenten in Ländern, in denen die Erwerbs- 
tätigkeit von Frauen der Normalfall ist, und d) die Tatsache, dass der Anteil der 
Empfänger von Verwitwetenrenten, die darüber hinaus auch Invaliden- oder Alters- 
renten beziehen, zugenommen hat, die betreffenden Personen jedoch der letzt- 
genannten Kategorie zugeordnet werden (vgl. Anhang 1). 

Beim Bezug von Krankengeld waren während des Betrachtungszeitraums im Durch- 
schnitt keine Veränderungen festzustellen. In einer Reihe von Ländern wurden die 
Anreize für die Arbeitgeber zur Überwachung von Krankenfehlzeiten drastisch ver- 
stärkt, indem den Arbeitgebern die Zahlung der Leistungen während der ersten drei 
Wochen bzw. während bis zu sechs Monaten der krankheitsbedingten Abwesenheit 
zur Auflage gemacht wurde 8 . 
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Chart 4.3. Trends in benefit recipiency (cont.j 

Percentage of the working-age population, 1980-1999 



F. Unemployment benefit recipiency 




G. Lone-parent and non-categorised social assistance benefit recipiency 




1980 82 84 86 88 90 92 94 96 98 1980 82 84 86 88 90 92 94 96 98 
Source: NEI-SZW database, partially revised and augmented by OECD. See text for details. 



Beim Bezug von Invaliditätsrenten war in vielen Fällen ein Aufwärtstrend zu beob- 
achten, der in Irland, Kanada, Schweden und im Vereinigten Königreich relativ stark 
ausfiel 9 . Die Zahl der Empfänger von Kriegsversehrtenrenten sowie von Leistungen 
der Arbeitsunfallversicherung hat vielfach abgenommen, weshalb die Gesamtzahlen 
hier z.T. über das Ausmaß der Zunahme hinwegtäuschen, die bei den Hauptkategorien 
der beitragsabhängigen wie -unabhängigen Invaliditätsrenten zu verzeichnen war. 

Die durchschnittlichen Leistungsempfängerquoten beim Mutterschafts- und Eherngeld 
sind erheblich gestiegen, allerdings von einem (außer in der Slowakischen Republik) 
sehr niedrigen Niveau aus. In den drei Ländern, in denen Pflegegeld gezahlt wird, 
hat die entsprechende Leistungsempfängerquote stark zugenommen; im Vereinigten 
Königreich beläuft sie sich inzwischen auf 1% der Erwerbsbevölkerung. Beihilfen für 
Arbeitsmarkturlaub gibt es nur in Belgien, wo sie in den letzten lahren zurück- 
gegangen sind, sowie in Dänemark, wo sie 1999 schon so gut wie abgeschafft waren 10 . 

Bei der Arbeitslosenunterstützung war in den achtziger Jahren innerhalb der hier 
behandelten Länderstichprobe eine drastische Zunahme der Leistungsempfänger- 
quoten zu verzeichnen. Der rezessionsbedingte Anstieg des Bezugs von Arbeits- 
losenunterstützung war Anfang der neunziger Jahre ebenso ausgeprägt wie Anfang 
der achtziger Jahre, der Rückgang Ende der neunziger Jahre dann jedoch häufig weit 
stärker. Im Verlauf des Konjunkturzyklus 1990-1999 gingen die Entwicklungen 
in den einzelnen Ländern weit auseinander. Die in einigen Ländern verzeichnete 
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Abnahme (Dänemark, Irland, Kanada, Niederlande, Spanien und Vereinigtes König- 
reich) war mindestens ebenso stark wie die in anderen Ländern beobachtete Zunahme 
(Australien, Deutschland, Frankreich, Japan, Österreich, Schweden und Slowakische 
Republik), so dass die durchschnittliche Leistungsempfängerquote in dieser Kategorie 
in den Jahren 2000 und 2001 wahrscheinlich ihren niedrigsten Stand seit 1982 
erreicht hatte. 

• Die durchschnittlichen Leistungsempfängerquoten haben sich bei den Leistungen für 
Alleinerziehende und der allgemeinen Sozialhilfe seit 1980 mehr als verdoppelt, 
waren jedoch 1999 nach wie vor niedriger als im Fall der Invaliditätsrenten und 
Arbeitslosenunterstützungsleistungen. Das Wachstum der Zahl der Alleinerziehen- 
den war einer der Hauptgründe für diese Zunahme. Der stärkste Anstieg wurde in 
Ländern verzeichnet, in denen der Anteil der alleinerziehenden Leistungsempfänger 
besonders hoch ist (z.B. in Irland und Neuseeland) und/oder in denen die Empfänger 
von Invaliditätsrenten bzw. Arbeitslosenhilfe statistisch nicht gesondert erfasst und 
mithin nicht den beiden letztgenannten Sozialrisikokategorien zugeordnet werden 
(z.B. in Frankreich und der Slowakischen Republik). 

Auf längere Sicht wurde die Transferabhängigkeit von Änderungen der Anspruchs- 
kriterien zum einen und der Einführung von Aktivierungsstrategien zum anderen beein- 
flusst". Obwohl das Ziel der Stabilisierung bzw. Eindämmung des Leistungsbezugs ab 
den achtziger Jahren allgemein verfolgt wurde, kam es doch nur selten und auch nur in 
begrenztem Umfang zu direkten Kürzungen der Lohnersatzquoten bzw. der Dauer des 
Leistungsanspruchs (vgl. Kasten 4.2) 12 . In vielen Ländern wurden strengere Anspruchs- 
kriterien für Invaliditätsrenten eingeführt, was in der Mehrzahl der Länder, für die ent- 
sprechende Daten vorliegen, zu einer Abnahme der Neuzugänge zu Invaliditätsrenten ab 
1990 führte (OECD, 2003); allerdings sind die Leistungsempfängerquoten selbst weniger 
häufig gesunken 13 . Aktivierungsstrategien fanden im Verlauf der neunziger Jahre im 
Bereich der Arbeitslosenunterstützung und der Sozialhilfe - zumindest in milderer Form - 
starke Verbreitung; sie werden in Abschnitt 2 eingehender beschrieben. 

B. Politikänderungen brauchen lange, um voll zur Wirkung zu kommen 

Voraussetzung für tiefgreifende Veränderungen der Zahl der Leistungsempfänger sind 
langfristige, miteinander verknüpfte Umstellungen in den Erwartungen und Verhaltens- 
weisen der Leistungsempfänger, der zuständigen Behörden und in manchen Fällen auch 
der Arbeitgeber. Die in den Kästen 4.3 bis 4.5 wiedergegebene Analyse der Anpassungs- 
prozesse in Bezug auf die Zahl der Leistungsempfänger lässt erhebliche zeitliche Verzöge- 
rungen erkennen, was darauf schließen lässt, dass ein Großteil des Wachstums der Zahl 
der Leistungsempfänger auf das induzierte Wachstum der Anspruchsberechtigtenpopula- 
tion zurückzuführen ist und nicht auf die Inanspruchnahme der Leistungen durch bereits 
anspruchsberechtigte Personen - sofern sich eine solche Unterscheidung überhaupt vor- 
nehmen lässt - bzw. auf externe makroökonomische Faktoren. Daraus ergeben sich wich- 
tige Konsequenzen für Analyse und Politikgestaltung: 

• Die üblicherweise zur Schätzung der Auswirkungen von Politikmaßnahmen einge- 
setzten Methoden, die sich hauptsächlich auf kurzfristige Veränderungen in mikro- 
ökonomischen Datenreihen oder auf die Ergebnisse von Experimenten mit einer 
begrenzten Teilgruppe von Arbeitskräften stützen, vermitteln lediglich ein unvoll- 
ständiges Bild. Aus solchen mikroökonomischen Schätzungen der Politikauswirkungen 
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Kasten 4.2 Tendenzielle Entwicklungen bei den Ansprüchen auf 
Arbeitslosenunterstützung und Invaliditätsrenten 

Gemäß der kombinierten OECD-Messgröße für die Arbeitslosenunterstützungsansprüche 
(Abb. 4.4) haben die Transferleistungen für Arbeitslose in den meisten OECD-Ländern zwischen 
1961 und 1981 zugenommen. Anschließend war bis Ende 1991 eine Tendenz hin zur Stabili- 
sierung der Leistungsansprüche zu beobachten. Aus Abbildung 4.4 ist ersichtlich, dass es seit 
1991 in einigen Ländern wieder zu einem Anstieg kam. Dafür waren u.a. folgende Faktoren 
verantwortlich: 

Erstens war das System der Arbeitslosenunterstützung in drei Ländern (Griechenland, Italien 
und Portugal) bis Ende der achtziger Jahre (bzw. Anfang der achtziger Jahre in Portugal) 
noch relativ wenig entwickelt, weshalb die Ausweitung der Leistungsansprüche als Konver- 
genzprozess in Richtung der Norm der anderen EU-Länder interpretiert werden kann'. 

Zweitens erhöhte sich die maximale Dauer des Bezugs von Arbeitslosengeld in Däne- 
mark ab 1994 von 2,5 auf sieben Jahre. Anschließend wurde sie bis zum Jahr 2000 schritt- 
weise auf letztlich vier Jahre reduziert. 1994 wurde jedoch die Möglichkeit abgeschafft, den 
Leistungsanspruch durch eine sechsmonatige Teilnahme an Arbeitsmarktprogrammen zu 
verlängern, und während der letzten drei Jahre des Leistungsanspruchs (d.h. ab 2000 nach 
dem ersten Jahr des Leistungsbezugs) wurde die Auszahlung der Leistungen von der konti- 
nuierlichen Teilnahme an Beschäftigungs- und/oder Schulungsprogrammen abhängig 
gemacht. Würde nur die „passive" Phase des Leistungsbezugs berücksichtigt, so wäre 
- anders als in Abbildung 4.4 dargestellt - das dänische Transfersystem mit seiner Höchst- 
begrenzung für den passiven Leistungsbezug auf ein Jahr weniger großzügig als das 
schwedische System (vgl. Kasten 4.7 wegen des jüngsten Entwicklungstrends in Schweden). 

Drittens wurde die gesetzliche Höchstdauer des Bezugs von Arbeitslosenunterstützung in der 
Schweiz nach 1991 als Reaktion auf den sehr steilen Anstieg der tatsächlichen Dauer der Arbeits- 
losigkeit verlängert. Gegen Ende der neunziger Jahre ging die Arbeitslosigkeit drastisch 
zurück, weshalb die Höchstdauer des Bezugs von Arbeitslosengeld 2001 (in der Abbildung 
nicht erfasst) für die meisten Arbeitskräftekategorien von 24 auf 18 Monate verkürzt wurde. 

Obwohl die hohen Arbeitslosenquoten in den achtziger und frühen neunziger Jahren einige 
Länder dazu veranlasst haben, die Arbeitslosenunterstützungsleistungen zu erhöhen und das 
System der Vorruhestandsrenten auszubauen, ist kaum anzunehmen, dass die steigenden Leis- 
tungsempfängerquoten auch zu Erhöhungen der Lohnersatzquoten bei den Invaliditätsrenten 
führten (wo der Leistungsanspruch seit jeher unbefristet ist). Hierüber liegen nur relativ wenig 
Gesamtdaten vor. Laut Schätzungen von Blondal und Pearson (1995) ist der einfache 
EG-Durchschnitt der Lohnersatzquoten bei den Invaliditätsrentenprogrammen zwischen 
1974 und 1993 leicht gestiegen, d.h. er hat sich vom mittleren in den oberen Bereich der 
Spanne 40-50% verlagert, wohingegen diese Quote in den skandinavischen Ländern, Öster- 
reich und der Schweiz 1981 bei 66% lag und 1993 nur noch 61% betrug 2 . In OECD (2003) 
wird darauf hingewiesen, dass die Formel zur Berechnung der Invaliditätsrentenansprüche 
seit ungefähr 1990 nur in wenigen Ländern geändert wurde. Die Zunahme der Lohnersatz- 
quoten bei den Invaliditätsrenten scheint somit Uberwiegend bereits 1980 zum Stillstand ge- 
kommen zu sein, allerdings wurden seitdem auch nur noch relativ wenige einschneidende 
Kürzungen vorgenommen. 



1 ) In Portugal ist der in Abbildung 4.4 dargestellte Index auf Grund einer Erhöhung der Arbeitslosengeld- 
anspruche und eines in jüngerer Zeit eingeführten Grundsicherungssystems gestiegen und liegt nunmehr 
über dem OECD-Durchschnittsniveau. 

2) In den Niederlanden, einem der ersten OECD-Länder, das einen deutlichen Anstieg der Leistungs- 
empfängerquoten bei den Invaliditätsrenten verzeichnete, wurden die Nettolohnersatzquoten ebenfalls 
zweimal gesenkt (vgl. Fußnote 24). Zahlreiche Länder leiteten Maßnahmen zur Einschränkung des 
Invaliditätsrentenbezugs ein, indem sie die Definition der zumutbaren Beschäftigung ausdehnten, die 
ärztlichen Begutachtungsverfahren verschärften und den Leistungsanspruch grundsätzlich befristeten 
(OECD, 2003, Kapitel 4). 
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Chart 4.4. Index of unemployment benefit entitlements a 
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1961 63 65 67 69 71 73 75 77 79 81 83 85 87 89 91 93 95 97 99 



a) This OECD summary measure is defined as the average of the gross unemployment benefit replacement rates for 
a worker with a füll record of employment at two earnings levels (APW and two-thirds of APW), three family 
situations (single, married with dependent spouse, married with spouse in work) and three unemployment spell 
durations (first year; second and third year; fourth and fifth year). 

Source: See OECD (2002), Benefits and Wages, Figure 3.4. 
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lassen sich zwar gewisse Erkenntnisse ableiten, Lernmechanismen 14 , Investitionen in 
andere Lebensformen und Feedback-Efffekte zwischen den verschiedenen Akteuren 
(vgl. Anhang 2), die als Bestimmungsfaktoren für die langfristigen Ergebnisse eine 
wichtige Rolle zu spielen scheinen, werden damit jedoch nicht verlässlich erfasst. 

• Der Anstieg der Zahl der Empfänger unmittelbar nach Einführung einer neuen 
Leistung zeigt, dass effektiv die ursprünglich anvisierte Zielgruppe erreicht wurde. 
Je länger sich der Anstieg aber fortsetzt, desto mehr schlägt sich darin das durch die 
neue Leistung selbst induzierte zahlenmäßige Wachstum der Anspruchsberechtigten 
nieder. Ein solch anhaltender Wachstumstrend ist meist unbeabsichtigt und häufig 
unerwünscht. Das induzierte Wachstum der Bevölkerungsgruppen mit Anspruch auf 
Sozialhilfe oder ähnliche Leistungen ist zudem insofern besonders problematisch, 
als es mit höheren Armutsquoten verbunden ist 15 . 

• Durch aktive Maßnahmen, die die Aufnahme einer Beschäftigung, soweit irgend mög- 
lich, sicherstellen helfen, dürfte es möglich sein, eine langfristig steigende Tendenz 
des Leistungsbezugs zu einem Großteil umzukehren 16 . Aber auch bei aktiven Maß- 
nahmen ist mit ähnlich langen Wirkungszeiten zu rechnen. 

Drei Sonderprogramme zur Unterstützung von Arbeitslosen - 
Anpassungsdauer: sieben bis zehn Jahre 

Aus den vorliegenden Beispielen lässt sich schließen, dass eine Erhöhung der 
Leistungsansprüche bzw. eine Lockerung der Anspruchskriterien über lange Zeit hinweg 
einen Aufwärtsdruck auf die Zahl der Leistungsempfänger ausüben kann. Die Mindest- 
dauer dieses Prozesses beträgt bei den drei hier genannten Beispielen spezieller Versiche- 
rungsleistungen für Arbeitslose sieben Jahre (Kasten 4.3). Die Abflachung des steigenden 
Trends war in allen drei Fällen auf eine Verschärfung der Anspruchskriterien (sowie teil- 
weise auch eine Einschränkung der Leistungssätze) im Vergleich zum ursprünglichen 
System zurückzuführen. Ohne diese Restriktionen hätte sich das Wachstum wohl noch 
bis zu einem gewissen Grad fortgesetzt. 

Besonders lange Anpassungszeiten bei Leistungen für Alleinerziehende und 
Sozialhilfeprogrammen 

Im Fall von Transferprogrammen für Alleinerziehende und Arbeitslosenhilfe setzt 
sich das Wachstum der Zahl der Leistungsempfänger im Allgemeinen während eines 
Zeitraums von mindestens 15 Jahren fort (Kasten 4.4 und 4.5). Bei einigen stark aus- 
geprägten kurzfristigen Veränderungen gingen die Impulse eindeutig von externen makro- 
ökonomischen Entwicklungen aus, doch besteht auch Grund zu der Annahme, dass die 
längerfristige Transferdynamik in hohem Maße für die Ergebnisse auf lange Sicht ver- 
antwortlich war. 

• Die Zahl der Leistungsempfänger wuchs während eines Zeitraums von zehn Jahren oder 
mehr mit einer jahresdurchschnittlichen Rate von nahe bzw. über 10% (und multiplizierte 
sich somit im Verlauf des Konjunkturzyklus um einen Faktor von mindestens 2,5) 17 ' 18 . 

• In einigen Fällen hat sich die Zahl der Empfänger von Sozialhilfe und langfristiger 
Arbeitslosenunterstützung (in Ländern, wo eine solche Leistung vorgesehen ist, wie 
z.B. Dänemark) in einer Weise entwickelt, bei der nur ein geringer Zusammenhang 
mit den allgemeinen makroökonomischen Bedingungen festzustellen war. Ausgehend 
von einem niedrigen Niveau im Jahr 1949 ist der Anteil der Sozialhilfeempfänger an 
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Kasten 4.3 Anpassungsfristen bei drei europäischen Programmen 
zur Unterstützung von Arbeitslosen 

Bei den allgemeinen Arbeitslosenversicherungs- oder Arbeitslosenhilfesystemen eines 
Landes ist es schwierig, zwischen den Auswirkungen von Veränderungen der Leistungs- 
anspruchskriterien einerseits und der makroökonomischen Arbeitsmarktbedingungen anderer- 
seits zu unterscheiden. Leichter ist dies hingegen im Falle spezieller Transfersysteme. 

In Abbildung 4.5 ist die tendenzielle Entwicklung der Zahl der Leistungsempfänger drei 
spezieller Leistungsprogramme für Arbeitslose mit ungewöhnlich großzügigen Bedingungen 
dargestellt 1 . Es handelt sich dabei um die belgische Unterstützung bei Teilarbeitslosigkeit, 
das in Andalusien und der Estremadura geltende spanische Unterstützungsprogramm für 
Gelegenheitsarbeiter in der Landwirtschaft sowie die reguläre Arbeitslosenunterstützung mit 
reduzierten Anspruchskriterien in Italien. In Belgien und Spanien entfällt auf diese Sonder- 
programme ein erheblicher Prozentsatz der Gesamtzahl der Empfänger von Arbeitslosen- 
unterstützung, und in Italien geht ungefähr die Hälfte der Ausgaben für die reguläre Arbeits- 
losenunterstützung an das Programm mit reduzierten Anspruchskriterien (MLPS, 2000). 

In Belgien kam es 1983 zu einer wichtigen Neufassung der Bestimmungen: Während 
zuvor nur für ganze nicht gearbeitete Tage Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung bestanden 
hatte, wurde 1983 die Möglichkeit des Bezugs von Arbeitslosenunterstützung für Teilzeit- 
arbeitskräfte eingeführt 2 . Nach dieser Gesetzesänderung stieg die Zahl der Empfänger von 
Teilarbeitslosenunterstützung rasch an und erreichte um das Jahr 1990, d.h. sechs bis sieben 
Jahre nach Lockerung der Kriterien, ihren höchsten Stand. Zu diesem Zeitpunkt bezog rund 
die Hälfte der Teilzeitkräfte in Belgien Arbeitslosenunterstützung wegen unfreiwilliger Teil- 
zeitarbeit. 1992 wurden Maßnahmen zur Einschränkung des Leistungsbezugs ergriffen 
(OECD, 1994fc): Für Arbeitnehmer, die nach der Entlassung aus einem Vollzeitarbeitsplatz 
vom selben Arbeitgeber wieder eingestellt werden, besteht erst nach drei Monaten wieder ein 
Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung infolge unfreiwilliger Teilzeitarbeit. Für Arbeit- 
geber von Teilzeitkräften, die Arbeitslosenunterstützung beziehen, wurde eine Sonderabgabe 
eingeführt, und die Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit wurden in Vollzeitäquivalente umge- 
rechnet auf 13 Tage pro Monat beschränkt. Um die Meldung von Vollzeitkräften als Teil- 
zeitkräfte in betrügerischer Absicht zu verhindern, wurde ferner eine carte de contröle ein- 
geführt, auf der die Teilzeitkräfte im Voraus ihre vorgesehenen Arbeitsstunden eintragen (so 
dass Anomalien durch unangekündigte Inspektionen am Arbeitsplatz aufgedeckt werden 
können). Nach dieser Neuregelung ging die Zahl der Empfänger von Teilarbeitslosenunter- 
stützung innerhalb von fünf Jahren um 60% zurück (wegen einer eingehenderen Unter- 
suchung der Empfängerzahlen und der geänderten Anspruchskriterien vgl. ONEM, 1999) 3 . 

In Spanien wurde 1984 in Andalusien und der Estremadura, zwei Regionen mit beson- 
ders hoher Arbeitslosigkeit, eine neue Arbeitslosenunterstützung für landwirtschaftliche 
Gelegenheitsarbeiter eingeführt. Trotz seines begrenzten regionalen und beruflichen Geltungs- 
bereichs vereinte dieses System viele Jahre lang ca. 20% aller Empfänger von Arbeitslosen- 
unterstützung in Spanien auf sich. Um diese Leistung in Höhe von 75% des Mindestlohnes 
100 bis 180 Tage lang (Höchstdauer des Leistungsanspruchs während 12 aufeinander folgen- 
den Monaten) beziehen zu können, mussten innerhalb eines Zeitraums von 180 Tagen 
mindestens 60 Tage Beiträge gezahlt worden sein. 1986 wurden die Mindestkriterien für den 
Leistungsanspruch gelockert, indem bereits nach 20 Tagen Beitragszahlung Anspruch auf 
reduzierte Leistungen bestand und die Teilnahme an einem öffentlichen Arbeitsbeschaffungs- 
programm {Plan de Empleo Rural) während einer bestimmten Anzahl von Tagen als Anwart- 
schaftszeit angerechnet wurde. Derzeit müssen für einen 120- bis 180-tägigen Leistungsanspruch 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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35 Tage lang Beiträge gezahlt werden. Die Entwicklung der Zahl der männlichen Emp- 
fänger dieser Sonderbeihilfe deckte sich in etwa mit der Abnahme der Beschäftigung in der 
Landwirtschaft 4 . Die Zahl der weiblichen Leistungsempfänger verfünffachte sich jedoch 
zwischen 1984 und 1992 (obwohl sich in Spanien die Erwerbsbeteiligung der Frauen in der 
Landwirtschaft kaum veränderte) und hat sich seitdem stabilisiert. Von dieser Transferleis- 
tung ging also offensichtlich ein starker Anreiz für den Eintritt von Frauen in befristete 
landwirtschaftliche Beschäftigungsverhältnisse aus (was möglicherweise nur darauf zurück- 
zuführen war, dass die zuvor informell mithelfenden weiblichen Familienangehörigen fortan 
gemeldet wurden), wobei die Beschäftigungsverhältnisse jedes Jahr gerade so lange auf- 
rechterhalten wurden, bis Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung bestand. 

Beim italienischen System der regulären Arbeitslosenunterstützung genügt es auf Grund 
der vereinfachten Anspruchsbedingungen mindestens 78 Tage pro Jahr zu arbeiten, um im 
nächsten Jahr während derselben Anzahl von Tagen Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung 
zu haben. Nach Verabschiedung des Gesetzes im Jahr 1988 und im Anschluss an eine 
Reform, durch die sich das Leistungsniveau 1990 erhöhte, stieg die Zahl der Leistungs- 
ansprüche zwischen 1991 und 1998 von rd. 150 000 auf über 350 000, obwohl sich die 
Gesamtarbeitslosigkeit in Italien kaum verändert hatte. Der zunehmende Einsatz von Zeit- 
arbeitskräften, der für einen ständigen Zustrom an Anspruchsberechtigten sorgte, dürfte zu 
dieser Entwicklung beigetragen haben (MLPS, 2000). In den neunziger Jahren wurde diese 
Arbeitslosenunterstützung von 50% der Empfänger, die sie in einem gegebenen Jahr 
bezogen, auch im Folgejahr beantragt, was darauf schließen lässt, dass der Lernprozess nach 
der erstmaligen Zuerkennung einer Leistung ein wesentlicher Faktor für das Wachstum der 
Zahl der Leistungsempfänger ist. In Italien setzte sich die steigende Tendenz der Empfänger- 
zahlen nach Einführung der Leistung mindestens zehn Jahre lang fort. 



Diese in drei Ländern eingeführten Programme sind repräsentativ für besondere (vom Regelsystem 
der Arbeitslosenunterstützung getrennte) Transferleistungen für Arbeitslose, bei denen die Zahl der 
Leistungsempfänger letztlich ein hohes Niveau erreicht hat. 

Wenn ein vollarbeitsloser Arbeitslosengeldempfänger eine Teilzeitbeschäftigung aufnimmt, wird der 
über einen bestimmten Schwellenwert hinausgehende Verdienst in den meisten Ländern eins zu eins vom 
Arbeitslosengeld abgezogen. In einigen Ländern verringert sich der Leistungssatz allerdings nicht 
proportional zum Verdienst, sondern entsprechend der Zahl der Wochenarbeitsstunden, d.h. das Arbeits- 
losengeld reduziert sich um die Hälfe, wenn die betreffende Person im Verhältnis zur regulären Wochen- 
arbeitszeit auf Halbzeitbasis arbeitet. Dadurch erhöhen sich die Anreize zur Aufnahme einer Teilzeitar- 
beit im Vergleich zur Vollarbeitslosigkeit oder einer Vollzeitbeschäftigung. 

In Belgien war die Zahl der Empfänger von Arbeitslosenunterstützung auf Teilzeitbasis vor der Reform 
des Systems von 1992 bereits leicht zurückgegangen. Dieses anscheinend relativ weit verbreitete Phäno- 
men ist möglicherweise dadurch bedingt, dass die großen Linien von Reformen z.T. schon lange vor ihrer 
offiziellen Verankerung in Gesetzen oder Verordnungen bzw. vor ihrer konkreten Umsetzung diskutiert 
werden und den Arbeitsmarktakteuren teilweise bekannt sind. Laut Schätzungen von Carling et al. (1999) 
führte in Schweden die Senkung der Lohnersatzquote beim Arbeitslosengeld um 5 Prozentpunkte mit 
Wirkung zum 1 . Januar 1996 zu einem Anstieg der Abgangsrate aus der Arbeitslosigkeit um rd. 10%; die 
Autoren verweisen in diesem Zusammenhang auf „Belege für ein antizipierendes Verhalten seitens der 
Arbeitslosen; die Effekte der Reform schienen sich bereits mehrere Monate vor deren tatsächlicher 
Umsetzung im Januar 1996 bemerkbar zu machen". In Anhang 2 wird allgemein erklärt, weshalb Reformen 
offenbar häufig sofort greifen. 

Das Transfersystem für landwirtschaftliche Gelegenheitsarbeiter wurde 1990 eingeschränkt, indem der 
Leistungsanspruch an das Alter der Antragsteller sowie an die Zahl und das Einkommen der jeweiligen 
Familienmitglieder geknüpft wurde (www.inem.es/legis/desempleo/rd5_97.htm). Diese Reform spielte 
zweifellos eine Rolle bei der Stabilisierung der Leistungsempfängerquoten ab 1990. Im Jahr 2002 kam es 
als Reaktion auf ein Reformpaket für den Arbeitsmarkt, in dem es zentral auch um weitere Reformen dieses 
spezifischen Programms für die Landwirtschaft ging, zu einem eintägigen Generalstreik, dem ersten seit 
1994. Wegen näherer Einzelheiten zu der Entwicklung bis Anfang 2003 vgl. http://217.l41.24.196/2003 
/02/InBrief/ES0302201N. html. 
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Chart 4.5. Long adjustment lags for special unemployment benefit schemes 
in Belgium, Italy and Spain, 1979-2002 

Percentages of population aged 15-64 
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a) Beneficiaries of part-time unemployment benefits. 

b) Beneficiaries of ordinary unemployment benefit with reduced requirements. 

c) Beneficiaries of special benefit for casual agricultural workers in Andalucia and Extremadura. 

Source: NEI-SZW database and for Belgium, Chömage en Belgique - Werfeloosheid in Belgie, monthly averages and ONEM, 
Rapport Annuel 2001 (www.onem.be - publications); for Spain, ujujuj. mtas.es/estadisticas/BEL/PRD/Index. html with 
breakdown by sex 1984-1987 from MTSS (1989), Mercado de trabajo en Espana durante 1987 (1988 to 1991 estimated 
by interpolation); for Italy, Synthesis o/the Monitoring Report on the Employment and Labor Policies No. 2/2000, Rapporto di 
monitoraggio 2/2001 and Monitoraggio delle poliriche occupazionale e del \avoro 2003 (wuJUJ.minlauoro.it). For population, 
United Nations (2001), World Population Prospects 1950-2050 (The 2000 Reuision), mid-year estimates and medium 
variant population projections. 



der Erwerbsbevölkerung im Vereinigten Königreich in Jahren des Wohlstands und 
der Vollbeschäftigung ebenso rasch gestiegen wie in Zeiten weltweiter Konjunktur- 
verlangsamung und steigender Arbeitslosigkeit. In Frankreich ist die Zahl der 
Empfänger von RMI (eines 1989 eingeführten Sozialhilfesystems) zwischen 1993 
und 2000 um 45% gestiegen, obwohl dieser Zeitraum mit einer konjunkturellen 
Aufschwungphase zusammenfiel 19 . Generell lässt sich feststellen, dass Rezessionen 
natürlich einen starken Einfluss auf die Zahl der Empfänger von Arbeitslosen- 
versicherungsleistungen sowie bestimmter Arten von Sozialhilfe haben, es sind aber 
auch nach den jeweiligen Rezessionen noch erhebliche Veränderungen bei den 
Leistungsempfängerquoten zu beobachten . 

Wenn eine neue Leistung eingeführt wird, hält also der daraus resultierende Anstieg 
der anspruchsberechtigten Bevölkerungsgruppe stets während eines relativ langen Zeit- 
raums an. Der Anstieg der Zahl der Leistungsempfänger kommt im Allgemeinen 
zum Stillstand, wenn die Anspruchskriterien verschärft oder Aktivierungsmaßnahmen 
ergriffen werden 21 . 

Anpassungsdauer bei Invaliditätsrenten 

In den Niederlanden beschleunigte sich das Wachstum der Invaliditätsrenten bereits 
früher als in den meisten anderen Ländern, weshalb eine ausführliche Untersuchung der 
Zusammenhänge zwischen den Leistungsempfängerquoten und den neuen Modalitäten 
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Kasten 4.4 Anpassungsfristen bei den allgemeinen Arbeitslosenhilfe- und 
Sozialhilfesystemen in vier Ländern 

In der OECD Jobs Study (1994£>) wurde das langfristige Wachstum der Zahl der Empfanger 
unbefristeter Arbeitslosen- bzw. Sozialhilfe nach deren Einführung in vier europäischen 
Ländern dokumentiert (1948 im Vereinigten Königreich, 1963 in den Niederlanden, 1971 in 
Finnland und 1988 in Frankreich). In Abbildung 4.6.A sind diese Daten in aktualisierter Form 
dargestellt. Für das Vereinigte Königreich, die Niederlande und Frankreich sind sowohl die 
Datenreihen für die spezifisch zur Unterstützung Arbeitsloser bestimmte Sozialhilfe als auch für 
die Gesamtleistungen aus dieser und anderen Formen der allgemeinen Sozialhilfe (im Fall des 
Vereinigten Königreichs: Leistungen für Alleinerziehende) dargestellt (Invaliditätsrenten und 
sonstige Leistungen wurden dabei jedoch nicht berücksichtigt). Das Wachstum der Zahl der 
Leistungsempfänger setzte sich, sieht man einmal von geringfügigen konjunkturell bedingten 
Abwärtstendenzen ab, im Vereinigten Königreich während ungefähr 45 Jahren 1 , in den Nieder- 
landen während 15 Jahren, in Finnland während 25 Jahren und in Frankreich während 10 Jahren 
fort (in Frankreich wurden die Jahre ab der Einführung der allgemeinen Sozialhilfe RMI im Jahre 
1989 gezählt, die die Arbeitslosenhilfe in quantitativer Hinsicht schon sehr bald überholte). 
In zwei dieser vier Länder, den Niederlanden und dem Vereinigten Königreich, kam es nach 
der Einführung von Aktivierungsmaßnahmen zu einem recht starken Rückgang der Gesamt- 
zahl der Leistungsempfänger (vgl. Abschnitt 3.A wegen einer eingehenderen Erörterung). 



Der im Vereinigten Königreich während eines Zeitraums von 45 Jahren verzeichnete Anstieg war jedoch 
ebenso auf Veränderungen der Verwaltungsstrukturen wie auf die Gesetzesänderung von 1948 zurück- 
zuführen. Dem Arbeitsministerium wurde 1945 die politische Verantwortung für die Arbeitslosen- 
unterstützung entzogen, was dazu führte, dass „die leitenden Mitarbeiter des Ministeriums in den darauf 
folgenden zwanzig Jahren zunehmend das Interesse an einer Eindämmung der Leistungen verloren, 
wenngleich diese Anstrengungen auf Ebene der lokalen Arbeitsämter fortgesetzt wurden" (Price, 2000, 
S. 129). In einem Strategiedokument aus dem Jahr 1968 wurde die Eindämmung des Leistungsbezugs gar 
nicht mehr als Ziel erwähnt (ebd., S. 138), und der zahlenmäßige Anstieg der Leistungsempfänger setzte 
sich danach rund zwanzig Jahre lang fort, wobei er mehr der Entwicklung in anderen Ländern entsprach. 



der Invaliditätsrentenansprüche unter dem Einfluss der verschiedenen Reformen ange- 
strengt wurde. Das Gesetz über die 1967 eingeführte Erwerbsunfähigkeitsversicherung 
bestimmte, dass die für die Zuerkennung der Leistungen zuständigen Stellen bei der 
Beurteilung des Grads der Erwerbsunfähigkeit die Schwierigkeiten berücksichtigen soll- 
ten, denen Personen mit verminderter Erwerbsfähigkeit bei der Suche nach einer ange- 
messenen Beschäftigung u.U. begegnen. „Eine explizite Anwendung dieser Bestimmung 
erwies sich jedoch als unmöglich (...). Mit Wirkung von 1973 wurde dieses verwaltungs- 
technische Problem dadurch gelöst, dass pauschal von der Annahme ausgegangen wurde, 
dass schlechte Beschäftigungschancen auf diskriminierendes Verhalten zurückzuführen 
sind, sofern nicht das Gegenteil bewiesen werden kann (...). Teilerwerbsunfähige wurden 
wie Vollerwerbsunfähige behandelt" (Aarts und de Jong, 1990). Die Kriterien für die 
Zuerkennung von Invaliditätsrentenansprüchen wurden somit vor allem in den Jahren 
1967 und 1973 gelockert 22 . Aus Abbildung 4.7 ist der zeitliche Verlauf des Anstiegs der 
Zahl der Empfänger von Erwerbsunfähigkeitsrenten ersichtlich (beitragsabhängige wie 
beitragsunabhängige Leistungen) 23 . Am stärksten war das Wachstum in etwa zwischen 
1971 (als die Leistungsempfängerquote bei 3,3% lag) und 1981 (wo sie 7,7% erreichte), 
d.h. während eines Zeitraums von zehn Jahren. Ab 1981 wurden mehrere aufeinander 
folgende Maßnahmen zur Einschränkung des Leistungsbezugs eingeleitet, die entspre- 
chenden Quoten stiegen bis Ende 1991 aber noch um einen weiteren Prozentpunkt 24 . 
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Chart 4.6. Long adjustement lags for assistance benefits 

Percentages of population aged 15-64 
A. Introduction of new unemployment and assistance benefits in four European countries 




Introduction of lone-parent benefits 
in New Zealand' 



C. Weifare reform in the United States' 



f) 





a) 
b) 

c) 
d) 



State unemployment assistance, created in 1971, and labour market support. 

Allocation de Solidarite Specifique, created in 1984, and RMI created in 1988. For RMI, beneficiaries in Metropole 
(excluding DOM) on 31st December. 

RWW was created in 1963 and abolished in 1996, with transfer of beneficiaries to the general social assistance benefit. 
Unemployment assistance benefit named National Assistance (from 1949), Supplementary Benefit (from 1966), 
Income Support (from 1988) and Jobseekers Allowance (income-based) from 1996. Lone-parent data refer to data 
published under the heading "One-parent families not included in other groups" or "Lone parent premium: not in other 
groups" for years up to 1990, and to "Statistical group: lone parents" in recent years. Data relate to a specific week of the 
year (a week in May as from 1987). Data do not include people also receiving a UI benefit. 

Refers to Domestic Purposes Benefit, introduced in 1973, June figures from 1990 onwards. A relatively small number of 
beneficiaries of Widows' Benefit who are lone parents are not included. Unemployment assistance (not shown) also 
grew sharply over these years. 

AFTC / TANF rates for adult beneficiaries only (not including caretaker recipients) 
Source: NEI-SZW database; OECD (1994); for Finland, Finnish labour Review 3/2002, Table 23; for France, www.unedk.fr/ 
unistatis/index.php - donnees detaillees and "Legere hausse des beneficiaires du RMI au 03 juin 2002" (www.caf.fr/ 
CoupDOeil.htm - publications); for the Netherlands, wujuj.cpb.nl/eng/data/meu2003/al0.xls; for United Kingdom, Work and 
Pensions Statistics (www.dwp.gov.uk/asd/wandp.html); for New Zealand, "Historical Summary - Number of People Receiving 
Income Services, 1940-2000", in Social Seruices Sector Statistical reportfor the year ending 2000 (ujuJiu.msp.gout.nz/publications/ 
statistics. html); Quarterly Client Profile (www.workandincome.govt.nz - statistics). Data for 1973-74 and 1976-79 are estimates 
(growth is described at uJUJW.radstats.org.ufVno069/articIe5.htm); for the United States, 1965-2000: Indicators of Weifare 
Dependence: Annual Report to the Congress 2002 (aspe.hhs.gou/hsp/indicators02/appa-tanj\htm); 1950, 1955, 1955, 1960-1964: Social 
Security Statistics Annual Statistical Supplement (uJwuJ.ssa.gou/statistics/SuppIement). Data refer to total recipients less child 
recipients. Other years estimated by interpolation/extrapolation based on Schafer and Clemens (2002) and iuujuj.ncsl.org/ 
statefed/welfare/welfare.htm. For population, as for Chart 4.5. 
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Kasten 4.5 Leistungen für Alleinerziehende in zwei Ländern 

„Weifare" in den Vereinigten Staaten 

Die Zahl der erwachsenen Empfänger der „Welfare"-Leistungen für Alleinerziehende 
AFDC/TANF nahm zwischen 1950 und 1960 nur geringfügig zu, wuchs dann rasch an, 
erreichte 1973 erstmals einen Höhepunkt (dessen Stand 1981 nochmals erreicht wurde) und 
kulminierte 1993 bei nahezu 3% der Erwerbsbevölkerung (Abb. 4.6.C). Das Wachstum des 
Leistungsbezugs war großenteils durch die Zunahme der Zahl der Einelternhaushalte 
bedingt. Der besonders starke Anstieg zwischen 1967 und 1971 stand mit Veränderungen der 
Leistungssätze und der Anspruchskriterien in Zusammenhang 1 . Dass trotz der fortgesetzten 
Zunahme der Zahl der Einelternhaushalte nach diesem Tiefstand ein weiterer starker Auf- 
wärtstrend bis 1990 ausblieb, könnte auf den sinkenden realen Wert der AFDC-Leistungen 
zurückzuführen sein 2 . In Bezug auf die zeitliche Entwicklung fällt vor allem der Rückgang 
des Leistungsbezugs nach 1993 auf. Ursache hierfür waren wahrscheinlich die mehrfachen 
Aufbesserungen der Erwerbseinkommen Alleinerziehender ab 1987 3 sowie die in den neun- 
ziger Jahren eingeführten Aktivierungsmaßnahmen (vgl. Abschnitt 3.A wegen einer ein- 
gehenderen Erörterung). 

Leistungen für Alleinerziehende in Neuseeland 

Die Domestic Purposes Benefit (DPB) ist die wichtigste Transferleistung, die in Neusee- 
land in den letzten fünfzig Jahren geschaffen wurde. Vor deren Einführung gab es bereits seit 
einigen Jahren eine Nothilfe für Alleinerziehende, die befristet und außerdem nur gering war 
(Liebschutz, 1999). Die DPB wurde 1973 eingerichtet, um Alleinerziehenden dank aus- 
reichender Einkommensstützungsleistungen zu erlauben, sich ganztägig um ihre Kinder zu 
kümmern (Goodger und Larose, 1998). Der Leistungssatz wurde 1991 im Verhältnis zum 
durchschnittlichen Wochenlohn von Frauen von 59% auf 50% gesenkt, ein Niveau, das 
Bradshaw et al. (2000) jedoch noch immer (vergleichsweise) hoch fanden. Nach Einführung 
der DPB wurde bis 1976 ein rasches Wachstum der Zahl der Leistungsempfänger verzeich- 
net, das sich anschließend mit jahresdurchschnittlich 9% bis 1991 fortsetzte, d.h. insgesamt 
18 Jahre lang (Abb. 4.6.B). Die erste geringfügige Verringerung der Empfängerzahlen kam 
durch eine drastische Kürzung der Leistungen im Jahr 1991 zustande (MacKay, 1998), drei 
Jahre später setzte das Wachstum der Zahl der Leistungsempfänger jedoch wieder ein. 1997 
wurde Alleinerziehenden zur Auflage gemacht, für eine Teilzeitarbeit zur Verfügung zu 
stehen, wenn das jüngste Kind 14 Jahre oder älter ist; 1999 wurde diese Altersgrenze auf 
6 Jahre reduziert (vgl. Ministry of Social Development, 2001, wegen weiterer Einzelheiten). 
Dies dürfte eine Ursache für den erneuten Abwärtstrend ab 1997 gewesen sein. Mittlerweile 
sind die Regeln wieder gelockert worden, doch liegt diese Neuerung noch zu kurz zurück, 
um sich bereits in den hier angegebenen Daten niederzuschlagen. 



1. Stephens (2002) erklärt unter Berufung auf Fraker und Moffitt (1988) sowie Garfinkel und McLanahan 
(1986), dass „der [durch die Einführung von Medicaid und die Ausdehnung der Lebensmittelmarken] 
bedingte Anstieg des realen effektiven Leistungsniveaus im Verein mit einer Gerichtsentscheidung, der 
zufolge alleinerziehende Mütter, die mit einem Mann zusammenleben, der nicht der biologische Vater 
der Kinder ist, Anspruch auf AFDC haben zwischen 1967 und 1971 zu einer zahlenmäßigen Zunahme 
der Empfänger von 67% auf nahezu 90% der anspruchsberechtigten Familien führte". 

2. Vgl. http://aspe.hhs.gov/hsp/indicators01/apa-TANF.htm wegen Daten, die den Rückgang des Realwerts 
der AFDC/TANF-Leistungen zwischen 1978 und 1998 belegen. 

3. Laut Berechnungen von Elwood (1999) lag der effektive Steuersatz (unter Berücksichtigung der Kinder- 
betreuungskosten) für Verdienste von Alleinerziehenden, die vom AFDC in einen Mindestlohnarbeits- 
platz Uberwechselten, 1986 bei rd. 80% und 1997 bei 30%. Über die Hälfte dieses Rückgangs um 
50 Prozentpunkte war auf die Erhöhung des Satzes der Steuergutschrift für Erwerbseinkommen (EITC) 
zurückzuführen. Das niedrigere Niveau der TANF-Leistungen für Nichterwerbstätige und die Ausweitung 
des Anspruchs auf Kinderbetreuungshilfen für Erwerbstätige trugen jeweils 10 Prozentpunkte zu diesem 
Rückgang bei. Der Jahreshöchstbetrag der EITC auf Bundesebene für Familien mit einem Kind erhöhte sich 
somit von rd. 500 US-$ auf 900 US-S im Jahr 1987, 1 200 US-$ im Jahr 1991 und 2 000 US-$ im Jahr 1994. 
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Chart 4.7. Recipiency rate for disability insurance and assistance benefits" 
in the Netherlands, 1969-2001 

Percentages of population aged 15-64 
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a) Beneficiaries of the Invaliditeitswet, part of the Invalidity and Age Act 1919 (whose numbers had declined to a low 
level by 1981 and to zero by 1991), invalidity insurance (WAO) introduced in 1967 and invalidity assistance (AAW) 
introduced in 1976. 

Source: CPB (2002), Macroeconomic Outlook 2003 (www.cpb.nVeng/data/), Appendix 7. For population, as for Chart 4.5. 



Die für eine Reihe von Ländern vorliegenden, nach fünf Arten von Gebrechen 
(geistige Gebrechen, Muskel- und Skeletterkrankungen, kardiovaskuläre Leiden, Ver- 
letzungen und sonstige Gebrechen) aufgeschlüsselten Daten über die Verteilung der 
Bestände und Neuzugänge an Invaliditätsrentnern geben Einblick in einen der Aspekte 
des beobachteten Anstiegs des Leistungsbezugs. Der Anteil der beiden erstgenannten 
Kategorien (geistige Gebrechen sowie Muskel- und Skeletterkrankungen) ist zwischen 
1980 und 1999 im Allgemeinen gestiegen. Die Einzeltrends entfalten sich zwar häufig 
nur langsam, haben jedoch einen kumulativen Effekt: Die Neuzugänge und Bestände 
waren in den erst kurz zurückliegenden Jahren um durchschnittlich 20-25% höher, als sie 
gewesen wären, wenn die Zunahme bei den ersten beiden Behinderungskategorien nur 
der der anderen Kategorien entsprochen hätte. Die Zahl der mit diesen Krankheiten 
begründeten Rentenanträge sowie der Anteil der genehmigten Anträge könnte unter dem 
Einfluss der wachsenden Zahl der Präzedenzfälle gestiegen sein. 

Die Ländervergleichsdaten geben weitere Auskünfte darüber, wie die Gewährung 
von Leistungen bei verminderter Erwerbsfähigkeit dazu beitragen kann, dass die Zahl der 
Anspruchsberechtigten mit der Zeit wächst. In Abbildung 4.8 werden Messgrößen der 
Behinderungsprävalenz, die sich auf eigene Angaben der Betroffenen bei Haushalts- 
umfragen stützen, den Invaliditätsrentenempfängerquoten gemäß den amtlichen Statistiken 
gegenübergestellt. Die beiden Quoten sind miteinander korreliert, und zwar nicht nur 
innerhalb des gesamten Datensatzes, sondern auch unter den elf EU-Ländern, in denen 
(im Rahmen des Europäischen Haushaltspanels, ECHP) die gleichen Fragen zur Evaluie- 
rung der Behinderungsprävalenz gestellt wurden (wobei übersetzungsbedingte Probleme 
allerdings nicht auszuschließen sind) und wo auch das Einkommensniveau und der 
Gesamtgesundheitszustand der Bevölkerung weitgehend übereinstimmen 25 . Obwohl die 
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Chart 4.8. Disability prevalance and disability benefit recipiency rates 

in the late 1990s 

Percentage of population aged 20-64 
Disability prevalance rates self-reported in population surveys» 
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Disability benefit recipiency rates calculated from administrative Programme statistics* 

Note: Disability prevalence rates are always higher than recipiency rates, the scales for each axis are therefore 
different. 

a) In the analysis of population survey data, people in EU countries are classified as disabled if i) to the question "Do 
you have any chronic physical or mental health problem, illness or disability" they responded "yes" and ii) to the 
question "Are you hampered in your daily activities by this chronic physical or mental health problem, illness or 
disability" they responded "moderately" or "severely". For non-EU countries, surveys using questions that 
resemble these as closely as possible were used. See OECD (2003), Annex 1, for details. 

b) Contributory and non-contributory benefits only, not including war disability pensions or work injury benefits. 
Source: OECD (2003), Tables 3.1 and 3.7. 



Korrelation kein Beweis für das Vorhandensein einer Kausalbeziehung ist, wird daraus doch 
allgemein geschlossen, dass die in den einzelnen Ländern unterschiedlich organisierten 
Transferleistungssysteme stärkeren Einfluss auf die Leistungsempfängerquoten haben als 
tatsächliche Unterschiede beim Gesundheitszustand 26 . Abbildung 4.8 veranschaulicht, 
wie die Verfügbarkeit bzw. Attraktivität von Leistungen tendenziell u.U. einen Anstieg 
der Anspruchsberechtigtenpopulation nach sich ziehen kann. Diese Art von Rückwirkung 
kann zur Folge haben, dass die Effekte der Parameter des Transferleistungssystems auf den 
Leistungsbezug erst mit großer zeitlicher Verzögerung zum Tragen kommen (Anhang 2). 

In einigen Fällen sind die Leistungsempfängerquoten stark zurückgegangen 

Die in den Kasten 4.3 bis 4.5 beschriebenen Beispiele umfassen vier Fälle, in denen die 
Zahl der Leistungsempfänger drastisch gesunken ist. Das trifft zu auf die Sonderbeihilfe 
für unfreiwillige Teilzeitarbeit in Belgien, die Arbeitslosenhilfe in den Niederlanden 27 und 
im Vereinigten Königreich sowie die Unterstützung für Alleinerziehende in den Vereinig- 
ten Staaten. Diese Ergebnisse legen den Schluss nahe, dass die Zahl der Leistungsempfän- 
ger als Reaktion auf Änderungen von passiven und/oder aktiven Maßnahmen durchaus 
auf die Hälfte oder ein Drittel ihres vorangegangenen Niveaus zurückgehen kann. Im Fall 
der Unterstützung für Teilarbeitslose in Belgien sank die Zahl der Leistungsempfänger vor 
allem als Reaktion auf passive Maßnahmen (Senkung des Leistungssatzes und Verschärfung 
der Anspruchskriterien). Ein aktive Maßnahme - d.h. Unterstützung und Begleitung der 
Suche nach einer Vollzeitbeschäftigung - hätte die Kapazitäten der belgischen Arbeits- 
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marktverwaltung vor unrealistisch hohe Anforderungen gestellt und wäre daher vermutlich 
fehlgeschlagen. Auch im Fall der Sonderprogramme zur Unterstützung von Arbeitslosen in 
Italien und Spanien hätte die öffentliche Arbeitsmarktverwaltung angesichts der ohnehin 
kurzen Anspruchsdauer mit aktiven Maßnahmen wohl kaum viel ausrichten können. Bei der 
Arbeitslosenhilfe wie auch bei Leistungen für Alleinerziehende scheinen die Erfolgsaussich- 
ten von Aktivierungsstrategien hingegen größer zu sein, wie nachstehend erörtert wird. 

2. Worin besteht die „aktive" Ausrichtung von Politikmaßnahmen 
und wie wird sie gemessen? 

Aktivierungsstrategien haben in einigen Ländern einen großen Beitrag zur Reduzie- 
rung des Leistungsbezugs im Bereich der Arbeitslosen- und der Sozialhilfe geleistet, 
wohingegen dieser Beitrag in den meisten anderen Ländern bescheidener ausfiel. Im 
engeren Sinn beziehen sich Aktivierungsmaßnahmen auf Auflagen zur Teilnahme an 
Schulungen oder Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für Arbeitslose (Andersen et al., 2002). 
Aktive Arbeitsmarktmaßnahmen umfassen jedoch ein wesentlich breiteres Spektrum 
möglicher Ansätze. Nachstehend sollen die verschiedenen Methoden untersucht werden, 
deren Anwendung die zuständigen nationalen Behörden in Erwägung ziehen können, um 
die aktive Komponente ihrer Politikmaßnahmen mit Blick auf die Reduzierung der 
Transferabhängigkeit auszubauen. Ausgangspunkt sind dabei Erfahrungswerte aus Prü- 
fungen der öffentlichen Arbeitsmarktverwaltungen und der Arbeitsmarktmaßnahmen 
sowie Erkenntnisse aus mikroökonomischen Evaluierungsstudien (vgl. beispielsweise 
OECD, 2001a und 200 Ib, sowie Martin und Grubb, 2001). Aktivierungsmaßnahmen zie- 
len normalerweise auf Empfänger von Arbeitslosenunterstützung sowie (falls diese eine 
gesonderte Kategorie bilden) von Sozialhilfeleistungen für beschäftigungsfähige Arbeits- 
lose ab, ähnliche Prinzipien gelten jedoch zunehmend auch für Alleinerziehende und 
Empfänger von Invaliditätsrenten (vgl. Unterabschnitt F). 

A. Ausgaben für „aktive" und „passive" Arbeitsmarktprogramme 

Die Gesamtausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme können auf verschiedene 
Weise ausgedrückt werden, z.B.: a) als Prozentsatz des BIP, b) als aktive Ausgaben je 
Arbeitslosen im Verhältnis zum BIP je Beschäftigten oder c) als aktive Ausgaben im 
Verhältnis zu den Gesamtausgaben für aktive und passive Arbeitsmarktprogramme. In 
Tabelle 4.2 sind diese drei Messgrößen für 25 OECD-Länder aufgeführt. Grundsätzlich 
ist b) eine gute Messgröße, denn eine „aktive" Maßnahme ist dadurch gekennzeichnet, 
dass ein relativ großer Betrag je Arbeitslosen aufgewendet wird. Allerdings sind Länder, 
die nach dieser Messgröße gut abschneiden, häufig auch durch ein hohes Ausgabenniveau 
für passive Maßnahmen gekennzeichnet (Arbeitslosenunterstützung). Von einer „aktiven" 
Ausrichtung kann daher nur die Rede sein, wenn auch für den Indikator c) hohe Werte 
vorliegen. Unter den Ländern, in denen die Indikatoren a) und b) über dem Durchschnitt 
liegen, können nur drei (Irland, Norwegen und Schweden) auch weit überdurchschnittli- 
che Werte bei Indikator c) vorweisen. Zwei weitere Länder (Frankreich und die Nieder- 
lande) erreichen bei allen drei Indikatoren, d.h. a), b) und c), zumindest nahe oder über 
dem Durchschnitt angesiedelte Werte. In einem weiteren Land (der Schweiz) sind die 
Ausgaben gemäß Indikator b) und c) hoch, wohingegen der Indikator a) vergleichsweise 
niedrig ist, was der dort geringen Arbeitslosenquote zu verdanken ist. 
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Table 4.2 Indicators for spending on active labour market programmes 









Spending on active labour market programmes 3 










As a percentage 
of GDP 


Ratio of spending as a 
percentage of GDP 
to the unemployment rate 6 


As a percentage of total spending 
(active and passive) on labour 
market programmes c 












32.0 
















Austria 


2001 


0.53 


0.15 




33.1 




Belgium 


2000 


1.32 


0.19 




37.6 




Canada 


2000-01 


0.41 


0.06 




36.4 




Czech Republic 


2001 


0.21 


0.03 




46.6 




Denmark 


2000 


1.58 


0.36 




34.3 




Finland 


2001 


0.94 


0.10 




32.0 




France 


2000 


1.32 


0.14 




44.4 


















Greece 


1998 


0.46 


0.04 




49.8 














55.4 




Ireland 


2001 


1.14 


0.29 




61 .9 






Korea 


2001 


0.31 


0.08 




66.9 




Luxembourg 


1997 


0.24 


0.09 




28.3 




Mexico* 


2001 


0.06 


0.02 




100.0 




Netherlands 


2001 




0.67 




48.0 




New Zealand 


2000-01 


0.57 


0.10 




28.9 




Norway 


2001 




0.22 




63.9 




Portugal 


2000 


0.61 


0.15 




40.5 














38.9 




Sweden 


2001 


1.39 


0.29 




59.2 




Switzerland 


2001 


0.45 


0.18 




48.0 




United Kingdom 


2000-01 


0.37 


0.07 




40.0 




United States 


2000-01 


0.15 


0.03 




32.9 




Averages for: 




All countrles above 




0.71 


0.15 




45.3 





a) Active measures are public employment Services and administration, labour market training, youth measures, 
subsidised employment and measures for the disabled. 

b) OECD standardised unemployment rate, except for Mexico (national definition). 

c) Passive measures are unemployment compensation and early retirement for labour market reasons. 
Source: OECD database on Labour Market Programmes; OECD database on Main Economic Indicators. 



Bei diesen Statistiken stellt sich grundsätzlich die Frage, welche Ausgaben als „aktiv" 
anzusehen sind. Die Ergebnisse von OECD- Analysen deuten darauf hin, dass die öffent- 
liche Arbeitsmarktverwaltung der wichtigste Akteur bei Aktivierungsmaßnahmen für 
Arbeitslose ist 28 . Die Ausgaben für die Arbeitsmarktverwaltung machen u.U. nur einen 
vergleichsweise kleinen Teil der Gesamtaufwendungen aus, doch wird über diese Ver- 
waltung ein großer Teil der Ausgaben für andere Programme abgewickelt. Letztere 
betreffen zu einem großen Teil Einkommensstützungsleistungen für Programmteilnehmer 
und Transferleistungen für Arbeitgeber in Form von Einstellungszuschüssen. Folglich ist 
der aktive Charakter dieser Ausgaben nicht unbedingt gewährleistet: Er hängt davon ab, 
wie die beruflichen Orientierungen und die Programminhalte geregelt sind. Innerhalb des 
Aufgabenspektrums der öffentlichen Arbeitsmarktverwaltung lässt sich nicht immer eine 
klare Unterscheidung zwischen Hilfe bei der Arbeitsuche und Verwaltung der Transfer- 
leistungen vornehmen: Einige der Hauptaktivitäten, wie z.B. die Gespräche mit den 
Arbeitsuchenden und die Führung der Arbeitslosenregister, erfüllen beide Funktionen. 
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Daten über die Arbeitsmarktausgaben können daher bestenfalls als äußerst ungenaue 
Näherungswerte für den Umfang der „aktiven" Komponente der Maßnahmen dienen. Im 
Folgenden werden weitere wichtige Faktoren untersucht, die für den „aktiven" Charakter 
der Maßnahmen bestimmend sind. 

B. Interventionen der öffentlichen Arbeitsmarktverwaltung während der 
Dauer der Arbeitslosigkeit 

Das Konzept der „Interventionen während der Dauer der Arbeitslosigkeit" bezieht 
sich auf Regelungen, die Kontakte zwischen den Arbeitslosen und der Arbeitsmarkt- 
verwaltung oder sonstige Verpflichtungen zur Stellensuche vorschreiben. Während die 
Bewerbung um Stellen, die bei der öffentlichen Arbeitsverwaltung ausgeschrieben sind, 
zumeist auf freiwilliger Basis erfolgt (d.h. der Arbeitslose wählt entsprechende Stellen- 
angebote auf einem Anschlagbrett oder in einer elektronischen Datenbank aus), sind ver- 
schiedene andere Formen des Kontakts mit den Arbeitsämtern (regelmäßige Meldung, 
Gespräche mit den zuständigen Mitarbeitern des Arbeitsamts, Aufstellung eines individu- 
ellen Aktionsplans) in der Mehrzahl zwingend vorgeschrieben. Die Teilnahme an länger- 
fristigen Programmen hingegen kann entweder im Wesentlichen auf freiwilliger Basis 
erfolgen oder eine Auflage darstellen. In einigen Ländern wird im Anschluss an die ersten 
Kontakte, bei denen der Leistungsanspruch des Betroffenen festgestellt und dieser mit 
grundlegenden Informationen über die verschiedenen Dienstleistungsangebote der Arbeits- 
marktverwaltung versorgt wird, von den Arbeitslosen erwartet, dass sie in den folgenden 
Monaten eigenständig nach einer neuen Anstellung suchen, wobei das Arbeitsamt nur 
ganz begrenzt eingreift. 

Die während der Dauer der Arbeitslosigkeit fest vorgesehenen Maßnahmen können 
je nach Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens vier verschiedene Formen annehmen: 

• Erster Monat der Arbeitslosigkeit: Häufig findet bei der Erstanmeldung beim 
Arbeitsamt ein längeres Gespräch statt; in einigen Ländern ist auch die Teilnahme 
an kollektiven Informationsveranstaltungen Pflicht. 

• Laufende Kontakte: Regelmäßige Kontakte zur Berichterstattung über die Fortschritte 
bei der Stellensuche; direkte Vermittlungsangebote (Pflicht zur Teilnahme an den 
entsprechenden Vorstellungsgesprächen); gelegentliche ausführliche Gespräche mit 
Mitarbeitern des Arbeitsamts; Regelungen für ein weniger zeitaufwendiges Verfah- 
ren, bei dem die Meldungen aber in kürzeren Zeitabständen erfolgen müssen. 

• Individuelle Aktionspläne: Sie umfassen in der Regel ein zusätzliches ausführliches 
Gespräch, das in einem im Voraus festgelegten Monat nach Beginn der Arbeits- 
losigkeit, in manchen Ländern aber auch unmittelbar bei der Anmeldung, stattfindet 
und an das sich weitere Gespräche zur Prüfung der jeweils erzielten Ergebnisse 
anschließen. In manchen Fällen wird ein hoher Prozentsatz der Arbeitslosen, für die 
Aktionspläne aufgestellt werden, in ein Arbeitsmarktprogramm eingegliedert. 

• „Aktive Leistungsbezugsdauer": Nach einer bestimmten Frist wird die kontinuier- 
liche Teilnahme an aktiven Arbeitsmarktprogrammen zur Voraussetzung für die 
weitere Auszahlung der Arbeitslosenunterstützung, wobei die sonstigen Maßnahmen 
(Gespräche und Überwachung der Stellensuche) nach einem geänderten Zeitplan 
fortgesetzt werden. (Bei dieser Art von Maßnahmen kann es sich um die weiter- 
entwickelte Form eines individuellen Aktionsplans handeln.) 
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In OECD (2001a, S. 41-48) sind die Ergebnisse eines 1999 an die OECD-Länder 
gerichteten Fragebogens wiedergegeben, der sich auf die Maßnahmen der Arbeitsämter 
während der Dauer der Arbeitslosigkeit bezog. Die Anmeldeverfahren, bei denen Einzel- 
heiten zur Person des Arbeitsuchenden aufgenommen werden, nehmen offenbar einen 
großen Prozentsatz der Ressourcen der öffentlichen Arbeitsmarktverwaltung in Anspruch. 
Der Grund dafür ist, dass die Arbeitslosigkeitsphasen häufig nur von kurzer Dauer und 
bereits beendet sind, bevor weitere Maßnahmen einsetzen können. Die jeweiligen Maß- 
nahmen sind dabei sehr unterschiedlich: In einigen Ländern spielt die Direktvermittlung von 
Stellenangeboten eine wichtige Rolle, während diese in anderen Ländern wiederum selten 
ist, weil dort mehr Gewicht auf Berichtsauflagen bezüglich der Stellensuche gelegt wird. 

C. Kriterien für den Leistungsanspruch und leistungsbezogene Sanktionen 

Strenge Kriterien für den Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung, bei deren Nicht- 
erfüllung mit Sanktionen zu rechnen ist, sind ein weiteres Instrument zur „Aktivierung", 
z.B. um der Entstehung von „Transferfallen" infolge mangelnder Anreize zur Arbeitsuche 
vorzubeugen. Im Rahmen der Aktivierungsmaßnahmen, wie sie in Dänemark, den 
Niederlanden und dem Vereinigten Königreich eingeführt wurden, gilt der Frage der Kri- 
terien für den Leistungsanspruch verstärkte Aufmerksamkeit: 

• Gesetzgebung: In Dänemark wurde 1994 der „aktive Leistungsbezug" gesetzlich ver- 
ankert, und 1999 wurden die entsprechenden Bestimmungen novelliert. In den Nieder- 
landen wurden jeweils 1992, 1994 und 1996 neue Richtlinien zur Definition des Kon- 
zepts der „zumutbaren Arbeit" herausgegeben, und 1996 wurde ein neues Gesetz über 
Sanktionen verabschiedet (Wet Boeten en Maatregelen) (vgl. Engelfriet). Im Vereinig- 
ten Königreich wurde ein vollkommen neues Gesetz über den Leistungsbezug vor- 
gelegt (Jobseekers' Allowance), das 1996 in Kraft trat. Diese Änderungen sollten, wie 
es hieß, zu einer gewissen Verschärfung der Anspruchskriterien führen, was allerdings 
nicht immer deutlich zu Tage tritt (in Dänemark sind die Sanktionen bei der ersten 
Ablehnung einer zumutbaren Arbeit beispielsweise nach wie vor milde, und im Ver- 
einigten Königreich ist die Definition der zumutbaren Arbeit nicht gerade sehr strikt). 
Hinter diesen Entwicklungen stand in erster Linie das Ziel, die Modalitäten des Leis- 
tungsbezugs zu klären, was zumeist mit einer nicht weniger, sondern vielmehr stärker 
detaillierten Spezifizierung der Kriterien für den Leistungsanspruch verbunden war. 

• Verwaltung: In Dänemark wurden die Verwaltungsstrukturen 1994 und 1995 tief- 
greifend umgestaltet (Einführung neuer Computersysteme und Einrichtung einer 
Abteilung für die Überprüfung der Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt), um eine 
effiziente Überwachung der Leistungsträger und eine wirksame Kommunikation mit 
den für deren Management verantwortlichen Gewerkschaften zu ermöglichen. In 
den Niederlanden wurden die Leistungsträger in den neunziger Jahren verwaltungs- 
mäßig komplett reformiert und mit den nötigen Mitteln ausgestattet, um die Arbeits- 
vermittlungsdienste der öffentlichen Arbeitsverwaltung in Anspruch nehmen und 
solche Dienste verstärkt auch im Wege von Ausschreibungswettbewerben „einkau- 
fen" zu können. 

• Sanktionen: In den Niederlanden und im Vereinigten Königreich kam es in den 
Anfangsphasen der Aktivierungsstrategien zu einer drastischen Zunahme der Sank- 
tionen 29 . Es scheint allerdings, dass zur Durchsetzung der Anspruchskriterien lang- 
fristig nicht unbedingt besonders hohe Sanktionen verhängt werden müssen 30 . 
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Um die Einhaltung der Auflagen zu gewährleisten, sind Sanktionen als letztes Mittel 
unentbehrlich. Theoretisch funktioniert das System der sozialen Wohlfahrt optimal, wenn 
sehr strenge Sanktionen existieren, die aber - weil die Auflagen in vollem Umfang ein- 
gehalten werden - nie eingesetzt werden müssen. In der Praxis sind der Strenge der Sank- 
tionen hingegen Grenzen gesetzt (außer im Fall von Betrug ist die schärfste Sanktion der 
Entzug der Arbeitslosenunterstützung), werden die Auflagen nie vollständig eingehalten 
und sind zu ihrer Durchsetzung gelegentlich Sanktionen notwendig. Wenn gewährleistet 
ist, dass die Mehrzahl der Arbeitsuchenden die Auflagen einhält, kommt es nicht so sehr 
darauf an, welche Methoden zu ihrer Durchsetzung im Einzelnen eingesetzt werden. 
Wichtig ist vielmehr die Art der Auflagen (z.B. Berichterstattung über die Arbeitsuche, 
Anwesenheit bei regelmäßigen Gesprächen, z.B. in zweiwöchigem Turnus, Teilnahme an 
Schulungsmaßnahmen) sowie die Effizienz der in diesem Rahmen angebotenen Dienste. 

D. Zwingende oder freiwillige Teilnahme an Arbeitsmarktprogrammen 

Ein wichtiges Merkmal von „Aktivierungsmaßnahmen" für die Empfänger von Arbeits- 
losenunterstützung und Sozialhilfe ist, dass die Teilnahme an Arbeitsmarktprogrammen nicht 
freiwillig, sondern (als Bedingung für den Leistungsbezug) zwingend vorgeschrieben ist. 

In einigen Ländern sind die tatsächlichen Teilnehmerquoten an zwingend vorge- 
schriebenen Arbeitsmarktprogrammen recht niedrig. Van Oorschot (2002) stellte für die 
Niederlande fest, dass die Teilnehmerquote an Programmen auf Vollzeitbasis im Verhält- 
nis zur Gesamtzielgruppe der Aktivierungsmaßnahmen sehr gering war („1988 ... nahmen 
rd. 7 000 junge Arbeitslose am TW-GWJ-Programm [Arbeitsgarantie für Jugendliche] 
teil, obwohl landesweit rd. 45 000 den Kriterien entsprachen"). In den Vereinigten Staa- 
ten nahmen 1999 desgleichen nur rd. 3,3% der Familien, die TANF-Leistungen bezogen 
(Temporary Assistance for Needy F amilies), an Programmen zur Vermittlung von Arbeits- 
erfahrung teil (Strawn et al., 2001) 31 . Im Vereinigten Königreich bestanden vor Einführung 
des bald wieder abgeschafften Project- Wor£-Programms im Jahr 1997 so gut wie keine 
Verpflichtungen zur Teilnahme an langfristigen Beschäftigungs- und Schulungsprogrammen, 
und auch heute ist die Teilnahme an solchen Programmen nur in geringem Umfang vor- 
geschrieben. Im Rahmen des kanadischen Ontario-Works-Vrogramms (das von Morel, 
2002, als äußerst konsequentes Workfare-Programm beschrieben wurde, was allerdings 
etwas übertrieben sein dürfte) wurden nur 2-5% der Sozialhilfeempfänger in Workfare- 
Maßnahmen eingegliedert (Mulvale, 2002). Aber auch diese geringen Prozentsätze setzen 
nicht die These außer Kraft, wonach Auflagen, die unter bestimmten Bedingungen (z.B. 
ununterbrochener Leistungsbezug während über einem Jahr) zum Tragen kommen, inso- 
fern große Wirkung zeigen können, als sie die Betroffenen dazu anspornen, alles zu tun, 
damit diese Auflage nicht wirksam wird. 

In einigen anderen Ländern ist die Teilnahme inzwischen bei einem recht hohen Pro- 
zentsatz der Arbeitsmarktprogramme zwingend vorgeschrieben. Diese Entwicklung kann 
eintreten, wenn die Lohnersatzquoten bzw. die Vergütung für die Programmteilnahme in der 
Nähe der Marktlöhne liegen 32 . Dänemark und Schweden hatten in den letzten Jahren hohe 
Teilnehmerquoten, und ein signifikanter Prozentsatz der Erwerbsbevölkerung nahm an 
Arbeitsmarktprogrammen teil. Diese Länder sind bemüht, durch einen erhöhten Schulungs- 
und Bildungsgehalt eine sinnvolle Nutzung der Zeit der Programmteilnahme sicherzustellen. 
Dennoch sind diese Programme kostspielig, und die Zeit der Programmteilnahme ist häufig 
weniger produktiv, als dies in einer nicht bezuschussten Beschäftigung der Fall wäre. 
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Die Effizienz von Strategien, die auf der Pflichtteilnahme an Arbeitsmarktprogrammen 
basieren, hängt vermutlich in hohem Maße davon ab, wie wirkungsvoll die Betroffenen 
bei der Suche nach alternativen Beschäftigungsmöglichkeiten auf dem freien Arbeits- 
markt unterstützt werden. Individuelle Aktionspläne, Unterstützung durch die Arbeitsämter 
in der Zeit zwischen der Teilnahme an verschiedenen Programmen sowie Beratung während 
der langen Gateway-Phase des britischen /Vew-D^aZ-Programms dürften zu diesem Ziel 
beitragen. Die „aktive" Komponente der effektiven Programmteilnahme ist jedoch in 
diesem Fall nicht ohne weiteres erkennbar. Während der Programmteilnahme kommt es 
vielmehr zu „Lock-in" -Effekten (d.h. die Intensität der Arbeitsuche und die Häufigkeit 
des Übergangs in eine nicht staatlich bezuschusste Beschäftigung sind tendenziell geringer 
als in Phasen „offener Arbeitslosigkeit"). Evaluierungsergebnissen zufolge sind die 
Beschäftigungsaussichten nach der Teilnahme, vor allem im Fall von Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen im öffentlichen Sektor, nicht zwangsläufig besser. 

In den OECD-Untersuchungen zur Sozialhilfe (OECD, 1998a, 19986, 1999) werden 
mehrere andere Überlegungen genannt, die für die Einführung von Weifare- to-Work- 
Strategien ausschlaggebend waren: a) die Notwendigkeit der Betrugsbekämpfung; b) der 
Eindruck, dass sich Langzeitleistungsempfänger nicht bewusst sind, dass die Programm- 
teilnahme in ihrem eigenen Interesse liegt; c) politische Erwägungen und insbesondere 
die Einschätzung, dass die Bereitschaft der Öffentlichkeit zur Finanzierung von Program- 
men größer ist, wenn diese in einen Rahmen gegenseitiger Verpflichtungen eingebunden 
sind; d) die Tatsache, dass der Verwaltungsapparat durch solche Strategien vielfach 
gezwungen wird, auch benachteiligten Gruppen ihr Augenmerk zu schenken 33 . 

E. Institutionelle Regelungen 

In der OECD Jobs Study (OECD, 1994a) wurde eine Zusammenlegung der drei 
Aufgaben der öffentlichen Arbeitsmarktverwaltung - Stellenvermittlung und Berufsberatung, 
Auszahlung von Arbeitslosenversicherungsleistungen und Abwicklung von Arbeitsmarkt- 
programmen - empfohlen. Der Grad der funktionellen Integration ist ein wichtiger 
Aspekt der „aktiven" Ausrichtung der Maßnahmen. Die funktionelle Integration kann z.T. 
eine Frage institutioneller Regelungen sein, es geht aber auch um etwas, was Clasen und 
van Oorschot (2002) als „Verwischung der traditionellen Grenzen zwischen den Politik- 
bereichen Sozialschutz und Arbeitsmarktpolitik" bezeichnet haben. 

In Irland waren die Empfänger von Arbeitslosenunterstützung bis 1996 nicht 
verpflichtet, sich bei der Arbeitsvermittlung zu melden (was zur Folge hatte, dass die 
Arbeitsvermittlung weder die Verfügbarkeit der Leistungsempfänger für den Arbeits- 
markt noch deren Bemühungen um Arbeitsuche oder auch deren Bereitschaft zur 
Annahme einer zumutbaren Beschäftigung überprüfen bzw. erwirken konnte). Durch die 
Einführung einer Meldepflicht bei der Arbeitsvermittlung hat sich der Grad der funktio- 
nellen Integration eindeutig erhöht. In den Niederlanden erhalten die für die Verwaltung 
der Leistungsansprüche zuständigen Stellen seit 1996 staatliche Mittel, die es ihnen 
ermöglichen, Arbeitsvermittlungsdienste für ihre „Kunden" einzukaufen, was ebenfalls 
als eine Maßnahme zur Integration der Verwaltung der Leistungsansprüche und der 
Arbeitsvermittlung angesehen werden kann. Bei den Ende der achtziger Jahre im Verei- 
nigten Königreich eingeleiteten Reformen wurde diese Integration durch Zusammenle- 
gung der zuvor getrennt für die Bearbeitung der Leistungsansprüche bzw. für die Arbeits- 
vermittlung zuständigen örtlichen Behörden gewährleistet, die Mitarbeiter der beiden 
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Sparten unterstehen jedoch weiterhin unterschiedlichen Ministerien. In einigen anderen 
Ländern (z.B. Griechenland und Spanien) ist eine quasiöffentliche Arbeitsverwaltungs- 
behörde (OAED, INEM) sowohl für die Verwaltung der Leistungsansprüche als auch für 
die Arbeitsvermittlung verantwortlich, auf lokaler Ebene sind jedoch beide Bereiche in 
personeller Hinsicht in jeweils unterschiedlichem Maße voneinander getrennt. In 
der deutschen Bundesanstalt für Arbeit wurden die beiden Funktionen im Jahr 2000 
zusammengefasst, wobei die meisten Arbeitslosen von Mitarbeiterteams der örtlichen 
Arbeitsämter betreut werden. 

Auf den Grad der Effizienz der Integration hat ferner auch die Frage Einfluss, ob die 
Arbeitslosenunterstützung und die aktiven Arbeitsmarktprogramme von derselben Stelle 
finanziert werden. In vielen europäischen Ländern und auch in Kanada gibt es zusätzlich 
zu dem aus dem Haushalt der Zentralregierung finanzierten Arbeitslosenversicherungs- 
system Sozialhilfesysteme, die von den Kommunen (bzw. in Kanada von den Provinzen) 
finanziert werden, sowie kommunale Sozialämter, die in begrenztem Umfang auch 
Arbeitsvermittlungsdienste anbieten. In diesem Fall sind die Kommunen häufig bereit, 
groß angelegte Arbeitsbeschaffungsprogramme für Langzeitarbeitslose einzurichten, die 
in vielen Ländern von der Zentralregierung bezuschusst werden und durch die sich die 
Zahl der Arbeitslosen verringert, die nach Ablauf ihres Anspruchs auf Arbeitslosen- 
versicherungsleistungen in den Sozialhilfebezug überwechseln. Obwohl die nationale 
Arbeitsmarktverwaltung im Prinzip für die gesamte Bevölkerung zuständig ist, haben die 
Kommunen häufig den Eindruck, dass „ihren" Arbeitslosen nicht genügend Aufmerk- 
samkeit zuteil wird, weshalb in den örtlichen Sozialämtern Arbeitsvermittlungsdienste 
eingerichtet werden. Erschwerend kommt hinzu, dass das Netz der örtlichen Arbeits- 
vermittlungsstellen in mindestens vier OECD-Ländern (Belgien, Kanada, Schweiz, 
Spanien) den jeweiligen Regionalverwaltungen untersteht, wodurch die Gefahr besteht, 
dass gewisse Verbindungen zum Arbeitslosenversicherungssystem auf Bundesebene 
unterbrochen werden. Von diesen vier Ländern hat die Schweiz ein bundesweites System 
zur Leistungsevaluierung der einzelnen regionalen Vermittlungszentren eingerichtet 
(OECD, 2001a), während Kanada ein auf Vereinbarungen zwischen Bund und Provinzen 
sowie auf Leistungsbeurteilungen gestütztes System aufgebaut hat (Kasten 4.6). 

F. Aktivierung „passiver" Leistungen und Gatekeeper-Funktionen 
bei passiven Programmen 

Aktivierungsmaßnahmen zielen in erster Linie auf Empfänger von Arbeitslosen- 
unterstützung und manchmal auf Sozialhilfeempfänger ab. In letzterem Fall wird die 
Sozialhilfe dadurch gewissermaßen in eine Arbeitslosenunterstützung unter anderem 
Namen umfunktioniert. Insoweit die Sozialhilfeempfänger aber auch die Unterstützung 
von Sozialarbeitern bei Wohnungs-, Schulden- oder Drogenproblemen benötigen, scheint 
es gerechtfertigt, diese Kategorie in administrativer und finanzieller Hinsicht auch 
weiterhin anders zu behandeln als Kurzzeitarbeitslose. Weitere mögliche Zielgruppen für 
Aktivierungsmaßnahmen sind gegebenenfalls die Empfänger spezieller Leistungen für 
Alleinerziehende sowie von Renten bei verminderter Erwerbsfähigkeit. 

In vielen Ländern müssen alleinerziehende Sozialhilfeempfänger, sofern keine 
anderen Hinderungsgründe vorliegen, für den Arbeitsmarkt verfügbar sein, um Anspruch 
auf Leistungen zu haben. Mitte der neunziger Jahre wurde die Bedingung der Verfügbar- 
keit für den Arbeitsmarkt in der Regel wirksam, sobald das jüngste Kind ein bestimmtes 
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Kasten 4.6 Finanzierung und Verwaltung von Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenhilfe auf nationaler und regionaler Ebene in Kanada 

In den achtziger Jahren führte die kanadische Bundesregierung massive Finanztransfers 
zwischen den Provinzen im Bereich der Arbeitslosenversicherung (die in den Zuständig- 
keitsbereich des Bundes fällt), der Regionalentwicklungsprogramme und der Finanz- 
ausgleichszahlungen durch, wobei letztere im Rahmen des Canada Assistance Plan (CAP) 
zur Deckung von 50% der Sozialhilfekosten der Provinzen dienten. Anfang der neunziger 
Jahre versuchte die Bundesregierung, die direkten Ausgaben für die Arbeitslosenversiche- 
rung und die Sozialhilfeaufwendungen im Rahmen des CAP zu reduzieren. Der Anstieg der 
Zahl der Sozialhilfeempfänger auf nahezu das Doppelte zwischen 1982 und 1992 war zu 
einem Faktor geworden, der auch zu Haushaltsschwierigkeiten in den Provinzen beitrug. 

Mitte der neunziger Jahre wurden die CAP -Zahlungen von pauschalen Finanzzuweisun- 
gen im Rahmen des Canadiern Health and Social Transfer (CHST) abgelöst. Schon bald 
danach schloss die Bundesregierung eine Reihe von Vereinbarungen zur Entwicklung des 
Arbeitsmarkts {Labour Market Development Agreements - LMDA), mit denen den Provin- 
zen Quebec, Alberta, Manitoba, Saskatchewan und New Brunswick die Zuständigkeit für 
Finanzierung und Management des Personals der Beschäftigungsdienste und der aktiven 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen (die so genannten Employment Benefit and Support 
Measures - EBSM) übertragen wurde 1 . Quebec vertrat ebenso wie eine Reihe anderer 
Provinzen die Ansicht, dass dadurch Transparenz und Rechenschaftspflicht erhöht, die Zahl 
der miteinander konkurrierenden Maßnahmen sowie potentielle Doppelarbeit der für Arbeits- 
losenversicherung und Sozialhilfe zuständigen Dienste verringert und die Anpassung des 
Arbeitskräfteangebots an die Nachfrage auf lokaler Ebene verbessert würden. 

Nach den 1994 und 1996 vorgenommenen Änderungen bestimmter Parameter der 
Arbeitslosenversicherung (die in „Beschäftigungsversicherung" umbenannt wurde) nahm der 
Prozentsatz der Arbeitslosen mit Anspruch auf Versicherungsleistungen deutlich ab. Laut 
Schätzungen von Fortin und Cremieux (1998) erhöhte sich jedoch infolge dieser Änderungen 
die Zahl der Sozialhilfeempfänger in den verschiedenen Provinzen um 10-25%. In der 
Forschung wurde der zahlenmäßige Rückgang der Empfänger von Arbeitslosenversiche- 
rungsleistungen aber auch zu einem Großteil der veränderten Zusammensetzung der Arbeits- 
losenpopulation zugeschrieben; so wiesen vergleichsweise weniger Arbeitskräfte eine starke 
Arbeitsmarktbindung auf bzw. hatten gute Aussichten auf Wiedereinstellung durch ihren 
alten Arbeitgeber, während die Zahl der Arbeitskräfte mit prekären Erwerbsbiographien und 
nur geringer aktueller Berufserfahrung relativ gesehen zugenommen hatte. Im Einklang mit 
dieser Entwicklung war ein starker Anstieg des Anteils der Sozialhilfeempfänger zu ver- 
zeichnen, die als grundsätzlich beschäftigungsfähig galten (ihr Anteil hat sich Schätzungen 
zufolge zwischen 1980 und 1992 in British Columbia von 38% auf 64% erhöht). 

Insofern die Provinzen nur die Kosten der Sozialhilfeprogramme tragen, besteht für sie 
ein Anreiz zur Umverteilung marginaler Arbeitskräfte zwischen den Programmen, um ihre 
eigenen Programmkosten so gering wie möglich zu halten. Es sind einige gut belegte Fälle 
von Arbeitsbeschaffungsprogrammen für Sozialhilfeempfänger bekannt, die von den lokalen 
Gebietskörperschaften in erster Linie mit der Absicht eingerichtet wurden, den Teilnehmern 
Anspruch auf Leistungen der Arbeitslosenversicherung zu verschaffen. Inzwischen gehören 
diese Programme jedoch mehrheitlich der Vergangenheit an. Eine derart offensichtliche 
Abwälzung von Kosten wäre für beide Regierungsebenen peinlich, denen doch beiden am 
Erfolg des LMDA-Prinzips des „flexiblen Föderalismus" gelegen ist. 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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(Fortsetzung) 

Bei der Verwaltung des Arbeitslosenversicherungssystems schafft das Kriterium der 
„ergebnisgestützten Rechenschaftspflicht" 2 (results-based accountability criterid), das zur 
Leistungsevaluierung der LMDA eingesetzt wird, Anreize zur Aufnahme von Personen mit 
hohen Arbeitslosengeldansprüchen in die EBSM, da eine Vermittlung in diesem Fall mit 
größeren Einsparungen in den Konten der Arbeitslosenversicherung verbunden ist. Nach 
einer EBSM-Teilnahme kommt es jedoch zeitweilig zu relativ prekären Beschäftigungs- 
verhältnissen und zur Rückkehr in den Arbeitslosengeldbezug. Erste Ergebnisse deuten 
darauf hin, dass dies für möglicherweise 25% der Programmteilnehmer der Fall war. Das 
Gesetz über die Einrichtung der EBSM sieht ausgefeilte Gesamtevaluierungen der länger- 
fristigen Auswirkungen dieser Programme auf Parameter wie den Bezug von Arbeitslosen- 
unterstützung, das Verdienstniveau und die Dauer und Häufigkeit der Arbeitslosigkeit vor. 
Diese bereits laufenden Untersuchungen dürften weitere Erkenntnisse über die Verteilung 
der Einsparungen auf Arbeitslosenversicherung und Sozialhilfe liefern. 

In den Provinzen, die nunmehr die gesamten Kosten der Sozialhilfezahlungen zu tragen 
haben, wurde eine Vielzahl von „Welfare-to-Work"-Strategien eingeführt, bei denen es sich 
laut Morel (2002) in Quebec um „weiche" und in Ontario um „harte" Maßnahmen handelt. 
Trotz Kürzung der Arbeitslosenversicherungsleistungen sind die Leistungsempfängerquoten 
bei der Sozialhilfe zwischen 1994 und 2000 um ein Drittel zurückgegangen 3 . 



1. Weitere Provinzen traten einer anderen Form von LMDA bei, die nicht auf eine „komplette Dezentra- 
lisierung" abzielte, sondern sich auf Vereinbarungen über eine gemeinsame Verwaltung beschränkte. 
Vgl. OECD (2001a) wegen näherer Einzelheiten. 

2. Diese drei Kriterien sind: Einsparungen bei der Arbeitslosenversicherung dank der Vermittlung von Arbeits- 
losengeldempfängern in eine Beschäftigung, die Zahl der im Rahmen der Arbeitslosenversicherung betreu- 
ten Personen sowie die Zahl der wieder ins Erwerbsleben eingegliederten Arbeitslosen. Derzeit existieren 
noch keine mittel- und erst recht keine langfristigen Indikatoren für die Erfüllung dieser Kriterien. 

3. Zuvor waren in Kanada nur geringe konjunkturelle Schwankungen der Zahl der Sozialhilfeempfänger zu 
verzeichnen gewesen: Während des Aufschwungs Ende der achtziger Jahre sank die Leistungsempfänger- 
quote um weniger als 10%, und während des Aufschwungs Ende der siebziger Jahre ging sie so gut wie 
überhaupt nicht zurück. 




Alter erreicht hatte; dieses lag in Kanada (je nach Provinz) bei sechs Monaten bis zwölf 
Jahren, in Finnland, Frankreich, Österreich und Schweden bei drei Jahren, in den Nieder- 
landen und der Tschechischen Republik bei fünf Jahren, in Luxemburg sowie (für Teil- 
zeitarbeit) in Neuseeland bei sechs Jahren und in Norwegen bei acht Jahren (Eardley et al., 
1996; OECD, 1998a; Goodger und Larose, 1998; www.childpolicyintl.org/childsupport.html; 
Miliar und Rowlingson, 200 1) 34 . In Norwegen ist der Leistungsbezug ohne die Auflage 
der Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt seit 1998 in der Regel auf drei Jahre befristet. In 
Deutschland bemühen sich Sozialarbeiter darum, dass Alleinerziehende vorrangig 
Anspruch auf Kinderbetreuungsplätze haben; die Verpflichtung der Verfügbarkeit für den 
Arbeitsmarkt besteht, wenn die Kinderbetreuung gewährleistet ist. In Irland und im 
Vereinigten Königreich haben Alleinerziehende, ohne Auflage der Verfügbarkeit für den 
Arbeitsmarkt, noch Anspruch auf Unterstützungsleistungen, bis das jüngste Kind 16 Jahre 
alt ist. In Australien und Neuseeland sind Versuche zur Reform ähnlicher Regelungen auf 
starken politischen Widerstand gestoßen. In den meisten Ländern, in denen strenge 
Altersgrenzen gelten (Frankreich bildet hier eine Ausnahme), wird die Sozialhilfe für 
Alleinerziehende, deren Kinder das vorgesehene Höchstalter überschritten haben, auf 
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lokaler Ebene (bzw. in Kanada auf Provinzebene) finanziert und verwaltet. Daher könnte 
es u.U. recht schwierig sein, die Verpflichtung zur Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt im 
Rahmen von Ansprüchen auf Leistungen durchzusetzen, die auf nationaler Ebene gewährt 
werden. Die internationalen Erfahrungswerte lassen gleichwohl darauf schließen, dass es 
u.U. sinnvoll wäre, die Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt zu fordern und Aktivierungs- 
maßnahmen zur Regel zu machen, sobald das jüngste Kind eingeschult ist bzw. bereits zu 
einem früheren Zeitpunkt, sofern eine geeignete Kinderbetreuung gewährleistet ist. 

Aktivierungsstrategien für Behinderte sind mit einer Reihe von Problemen verbunden, 
die sich aus der Heterogenität der Behindertenbevölkerung, den Schwierigkeiten bei der 
Beurteilung des Grads der Arbeitsunfähigkeit und deren weiterer Entwicklung sowie aus 
der Tatsache ergeben, dass es oft einer langfristigen Unterstützung bedarf, bis einige dieser 
Personen einen Arbeitsplatz finden und dauerhaft behalten. Dennoch ist der Invaliditäts- 
rentenanspruch in einigen Fällen an beschäftigungsbezogene Auflagen geknüpft (vgl. 
Kapitel 3, Abschnitt 2.B). In OECD (2003) werden die Länder nach verschiedenen 
Indikatoren für die „Integrationskomponente" ihrer Behindertenpolitik eingestuft, nament- 
lich nach der Verpflichtung zur Teilnahme an Rehabilitationsprogrammen, dem für die 
Erfüllung dieser Auflage vorgesehenen Zeitplan (wobei ein hoher Wert anzeigt, dass diese 
Programme bereits frühzeitig, d.h. noch während des Bestehens des Arbeitsverhältnisses, 
einsetzen) sowie der Dauer einer etwaigen Unterbrechung des Leistungsbezugs. Werte 
über 1 beim ersten Indikator bedeuten, dass die Teilnahme an Rehabilitationsprogrammen 
nicht ausschließlich freiwilliger Art ist, während Werte über 1 beim dritten Indikator 
anzeigen, dass eine teilweise Unterbrechung des Leistungsbezugs (für Invaliditätsrenten- 
empfänger) in der einen oder anderen Form möglich ist. Um das Jahr 2000 wiesen 
Belgien, Dänemark, Deutschland, die Niederlande, Norwegen und Schweden (insgesamt 
wurden 21 OECD-Länder untersucht) bei beiden Indikatoren Werte von über 1 auf (worin 
sich nur im Fall der Niederlande ein politischer Kurswechsel gegenüber 1985 wider- 
spiegelt). Man könnte also sagen, dass diese Länder eine gewisse Erfahrung mit der Praxis 
haben, auch für Personen, denen bereits eine Invaliditätsrente zuerkannt wurde, die Ver- 
fügbarkeit für den Arbeitsmarkt zur Auflage zu machen, zumindest in dem Sinne, dass sie 
an Rehabilitationsmaßnahmen teilnehmen müssen, die als Vorbereitung auf die Aufnahme 
einer Arbeit gedacht sind. Belgien, Dänemark, Norwegen und Schweden werden außer- 
dem als Länder eingestuft, in denen energische Programme für die staatlich geförderte 
Beschäftigung von Behinderten existieren. Die Kombination dieser Faktoren ermöglicht 
es den jeweiligen nationalen Behörden, Personen, die bereits Invaliditätsrenten beziehen 
oder die die Anwartschaftsbedingungen für derartige Leistungen erfüllen, in einer - wenn 
auch subventionierten - Beschäftigung auf dem freien Arbeitsmarkt unterzubringen. 
Dennoch weisen diese Länder, möglicherweise mit Ausnahme von Belgien und Deutsch- 
land, überdurchschnittlich hohe Leistungsempfängerquoten bei Invaliditätsrenten auf. 
Logischerweise bemühen sich Länder, in denen Invaliditätsrenten im Prinzip nur in Fällen 
bleibender und nahezu vollständiger Erwerbsunfähigkeit bewilligt werden, weniger um 
Eingliederung dieser Personen in den Arbeitsmarkt, wenn deren Leistungsanspruch erst 
einmal anerkannt ist. 

Es gibt auch einige Beispiele von „Aktivierungsmethoden" für Personen, bei denen 
der Leistungsbezug nicht an die Auflage der Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt geknüpft 
ist. In Australien gibt es beispielsweise einen besonderen Beschäftigungsdienst (Arbeits- 
vermittlung, Aus- und Weiterbildung) für alleinerziehende Leistungsempfänger, bei denen 
die Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt nicht vorausgesetzt wird, sowie einen Dienst 
{Return to Work) für Mütter, die vom Elterngeldbezug in die Arbeitslosenunterstützung 
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überwechseln (OECD, 2001Z?), denen es jedoch an aktueller Arbeitsmarkterfahrung 
mangelt. Arbeitsvermittlungsdienste ohne Beschäftigungszwang für die Betroffenen gelten 
im Allgemeinen als nützliches und erfolgreiches Instrument für diejenigen, die von ihnen 
Gebrauch machen; auf Grund der geringen Inanspruchnahme ist ihr Gesamteffekt jedoch 
begrenzt. In jüngerer Zeit wurden die Empfänger von Leistungen für Alleinerziehende in 
Australien, Neuseeland und im Vereinigten Königreich zur Teilnahme an Gesprächen 
verpflichtet, bei denen die Möglichkeiten einer Beschäftigungsaufnahme erörtert werden, 
ohne dass dies jedoch mit der Pflicht zur Annahme von Stellenangeboten verbunden 
wäre 35 . Allerdings besteht die Gefahr, dass die Energie und die - sowohl vom Personal 
als auch von der Zahl der offenen Stellen her - begrenzten Ressourcen der öffentlichen 
Arbeits Verwaltung durch breit angelegte Bemühungen um Einbeziehung von Empfängern 
„passiver" Leistungen in Aktivierungsstrategien überstrapaziert werden, was zu Lasten 
der eigentlichen Arbeitslosen ginge. Dies könnte ein Grund für die enttäuschenden 
Ergebnisse der Pilotuntersuchungen des britischen Projekts „ONE" sein, bei dem das 
Prinzip der Zusammenlegung der Verwaltung der Arbeitslosenunterstützung mit der 
Arbeitsvermittlung auf lokaler Ebene auf andere Transferarten ausgedehnt wurde 36 . 

Wenn die Empfänger von Leistungen für Alleinerziehende oder von Invaliditäts- 
renten als arbeitsfähig eingestuft werden, besteht alternativ zur direkten Einbeziehung der 
Leistungsempfänger in Aktivierungsstrategien die Möglichkeit, den Zugang zum Bezug 
dieser Leistungen einzuschränken, wodurch ein größerer Prozentsatz der potentiellen 
Leistungsempfänger zur Beantragung allgemeiner Arbeitslosenunterstützungs- oder 
Sozialhilfeleistungen gezwungen wird, die mit der Auflage der Verfügbarkeit für den 
Arbeitsmarkt gekoppelt sind. Bei der französischen Allocation de Parent hole und beim 
norwegischen Übergangsgeld ist die Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt zwar nicht Vor- 
aussetzung für den Leistungsbezug, angesichts der niedrigen Obergrenzen für das Alter 
der Kinder und der geringen Anspruchsdauer müssen die Alleinerziehenden aber bereits 
in den Sozialhilfebezug überwechseln, wenn ihre Kinder noch relativ klein sind. Bei den 
Kriterien für den Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung kann explizit der Notwendig- 
keit der Kinderbetreuung oder einer Teilinvalidität Rechnung getragen werden, indem 
Vorladungen zu Vorstellungsgesprächen lange im Voraus angekündigt werden oder fest- 
gelegt wird, dass als zumutbare Arbeit nur Teilzeitbeschäftigungen in Frage kommen. 

Wenn Personen mit verminderter Erwerbsfähigkeit ihre jeweilige Arbeit nicht mehr 
ausüben können oder wenn ihre Produktivität weit unter das Niveau der Lohnkosten 
gesunken ist, kann der Zugang zum passiven Invaliditätsrentenbezug vermieden werden, 
indem stattdessen Rehabilitationsmaßnahmen und die Vermittlung in eine subventionierte 
Beschäftigung angeboten werden. Eine neue Entwicklung stellen in dieser Hinsicht die 
Flexjobs in Dänemark dar (vgl. Kapitel 3, Tabelle 3.10). In OECD (2003) wird eine ähn- 
liche, in Luxemburg eingeführte Reformstrategie beschrieben. Wenn eine Person nach 
Feststellung einer verminderten Erwerbsfähigkeit in eine zumutbare Beschäftigung ver- 
mittelt wird, für die der jeweilige Arbeitgeber einen Zuschuss erhält, verringert sich das 
Risiko, dass der Betroffene in den folgenden lahren in den passiven Leistungsbezug 
überwechselt. Durch die allgemeine Einführung solcher Regelungen könnte möglicher- 
weise der Missbrauch von Invaliditätsrenten durch die Arbeitnehmer als Instrument des 
frühzeitigen Ausstiegs aus dem Erwerbsleben wirkungsvoll verhindert werden, wenn- 
gleich dadurch für die Arbeitgeber ein Anreiz für die Beantragung von Zuschüssen ent- 
stehen könnte. Wenn sich der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer darüber einig sind, dass 
letzterer nicht mehr zur Verrichtung seiner Arbeit in der Lage ist (z.B. auf Grund von 
Stressauswirkungen auf seine mentale Verfassung bzw. wegen Rückenschmerzen), bleibt 

OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



4. Fördern oder dämpfen Transferleistungen die Beschäftigung? Interaktionen zwischen passiven und aktiven Sozialprogrammen 



den zuständigen Behörden bisher oft nur die Möglichkeit, diese Beurteilung entweder 
anzufechten oder den definitiven Übergang in den passiven Invaliditätsrentenbezug zu 
genehmigen. 

In den achtziger Jahren war es in vielen Ländern üblich, älteren Arbeitskräften bei 
Entlassung die Möglichkeit zur Frühverrentung zu geben, die Verpflichtung zur Arbeit- 
suche für ältere Arbeitslose aufzuheben bzw. diese von vornherein von Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen auszuschließen. Bereits gegen Anfang der neunziger Jahre wurde aber 
in einigen Ländern damit begonnen, diesem Trend entgegenzusteuern. In Frankreich 
bezogen 1983 700 000 Personen Frührentenleistungen der Arbeitslosenversicherung, in 
den neunziger Jahren wurden jedoch nur noch wenige Neuzugänge zur Vorruhestandsrente 
genehmigt. In Finnland wurde die untere Altersgrenze für die „Arbeitslosenrente" zwischen 
1986 und 1990 von 55 auf 60 Jahre angehoben. In Belgien und den Niederlanden wurde 
in jüngster Zeit eine schrittweise Aufhebung der Befreiung von der Verpflichtung zur 
Arbeitsuche für ältere Arbeitslose (die zuvor ab 50 bzw. ab 57,5 Jahren galt) eingeleitet, 
und in Australien werden mit Wirkung von 2003 keine Neuzugänge zur Mature Age 
Allowance mehr zugelassen 37 . In Spanien gibt es seit kurzem eine „Aktive Eingliederungs- 
beihilfe" für Arbeitslose über 45 Jahre, deren Empfänger einen individuellen Aktionsplan 
vorlegen müssen, und in Dänemark wurde die untere Altersgrenze für die Lockerung der 
Auflagen bezüglich der Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt 1999 von 50 auf 55 Jahre 
angehoben. 

Maßnahmen, die den Zugang zu Vorruhestands- oder Invaliditätsrenten beschränken, 
resultieren häufig in einer Erhöhung der Zugänge zur Arbeitslosenunterstützung. Wenn 
die öffentliche Arbeitsmarktverwaltung und die sonstige Arbeitsmarktpolitik zufrieden- 
stellend funktionieren, so dass Arbeitslose schnell in neue Stellen vermittelt und die 
Kriterien für den Leistungsanspruch wirkungsvoll angewendet werden, besteht häufig 
selbst für stärker benachteiligte Arbeitslose die Möglichkeit einer Wiederbeschäftigung 
innerhalb von ein oder zwei Jahren. Auf diese Weise können Erfolge bei der Verringe- 
rung der Arbeitslosigkeit auf längere Sicht zu einer Verringerung der Abhängigkeit von 
anderen „passiven" Leistungen führen. 

3. Ergebnisse „aktiver" Arbeitsmarktmaßnahmen 

Nachstehend werden die Auswirkungen „aktiver" Maßnahmen auf die Zahl der 
Leistungsempfänger 38 , die Beschäftigung und die Arbeitsverdienste untersucht. Dieser 
Ansatz eignet sich für die meisten OECD-Länder, in denen sich die Mehrzahl der Teil- 
nehmer an aktiven Arbeitsmarktprogrammen aus dem Bestand an Empfängern von 
Arbeitslosenunterstützung, Sozialhilfe oder Invaliditätsrenten rekrutiert. Dabei werden 
auch mögliche Substitutionsbeziehungen zwischen verschiedenen Leistungen des Sozial- 
schutzes analysiert. 

A. Die Rolle von Aktivierungsstrategien bei der Verringerung 
der Transferabhängigkeit 

Beschäftigungsquoten und aktive Arbeitsmarktmaßnahmen im Ländervergleich 

Aktivierungsmaßnahmen können dazu beitragen, dass ein relativ großzügiges 
Leistungsniveau mit hohen Beschäftigungsquoten einhergeht, wie dies in Schweden der 
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Fall ist . Das schwedische System sieht die Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt als effek- 
tive Auflage vor. Schweden rangierte (nach Luxemburg) an zweiter Stelle bei dem vom 
dänischen Finanzministerium erstellten Index der Stringenz der Kriterien, die in Bezug 
auf die Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt erfüllt werden müssen, damit ein Anspruch 
auf Arbeitslosenunterstützung besteht (MOF, 1998). In Dänemark bildet die „Pflicht zur 
Arbeit" seit jeher ein zentrales Element der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik (Andersen, 
2002), und das Prinzip der Verpflichtung Arbeitsuchender zur Teilnahme an Arbeits- 
marktprogrammen wurde nicht in Frage gestellt; die Betroffenen haben jedoch eine 
gewisse Wahlfreiheit in Bezug auf die Art der Programme und den Zeitpunkt der Teil- 
nahme, wobei der zuständige Sacharbeiter ebenfalls großen Einfluss hat 40 . Die größte 
Schwachstelle bei den aktiven Maßnahmen im Bereich der Arbeitslosigkeit 41 war der so 
genannte „Karusselleffekt", der es Arbeitslosen erlaubte, wiederholt zwischen Leistungs- 
bezug und Programmteilnahme hin- und herzuwechseln, ohne an den freien Arbeitsmarkt 
zurückzukehren. Schweden hat in jüngster Zeit durch Einführung einer „Aktivitätsgarantie" 
Anstrengungen zur Eindämmung dieses Karusselleffekts unternommen (vgl. Kasten 4.7). 
Norwegen gelang es ebenfalls, die Beschäftigungsquote auf hohem Niveau zu halten. In 
Norwegen gelten strenge Leistungsanspruchskriterien, die Sperrsätze sind hoch, und der 
Bezug von Sozialhilfe ist laut Halvorsen (2002) mit einem Stigma behaftet, weshalb 
keine Anzeichen einer „Unterstützungsmentalität" unter den Langzeitarbeitslosen oder 
Sozialhilfeempfängern festzustellen sind. Wegen der im Vergleich zu Schweden geringe- 
ren Lohnersatzquoten dürften die Anreize für die Arbeitslosen geringer sein, zwischen 
Beschäftigung und Leistungsbezug oder zwischen Leistungsbezug und Programm- 
teilnahme hin- und herzuwechseln. Ein Problem ist jedoch die relativ hohe Zahl der 
Empfänger von Invaliditätsrenten. 

Aktivierungsstrategien haben in einigen Ländern zu einer Verringerung 
des Leistungsbezugs beigetragen 

In den meisten OECD-Ländern hat sich eine Entwicklung hin zu einer „aktiveren" 
Beschäftigungspolitik vollzogen. Zu weitreichenden Umorientierungen kam es in Däne- 
mark ab 1994 (möglicherweise aber auch schon etwas eher), in Irland ab 1996, in den 
Niederlanden Anfang der neunziger Jahre und im Vereinigten Königreich ab 1986, wo 
sich der Prozess allerdings relativ lange hinzog (Tabelle 4.3). In diesen Ländern durch- 
geführte Untersuchungen lieferten mikroökonomische Belege für die Wirksamkeit 
bestimmter Aktivierungsmaßnahmen bzw. bestimmter Phasen des Aktivierungsprozesses, 
die darauf hindeuten, dass diese Maßnahmen wahrscheinlich ein Grund für den Rückgang 
der Gesamtzahl der Empfänger von Arbeitslosenunterstützung waren. In Kasten 4.8 wird 
dies am irischen Beispiel erörtert. 

Ergänzend zu beträchtlich erhöhten finanziellen Anreizen für die Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit (vgl. Kapitel 3) in den Vereinigten Staaten beinhaltete die stärker aktiv 
ausgerichtete Beschäftigungsstrategie für Alleinerziehende aktive Maßnahmen wie die 
Zusammenlegung der Arbeitsvermittlung und der Verwaltung der Leistungsansprüche, 
individuelle Aktionspläne, häufige persönliche Kontakte mit den Kunden, Auflagen für 
die Arbeitsuche usw. Eine wichtige Rolle spielten ferner auch die Einschränkung der 
Leistungsansprüche (sowohl im Hinblick auf die Dauer des Leistungsbezugs als auch auf 
den Ermessensspielraum der Verwaltung bei der Zuerkennung des Leistungsanspruchs) 
sowie die Begrenzung des konkreten Leistungszugangs (durch „Umorientierungsstrate- 
gien" - diversion strategies) (vgl. Kasten 4.9) 42 . Die Unterschiede zwischen der US- 
amerikanischen Reform des Wohlfahrtssystems und den europäischen Aktivierungsstrate- 
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Kasten 4.7 Die schwedische Aktivitätsgarantie und der „Karusselleffekt" 

In der Vergangenheit wurde mehrfach Besorgnis über die Gefahr von „Karusselleffekten" 
laut, zu denen es kommen kann, wenn eine Phase offener Arbeitslosigkeit durch eine Programm- 
teilnahme unterbrochen wird, die wiederum in eine erneute Phase offener Arbeitslosigkeit mit 
fortgesetztem Leistungsbezug mündet. In Schweden wurde diese Gefahr durch die Einführung 
einer „Aktivitätsgarantie" begrenzt. Die Höchstdauer des Bezugs von Arbeitslosengeld wurde 
auf das Doppelte verlängert (von 60 auf 120 Wochen) 1 . Die Möglichkeit der Verlängerung der 
Anspruchsdauer durch Teilnahme an einem Programm wurde hingegen abgeschafft und 
durch die Möglichkeit der unbefristeten Teilnahme an der neu eingerichteten „Aktivitäts- 
garantie" bis zum Abgang aus der Arbeitslosigkeit ersetzt. Bei der Aktivitätsgarantie handelt es 
sich um einen allgemeinen Rahmen, innerhalb dessen alle regulären Arbeitsmarktprogramme 
eingesetzt werden können. Von den Betroffenen wird erwartet, dass sie sich um eine neue 
Anstellung bemühen oder an Arbeitsmarktprogrammen bzw. an Bildungsmaßnahmen teil- 
nehmen. Es wird davon ausgegangen, dass diese Aktivitäten auf Vollzeitbasis ausgeübt werden 2 . 

Bei der Umsetzung der Aktivitätsgarantie, die üblicherweise kurz vor Ablauf der 
Leistungsbezugsdauer angeboten wird, verfügen die örtlichen Arbeitsämter über einen erheb- 
lichen Spielraum. Gegen Ende der ersten 60-wöchigen Leistungsbezugsphase entscheiden 
die zuständigen Sachbearbeiter, welche Arbeitsuchenden wahrscheinlich in der Lage sind, 
selbst einen Arbeitsplatz zu finden, so dass deren Leistungsanspruch um weitere 60 Wochen 
verlängert werden kann. Die Vermittlung in ein Aktivitätsgarantieprogramm erfolgt häufig 
zu diesem Zeitpunkt oder nach Ablauf der zweiten Leistungsbezugsphase. 

Die Art der Aktivitäten wird im Einzelnen von den örtlichen Arbeitsämtern soweit mög- 
lich in Zusammenarbeit mit den Gebietskörperschaften und anderen örtlichen Arbeitsmarkt- 
akteuren festgelegt: 68% der örtlichen Arbeitsämter haben Vereinbarungen mit den Kommu- 
nen getroffen. Einige Arbeitsämter, vor allem in städtischen Gebieten, sind auch Vereinba- 
rungen mit Privatunternehmen eingegangen. Im Informationsmaterial der Zentralbehörden 
wird die Bedeutung von Stellensuch- und sonstigen Aktivitäten auf ganztägiger und organi- 
sierter Basis unterstrichen. In der Gesetzesvorlage der Regierung waren Aktivitäten in Grup- 
pen von 10 bis 15 Personen vorgesehen, die Arbeitsmarktbehörde sprach sich letztlich jedoch 
für Gruppen mit 25 bis 30 Teilnehmern aus. Zusätzlich zu den Gruppenaktivitäten stehen den 
Teilnehmern alle schwedischen Arbeitsmarktprogramme offen. Bei Umfragen bezeichneten 
58% der Programmbetreuer die Informationen über die Aktivitätsgarantie allerdings als un- 
zureichend. Fast ein Viertel der Arbeitsämter berichtete, dass den Teilnehmern auf Grund 
von Personalmangel keine Vollzeitaktivität angeboten werden konnte. 

Aus den Antworten der Teilnehmer lässt sich ablesen, dass die allgemeine Vorgehensweise 
zumeist darin bestand, zunächst Stellensuchaktivitäten im Gruppenverband und anschließend 
einen Platz in einem Arbeitsmarktprogramm anzubieten. Zwei Drittel der Teilnehmer gaben 
an, während der Zeit der Programmteilnahme auf Vollzeitbasis „aktiviert" worden zu sein. 
Allerdings traf Uber die Hälfte der Teilnehmer ihren Betreuer weniger als einmal pro Monat. 
In den vier Wochen vor der telefonischen Befragung hatten die Teilnehmer im Schnitt auf 
zwei Stellenangebote geantwortet, 60% hatten sich jedoch um keine einzige Stelle beworben. 
Drei von vier Teilnehmern äußerten sich sehr oder zumindest recht zufrieden über das Pro- 
gramm, fast die Hälfe bemängelte allerdings die fehlende individuelle sowie die nicht hinrei- 
chend zielorientierte Ausrichtung des Programms, und nach Ansicht der meisten Befragten 
hatte die Programmteilnahme keinerlei Auswirkungen auf ihre Beschäftigungschancen. 

1 . Auf diese Höchstdauer besteht kein grundsätzlicher Anspruch. Der Arbeitslosenversicherungsfonds kann 
aber über eine einmalige Verlängerung des 300-tägigen Leistungsanspruchs entscheiden, womit sich die 
Gesamtdauer des Leistungsbezugs auf 600 Tage erhöht (SO, 2002). 

2. Je nach dem gewünschten Arbeitseinsatz. Oder anders gesagt bei einem Arbeitslosen, der sich zu 100% Arbeit 
bereit erklärt, der jedoch auf Teilzeitbasis in Krankenurlaub ist, wird davon ausgegangen, dass er auf Vollzeit- 
basis abzüglich des prozentualen Anteils des Krankenurlaubs an dem betreffenden Programm teilnimmt. 

Quelle: Forslund et al. (erscheint demnächst). 
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Tabelle 4.3 Elemente von Aktivierungsstrategien in Dänemark, Irland, den Niederlanden und 

dem Vereinigten Königreich 

Dänemark 

1989 Festlegung der ersten einer Reihe strengerer Definitionen für die Verpflichtung zur Annahme einer 

„zumutbaren Arbeit". 

1992 Vorverlegung des Zeitpunkts der Unterbreitung von Stellenangeboten bei jungen Arbeitslosen 

(erfolgte zuvor nach 2'/2 Jahren der Arbeitslosigkeit). 

1994 Einführung des „aktiven Leistungsbezugs", der nach vier Jahren der Arbeitslosigkeit einsetzt, sowie 
Einführung individueller Aktionspläne. Schaffung eines neuen staatlichen Informationssystems zur 
Verbesserung der Kommunikation zwischen den öffentlichen Arbeitsvermittlungsstellen und den 
Leistungsträgern. 

1 995 Einrichtung einer „Abteilung zur Überprüfung der Arbeitsbereitschaft" auf Ebene der Zentralregierung 
zur Überwachung der Einhaltung der Kriterien für den Leistungsanspruch. 

1996 Vorverlegung des Beginns des „aktiven Leistungsbezugs", der nun bereits nach zwei Jahren einsetzt. 

1 999 Einführung der Meldepflicht der Arbeitslosen bei der Arbeitsvermittlung ab dem ersten Tag der 
Arbeitslosigkeit. Eine Lockerung der Verfügbarkeitskriterien ist nur noch für die Altersgruppe 55-59 
Jahre zulässig (zuvor 50-59 Jahre). 

2000 „Aktiver Leistungsbezug" setzt nach einem Jahr der Arbeitslosigkeit ein. 

Irland 

1996 Bei einer Arbeitsmarkterhebung stellt sich heraus, dass 25% der erfassten Stichprobe von im Live 

Register (Arbeitslosenregister) eingetragenen Personen ihren ständigen Wohnsitz nicht unter der 
angegebenen Adresse hatten und es sich nur bei 25% um Arbeitslose gemäß der IAO-Definition 
handelte. Daraufhin wird an alle Leistungsempfänger ein Fragebogen versandt und eine 
Betrugsbekämpfungskampagne gestartet. Leistungsempfänger im Alter von 18 bis 19 Jahren, die seit 
mehr als 6 Monaten arbeitslos sind, müssen sich beim Arbeitsvermittlungsdienst FAS melden. 

1 998 Leistungsempfänger unter 25 Jahren, die seit sechs Monaten Arbeitslosenunterstützung beziehen, 
werden in den irischen Employment Action Plan (EAP, Teil der Europäischen Beschäftigungs- 
strategie) eingegliedert. Dieses Verfahren verlangt die Teilnahme an einem Beratungsgespräch. 

1999 25- bis 34-Jährige werden nach zwölf Monaten Leistungsbezug in das EAP-Verfahren aufgenommen. 

2000 20- bis 54-Jährige werden nach neun Monaten Leistungsbezug in das EAP-Verfahren aufgenommen. 

Niederlande 

Ende der Eine „Umorientierung", die dazu führt, dass sich die Zahl der verhängten Sperrzeiten beim 
80er Jahre Arbeitslosengeldbezug von 27 000 im Jahr 1987 auf 140 000 im Jahr 1994 erhöht. 

1991 Einführung der „Arbeitsgarantie" für Jugendliche. 

1992 Festlegung von Leitlinien für die Definition der „zumutbaren Arbeit". Die Häufigkeit von Sanktionen 
für Sozialhilfeempfänger steigt deutlich. 

1995 Radikale Reformen der institutionellen Struktur der Leistungsverwaltung. Einführung der „Melkert- 
Arbeitsplätze" (die Zahl der Teilnehmer an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen steigt zwischen 1994 und 
1 999 von rd. 20 000 auf 80 000). 

1996 Inkrafttreten eines neuen Gesetzes betreffend Sanktionen. Die Langzeitarbeitslosen erhalten wesent- 
lich mehr Aufmerksamkeit: Ein Teil der direkten Finanzzuweisungen an die öffentliche Arbeitsmarkt- 
verwaltung wird zweckgebunden für Wiedereingliederungsprogramme zu Gunsten benachteiligter 
Arbeitsuchender eingesetzt, ein weiterer Teil geht an die für die Leistungen zuständigen Institutionen, 
damit sie solche Programme „kaufen" können. 

Vereinigtes Königreich 

1 986 Einführung des Programms der so genannten Restart Interviews. In den Folgejahren werden mehrere 

Gesprächsarten und -Zeitpläne getestet; erfolgreiche Modelle werden landesweit umgesetzt. 

1989 Die „aktive Arbeitsuche" wird zur Voraussetzung für den Leistungsanspruch. Zusammenlegung von 

Leistungsverwaltung und Arbeitsvermittlung auf lokaler Ebene (durchgeführt Uber mehrere Jahre). 

1 99 1 Die Teilnahme an einem einwöchigen Kurs für Arbeitsuchende wird für Personen, die länger als 

zwei Jahre arbeitslos sind, zur Pflicht gemacht. 

Anfang d. Verschärfungen im Leistungssystem führen zu einer Verdoppelung der Zahl der Sanktionen. 

90er Jahre 

1996 Das Leistungsrecht wird mit der Einführung der Jobseekers Allowance (Geld für Arbeitsuchende) 

novelliert. 

1998 Mit dem New Dealfor Young People wird die Teilnahme an einem 6-monatigen Arbeitsmarkt- 

programm für alle Jugendlichen, die länger als sechs Monate arbeitslos sind, zur Pflicht. Dem geht 
eine 4-monatige Schulungs- und Vorbereitungsphase mit intensiver Beratung voraus. 

2000 Der New Deal for Adults greift nach 1 8 Monaten Arbeitslosigkeit. 

Quelle: OECD (1993, 1998, 2000, 2001); AM (2000); Corcoran (2002); OECD-Datenbank Arbeitsmarktprogramme. 
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Kasten 4.8 Aktivierungsmaßnahmen in Irland und deren Auswirkungen 

Irland war 1995 das Land mit dem höchsten Verhältnis zwischen der Zahl der Arbeits- 
losenunterstützungsempfänger und der Zahl der in den Arbeitsmarkterhebungen erfassten 
Arbeitslosen (1991 war dies noch Belgien gewesen; vgl. OECD, 1994& und 1997). Das liegt 
z.T. daran, dass das zur Definition der Leistungsempfänger verwendete Konzept, nämlich der 
Eintrag ins „Live Register", ungewöhnlich weit gefasst ist (dieses Register enthält auch 
Personen, deren Antrag noch nicht bearbeitet worden ist, Personen, die nur für einen Teil der 
Woche Leistungen beziehen, sowie Personen, die als so genannte „Credits-only"-Fälle 
gemäß den Regeln der Bedürftigkeitsprüfung keine Geldleistungen erhalten, für die aber 
Sozialversicherungsbeiträge entrichtet werden). Das heißt nur rund drei Viertel der ein- 
getragenen Personen beziehen Leistungen in vollem Umfang. Zwischen 1975 und 1985 
lagen die beiden Messgrößen der Arbeitslosigkeit - die Zahl der Leistungsempfänger und 
die Zahl der in den Arbeitsmarkterhebungen erfassten Arbeitslosen - nahe beieinander 
(Abb. 4.9). Anschließend tat sich dann eine stetig wachsende Lücke auf zwischen der Zahl 
der in den Arbeitsmarkterhebungen erfassten Arbeitslosen, die drastisch zurückging, und der 
Zahl der Arbeitslosenunterstützungsempfänger, die gleich blieb. 

Das könnte damit zusammenhängen, dass in Irland bis 1996 kaum Aktivierungsanstren- 
gungen unternommen wurden: Die Empfänger von Arbeitslosenunterstützung waren nicht 
verpflichtet, sich bei den Arbeitsvermittlungsstellen zu melden. Die für die Verwaltung der 
Leistungsansprüche zuständigen Behörden taten ihrerseits wenig, um die Einhaltung der 
Auflagen zur Arbeitsuche durchzusetzen. Sie bemühten sich allerdings um Betrugsbekämp- 
fung, um zu verhindern, dass beschäftigte Personen Arbeitslosenunterstützung bezogen. 
Nach 1996 ging die Gesamtzahl der Leistungsempfänger drastisch zurück - parallel zur Ein- 
führung der in Tabelle 4.3 aufgelisteten Aktivierungsmaßnahmen -, und mikroökonomische 
Daten deuten darauf hin, dass die Aktivierungsmaßnahmen starke Auswirkungen auf die an 
der Zahl der Empfänger von Arbeitslosenunterstützung gemessene Arbeitslosigkeit hatten. 

Die in den Arbeitsmarkterhebungen erfasste Arbeitslosigkeit nahm nach 1996 allerdings 
noch schneller ab (vgl. Walsh, 2003, wegen einer nach Alter und Geschlecht aufgeschlüssel- 
ten Analyse dieser Entwicklungen). Eine mögliche Erklärung hierfür ist, dass die Aktivie- 
rungsmaßnahmen auf Personen mit grundsätzlich höheren Einstellungschancen abzielten 
- die in den Arbeitsmarkterhebungen in der Regel auch als Arbeitslose erfasst sind -, wohin- 
gegen vergleichsweise inaktive ältere Arbeitskräfte, sehr langfristig Arbeitslose und 
„Credits-only" -Fälle weniger häufig in die Maßnahmen einbezogen wurden. Insgesamt ist 
festzustellen, dass sich die an der Zahl der Leistungsempfänger gemessene und die in den 
Arbeitsmarkterhebungen erfasste Arbeitslosigkeit in Irland lange Zeit parallel entwickelten, 
die Korrelation zwischen diesen beiden Messgrößen jedoch recht komplex wurde, als letztere 
tendenziell zu divergieren begannen. 

Corcoran (2002) liefert Daten zu den Abgängen aus dem Live Register (Register der 
Arbeitslosenunterstützungsempfänger) für diejenigen Personengruppen, die zwischen Juni 
1999 und September 2000 in den irischen Employment Action Plan (EAP) vermittelt wurden. 
Es handelte sich dabei um Personen unter 25 Jahren, die seit sechs Monaten arbeitslos waren, 
sowie Personen zwischen 25 und 54 Jahren, die seit neun Monaten arbeitslos waren. Im 
Schnitt fanden sich fast 35% der dem Programm zugeteilten Arbeitslosen innerhalb von drei 
Monaten nicht zu einem Gespräch ein; die anderen trafen jedoch ihren Sachbearbeiter in der 
Zeit nach ihrer Vermittlung in den Plan durchschnittlich fünfmal. Insgesamt wurden 64% der 
Programmteilnehmer innerhalb von drei Monaten und 93% innerhalb von 12 Monaten aus 
dem Register gestrichen. Bei diesen Prozentsätzen sind kaum Unterschiede nach Geschlecht 
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und Altersgruppe zu beobachten. Unter den Arbeitslosen, die nicht an einem Gespräch teil- 
genommen hatten, war die Zahl der aus dem Register gestrichenen Personen geringfügig höher. 
Unter den Abgängen aus dem Register waren 85% auch nach 12 Monaten noch nicht in den 
Leistungsbezug zurückgekehrt. Obwohl es bei dieser Untersuchung keine Kontrollgruppe gab, 
waren die genannten Abgangsraten offenbar wesentlich höher als sonst in Irland üblich. Die 
Aufschlüsselung der Registereinträge nach Dauer der Arbeitslosigkeit lässt darauf schließen, 
dass die Abgangsrate aus der Arbeitslosigkeit in der Regel bei rd. 30% pro Quartal liegt 1 . 

In zwei Gebieten, Kilkenny und Ballyfermot, wurden sämtliche Personen, die seit mehr 
als sechs Monaten arbeitslos waren (also nicht nur jene, die die Schwelle von sechs Monaten 
Arbeitslosigkeit im Alter von unter 25 Jahren bzw. von neun Monaten Arbeitslosigkeit im 
Alter von 25 bis 54 Jahren Uberschritten hatten) im Rahmen eines Pilotprojekts in das EAP 
vermittelt. Aus den bei Corcoran (2002) dargestellten Graphiken ist ersichtlich, dass der 
Rückgang der Gesamtzahl der Einträge im Live Register (zwischen Oktober 1999 und Juni 
2001) in beiden Gebieten um rd. 20 Prozentpunkte höher war als in den anderen Gebieten 
der Region insgesamt. 



1. Die Zahl der im Live Register eingetragenen Personen, die seit 9-12 Monaten arbeitslos sind, ist etwa 
halb so hoch wie die der seit 3-6 Monaten Arbeitslosen, was auf eine „Überlebensrate" von rd. 70% pro 
Quartal schließen lässt. Die erwähnte Studie liefert auch Informationen Uber die Zugangsraten in 
Beschäftigung bei den dem EAP zugeteilten Personen, es ist jedoch nicht klar, was daraus in Bezug auf 
die Auswirkungen abzulesen ist. 



gien sollten jedoch nicht überbewertet werden. Bis in die jüngste Zeit wurde jedenfalls in 
den Vereinigten Staaten nur relativ wenigen Empfängern der Leistungsanspruch auf 
Grund zeitlicher Befristungen völlig entzogen 43 . 

In Dänemark, Irland, den Niederlanden, dem Vereinigten Königreich und den Ver- 
einigten Staaten kam es nach der Einführung von Aktivierungsmaßnahmen zu einem 
drastischen Rückgang der Gesamtzahl der Leistungsempfänger. In Dänemark und im 
Vereinigten Königreich war die Gesamtzahl der Empfänger von Arbeitslosenunterstüt- 
zung 2001 eineinhalb- bis zweimal niedriger als während des Tiefstands Ende der achtzi- 
ger Jahre (und zwei- bis dreimal niedriger als Mitte der neunziger Jahre) 44 . In den Ver- 
einigten Staaten war die Zahl der erwachsenen Sozialhilfeempfänger 2001 zweieinhalb- 
mal niedriger als während des Tiefstands der späten achtziger Jahre (und dreimal niedri- 
ger als 1993) 45 . Derart starke Rückgänge zwischen jeweils zwei Hochkonjunkturjahren, 
die überdies keine Parallelen in anderen OECD-Ländern haben, lassen sich nicht einfach 
mit konjunkturellen Faktoren erklären. Obwohl in einzelnen Fällen auch andere Faktoren 
ins Spiel kamen, scheint die Einführung von Aktivierungsstrategien das wichtigste 
gemeinsame Merkmal der wirtschaftspolitischen Entwicklungen in den fünf oben genann- 
ten Ländern zu sein, was darauf schließen lässt, dass ihr Einfluss eine entscheidende 
Rolle spielte. 

Das heißt jedoch nicht zwangsläufig, dass solche Maßnahmen in allen Fällen 
wirkungsvoll sind. Aus zwei Gründen ist diesbezüglich Vorsicht geboten: 

• Die oben erwähnten Aktivierungsstrategien setzten zu einem Zeitpunkt ein, da 
Kontakte zwischen Arbeitsverwaltung und Leistungsempfängern zwecks Förderung 
der Beschäftigung nur in geringem Maße vorgeschrieben waren 46 . Daher ließen sich 
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Chart 4.9. Unemployment beneficiaries and LFS unemployment 0 have tended 

to diverge in Ireland since 1986 

Percentages of population aged 15-64 

Unemployment beneficiary rate Unemployment LFS rate 
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a) Live Register, annual average: estimates based on December data for 1970 to 1979; labour force statistics, April. 
Source: CSO, Statistical Abstract, various years; u)U)U).irlgou.ie/da///publicat/1996comp/etabIel7.xls; eirestat.cso.ie/ 
LRAMuarIist.html. For unemployment, OECD Labour Force Statistics database (Quarterly Labour Force Statistics 
for 2002). For population, as for Chart 4.5. 



mit den ersten Aktivierungsmaßnahmen rasch Erfolge erzielen. Bei einer weiteren 
Intensivierung der Aktivierungsmaßnahmen ist jedoch u.U. mit abnehmenden Erfol- 
gen zu rechnen. 

• Die Zahl der verfügbaren Arbeitsplätze und ganz allgemein die Arbeitskräftenach- 
frage fallen ebenfalls ins Gewicht. Alle fünf oben genannten Länder wiesen Merk- 
male auf, die die Entstehung einer substantiellen Zahl neuer Arbeitsplätze begünstig- 
ten. In Irland und den Niederlanden hatten restriktive landesweite Tarifabschlüsse 
vor Einführung der Aktivierungsstrategien in einer Erhöhung von Wettbewerbs- 
fähigkeit und Wirtschaftswachstum resultiert. Die drei anderen Länder sind durch 
hohe Stellenfluktuation gekennzeichnet. Abgesehen von etwaigen Direkteffekten auf 
die Gesamtbeschäftigung lässt sich die Verfügbarkeit der Arbeitsuchenden für nicht 
subventionierte Stellen im Falle eines höheren Angebots an offenen Stellen besser 
beurteilen, z.B. durch Verfolgung der Ergebnisse von Vorstellungsgesprächen, 
Untersuchung der Gründe des Arbeitsplatzverlustes usw., was mithin auch die 
Anwendung dieses Kriteriums erleichtert. Werden nur wenig neue Stellen geschaffen, 
lassen sich mit Aktivierungsstrategien schwerlich große Beschäftigungseffekte 
erzielen. Da Aktivierungsstrategien zudem sehr kostspielig sind, können sie im Falle 
begrenzter Effekte politisch u.U. nur schwer durchzusetzen sein. 

B. Substitutionseffekte 

Es wird gelegentlich geltend gemacht, dass eine Verschärfung der Kriterien für den 
Anspruch auf eine Transferleistung dazu führen kann, dass ein Teil ihrer Empfänger in 
eine andere Transferkategorie überwechselt. Solche Substitutionseffekte hätten eine Ver- 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



233 



4. Fördern oder dämpfen Transferleistungen die Beschäftigung? Interaktionen zwischen passiven und aktiven Sozialprogrammen 



Kasten 4.9 Die Reform des Wohlfahrtssystems in den Vereinigten Staaten 

Die US-amerikanische Sozialhilfe „Hilfe für Familien mit unterhaltsberechtigten Kindern" 
(Aid to Famüies with Dependent Children, AFDC) wurde 1937 eingeführt. Das entsprechen- 
de Programm beschränkte sich im Allgemeinen auf Einelternhaushalte. Lange Zeit hatten 
Anstrengungen zur Begrenzung des Sozialhilfebezugs und zur Förderung der finanziellen 
Eigenständigkeit nur wenig Erfolg. 1996 wurde die AFDC im Zuge größerer Reformanstren- 
gungen durch die „Übergangshilfe für bedürftige Familien" (Tempory Assistance for Needy 
Famüies, TANF) ersetzt, mit der ermutigende Ergebnisse erzielt wurden. 

Vor der Reform des Wohlfahrtssystems wurde die AFDC von den Bundesstaaten ver- 
waltet, die auch die Höchstsätze festlegten. Die Kosten für diese Leistungen wurden jedoch 
zur Hälfte aus Mitteln des Bundes bestritten, und die Bundesgesetzgebung bestimmte auch, 
wie die Leistungssätze gestaltet werden sollten, wenn die Empfänger über ein Einkommen 
verfügten; sie verlangte ferner von den Bundesstaaten, allen Familien zu helfen, die gemäß 
den von ihnen festgelegten Regeln Anspruch auf Leistungen hatten. Von den Empfängern 
wurde im Prinzip erwartet, dass sie dem Arbeitsmarkt zur Verfügung standen, jedoch wurde 
diese Auflage nicht immer in die Tat umgesetzt. Mit dem TANF-Programm wurden die Bundes- 
mittel für die Finanzierung von AFDC-Leistungen und -Verwaltung sowie für zwei verwandte 
Programme - die Emergency Assistance for Needy Families (EA) und das Job Opportunities 
and Basic Skills Training Program (JOBS) - in Form pauschaler Finanzzuweisungen 
zusammengefasst, wobei zugleich eine Maintenance-of-Effort-Rege\ eingeführt wurde, die es 
den Bundesstaaten verbot, ihre eigenen Ausgaben gegenüber dem Niveau, wie es vor Einführung 
von TANF bestanden hatte, um mehr als 20-25% zu senken. Außerdem sieht das TANF- 
Programm vor, dass a) die Bundesstaaten selbst darüber entscheiden können, ob und in welchem 
Umfang bestimmte Verdienste ausgeklammert werden sollen, damit der Arbeitsanreiz erhalten 
bleibt, b) individuelle Leistungsansprüche grundsätzlich nicht anerkannt werden, c) die aus 
Bundesmitteln finanzierte Hilfe pro Leistungsempfänger (mit einigen Ausnahmen) auf fünf 
Jahre befristet ist, und d) die Leistungsempfänger nach maximal zwei Jahren zur Aufnahme 
einer Arbeit verpflichtet sind (gemäß der Definition des jeweiligen Bundesstaates) und die 
Bundesstaaten einen steigenden Prozentsatz der Gesamtzahl ihrer Sozialhilfeempfänger in 
Erwerbsaktivitäten einbinden müssen (Committee on Ways and Means, 2000). 

Einige Bestimmungen des Gesetzes von 1996 sind recht komplex 1 . Trotz dieser Kom- 
plexität gelang es in einer Reihe von Studien, ein relativ klares Bild von ihrer Umsetzung zu 
zeichnen (Gallagher et al., 1998; GAO, 1998). Nathan und Gais (1999) unterstreichen in 
einer auf 19 bundesstaatliche Berichte gestützten Untersuchung, dass es in der administrativen 
Praxis zu ebenso raschen wie tiefgreifenden Veränderungen kam und das Programm relativ 
breite Unterstützung fand. Die zuständigen Stellen für Beschäftigung, Arbeitsmarkt bzw. 
Arbeitskräfteentwicklung beteiligten sich intensiv an diesen Maßnahmen, obgleich einige 
Staaten sich schon seit längerer Zeit darum bemüht hatten, Verbindungen zwischen Wohl- 
fahrts- und Beschäftigungsprogrammen herzustellen. Die großen städtischen Ämter schalten 
im Allgemeinen Fachleute ein, die vielfach in Teams arbeiten, während sich Ämter mit einer 
geringeren Zahl an Sozialhilfeempfängern sowohl um die Verwaltung der Leistungsansprüche 
als auch um die Arbeitsvermittlung kümmern. In ungefähr der Hälfe aller Stellen wird von 
neuen Antragstellern verlangt, dass sie selbst erste - häufig eigenständige - Anstrengungen 
zur Arbeitsuche unternehmen. Zwei Drittel der Ämter prüfen, ob die Familien anderweitig 
umorientiert werden können (diversion assistance). Dabei kann es sich um eine Pauschal- 
zahlung oder einen Kredit im Gegenzug für einen - z.B. auf sechs Monate befristeten - Ver- 
zicht auf Geldleistungen handeln. Der Begriff diversion (oder „Umorientierung") kann sich 
auch auf Aktivitäten wie die Prüfung des Leistungsanspruchs beziehen, wenn diese dazu führt, 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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dass der Antragsteller das Verfahren nicht weiter verfolgt. Weitere wichtige Entwicklungen 
umfassen die so genannten „Vereinbarungen über die persönliche Verantwortung" (personal 
responsibility agreements), die sehr unterschiedliche Formen annehmen, aber durchaus fall- 
spezifisch und personalisiert sein können. Sie sehen u.U. häufige Kontakte mit den 
Leistungsempfängern zur Kontrolle der Einhaltung der Auflagen vor. Die Bundesstaaten 
arbeiten häufig mit „graduellen, flexibel anpassbaren oder sogar annullierbaren Sanktionen" 
(d.h. zunächst angekündigten Sanktionen, die dann aber zurückgezogen werden), um die 
Eltern zur Einhaltung der Programmauflagen zu bewegen. „Die Sachbearbeiter können sehr 
selektiv vorgehen". 

Die Bundesstaaten haben zudem ihre Beschäftigungsförderungsmaßnahmen ausgebaut. 
In vielen Bundesstaaten wurde für eine ganze Anzahl von Transferleistungen die maximale 
Einkommensobergrenze für den Leistungsbezug heraufgesetzt, z.B. für Kinderbetreuungs- 
beihilfen, Earned Income Tax Credits auf Ebene der Bundesstaaten, Fahrtkostenzuschüsse, 
Gesundheitsversorgung sowie Unterstützung in Notlagen und bei der Eintreibung von Unter- 
haltszahlungen. 1999 wurde die zeitliche Befristung von Hilfen zu Gunsten erwerbstätiger 
Familien, die der Sicherung des Arbeitsplatzes und dem beruflichen Aufstieg dienen sollten, 
durch ein Bundesgesetz aufgehoben (Gais und Nathan, 2001). Im gewissen Umfang vollzog 
sich auch eine Entwicklung weg von der strengen Anwendung des Primats der Arbeit und 
hin zur Beseitigung der Hindernisse, vor denen Schwervermittelbare stehen (Holcomb und 
Martinson, 2002). 



1. Das Gesetz Uber die Reform des Wohlfahrtssystems schrieb strenge Auflagen auf Bundesebene vor, 
ermutigte die Bundesstaaten aber zugleich zur Konzipierung eigener Reformen. Es lässt sich nur schwer 
ein Eindruck von der Art der Reformumsetzung vermitteln, z.B. in Bezug darauf, „wie sich die im jewei- 
ligen Bundesstaat geltenden Arbeitsauflagen in der Praxis auswirken, was konkret geschieht, wenn ein 
Antragsteller das Amt betritt, welche Dienste welchen Familien zuteil werden, über wen Sanktionen 
verhängt werden und warum. Zudem macht es in Bundesstaaten, die den Distrikten oder Kommunen 
bereits mehr Befugnisse Ubertragen haben, manchmal gar keinen Sinn, von einer bundesstaatlichen 
Politik zu sprechen. (...) Wir können zwar Daten zum Rückgang der Zahl der Sozialhilfeempfänger auf 
der Ebene der Bundesstaaten untersuchen, angesichts fehlender einheitlicher Regeln für den Leistungs- 
anspruch lässt sich jedoch nicht ohne weiteres feststellen, inwieweit ein in einem Bundesstaat beobach- 
teter Rückgang eine geringere Leistungsnachfrage oder aber verschärfte Kriterien für den Leistungs- 
anspruch widerspiegelt" (Greenberg, 2001). 



ringerung des Nettoeffekts der Änderungsmaßnahme auf die Gesamtzahl der Leistungs- 
empfänger zur Folge. Selbst wo Aktivierungsstrategien aller Wahrscheinlichkeit nach 
wesentlich zur Reduzierung der Abhängigkeit vom Bezug „aktiver" Leistungen beitragen, 
könnte dieser Erfolg doch zugleich durch eine zunehmende Abhängigkeit von Vorruhe- 
stands- oder Invaliditätsrenten, Leistungen für (nicht erwerbstätige) Alleinerziehende 
oder sogar von Krankengeld (wie in Schweden) untergraben bzw. in Frage gestellt werden. 
Wenn die Verringerung der Arbeitslosigkeit nur durch den Übergang der Leistungs- 
empfänger von der Arbeitslosenunterstützung in eine Früh- oder Invaliditätsrente erwirkt 
wird, ist die Verbesserung der Lage eine Illusion. 

Die vorhandenen Belege für derartige Substitutionseffekte liefern ein uneinheitliches 

Bild: 

• In einigen Fällen überwiegen die Substitutionseffekte. Sehr große Unterschiede im 
Ländervergleich bei den Zugangsquoten zur Invaliditätsrente in der Altersgruppe der 
60- bis 64-Jährigen erklären sich aus Unterschieden in Bezug auf das gesetzliche 
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Rentenalter und das Angebot an Frühverrentungsprogrammen. In Australien waren 
die rückläufigen Zugänge zu alternativen Leistungen wie der Wife Pension und der 
Widow Pension z.T. der Grund für den jüngsten Anstieg des Bezugs von Invalidi- 
tätsrenten (OECD, 2003, Kapitel 4). 

• Hinsichtlich der Verhaltensmuster können Invaliditätsrentenprogramme und Program- 
me für einen frühzeitigen Renteneintritt aber auch in einer ergänzenden statt einer 
Substitutionsbeziehung zueinander stehen 47 . 

• Es gibt auch gewisse Belege dafür, dass strengere Kriterien für den Anspruch auf 
Invaliditätsrenten in einer etwas höheren Arbeitslosigkeit resultieren. Das Gegenteil 
trifft jedoch nicht immer zu: „Es gibt kaum Belege dafür, dass eine hohe oder 
steigende Arbeitslosigkeit zu hohen oder steigenden Invalidisierungsraten führt" 
(OECD, 2003, Kapitel 1). 

• In OECD (2002a, Kapitel 4) wurde festgestellt, dass Belgien, Irland und Italien die 
einzigen EU-Länder sind, in denen mindestens 2% der Bevölkerung im Erwerbsalter 
innerhalb eines vierjährigen Beobachtungszeitraums während fast allen Monaten 
arbeitslos waren (1994-1997). Diese Länder wiesen die höchsten Quoten kontinuier- 
licher Arbeitslosigkeit unter den Langzeitarbeitslosen auf. In anderen Ländern waren 
hingegen die Übergangsquoten von der Langzeitarbeitslosigkeit in die Nicht- 
erwerbstätigkeit höher. Dies lässt auf eine Substitutionsbeziehung zwischen sehr 
langer Arbeitslosigkeit und bestimmten Formen der Nichterwerbstätigkeit schließen. 

Um die Bedeutung dieser Phänomene eingehender zu prüfen, sind in Abbildung 
4.10 die Veränderungen der Leistungsempfängerquoten bei „aktiven" und „passiven" 
Leistungen zwischen 1990 und 1999 dargestellt. Diese Jahre wurden gewählt, um den 
möglichen Einfluss zyklischer Schwankungen auf ein Minimum zu begrenzen, da sowohl 
1990 als auch 1999 in den meisten Ländern mit einem Konjunkturhoch zusammenfielen. 
In Abbildung 4.10.A und 4.10.B wird die Arbeitslosenunterstützung als einzige „aktive" 
Leistungskategorie betrachtet, während alle anderen Leistungen als „passiv" gelten. In 
Abbildung 4.10.C und 4.10.D werden auch die Leistungen für Alleinerziehende und die 
allgemeine Sozialhilfe als „aktive" Leistungen behandelt. Legt man diese Einteilung zu 
Grunde, so ist in Dänemark, Großbritannien, den Niederlanden und den Vereinigten 
Staaten - Ländern also, in denen Aktivierungsstrategien dieser Analyse zufolge eine Rolle 
gespielt haben dürften - sowie in Kanada und Spanien die Summe aus Arbeitslosenunter- 
stützung und Sozialhilfe zurückgegangen. In Dänemark und Großbritannien wurde die 
zwischen 1990 und 1999 verzeichnete Abnahme des Leistungsbezugs bei der Arbeitslosen- 
unterstützung großenteils durch eine Zunahme bei anderen Leistungskategorien wettge- 
macht. In Dänemark war diese Zunahme vor allem bei den Altersrenten und der allge- 
meinen (nicht für Alleinerziehende bestimmten) Sozialhilfe zu beobachten, in Groß- 
britannien bei den Invaliditätsrenten und beim Pflegegeld. 

Insgesamt ist aus Abbildung 4.10.B und 4.10.D eine schwache (statistisch nicht sig- 
nifikante) Tendenz dahingehend festzustellen, dass eine Abnahme des Leistungsbezugs 
bei „aktiven" Leistungen mit einer Zunahme bei anderen - „passiven" - Leistungen ein- 
hergeht. Diese Tendenz ist jedoch zu schwach ausgeprägt, um wirklich etwas am End- 
ergebnis zu ändern, dem zufolge eine starke positive Korrelation zwischen Veränderungen 
des Bezugs von „aktiven" Leistungen und Veränderungen der aggregierten Leistungsemp- 
fängerquoten besteht. Das heißt, ein vergleichsweise stärkerer Rückgang bei den „aktiven" 
Leistungen wird nicht in nennenswerter Weise durch eine vergleichsweise stärkere Zunahme 

OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



4. Fördern oder dämpfen Transferleistungen die Beschäftigung? Interaktionen zwischen passiven und aktiven Sozialprogrammen 



Chart 4.10. Is there Substitution between active and inactive benefits? 

Percentage points change in recipiency rates, 1990 to 1999 
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bei anderen Leistungen ausgeglichen. Zwischen den großen Transferkategorien dürfte es 
also kaum eine vollständige Substitution geben: Nicht alle Arbeitslose erfüllen ohne 
weiteres die Kriterien für Invaliditätsrenten, und nicht alle Invaliditätsrentner können 
Anspruch auf Frührente erheben usw. Es bedarf also nicht unbedingt einer spezifischen 
Reaktion von Seiten der Politik, wenn die Verwaltung der verschiedenen Leistungs- 
ansprüche gemäß den jeweils vorgesehenen Kriterien mit hinreichender Sorgfalt betrieben 
wird. 

C. Auswirkungen auf Beschäftigung, Verdienste und Karriereaussichten 

Verschiedene Evaluierungsergebnisse deuten darauf hin, dass Aktivierungsstrategien 
zusammen mit strengen Kriterien für den Leistungsanspruch zu einer Verbesserung der 
Beschäftigungsaussichten von Leistungsempfängern beitragen können. Dabei besteht 
allerdings auch die Gefahr, dass einige Personen letztlich weder Transferleistungen 
beziehen noch eine Beschäftigung finden. 

Transferleistungen mit strengen Anspruchskriterien können den Anreiz zur 
Arbeitsuche erhöhen ... 

Ausgehend von internationalen Vergleichen sind zwei große Gruppen zu unter- 
scheiden, nämlich ältere und jüngere Arbeitskräfte. Bei den älteren Arbeitskräften würden 
Aggregatsdaten - sofern vorhanden - vermutlich auf einen starken negativen Zusammen- 
hang zwischen der Transferabhängigkeit (Summe von regulären Altersrenten, Vorruhe- 
standsrenten, Invaliditätsrenten und Arbeitslosenunterstützung) einerseits und den 
Beschäftigungsquoten andererseits hindeuten. Bei den jüngeren Arbeitskräften dürfte ein 
solcher Zusammenhang nicht bestehen. In den südeuropäischen Ländern, mit Ausnahme 
von Portugal, gehen in der jungen Erwerbsbevölkerung niedrige Beschäftigungsquoten 
mit niedrigen Leistungsempfängerquoten einher, was auf das Fehlen allgemeiner Grund- 
sicherungs- oder Sozialhilfeleistungen zurückzuführen ist. Anstelle der Abhängigkeit von 
öffentlichen Leistungen ist in diesen Ländern unter der jungen Erwerbsbevölkerung die 
Abhängigkeit von der Unterstützung der Eltern weit verbreitet, und auch die vorberuf- 
liche Ausbildung kann sich über einen vergleichsweise längeren Zeitraum erstrecken. In 
diesem Fall hat die fehlende Möglichkeit des Leistungsbezugs keine beschäftigungs- 
fördernde Wirkung, wohingegen durch die Kombination von Transferleistungen und 
Aktivierungsmaßnahmen u.U. bessere Ergebnisse erzielt werden können. 

... und im Verein mit Aktivierungsstrategien könnte dies zu einer höheren 
Beschäftigung ftihren, gelegentlich aber auch zu einem Anstieg der Zahl der 
Personen, die weder Leistungen beziehen noch beschäftigt sind 

Es gibt Belege dafür, dass sich die Beschäftigung im Anschluss an die Einführung 
neuer Einkommensersatzleistungen ohne Auflagen zur Arbeitsuche etwas reduziert. Die 
neuseeländische Beihilfe für Alleinerziehende (vgl. Kasten 4.5) ist ein typisches Beispiel 
hierfür. Goodger und Larose (1998) stellten fest, dass die Beschäftigungsquote geschiede- 
ner oder getrennt lebender Frauen bei der Volkszählung von 1971 wesentlich höher war 
als die der verheirateten Frauen und dass bei der Volkszählung von 1976 nur noch geringe 
Unterschiede zwischen der Erwerbsbeteiligung von alleinerziehenden Müttern bzw. von 
Müttern mit Ehemann oder Lebensgefährten verzeichnet wurden. Danach nahmen die 
Beschäftigungsquoten Alleinerziehender bis Ende 1981 jedoch ab. Bradshaw et al. (2000) 
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berichten, dass die Beschäftigungsquote alleinerziehender Mütter 1991 bei 27% lag und 
bis 1996 auf 36% anstieg; dennoch wies Neuseeland unter den sechs an der Vergleichs- 
studie teilnehmenden Ländern aber immer noch die niedrigste Quote auf, die zudem um 
29 Prozentpunkte unter der Beschäftigungsquote verheirateter Mütter lag. Diese Kluft 
zwischen den Beschäftigungsquoten alleinerziehender und verheirateter Mütter tat sich in 
Neuseeland also nach der Einführung der Beihilfe für Alleinerziehende auf. In anderen 
Ländern, in denen Arbeitsauflagen gelten (wie z.B. in den Vereinigten Staaten nach der 
Reform des Wohlfahrtssystems oder in Dänemark und Schweden), ist diese Differenz 
zwischen den beiden Beschäftigungsquoten hingegen gering. Insgesamt gesehen dürfte 
sich der durch die Einführung des Domestic Purposes Benefit (DPB) bedingte Rückgang 
der Erwerbsbeteiligung der Alleinerziehenden jedoch auf weniger als die Hälfte der 
Gesamtzahl der DPB-Empfänger belaufen 48 . 

Umgekehrt war die Zahl der alleinstehenden Mütter in den Vereinigten Staaten 2001 
mit 8,9 Millionen in etwa genauso hoch wie 1993 (Tabelle 4.4) 49 . In der Zeit zwischen 
diesen beiden Jahren sank die Zahl der alleinstehenden Mütter, die laut den amtlichen 
Statistiken AFDC/TANF-Beihilfen bezogen, um rd. 2,4 Millionen, während sich die Zahl 
der alleinstehenden erwerbstätigen Mütter um 1,35 Millionen erhöhte, was nur etwas 
mehr als der Hälfte des zahlenmäßigen Rückgangs der Leistungsempfängerinnen ent- 
sprach 50 . Die Zahl der alleinstehenden Mütter, die nach eigenen Angaben während 
des betreffenden Jahres zu keinem Zeitpunkt Erwerbseinkommen oder Sozialleistungen 
bezogen, stieg geringfügig um 0,2 Millionen. Es liegen keine Daten bezüglich der Zahl 
der Frauen vor, die während eines Durchschnittsmonats weder Leistungen bezogen noch 
eine Beschäftigung hatten, auf dieser Basis dürfte die gemessene Veränderung jedoch 
etwas größer ausfallen. Der Anteil der Leistungsempfängerinnen ohne jedes Erwerbs- 
einkommen, die in gewissem Umfang über Transfereinkommen verfügen (Spalte 8, im 
Verhältnis zur Summe von Spalte 8 und 9), der bis 1993 konstant bei rund drei Vierteln 
gelegen hatte, betrug 2001 allerdings nur noch ungefähr ein Viertel. Das legt den Schluss 
nahe, dass der Zugang zu Transferleistungen für Personen, die überhaupt nicht berufstätig 
sind, sehr viel schwieriger geworden ist. In den Vereinigten Staaten und in Neuseeland wird 
die Interpretation der Daten dadurch erschwert, dass bei den Erhebungen anscheinend 
nicht alle Personen erfasst werden, die den amtlichen Statistiken zufolge Leistungen 
beziehen 51 . Der aus diesen Statistiken ersichtliche Rückgang des Leistungsbezugs könnte 
somit auch auf die Tatsache zurückzuführen sein, dass ein Teil der alleinerziehenden 
Mütter in den Erhebungen nicht berücksichtigt wird, wobei die Unterrepräsentation 
bestimmter Personengruppen (z.B. Mütter, die weder ein Erwerbseinkommen noch Ein- 
kommensersatzleistungen beziehen) in den Stichproben zugenommen haben könnte. 

Die auf Zufallszuteilungen basierende Evaluierungen von Arbeitsmarktprogrammen 
an den elf Standorten der US National Evaluation of Welfare-to-Work Strategies 
(NEWWS) gehören zu den informativsten der bisher durchgeführten Beurteilungen dieser 
Art überhaupt. Sie liefern insbesondere Informationen über Beschäftigungsstatus und 
Verdienstniveau während der fünf Jahre nach der Programmteilnahme (bzw. der Selektion 
für die Aufnahme in die jeweilige Vergleichsgruppe). Die in die Untersuchung einbezoge- 
nen Programme lassen sich grob unterteilen in folgende Kategorien: Humankapital- 
entwicklung, d.h. in erster Linie Schulungen, und Aufrechterhaltung der Bindung an den 
Arbeitsmarkt, d.h. hauptsächlich Unterstützung bei der Arbeitsuche (Grogger et al., 2002). 
Alle Programme führten zu einer Verringerung des Leistungsbezugs. Unter den Programm- 
teilnehmern war durchschnittlich ein Rückgang der Leistungen um 5 Prozentpunkte 52 , ein 
Anstieg des Prozentsatzes der Beschäftigten um 3,5 Punkte und eine Zunahme des Jahres- 
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gesamtverdienstes um rd. 350 US-$ (rd. 3% des Jahresverdienstes in einer Niedriglohn- 
beschäftigung auf Vollzeitbasis) zu verzeichnen. Aus der Addition dieser Zahlen ergibt sich, 
dass der Effekt der Teilnahme an einem NEWWS -Programm auf die Beschäftigung in 
etwa 60-70% des Effekts auf den Sozialhilfebezug entsprach. Insgesamt sprechen mehrere 
Arten von Belegen 53 dafür, dass der Anteil der Abgänge aus dem Sozialhilfebezug in die 
Beschäftigung (bzw. der „umorientierten" Personen) bei rd. 60% liegt, was in etwa dem 
Anteil aller Alleinerziehenden oder auch dem Anteil aller berufstätigen Mütter in den Ver- 
einigten Staaten entspricht. Solche Ergebnisse legen die Vermutung nahe, dass die Popula- 
tion der Leistungsempfänger in Jahren mit hohen Leistungsempfängerquoten zu einem großen 
Teil aus Personen bestand, die beschäftigungsfähig und nach Veränderung des durch die 
passiven und aktiven Maßnahmen gebildeten Umfelds in der Tat (möglicherweise mit 
Unterstützung von Arbeitsvermittlungsstellen) in der Lage waren, eine Anstellung zu finden. 

Auch Aktivierungsstrategien, die Unterstützung bei der Arbeitsuche und den Erwerb 
beruflicher Qualifikationen umfassen, können die Beschäftigungssicherheit erhöhen 

Im Vereinigten Königreich und in den Vereinigten Staaten durchgeführte Evaluie- 
rungen haben Belege dafür geliefert, dass Arbeitslose, die einem verstärkten Druck zur 
Aufnahme einer Beschäftigung ausgesetzt sind, eine durchschnittlich geringer entlohnte 
Beschäftigung annehmen: 

• Bei den Pilotprojekten in Maryland zur Beurteilung der Effizienz von Unterstützung 
bei der Stellensuche, wie sie bei Benus et al. (1997) beschrieben sind, wurde eine 
der Versuchsgruppen der üblichen Verpflichtung enthoben, allwöchentlich über ihre 
Bemühungen zur Arbeitsuche Bericht zu erstatten (sie wurde aber gleichwohl fort- 
gesetzt an ihre Pflicht zur Arbeitsuche erinnert). Diese Ausnahmeregelung resultier- 
te in einer im Vergleich zur Kontrollgruppe um 0,4 Wochen längeren durchschnitt- 
lichen Dauer des Bezugs von Arbeitslosenunterstützung, der jedoch um US-347 $ 
bzw. 4,1% höhere Jahresgesamtverdienste gegenüberstanden. Mögliche Erklärungen 
hierfür könnten sein, dass von der Pflicht zur Arbeitsuche freigestellte Arbeitslose 
länger auf eine Wiedereinstellung beim ehemaligen Arbeitgeber oder auf einen besser 
bezahlten Arbeitsplatz warten konnten, dass sie bei der Arbeitsuche effizienter vor- 
gingen oder sich potentiellen Arbeitgebern gegenüber in einer stärkeren Verhand- 
lungsposition befanden (OECD, 2000, Kapitel 4). 

• Eine Evaluierung der 1996 im Vereinigten Königreich eingeführten Jobseekers' 
Allowance ergab, dass nach der entsprechenden Gesetzesänderung ein größerer Pro- 
zentsatz von Arbeitsuchenden innerhalb kurzer Zeit eine neue Beschäftigung fand, 
dass aber die mittleren Verdienste dieser Personengruppe (zu konstanten Preisen) im 
Wiedereinstellungsfall bei Männern um 21% und bei Frauen um 3% niedriger waren. 
Das war vor allem auf einen starken Rückgang des Anteils der wieder eingestellten 
Personen zurückzuführen, die einen Arbeitsplatz der obersten Verdienstgruppe fanden. 
Potentiell hoch bezahlten Arbeitskräften fällt es anscheinend vergleichsweise leich- 
ter, auf Druck zur rascheren Aufnahme einer neuen Beschäftigung zu reagieren, was 
allerdings auf Kosten des Verdienstniveaus geht (Martin und Grubb, 2001). 

Evaluierungen der zwei Effekte anderer Maßnahmen im Vereinigten Königreich - 
der Restart Interviews und des New Deal for Young People, die jeweils 1986 und 1998 
eingeführt wurden - erbrachten jedoch keine Hinweise darauf, dass höhere Wiederbe- 
schäftigungsquoten mit Einbußen bei der Qualität der Arbeitsplätze in Bezug auf Ver- 
dienstniveau bzw. Beschäftigungsdauer verbunden sind (van Reenen, 2003). 
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Die Ergebnisse von NEWWS legen den Schluss nahe, dass die Auswirkungen der 
US-amerikanischen Welfare-to-Work-Progr&mme auf die Verdienste oft fünf Jahre lang 
positiv blieben, wohingegen die Beschäftigungseffekte in einigen Fällen nachließen. 
Programme, in deren Rahmen intensive Unterstützung bei der Anpassung an die Arbeits- 
platzanforderungen und der Weiterentwicklung der Qualifikationen angeboten wurden, 
lieferten relativ positive Ergebnisse. Aus den Effekten eines in Portland durchgeführten 
Programms lässt sich schließen, dass die langfristigen Ergebnisse durch intensives, quali- 
fiziertes Fallmanagement und eine selektivere Vermittlung in Schulungs- und Beschäfti- 
gungsprogramme deutlich verbessert werden können. Dies bestätigen auch die beim 
kanadischen SSP-Plus-Programm gewonnenen Erkenntnisse, bei dem die Effekte 
finanzieller Anreize auf Beschäftigung und Verdienste nach den drei Jahren des Bezugs 
von Lohnergänzungsleistungen nachließen (vgl. Kasten 3.1 in Kapitel 3), während die 
Effekte einer verstärkten Bereitstellung von Beschäftigungsdiensten allmählich zunahmen 
und in eben dieser Zeit am stärksten waren (Michalopoulos et al., 2002, Tabelle ES.7). 

Grogger et al. (2002) analysierten die Effekte von Unterstützungsleistungen im 
Beschäftigungsfall, die in Kapitel 3 eingehender untersucht werden. In zwei der drei auf 
der Methode der Zufallszuteilungen basierenden Studien wurden keine Verdiensteffekte 
gefunden, was nach Ansicht des Autors mit der These im Einklang steht, wonach der aus 
den finanziellen Anreizen resultierende Einkommenseffekt stärker ist als der Substitutions- 
effekt. Bei anderen Programmen, die zwingende Arbeitsauflagen mit finanziellen Anreizen 
zur Aufnahme einer Arbeit kombinierten, war im Allgemeinen ein Anstieg von Beschäfti- 
gung wie auch Verdiensten zu beobachten. Frühere Studien (Berlin, 2000) kamen gleicher- 
maßen zu dem Schluss, dass bei diesen Programmen „ (...) die positiven Beschäftigungs- 
und Verdiensteffekte für Langzeitsozialhilfeempfänger mit die größten waren, die je bei 
Evaluierungen von Welfare-to-Work-Programmen festgestellt worden waren, und die 
Einkommensgewinne sowie die damit einhergehende Armutsverringerung ein nie zuvor 
erreichtes Ausmaß verzeichneten". Insgesamt scheinen die vorhandenen Belege die These 
zu bestätigen, wonach die Einführung von Auflagen für die Arbeitsuche - wenn sie nicht 
durch Unterstützung bei der Arbeitsuche ergänzt wird - zur Aufnahme schlechter ent- 
lohnter Beschäftigungen führen kann, dass aber Auflagen zur Arbeitsuche, die von inten- 
siver Berufsberatung und zusätzlicher Unterstützung flankiert werden, in einer Erhöhung 
der Beschäftigungssicherheit und des Verdienstniveaus resultieren können. 

Die aufwendigeren Arbeitsmarktstrategien, bei denen großes Gewicht auf Schulun- 
gen zur Steigerung der Produktivität der Arbeitsuchenden gelegt wird, können u.U. zu 
einer Verringerung der Lohnspreizung führen, indem sie eine allmähliche Erhöhung des 
Qualifikationsniveaus der gering entlohnten Arbeitskräfte nach sich ziehen. Unter den 
europäischen Ländern, die in den neunziger Jahren große Erfolge bei der Senkung der 
Leistungsempfängerquoten erzielten, weisen Dänemark und die Niederlande eine relativ 
gleichmäßige Verteilung der Arbeitsverdienste und eine geringe Armutsinzidenz auf 
(Andersen und Jensen, 2002). Das legt den Schluss nahe, dass eine durch Aktivierungs- 
maßnahmen bedingte Verringerung der Gesamtzahl der Leistungsempfänger mit guten 
Ergebnissen im Bereich der Armutsbekämpfung zu vereinbaren sein kann, wobei letztere 
allerdings auch von einem breiten Spektrum anderer Faktoren abhängen. 

Die Auswirkungen von Aktivierungsstrategien auf die Einkommensverteilung können 
sich u.U. stark von den Effekten auf die Verdienstverteilung unterscheiden. Da Arbeits- 
losigkeit eine der Hauptursachen von Armut und sozialer Ungleichheit ist und eine 
Beschäftigung mehr einbringt als der Bezug von Transferleistungen, könnte sich die Ein- 
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kommensungleichheit bei höheren Beschäftigungsquoten reduzieren. Zugleich könnte 
sich aber durch strengere Leistungsanspruchskriterien und Arbeitsauflagen die Transfer- 
absicherung der Bevölkerungsteile verringern, die keine Beschäftigung haben. Solange 
von der Verschärfung der Anspruchskriterien jedoch spürbare Beschäftigungseffekte aus- 
gehen, scheint die Annahme plausibel, dass die erstgenannten Effekte überwiegen. Ob- 
gleich Belege dafür vorhanden sind, dass Erwerbspersonen in den Vereinigten Staaten im 
Zuge der Reform des Wohlfahrtssystems relativ niedrig entlohnte Stellen annahmen und 
die Absicherung nicht erwerbstätiger alleinstehender Mütter drastisch zurückgegangen 
ist, war bei den Armutsraten der Kinder aus Haushalten mit weiblichem Familienvorstand 
doch bis Ende 2000 eine positive Entwicklung zu beobachten, selbst im Vergleich zu 
früheren konjunkturellen Aufschwungphasen (Brookings Institution, 2002) 54 . 

Schlussfolgerungen 

Es bedarf noch wesentlich eingehenderer Untersuchungen des Leistungsbezugs, seiner 
Determinanten und Konsequenzen. So gesehen wird es nützlich sein, wenn zu Zwecken 
des Ländervergleichs der Zugang zu gut belegten Daten über den Kreis der Leistungs- 
empfänger verbessert würde und parallel dazu Informationen über Leistungsansprüche 
und sonstige den Leistungsbezug potentiell beeinflussende Maßnahmen zur Verfügung 
stünden. Auf diese Weise könnte das Spektrum der jeweiligen nationalen Erfahrungswerte 
durch die Ergebnisse der in verschiedenen Ländern erprobten Aktivierungsmaßnahmen 
erweitert und Erkenntnisse darüber gewonnen werden, welche Arten von Maßnahmen 
offenbar Wirkung zeigen und auf welche Weise wichtige Eckdaten wie Arbeitslosigkeit, 
Beschäftigungsquoten und Armutsraten durch gezielt auf die jeweilige Leistungsempfän- 
gergruppe ausgerichtete amtliche Maßnahmen beeinflusst werden können. 

Auch eine Reihe weiterer Fragen müssen noch beantwortet werden: 

• Können durch verstärkte Arbeitslosenunterstützungs- und Sozialhilfeansprüche, die 
von effizienten Aktivierungsmaßnahmen flankiert werden, Nichterwerbstätige wieder 
in den Arbeitsmarkt eingegliedert und im Erwerbsleben gehalten werden? 

• Die Dezentralisierung der Beschäftigungsprogramme muss von Strategien flankiert 
werden, die den Informationsaustausch sicherstellen (z.B. Verwendung gemeinsamer 
Berichterstattungsregeln und einheitlicher Computersysteme) und dafür sorgen, dass 
es nicht zu einer übermäßigen Divergenz der Zielsetzungen kommt (sei es durch 
einen permanenten Dialog zur politischen Konsensbildung oder durch Effizienz- 
messungen). Haben die Finanzierung und das politische Management von Arbeits- 
losenunterstützung und aktiven Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik auf verschiede- 
nen Regierungsebenen (z.B. auf nationaler, regionaler oder kommunaler Ebene) 
systematische Auswirkungen? 

• Es bedarf einer systematischeren Analyse der Verknüpfungen zwischen der Teilnahme 
an aktiven Programmen, Arbeitsplatzsicherheit und Karriereaussichten. Könnte bei- 
spielsweise die Kombination von beschäftigungsabhängigen Leistungen und gelegent- 
lichen Kontakten mit den Programmteilnehmern zu größerer Beschäftigungssicher- 
heit und höheren Verdiensten beitragen? 

• Die generelle Frage der Anwendung von Aktivierungsgrundsätzen auf traditionell 
als nicht beschäftigungsbezogen geltende Leistungen (z.B. Unterstützungsleistungen 
für Alleinerziehende und Invaliditätsrenten) verdient eine genauere Prüfung. Wie 
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wesentlich ist es beispielsweise, dass ähnlich wie bei der Arbeitslosenunterstützung 
Auflagen in Bezug auf die Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt bestehen? Welche 
Konsequenzen hat eine Verschiebung der administrativen Grenzen mit Blick auf die 
marginale Umverteilung zwischen Transferleistungen wie Invaliditätsrenten und 
Arbeitslosenunterstützung oder Leistungen für Alleinerziehende und Sozialhilfe? 
Sollten Aktivierungsmaßnahmen für Empfänger nicht beschäftigungsbezogener 
Leistungen eine eigene Verwaltungsstruktur haben oder sollte die Hauptverantwor- 
tung grundsätzlich bei der öffentlichen Arbeitsmarktverwaltung liegen? 

Obwohl weitgehend Übereinstimmung über die Bedeutung von Programmevaluierun- 
gen herrscht, lässt die gegenwärtige Situation in der Praxis doch stark zu wünschen 
übrig. Inwieweit können mit mikroökonomischen Wirkungsanalysen langfristige 
oder aggregierte Effekte erfasst werden? Was sollte unternommen werden, um nicht 
nur die formellen Arbeitsmarktprogramme, sondern auch Fragen der Systemorgani- 
sation sowie andere Bestandteile von Aktivierungsstrategien zu berücksichtigen? 



Anmerkungen 

1. In Irland, dem Vereinigten Königreich, Australien und Neuseeland werden Sozialhilfeleistungen, bei 
denen die Auflage der Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt besteht, traditionell als „Arbeitslosenunter- 
stützungsleistungen" bezeichnet (wenngleich sie in jüngerer Zeit in den drei letztgenannten Ländern in 
Jobseekers Allowance (Unterstützung für Arbeitsuchende), Newstart Allowance (Beihilfe für einen Neu- 
beginn) bzw. Community Wage (Solidaritätslohn) umbenannt wurden). In anderen Ländern wird häufig 
eine deutliche Unterscheidung zwischen den Leistungen der Arbeitslosenversicherung und den nach 
Wegfall aller sonstigen Leistungen noch gezahlten Hilfen gemacht; insofern diese aber ebenfalls die 
Auflage der Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt vorsehen, können auch sie als Arbeitslosenunterstützung 
betrachtet werden. 

2. Unter „Einkommensersatzleistungen" sind Leistungen zu verstehen, die als Ausgleich für fehlende sons- 
tige Haupteinkommensquellen, d.h. üblicherweise Erwerbseinkommen, gedacht sind. 

3. Für die Slowakische Republik waren keine vollständigen Daten über die Empfänger von Sozialhilfe- und 
sonstigen Leistungen verfügbar, weshalb es bei der Schätzung der Transferabhängigkeitsquoten zu 
Doppelerfassungen kommen kann. Auch Studenten können dort Sozialhilfe beziehen, und Empfänger 
von Altersrenten dürfen ein Jahr lang noch einer Beschäftigung nachgehen, was häufig auch der Fall ist. 
Auf Grund dieser Faktoren ist es möglich, dass 2% - u.U. sogar mehr - der Erwerbspersonen studieren 
oder beschäftigt sind, zugleich aber auch bei den Schätzungen der Transferabhängigkeit berücksichtigt 
wurden. Ferner ist darauf hinzuweisen, dass der Anteil der nicht offiziell erfassten Tätigkeiten am BIP 
bei über 20% liegt (womit er wesentlich höher ist als in Belgien oder Italien, d.h. in Ländern, die im 
Vergleich zu den anderen OECD-Mitgliedern bereits eine relativ umfangreiche Schatten Wirtschaft auf- 
weisen, vgl. Blades und Roberts, 2002). Bei einer im Jahr 2000 durchgeführten Erhebung gaben 15% der 
Befragten an, häufig oder gelegentlich einer nicht gemeldeten Tätigkeit nachzugehen und im Schnitt vier 
Stunden pro Tag zu arbeiten (Hanousek und Palda, 2002, Tabellen 2 und 5). Die von Empfängern von 
Einkommensersatzleistungen ausgeführte Schwarzarbeit könnte dazu fuhren, dass sich die Summe von 
Beschäftigungsquote, Bildungsbeteiligung und Transferabhängigkeit bei den hier vorgenommenen Be- 
rechnungen auf Uber 100% beläuft. 

4. Zu einer unvollständigen Erfassung der Beschäftigung in Arbeitsmarkterhebungen kann es kommen, 
wenn Verdienste nicht beim Finanzamt oder der Sozialversicherung gemeldet werden; vgl. beispielsweise 
www. eurofound. eu. int/emire/SPAIN/UNDECLAREDEMPLOYMENT-ES. html. 

5. In den nordischen Ländern handelt es sich bei 15-24% aller Haushalte um Einpersonenhaushalte, während 
dies in den südeuropäischen Ländern nur für 4-8% aller Haushalte der Fall ist. In den nordischen Ländern 
mit Ausnahme von Dänemark liegen die Scheidungsquoten weit über dem Durchschnitt, während sie 
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sich in Griechenland, Italien, Spanien und Portugal weit unter dem Durchschnitt bewegen (OECD, 
2001c). In den letztgenannten Ländern leben junge Menschen auch länger im Haushalt der Eltern: Laut 
Fernandez Cordön (2001) lebten 1987 in der Altersgruppe der 20- bis 24- Jährigen in Portugal rd. 75% 
und in Italien und Spanien über 80% bei ihren Eltern; in den letztgenannten Ländern war diese Quote 
auch bei den 25- bis 29-Jährigen am höchsten (bezogen auf eine Gruppe von elf EU-Ländern). 

6. Die im hier verwendeten Format vorliegenden Daten reichen zwar nur bis ins Jahr 1980 zurück, es hat 
jedoch den Anschein, als seien diese Quoten in Europa in den beiden Jahrzehnten vor 1980 sogar noch 
schneller gestiegen, was zum einen auf die gesetzgeberische Aktivität zur Anhebung des Leistungs- 
niveaus und Verbesserung der Absicherung sowie zum anderen auf die wirtschaftliche Rezession im 
Anschluss an den ersten Ölschock zurückzuführen war. In Dänemark, Finnland, Norwegen und Schweden 
sind die Sozialversicherungsausgaben im Verhältnis zum BIP von durchschnittlich 10% im Jahr 1962 auf 
16% im Jahr 1970 und 25% im Jahr 1980 gestiegen (Statistiken aus dem Jahr 1980 und Yearbook of 
Nordic Statistics, 1986). Die Sozialausgaben wuchsen in den achtziger Jahren folglich wesentlich lang- 
samer als in den siebziger oder sechziger Jahren. Amtlichen Statistiken zufolge (vgl. neuere Ausgaben 
von Statistisk Tiarsoversigt) hat sich die Zahl der Personen, die ein ganzes Jahr lang Einkommensersatz- 
leistungen bezogen, zwischen 1970 und 1980 verdoppelt. 

7. Der Rückgang der Erwerbsquoten älterer Arbeitskräfte, der aus den Arbeitsmarktstatistiken abzulesen 
ist, setzte sich in den neunziger Jahren z.T. fort, was einerseits mit dem Überwechseln in Invaliditätsren- 
ten oder den Bezug von Arbeitslosenunterstützungsleistungen infolge einer informellen Lockerung der 
Anspruchskriterien für Invaliditätsrenten bzw. der Auflagen zur Arbeitsuche für ältere Arbeitskräfte und 
andererseits auf arbeitgeberfinanzierte Renten- und Vorruhestandsprogramme im privaten und öffent- 
lichen Sektor zurückzuführen war. 

8. Soweit gesetzlich vorgeschrieben, sind vom Arbeitgeber gezahlte Krankengeldleistungen in den hier 
vorgelegten Daten berücksichtigt (allerdings häufig als Schätzungen, da nicht immer amtliche Statistiken 
vorlagen). 

9. Alle hier vorgelegten Daten zum Leistungsbezug im Vereinigten Königreich beziehen sich auf 
Großbritannien, das ungefähr 97,3% der Gesamtbevölkerung auf sich vereint. 

10. Im Gegensatz zum dänischen Sprachgebrauch fallen hier nur Sabbatzeiten unter die Rubrik Arbeits- 
markturlaub (Elternurlaub läuft als Elternurlaub und Bildungsurlaub wird ausgeklammert). 

11. Die demographische Entwicklung ist ein weiterer wichtiger Bestimmungsfaktor für die Leistungs- 
empfängerquoten, die hier als Prozentsatz der Bevölkerung im Erwerbsalter angegeben sind. Der Anteil 
der 20- bis 39-Jährigen an der Erwerbsbevölkerung, der sich seinerseits auf die Zahl der Alleinerziehenden 
auswirkt, stieg zwischen 1970 und 1990 in den Vereinigten Staaten um rd. 20% (nicht um 20 Prozent- 
punkte) und in anderen englischsprachigen OECD-Ländern um rd. 10%, nahm aber anschließend ab. Die 
tatsächliche Gesamtzahl der Alleinerziehenden ist häufig rascher gewachsen, was jedoch im Hinblick auf 
den Leistungsanspruch nicht zwangsläufig als ein exogener Faktor anzusehen ist. Bis 1995 führten die 
demographischen Altersstrukturen nicht zu einem Anstieg der Behinderungsprä valenz (OECD, 2003, 
Kasten 3.2), bis zum Jahr 2000 nahm aber der Anteil der 50- bis 64- Jährigen an der Erwerbsbevölkerung, 
der sich ja auf die Zahl der Invaliditätsrentenempfänger auswirkt, in vielen Ländern zu. 

12. Zwei markante Beispiele für sinkende Leistungsansprüche war die in den achtziger Jahren verzeichnete 
Erosion der Lohnersatzquoten bei der Arbeitslosenunterstützung im Vereinigten Königreich (Abb. 4.4) 
sowie der Lohnersatzquoten bei den AFDC/TANF-Leistungen in den Vereinigten Staaten (siehe unten). 

13. Eine Lockerung der Kriterien für den Anspruch auf eine gegebene Transferleistung führt zu einem 
starken Anstieg der Neuzugänge, da sich der Kreis der Anspruchsberechtigten ausweitet. Später nehmen 
die Neuzugänge dann ab, selbst wenn die Kriterien nicht erneut verschärft werden. 

14. Lemieux und Macleod (2000) stellen fest, dass die 1971 in Kanada vorgenommenen Änderungen bei der 
Arbeitslosenversicherung nicht sofort dazu führten, dass Arbeitslose die entsprechenden Leistungen 
wiederholt in Anspruch nahmen. Das typische Wiederholungsschema begann sich erst abzuzeichnen, 
nachdem die Betroffenen ein erstes Mal infolge externer Faktoren - z.B. einer natürlichen Erneuerung 
des Personalbestands oder einer Rezession - mit Arbeitslosigkeit konfrontiert waren. Nach Ansicht der 
Autoren erklärt dieser Lernmechanismus, weshalb die 1971 vorgenommenen gesetzlichen Änderungen 
der Arbeitslosenversicherung höchstwahrscheinlich als Hauptgrund für die in den achtziger Jahren ent- 
standene Differenz zwischen den kanadischen und den US-amerikanischen Arbeitslosenquoten angese- 
hen werden kann, die Mitte der neunziger Jahre (als die Arbeitslosenquote in Kanada um rd. 4 Punkte 
höher war als in den Vereinigten Staaten) ihr größtes Ausmaß erreichte. 
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15. Einzelpersonen oder Haushalte haben üblicherweise nur dann Anspruch auf Sozialhilfe, wenn ihr 
Einkommen nahe an der Armutsgrenze liegt. Ein langfristiges Wachstum der Bevölkerungsgruppen mit 
Anspruch auf Versicherungsleistungen wird häufig als nicht wünschenswert betrachtet, weil es zuneh- 
mend mit negativen Verhaltensmerkmalen (z.B. Beschäftigungsphasen, die für eine Maximierung der 
ausgezahlten Versicherungsleistungen im Verhältnis zu den eingezahlten Beträgen gerade lang genug 
sind) sowie mit kostspieligen, aber nicht zielgenau auf den tatsächlichen Bedarf ausgerichteten Transfers 
verbunden ist. 

16. Eine durch aktive Maßnahmen - und nicht durch Kürzungen der Leistungsansprüche - herbeigeführte 
Umkehrung des Wachstums der Leistungsempfängerpopulation leistet einen Beitrag zur Wahrung der 
positiven Effekte, die sich daraus ergeben können, dass junge Menschen dank Transferleistungen weniger 
vom Einkommen anderer Familienmitglieder abhängig sind. Bei diesen positiven Effekten kann es sich 
auch um eine größere geographische Mobilität, die Erleichterung der Familiengründung sowie häufigere 
Kontakte im Rahmen von Vermittlungs-, Schulungs- und Aktivierungsmaßnahmen handeln. 

17. In den zehn Jahren vor dem Jahr der jeweiligen Maximaleffekte stieg die Zahl der Leistungsempfänger 
in Großbritannien um einen Faktor von 3,8 (Höchststand: 1986), in den Niederlanden um einen Faktor 
von 7,9 (Höchststand: 1986), in Finnland um einen Faktor von 3,1 (Höchststand: 1996) und in Neusee- 
land - bei den Leistungen für Alleinerziehende - um einen Faktor von 2,5 (Höchststand: 1 99 1 ), und dies, 
obwohl die Berechnungen erst acht oder mehr Jahre nach Einführung der Leistungen einsetzen. Wenn 
das Wachstum der Leistungsempfängerzahlen auch in gewisser Hinsicht - zumindest teilweise - durch 
die Rezession bedingt war, entsprechen die genannten Anstiegsraten doch den Veränderungen zwischen 
jeweils zwei vergleichbaren Zeitpunkten des Konjunkturzyklus. In Großbritannien und Finnland wurden 
1977 bzw. 1986 jeweils Höchststände in diesen Datenreihen verzeichnet, und in den beiden anderen 
Ländern hielt die steigende Tendenz bis zum Jahr des absoluten Höchststands ununterbrochen an. 

18. Die obenstehend beschriebene Entwicklung der Leistungsempfängerzahlen wird z.T. auch von Faktoren 
wie Neufestsetzung der Lohnersatzquoten oder geänderten Bedingungen für den Anspruch auf sonstige 
Leistungen (z.B. Arbeitslosengeld oder Invaliditätsrenten beeinflusst, doch üben diese Faktoren einen 
relativ geringen Einfluss aus. Im Vereinigten Königreich wurde die maximale Dauer des Bezugs von 
Arbeitslosengeld 1967 von 30 auf 52 Wochen verlängert, trotzdem erreichte die Gesamtzahl der Sozial- 
hilfeempfänger danach neue Höchststände. Als der Anspruch auf Arbeitslosengeld 1996 wieder auf 
26 Wochen verkürzt wurde, ging die Gesamtzahl der Sozialhilfeempfänger gleichwohl weiter zurück. 

19. Ein Teil des in den neunziger Jahren verzeichneten Wachstums der Zahl der RMI-Empfänger war auf 
Sonderfaktoren zurückzuführen, wie z.B. Reformen des „mecanisme d'interessement", die mit Wirkung 
von 1998 im Falle der Beschäftigungsaufnahme die Auszahlung des partiellen oder vollen Leistungssat- 
zes während der ersten 750 Stunden bzw. während der ersten 12 Monate des neuen Jobs gestatteten. 
Cornilleau et al. (2000) nahmen eine Schätzung der Effekte mehrerer unterschiedlicher Faktoren vor, 
kamen aber gleichwohl zu dem Schluss, dass der Großteil des Wachstums auf einen Grundtrend zurück- 
zuführen war (+69 000 pro Jahr bis 1994, +39 000 pro Jahr in der Zeit danach). Auch die Zahl der 
Empfänger der 1984 eingeführten Solidaritätsbeihilfe für Langzeitarbeitslose (Allocation de Solidarite 
Specifique) nahm während dieses Zeitraums zu, weshalb sich das Wachstum der Zahl der RMI- 
Empfänger nicht ohne weiteres durch Substitutionseffekte erklären lässt. 

20. In Finnland waren z.B. spezifische makroökonomische Faktoren (Einbruch der Kapitalmärkte und des 
Handels mit der ehemaligen Sowjetunion) die unmittelbare Ursache des enormen Anstiegs der Arbeits- 
losenhilfeempfängerzahlen Anfang der neunziger Jahre (vgl. Abb. 4.6). 2003 gehörten diese Faktoren der 
Vergangenheit an, der Anstieg der Zahl der Leistungsempfänger setzte sich jedoch großenteils fort. Die 
langfristige Zunahme wäre zweifellos geringer ausgefallen, wenn das vor 1971 geltende Sozialhilfesystem 
von den Kommunen beibehalten worden wäre. 

21. Wie in Anhang 2 dargelegt, kann sich eine Veränderung bei den Leistungsansprüchen unmittelbar auf 
die tendenzielle Entwicklung der Zahl der Leistungsempfänger auswirken, obwohl sich die Effekte auf 
die absolute Zahl der Leistungsempfänger erst mit großer zeitlicher Verzögerung bemerkbar machen. 
Auch Lemieux und Macleod (2000) weisen in ihren Schlussfolgerungen darauf hin, dass die Reaktion 
auf spätere Reformen rasch eintritt, im Gegensatz zu der Reaktion auf eine erstmalige deutliche Auswei- 
tung der Leistungsansprüche, die mit großer zeitlicher Verzögerung zum Tragen kommt. Allerdings ha- 
ben sie dafür eine andere Erklärung. 

22. Für nicht versicherte Personen in den Niederlanden wurden die Kriterien für den Anspruch auf Invalidi- 
tätsrenten erst 1976 gelockert, wo die Anspruchskriterien mit dem Gesetz über die Erwerbsunfähigkeits- 
versicherung (AAW) den für Versicherte geltenden Regeln angeglichen wurden. Dies betrifft jedoch nur 
einen relativ kleinen Teil der Gesamtzahl der Leistungsempfänger (im Allgemeinen rund ein Viertel). 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



4. Fördern oder dämpfen Transferleistungen die Beschäftigung? Interaktionen zwischen passiven und aktiven Sozialprogrammen 



23. Bei den hier verwendeten Datenreihen sind auch die Leistungsempfänger im Rahmen des alten Invalidi- 
teitswet (Bestandteil des 1919 verabschiedeten Invaliditäts- und Altersrentengesetzes) berücksichtigt, das 
durch das WAO und das AAW abgelöst wurde. 

24. 1981 wurde in den Niederlanden die Nettolohnersatzquote der Invaliditätsrentenversicherung verringert, 
indem von den Versicherungsleistungen Beitragszahlungen abgezogen wurden. 1985 wurden Maßnahmen 
zur Verhinderung von Missbrauch eingeführt, und 1989 wurde die Bruttolohnersatzquote von 80% auf 
70% reduziert (Anderson, 2002). Weitere in den neunziger Jahren eingeleitete Maßnahmen trugen eben- 
falls zu einer leichten - allerdings nur vorübergehenden - Umkehrung des Aufwärtstrends beim 
Leistungsbezug bei. Die Zahl der Leistungsempfänger wurde ferner auch durch den steigenden Anteil 
der 50- bis 64-Jährigen an der Gesamtbevölkerung in die Höhe getrieben. 

25. Die EU-Länder lassen sich auch von ihren demographischen Strukturen her besser vergleichen. In den 
berücksichtigten Nicht-EU-Ländern (Korea, Mexiko und Vereinigte Staaten) ist die Bevölkerung jünger. 
Würden die europäischen Länder bei unveränderten altersspezifischen Behinderungsprävalenzraten die 
gleiche demographische Altersstruktur aufweisen wie Mexiko, das Land mit der jüngsten Bevölkerung, 
so wäre die durchschnittliche Prävalenzrate um 25% niedriger (OECD, 2003, Kasten 3.2). 

26. Die in Abbildung 4.8 dargestellte Korrelationsbeziehung kann auch durch Unterschiede zwischen den 
Ländern in Bezug auf die Intensität des Arbeitseinsatzes bedingt sein, jedoch liegen hierfür keine Belege 
vor. In OECD (2003) wird festgestellt, dass alle Länder mit einem hohen Anteil an Invaliditätsrenten- 
empfängern auch durch hohe Lohnersatzquoten gekennzeichnet sind (Kapitel 4) und dass der Anteil der 
Invaliditätsrentenanträge im Ländervergleich ähnlicher ist als die tatsächlichen Zugangsquoten zur Inva- 
liditätsrente, was auf erhebliche Unterschiede beim Prozentsatz der negativ beschiedenen Anträge 
zurückzuführen ist (Kapitel 4). 

27. Ab 1995 wurde die Arbeitslosenhilfe in den amtlichen Statistiken der Niederlande nicht mehr gesondert 
von den anderen Sozialhilfeleistungen ausgewiesen. Es ist allerdings wahrscheinlich, dass der Bezug von 
Sozialhilfe bei Arbeitslosigkeit rasch zurückgegangen ist; denn sowohl die gemeldete Arbeitslosigkeit 
als auch die in Arbeitsmarkterhebungen erfasste Arbeitslosigkeit ist innerhalb weniger Jahre drastisch 
gesunken (von über 6% der Erwerbsbevölkerung im Jahr 1995 auf unter 3%). 

28. Die entscheidende Rolle des nationalen Arbeitsvermittlungsdienstes beschränkt sich allerdings zuweilen 
auf die Empfänger von Leistungen, die aus den Kassen des Zentralstaats finanziert werden. Die lokalen 
Sozialdienste können eine ähnlich wichtige, wenn nicht sogar wichtigere Rolle für die Empfänger der 
aus kommunalen Kassen finanzierten Leistungen spielen, sofern solche Leistungen vorgesehen sind. 

29. Laut Engelfriet (nicht datiert) werden die Regeln für die Anerkennung des Leistungsanspruchs in den 
Niederlanden inzwischen sehr strikt umgesetzt. 

30. Die dänischen Aktivierungsmaßnahmen wurden durch harte Sanktionen als letztes Mittel zur Durch- 
setzung der Auflagen ergänzt, die effektiven Sanktionssätze sind im internationalen Vergleich jedoch 
nicht sehr hoch (Dänemark rangiert laut Grubb, 2001, Tabelle 2, an sechster Stelle der 14 untersuchten 
Länder) und scheinen auch nicht Gegenstand großer politischer Kontroversen gewesen zu sein. 

31. Wiseman (2001) kommt zu folgendem Schluss: „Das wesentliche Fazit lautet, dass es in den amerikani- 
schen Workfare-Progiammen außer in Wisconsin nicht viel Arbeit gibt das amerikanische Workfare- 
System beruht auf dem zentralen Grundsatz, dass selbst eine gering entlohnte Arbeit besser ist als 
Sozialhilfe und dass dem Sozialhilfebezug ohne Arbeit Hindernisse in den Weg gestellt werden. Es geht 
nicht um den .Arbeitsplatz, der nicht abgelehnt werden darf, sondern um ,das Vorstellungsgespräch, das 
nicht abgelehnt werden darf." 

32. Bei den meisten Beschäftigungsprogrammen bewegt sich die Höhe der Transferleistungen bzw. der 
Stundenverdienst in der Nähe des Mindestlohns; falls nötig, wird die Zahl der Arbeitsstunden so ange- 
passt, dass dieses Niveau gewährleistet ist. Die OECD-Länder, in denen die anfänglichen Nettolohn- 
ersatzquoten mit zwei Dritteln des Lohns eines Durchschnittsarbeiters für drei oder vier Kategorien von 
Haushalten 80% übersteigen, sind Belgien, Dänemark, Luxemburg, die Niederlande, Portugal, Schweden 
und die Schweiz (OECD, 20026, Tabelle 3.2). Diese Ländergruppe deckt sich weitgehend mit der Liste 
der Länder, die 2000 und 2001 mehr als 1% des BIP für Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
ausgaben (Belgien, Dänemark, Frankreich, die Niederlande und Schweden). 

33. Zu den Aktivierungsstrategien, die die Arbeitsverwaltung zwingen, sich mit schwer vermittelbaren 
Arbeitskräften zu befassen, gehören: die Festlegung eines Stichdatums für die Teilnahme an einem 
Programm nach einem Jahr Arbeitslosigkeit in Dänemark, die obligatorische Zuweisung eines Teils der 
Finanzmittel der öffentlichen Arbeitsmarktverwaltung für Langzeitarbeitslose in den Niederlanden, die 
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Festlegung von Terminen für regelmäßige intensive Beratungsgespräche im Vereinigten Königreich sowie 
eine Reform der administrativen Praxis auf lokaler Ebene in den Vereinigten Staaten, mit der den für die 
Verwaltung der Leistungsansprüche zuständigen Mitarbeitern auch die Verantwortung für die Förderung 
der Beschäftigung oder anderer Alternativen zum Leistungsbezug übertragen wurde (vgl. Kasten 4.9). 

34. Miliar und Rowlingson (2001) beschreiben ausführlich die für Alleinerziehende in fünf Ländern geltenden 
Regelungen. In den Niederlanden, wo Alleinerziehende seit 1996 zur Arbeitsuche verpflichtet sind, 
sobald ihr jüngstes Kind fünf Jahre alt wird, hat sich in der Praxis erwiesen, dass rund die Hälfte der 
betroffenen Mütter seitens der Kommunen dieser Verpflichtung enthoben ist. 

35. Die Teilnahme am New Deal for Lone Parents ist im Vereinigten Königreich nicht zwingend vorge- 
schrieben, im Rahmen der „ONE"-Pilotprojekte mussten sich jedoch alle Leistungsempfänger zu einem 
beschäftigungsorientierten Gespräch einfinden. Im Rahmen der ONE-Pilotprojekte wurde eine einheit- 
liche Anlaufstelle für Arbeitslosenunterstützungs- und andere Leistungen eingerichtet, so dass die Mit- 
arbeiter der Arbeitsmarktverwaltung, der Kommunalverwaltungen und der für die Leistungsansprüche 
zuständigen Behörden ihre Beratungsfunktion zentral ausüben können. Das Programm ONE sieht regel- 
mäßig einmal jährlich stattfindende Gespräche vor. In Neuseeland wurden Alleinerziehende mit Kindern 
unter sechs Jahren 1999 verpflichtet, sich einmal jährlich zu einem Gespräch einzufinden (wegen einer 
Beschreibung und Evaluierung dieser Maßnahmen vgl. Ministry of Social Development, 2001), diese 
Verpflichtung wurde jedoch später wieder aufgehoben. In Australien sind Alleinerziehende mit Kindern 
unter 13 Jahren seit September 2003 verpflichtet, alljährlich an einem Gespräch teilzunehmen; wenn die 
Kinder dann über 13 Jahre alt sind, wird Alleinerziehenden zur Auflage gemacht, mindestens sechs 
Stunden pro Woche einer Tätigkeit nachzugehen. Ein Argument, das für die zwingend vorgeschriebene 
Teilnahme an beschäftigungsorientierten Interviews mit alleinerziehenden Leistungsempfängern spricht, 
ist die Tatsache, dass diese Alleinerziehenden zumeist effektiv ins Erwerbsleben zurückkehren, und zwar 
häufig noch, bevor sie dazu verpflichtet sind, und dass Informationen über Beschäftigungsmöglichkeiten 
und -dienste diesen Prozess nur fördern können. Bei den Empfängern von Invaliditätsrenten, von denen 
viele niemals ins Erwerbsleben zurückkehren werden, ist diese Erwägung weniger von Belang. 

36. Obwohl die Empfänger von Leistungen für vermindert Erwerbsfähige oder Alleinerziehende in den 
Pilotgebieten des ONE-Programms in den ersten Monaten des Leistungsbezugs mit größerer Wahr- 
scheinlichkeit Beratung und Informationen über Beschäftigungs- und Schulungsmöglichkeiten erhielten 
als die Vergleichspersonen in den Kontrollgebieten, kamen sie deshalb doch nicht generell in den Genuss 
verstärkter Dienste, und auch die Wahrscheinlichkeit des Abgangs aus dem Leistungsbezug war bei ihnen 
nicht deutlich höher. Mittels einer anderen ökonometrischen Schätzmethode, die sich auf die neuen 
Leistungsempfänger in den ONE-Bezirken stützte, wurde ein statistisch nicht signifikanter Anstieg der 
Wahrscheinlichkeit des Abgangs aus der Erwerbsunfähigkeitsunterstützung ermittelt, der mit einem 
schwach signifikanten Rückgang der Wahrscheinlichkeit des Abgangs aus der Arbeitslosenunterstützung 
unter der männlichen Population einherging (DWP, 2003), was durch eine Umverteilung der Ressourcen 
der Arbeitsmarktverwaltung zu Lasten letzterer Gruppe bedingt sein könnte. 

37. Trotz der derzeit bei diesen Systemen vorgenommenen Reformen ist ein Großteil der Frühverrentungs- 
regelungen nach wie vor in Kraft: In Frankreich können Empfänger von Arbeitslosenunterstützung ab 
55 Jahre beantragen, von der Verpflichtung zur Arbeitsuche freigestellt zu werden, und im Vereinigten 
Königreich können Männer im Alter zwischen 60 und 64 Jahren Einkommensstützungsleistungen in 
Anspruch nehmen, ohne den Nachweis der Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt erbringen zu müssen. 

38. Die Aktivierungsstrategien, wie Maßnahmen während der Zeit der Arbeitslosigkeit oder strengere 
Kriterien für den Leistungsanspruch, gelten Personen, die bereits Leistungen beziehen. Die wichtigsten 
Ausnahmen bilden in diesem Zusammenhang wohl die Programme zur Arbeitsmarktschulung in Mexiko 
und in den Vereinigten Staaten sowie bis zu einem gewissen Grade auch in anderen Ländern, bei denen 
die Teilnehmer vielfach vom Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung oder sonstige Leistungen unab- 
hängige Schulungs- oder Berufsbildungszuschüsse beziehen. In allen Ländern werden zudem Informations- 
dienste über den Arbeitsmarkt, einschließlich Maßnahmen zur Anpassung an die Arbeitskräftenachfrage, 
angeboten, die allen Arbeitsuchenden offen stehen (die sich aber weniger häufig auf personalisierte 
Dienste erstrecken, wie z.B. Karriereberatung). Im Allgemeinen dürften aber Aktivierungsstrategien 
kaum einen Direkteffekt auf Arbeitslose ohne Leistungsanspruch (z.B. arbeitslose Studenten) haben. 

39. Das schwedische System des Sozialschutzes ist vor allem in dem Sinne großzügig, dass die Lohnersatz- 
quoten für Teilnehmer von Arbeitsmarktmaßnahmen sowie für Empfänger von Arbeitslosenunterstüt- 
zung oder anderen Transferleistungen relativ hoch sind und ein großer Personenkreis effektiv von diesen 
Maßnahmen profitiert. Die Dauer des Bezugs von Arbeitslosenunterstützung ist jedoch befristet. 
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40. Sianesi (2001) beschreibt den institutionellen Kontext der Teilnahme an Programmen für Arbeitslose in 
Schweden und erklärt dazu: „(•••) selbst wenn man nur die Personen betrachtet, die gerade arbeitslos 
geworden sind, kann im Allgemeinen davon ausgegangen werden, dass diese früher oder später an einem 
Programm teilnehmen werden, vorausgesetzt, sie bleiben , lange genug' arbeitslos" und weiter: „Hartman 
(2000) stellte bei seinen Untersuchungen fest, dass die Entscheidung für dieses oder jenes Programm 
innerhalb der angebotenen Möglichkeiten letztlich maßgeblich vom Sachbearbeiter bestimmt wird". 

41. Ebenso wie andere Länder ist Schweden zunehmend mit Problemen bei der Verwaltung der Leistungen 
bei „Nichterwerbstätigkeit" konfrontiert: Im Vergleich zu 1997 hat sich die Zahl der Bezieher von 
Krankengeld, die in Schweden tendenziell ohnehin höher ist als in allen anderen hier analysierten 
Ländern, mehr als verdoppelt (vgl. -www.rfv.se/english/stat/sick/sjukp.htm wegen neuerer Statistiken 
sowie www.eiro.eurofound.ie/2003/01/InBrief/SE0301103N.html zu einer Reihe jüngerer Entwicklungen 
im Politikbereich). 

42. Moffitt (2002) weist darauf hin, dass „über dreißig Bundesstaaten entweder Umorientierungsmaßnahmen 
beschlossen oder als Bedingung für den Leistungsanspruch zu erfüllende arbeitsbezogene Auflagen ein- 
geführt haben. (...) In einigen Bundesstaaten fiel die Abnahme der Neuzugänge zur Sozialhilfe in quanti- 
tativer Hinsicht beim Rückgang der Zahl der Sozialhilfeempfänger stärker ins Gewicht als die Zunahme 
der Abgangsraten". Grogger und Michalopoulos (2003) und Grogger (erscheint demnächst) sehen in den 
je nach dem Alter der Kinder unterschiedlichen Reaktionen auf die Reform des Wohlfahrtssystems einen 
Indikator für die antizipierende Antwort auf zeitliche Befristungen (von Müttern mit Uber 13-jährigen 
Kindern wird nicht erwartet, dass sie ihr Verhalten auf Grund der auf Bundesebene geltenden Befristung 
auf fünf Jahre ändern). 

43. Gegen Ende 2001/Anfang 2003 waren rd. 231 000 Familien (5% des Bestands an AFDC/TANF- 
Empfängerfamilien im Jahr 1996) von der auf Bundesebene geltenden Befristung (5 Jahre) bzw. einer 
engeren Begrenzung auf der Ebene der einzelnen Bundesstaaten betroffen. Dank Ausnahmeregeln und 
Bestimmungen zur Verlängerung der Anspruchsdauer war die Zahl der von den Leistungen tatsächlich 
ausgeschlossenen Fälle jedoch weniger hoch (rd.2%). Ein hoher Prozentsatz hiervon konzentrierte sich 
außerdem auf nur fünf Bundesstaaten, und in mehreren von ihnen war ein Großteil der Personen, deren 
Leistungsanspruch erloschen war, bereits vor Ablauf der jeweiligen Frist wieder beschäftigt (d.h. sie 
kombinierten Sozialhilfebezug und Erwerbstätigkeit miteinander). Darüber hinaus ist es Familien, deren 
Akte geschlossen wurde, in vielen Bundesstaaten unter bestimmten Bedingungen möglich, in den Sozi- 
alhilfebezug zurückzukehren (Bloom et al., 2002). Vgl. auch Wilkins (2002). 

44. Die Abnahme der Zahl der Empfänger von Arbeitslosenunterstützung war auch in Irland sehr ausgeprägt 
(vgl. Kasten 4.8), und in den Niederlanden war vermutlich ebenfalls ein starker Rückgang zu verzeichnen, 
wenngleich hierzu auch keine vollkommen einheitlichen statistischen Daten vorliegen (vgl. Anmerkung 27). 

45. US-amerikanische Analysten sprechen häufig von einer Halbierung der Zahl der Sozialhilfeempfänger; 
gemessen an der Zahl der erwachsenen AFDC/TANF-Empfänger belief sich der Rückgang zwischen 
1993 und 2001 jedoch auf rund zwei Drittel. Gemessen an der Zahl der Familien verminderte sich die 
AFDC/TANF-Empfängerquote weniger stark (rd. 55%), da manche Empfängerfamilien (im Fall von 
Kindern, die von Verwandten betreut werden) keine erwachsenen Leistungsempfänger zählen. 

46. In Irland und dem Vereinigten Königreich waren Arbeitslose vor der Einführung der derzeitigen Aktivie- 
rungsstrategien nicht verpflichtet, den Arbeitsvermittlungsdienst zu kontaktieren bzw. dessen Hilfe in 
Anspruch zu nehmen, weshalb kaum Möglichkeiten zur Durchsetzung arbeitsorientierter Kriterien für 
den Leistungsanspruch bestanden. In den Niederlanden hatten sich bei der öffentlichen Arbeitsmarkt- 
verwaltung in den achtziger Jahren so viele Akten angehäuft, dass mehrere Monate vergehen konnten, 
bevor die Rückkehr eines Arbeitslosen in das Erwerbsleben registriert wurde. Den Daten über die 
gemeldete Arbeitslosigkeit wurde daher letzten Endes kaum noch Bedeutung beigemessen. 

47. „Etwas überraschend ist, dass gerade in den Ländern, in denen die (Früh-)Rente für Menschen mit ver- 
minderter Erwerbsfähigkeit eine sehr wichtige Rolle als Alternative für das Ausscheiden aus dem Er- 
werbsleben spielt, (...) die Bezieher von Invaliditätsrenten mehrheitlich der Altersgruppe der mindestens 
45-Jährigen angehören (...). Es scheint eine Korrelation zwischen großzügigen Frühverrentungspro- 
grammen und (de facto) altersabhängigen Regelungen bei den Invaliditätsrenten zu existieren (...). Auf 
diese Weise entsteht eine Art „Frühverrentungsmentalität", durch die sich die Belastung sowohl der Ren- 
ten- als auch der Invaliditätsversicherung erhöht (...). Norwegen stellt in dieser Hinsicht ein besonders 
aussagekräftiges Beispiel dar: Dort hatte die Einführung eines Frühverrentungsprogramms im Jahr 1989 
und dessen schrittweiser Ausbau einen raschen Anstieg der Zugänge zu diesem Programm zur Folge, der 
mit einer gleichzeitigen Zunahme der Invalidisierungen einherging" (OECD, 2003, Kapitel 4). 
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48. Um das Jahr 1992 belief sich das möglicherweise dem DPB zuzuschreibende Defizit bei den Erwerbs- 
quoten alleinstehender Mütter auf 29 Prozentpunkte, insgesamt bezogen aber 84% aller alleinstehenden 
Mütter DPB-Leistungen. Der erstgenannte Prozentsatz entspricht rund einem Drittel des zweiten. Obwohl 
20% der Alleinerziehenden den Statistiken zufolge auf Vollzeitbasis berufstätig sind, stellt Stephens 
(2002) fest, dass die in den amtlichen Statistiken ausgewiesene Gesamtzahl der alleinerziehenden Leistungs- 
empfänger (DPB oder andere Leistungen) im Verhältnis zu der bei der Volkszählung ermittelten Zahl der 
Alleinerziehenden zudem relativ hoch ist. Wahrscheinlich wurde ein Teil der Personen, die den amt- 
lichen Statistiken zufolge Leistungen beziehen, bei der Volkszählung nicht als Alleinerziehende erfasst. 

49. Moffitt (2002) schreibt: „Das zentrale Beweisstück dafür, dass bei der Förderung der Erwerbstätigkeit 
weiblicher Sozialhilfeempfänger Fortschritte erzielt wurden, ist der im Laufe des letzten Jahrzehnts 
verzeichnete drastische Anstieg der Erwerbsquoten alleinstehender Mütter. Die Erwerbsquoten dieser 
Personengruppe, die von der Reform des Wohlfahrtssystems am stärksten betroffen wurde, haben im 
Verlauf von über 15 Jahren langsam zugenommen, sind seit 1994 aber sprunghaft gestiegen (...). Die 
Erwerbsquoten haben sich zwischen 1994 und 1999 von 60% auf 72% erhöht, was im historischen Ver- 
gleich sehr bemerkenswert ist. Bei den alleinerziehenden Frauen, die nie verheiratet waren (der Gruppe 
mit dem niedrigsten Bildungsniveau und den höchsten Leistungsempfängerquoten), nahmen die Erwerbs- 
quoten im gleichen Zeitraum sogar noch stärker zu, nämlich von 47% auf 65% ... trotz einer Reihe anderer 
Faktoren [wozu u.a. der Earned Income Tax Credit gehört] hat die Reform des Wohlfahrtssystems hier- 
bei zweifellos eine signifikante Rolle gespielt hat (...)." 

50. Die Erfassung wird noch dadurch erschwert, dass einige der alleinstehenden Mütter, die vor der Reform 
des Wohlfahrtssystems AFDC/TANF-Leistungen bezogen, inzwischen u.U. eine Beschäftigung haben, 
aber nicht mehr alleinstehend sind. Wie aus Tabelle 4.4 ersichtlich, hat sich der langjährige Aufwärts- 
trend der Zahl der alleinstehenden Mütter seit 1997 umgekehrt. Bitler et al. (2003) stellen fest, dass die 
Reform des Wohlfahrtssystems zu einem Anstieg der Zahl der bei keinem der beiden Elternteile leben- 
den schwarzen Kinder in Slum-Vierteln und einer Abnahme der Scheidungsrate hispanischstämmiger 
Frauen geführt hat. 

5 1 . Aus Tabelle 4.4 ist ersichtlich, dass sich die monatliche Durchschnittszahl der erwachsenen 
AFDC/TANF-Empfänger den amtlichen Statistiken zufolge 1994 auf 4,6 Millionen belief, während laut 
den Erhebungsdaten zu jedem beliebigen Zeitpunkt des betreffenden Jahres 4,2 Millionen Erwachsene 
eine wie immer geartete Kategorie von AFDC-Leistungen bezogen. Dabei ist jedoch zu erwähnen, dass 
die monatliche Durchschnittszahl der Leistungsempfänger um rd. 20% niedriger ist als die Zahl der 
Personen, die innerhalb eines gegebenen Jahres Leistungen beziehen. (Das lässt sich anhand der 
Aufschlüsselung der Leistungsbezugsphasen nach der jeweiligen Dauer schätzen, wie unter 
aspe.hhs.gov/hsp/indicators02/ch2.htm angegeben. In den Erhebungsdaten schwanken außerdem die 
Angaben zur durchschnittlichen Zahl der Monate, in denen innerhalb eines Jahres Leistungen bezogen 
wurden, zwischen rd. 10 Monaten im Jahr 1993 und etwas über 9 Monaten im Jahr 2001.) Wenn die 
AFDC/TANF-Leistungen nur für das Kind gezahlt werden, sind überdies die unterhaltspflichtigen Eltern 
in den administrativen Daten Uber die Leistungsempfänger nicht berücksichtigt (die Eltern können zwar 
als Empfänger bezeichnet werden, weil sie das Geld erhalten, nicht jedoch als Bezugsberechtigte), wo- 
hingegen sie in den Erhebungsdaten unter der Rubrik „Personen ab 15 Jahre, die über ein Einkommen 
verfügen" erfasst werden. Berechnungen unter Berücksichtigung dieser Faktoren deuten darauf hin, dass 
die Erhebungsdaten Anfang der neunziger Jahre um rd. 20% zu niedrig angesetzt waren und dass 
sich dieser Prozentsatz bis zum Jahr 2000 auf 40% erhöht hatte (nicht veröffentlichte Schätzungen von 
Richard Bavier). 

52. Die Auswirkungen der Programme auf den Sozialhilfebezug dürften im Laufe der Jahre tendenziell 
abnehmen, da der Anteil der Sozialhilfeempfänger sowohl in der Kontroll- als auch in der Teilnehmer- 
gruppe zurückgeht. Strawn et al. (2001) vertreten gleichwohl (gestützt auf die Schlussfolgerungen der 
NEWWS-Untersuchung die Ansicht, dass die Effekte von Programmen zur Förderung der Arbeitsuche 
- nicht jedoch von Schulungsprogrammen - häufig innerhalb von fünf Jahren gänzlich abklingen. In 
den von Grogger et al. (2002) vorgelegten Daten lassen sich allerdings nur schwer systematische Unter- 
schiede dieser Art feststellen. 

53. Moffitt (2002) zitiert eine Studie, in der mehrere Folgeerhebungen zusammengefasst wurden und der 
zufolge die Erwerbsquote der Frauen unmittelbar nach dem Abgang aus dem Sozialhilfebezug bei 
rd. 60% liegt. Ungefähr 75% der betroffenen Frauen hatten im Jahr nach dem Abgang aus dem Leistungs- 
bezug mindestens einmal eine Beschäftigung, „nur etwas mehr als ein Drittel arbeitete jedoch in vier 
aufeinander folgenden Quartalen, was auf ein Problem in Bezug auf die Beschäftigungsverweildauer 
und die Arbeitsplatzsicherheit hindeuten könnte (...). Ein bis zwei Jahre nach der Streichung aus den 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



4. Fördern oder dämpfen Transferleistungen die Beschäftigung? Interaktionen zwischen passiven und aktiven Sozialprogrammen 



Leistungsregistern übersteigen die Arbeitsverdienste geringfügig die durch den Entzug der TANF- 
Leistungen bedingten Einbußen. Zählt man etwaige EITC-Einkommen hinzu, so ist die positive 
Differenz etwas größer. Die einschneidendste Einkommensveränderung nach dem Abgang aus dem 
Sozialhilfebezug resultiert jedoch aus höheren Einkommen anderer Familienmitglieder (...)". Daraus lässt 
sich schließen, dass Personen, die nach dem Entzug der Sozialhilfe nicht ins Erwerbsleben eintreten, 
häufig finanziell von anderen Familienmitgliedern abhängig werden. 

54. Der Rückgang der Armut bei den Kindern alleinstehender Mütter ist auf das höhere Einkommen aus 
beschäftigungsabhängigen Leistungen sowie auf die gestiegenen Erwerbsquoten zurückzuführen. Es bleibt 
abzuwarten, inwieweit diese Lageverbesserung auch angesichts der derzeitigen Konjunkturverlang- 
samung von Dauer ist. 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



251 



Copyrighted material 



4. Fördern oder dämpfen Transferleistungen die Beschäftigung? Interaktionen zwischen passiven und aktiven Sozialprogrammen 



ANHANG 1 

Definition und Messung der Leistungsempfängerquoten 

Kontext 

Eurostat hat ab 1971 unter der Bezeichnung ESSOSS (Europäisches System der 
Integrierten Sozialschutzstatistik) einen definitionstechnischen und konzeptuellen Rahmen 
für die Berichterstattung und Klassifizierung von Ausgaben des Sozialschutzes aus- 
gearbeitet. 1981 und 1996 wurden umfassende Revisionen der ESSOSS-Handbücher vor- 
genommen. Für viele EU-Länder liegen relativ vollständige Datensätze gemäß ESSOSS 
bis zurück ins Jahr 1980 vor (allerdings mit statistischen Brüchen der Datenreihen im Jahr 
1990). Das derzeit angewandte Konzept der „Sozialschutzausgaben" umfasst nicht nur 
öffentliche Ausgaben, sondern auch private Pflichtbeiträge und private freiwillige Auf- 
wendungen (wenngleich nicht alle Länder Informationen zu den beiden letztgenannten 
Komponenten vorlegen) und erstreckt sich im Prinzip sowohl auf Geldleistungen (Ein- 
kommenstransfers für die Leistungsempfänger) als auch auf Sachleistungen 1 . In jüngerer 
Zeit wurden in der OECD-Datenbank SOCX Daten bis zurück ins Jahr 1980 für 
29 OECD-Länder zusammengefasst (vgl. www.oecd.org/social; für die EU-Staaten haupt- 
sächlich gestützt auf ESSOSS-Daten). 

Zur Zahl der Empfänger von Sozialschutzausgaben liegen keine gleichermaßen um- 
fassenden Datensätze vor, was lange ein großes Hindernis für die Analyse der Konse- 
quenzen von Sozialschutzausgaben für den Arbeitsmarkt und umgekehrt darstellte. Die 
meisten Arbeitsmarktdaten beziehen sich auf Einzelpersonen, weshalb sich die für 
Ländervergleiche zur Verfügung stehenden Sozialschutz- und Arbeitsmarktdaten nicht 
auf dieselben Bezugsgrößen stützen. Darüberhinaus sind Informationen über die Leistungs- 
empfänger erforderlich, um eine ausreichende Vergleichbarkeit der Daten zu den Transfer- 
ausgaben zu gewährleisten. In einigen Ländern sind beispielsweise mindestens 30% der 
Empfänger von Invaliditätsrenten 65 Jahre oder älter, wohingegen dieser Prozentsatz in 
anderen Ländern gegen null tendiert, weil solche Renten bei Erreichen des Rentenalters 
systematisch durch Altersrenten ersetzt werden. Liegen keine ergänzenden Daten zur 
Alters Verteilung der Bezieher von Invaliditätsrenten vor, ist die Vergleichbarkeit der 
Ausgabendaten nicht gewährleistet. 

Für einige Länder liegen Erhebungsdaten zum Leistungsbezug vor, und in der Regel 
liefern diese mehr Informationen über die demographischen Merkmale der Leistungsemp- 
fänger als administrative Daten. Dennoch ist bei der Beurteilung des Gesamtniveaus und 
der Entwicklung der Transferabhängigkeit aus mehreren Gründen die Verwendung von 
Daten aus administrativen Quellen vorzuziehen: 

• In vielen Ländern sind keine umfassenden Erhebungsdaten zum Leistungsbezug 
verfügbar, vor allem nicht in einem im zeitlichen Verlauf vergleichbaren Format. 
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• Die Qualität der Erhebungsdaten, soweit solche vorhanden sind, kann durch unzu- 
reichende Angaben und falsche Klassifizierungen beeinträchtigt sein 2 . 

• In Ländern mit hoher Transferabhängigkeitsquote zielen viele Regelungen - z.B. in 
Bezug auf die Kriterien für den Leistungsanspruch, die Lohnersatzquoten und die 
Mehrzahl der Ausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme - nicht auf bestimmte 
demographische Gruppen oder Kategorien ab wie Alleinerziehende, Behinderte oder 
Arbeitslose im Allgemeinen, sondern auf die Empfänger bestimmter Leistungen, die 
mit Hilfe administrativer Unterlagen identifiziert werden. 

Beim Versuch der Definition eines in jeder Hinsicht zufriedenstellenden konzeptuellen 
Rahmens für die Messung der Zahl der Empfänger von Sozialschutzleistungen stellen 
sich einige relativ schwer zu lösende Probleme. So wird die Bruttoleistungsempfänger- 
quote bei Leistungen des Sozialschutzes (d.h. die Zahl der Leistungsempfänger im Verhält- 
nis zur Bevölkerung) in einem Land mit universellen Kindergeldleistungen wahrschein- 
lich hoch sein, in einem Land, wo es solche Leistungen nicht gibt, Kinder aber im Ein- 
kommensteuersystem berücksichtigt sind, indessen niedrig. Die Bruttoleistungsempfänger- 
quoten können somit auch in Situationen sehr unterschiedlich ausfallen, die im Prinzip 
recht ähnlich sind 3 . 

Das niederländische Sozialministerium hat kürzlich zwei Untersuchungen mit 
folgenden Titeln veröffentlicht: Benefit dependency ratios: an analysis of nine European 
countries, Japan and the US (Arents et al., 2000) und Benefit dependency ratios by 
gender: an international comparison (Moor et al., 2002). Darin wird u.a. die jährliche 
Zahl der Empfänger von Verdienst- oder Einkommensersatzleistungen im Erwerbsalter 
(15- bis 64-Jährige), ausgedrückt in Vollzeitäquivalenten für den Zeitraum 1980-1999, 
geschätzt 4 . Für diese Methode zur Messung der Zahl der Leistungsempfänger sprechen 
folgende Punkte: 

• Da nicht alle Leistungsempfänger erfasst werden, sondern nur die Empfänger von 
Einkommensersatzleistungen, sind a) die Daten potentiell aussagekräftiger in Bezug 
auf die Erklärung von Arbeitsmarktergebnissen, wie z.B. Beschäftigungsquoten, und 
lassen sich b) Unterscheidungsprobleme vermeiden, wie sie bei Leistungen auf- 
treten, die in einigen Ländern als Geldleistungen ausgezahlt und in anderen in Form 
von Steuergutschriften oder günstigeren Steuertarifen gewährt werden, weil Ein- 
kommensersatzleistungen grundsätzlich eine Geldleistungskomponente umfassen. 

• Durch die Messung der Zahl der Leistungsempfänger in Vollzeitäquivalenten ver- 
ringert sich das Gewicht von Personen, deren Transferleistungsstatus nicht eindeutig 
ist (z.B. Personen, die zugleich eine Teilzeitbeschäftigung haben und Teilzeitarbeits- 
losengeld beziehen). Auf diese Weise lässt sich auch leichter eine Verbindung 
zwischen den Leistungsbezugs- und den Ausgabendaten herstellen 5 . 

Dieses Kapitel übernimmt daher die Grundlinien der NEI/SZW-Definitionen 6 und 
präsentiert eine überarbeitete Version der NEI/SZW-Schätzungen. Die Revision basiert 
auf einer Untersuchung der von den niederländischen Behörden vorgelegten detaillierten 
Kalkulationstabellen mit dem Ziel, die Hauptbereiche zu ermitteln, in denen approximative 
Schätzmethoden verwendet wurden, sowie auf Gegenkontrollen anhand von Veröffent- 
lichungen zu Länderstatistiken, sonstigen Datenbanken des Sekretariats sowie allgemeinen 
Kenntnissen über die nationalen Sozialschutzsysteme, die der Identifizierung möglicher 
Diskrepanzen, Auslassungen und Fehlklassifikationen dienten. Zu beachten ist, dass es sich 
weiterhin um annähernde Schätzungen handelt, denn wahrscheinlich sind einige wichtige 
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Fragen im Zusammenhang mit der Datenqualität noch nicht identifiziert worden, und 
außerdem ist in einigen Bereichen die Verwendung approximativer Schätzmethoden nach 
wie vor unvermeidlich (da geeignete Daten niemals veröffentlicht oder erfasst wurden) 7 . 

Definitionen 

Definitionen spielen eine wichtige Rolle bei der Interpretation dieser Daten oder ihrer 
Verwendung für Analysezwecke. Insoweit mit einiger Wahrscheinlichkeit anzunehmen 
ist, dass verschiedene statistische Definitionen verwendet wurden, was zu unterschiedlichen 
Zahlen führen kann, ist die Vergleichbarkeit und Genauigkeit aggregierter Statistiken 
begrenzt. In dieser Hinsicht spielen definitionstechnische Fragen eine wichtige Rolle bei 
der Bestimmung des Grads der Unschärfe und Ungenauigkeit der vorgelegten Daten. 

Die im vorliegenden Kapitel zur Ermittlung der Zahl der Leistungsempfänger ange- 
wandten Prinzipien decken sich im Wesentlichen mit denen, die auch für die NEI/SZW- 
Schätzungen verwendet wurden (Arents et al., 2000): 

• „Die Zahl der vom Bezug einer Sozialleistung abhängigen Personen wurde in Voll- 
zeitäquivalenten ausgedrückt, die wiederum Leistungsbezugsjahren zugeordnet 
wurden". Dies gilt beispielsweise für Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit oder bei 
Teilinvalidität infolge von Arbeitsunfällen 8 . 

• „Wenn die Zahl der Leistungsempfänger aus verschiedenen Kategorien aggregiert 
wird (z.B. Arbeitslosenunterstützung und Invaliditätsrenten), werden einige Personen 
als Leistungsempfänger doppelt gezählt (...). Es wurde auf Informationen bezüglich 
der Zahl der Personen zurückgegriffen, die gleichzeitig zwei oder mehr Leistungen 
beziehen (...), um den Umfang der Doppelerfassungen zu verringern." Das bedeutet, 
dass eine Person im Prinzip in Vollzeitäquivalenten auch dann nur als ein einziger 
Leistungsempfänger gezählt wird, wenn sie zwei Leistungen zum vollen Regelsatz 
bezieht 9 . In einigen Fällen werden Doppelerfassungen verhindert, indem die Betreffen- 
den zu 100% ihrer „Hauptleistungskategorie" zugeordnet werden, was zu einer 
Unterzeichnung des Leistungsbezugs in der Zweitlei stungskategorie führt 10 . 

• „(...) in einigen Ländern sind die Altersrente und die Sozialhilfe als Ersatz für das 
Familieneinkommen und nicht für das individuelle Einkommen gedacht (...). Zur 
Gewährleistung der Vergleichbarkeit ist es notwendig, die Daten zur Zahl der aus- 
gezahlten Renten auf Einzelpersonen umzurechnen". Das bedeutet, dass im Fall von 
an Ehepaare ausgezahlten Altersrenten oder Sozialhilfeleistungen beide Ehepartner 
als Leistungsempfänger gezählt werden. In der hier vorgelegten OECD-Überarbeitung 
wird jedoch versucht, Ausmaß und Auswirkungen der Anwendung dieses Prinzips 
so gering wie möglich zu halten". 

In Bezug auf die Art der erfassten Leistungen: 

• „Erfasst werden nur regelmäßig ausgezahlte Leistungen im Falle eines Verdienstver- 
lusts, die als Verdienst- oder Einkommensersatzleistungen bezeichnet werden. Das 
heißt, dass pauschale Geldleistungen für den Kauf bestimmter Güter oder Dienst- 
leistungen, wie z.B. Zuschüsse zu den Bestattungskosten für Verwitwete, nicht 
berücksichtigt werden." 

• „Erfasst werden nur gesetzlich geregelte Sozialversicherungsleistungen, unabhängig 
von der Art ihrer Verwaltung oder Finanzierung 12 ." 
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Die Leistungen werden zunächst entsprechend der Sozialrisikokategorie, der ihre 
Empfänger in den Verwaltungsakten zugeordnet sind (und die sich u.U. nicht mit dem bei 
den Haushaltserhebungen angegebenen Status decken), in sieben Gruppen eingeteilt: 

• Alter. Unter diese Rubrik fallen Leistungen bei Frühverrentung, d.h. Leistungen, die 
Personen über einem bestimmten Alter vorbehalten sind und nicht von einem anderen 
im Folgenden aufgeführten Sozialrisiko abhängig sind. Mit eingeschlossen sind 
Leistungen an zuvor invalide oder arbeitslose Personen, wenn als Kriterium für die 
Zuerkennung der Leistungen das Alter und nicht der Invaliditäts- oder Arbeitslosen- 
status maßgebend ist. 

• Hinterbliebene (Verwitwete und Waisen). In dieser Kategorie werden Zahlungen von 
Alters- und Invaliditätsversicherungen erfasst, soweit sie nicht davon abhängig sind, 
dass der/die Hinterbliebene selbst im Rentenalter oder erwerbsunfähig ist. Zur Mini- 
mierung der Doppelerfassung von Schülern und Studenten wurden nur Waisen im 
Alter zwischen 20 und 64 Jahren berücksichtigt, sofern die Daten dies ermöglichten. 

• Krankheit. In diese Kategorien werden Personen eingestuft, die Krankengeld vom 
Arbeitgeber beziehen, falls eine gesetzliche Verpflichtung zur Auszahlung solcher 
Leistungen besteht. 

• Invalidität. Unter diese Rubrik fallen beitragsabhängige und beitragsunabhängige 
Leistungen, regelmäßig ausgezahlte Geldleistungen für Opfer von Arbeitsunfällen 
(jedoch keine pauschalen Abschlagszahlungen oder Sachleistungen) sowie Leistungen 
für Kriegsversehrte. 

• Mutterschaft und Erziehung. Bei Erziehungsgeld handelt es sich um Leistungen, die 
als Ersatz für den Verdienst eines der beiden Elternteile dienen. Bedüftigkeitsabhän- 
gige Leistungen für Alleinerziehende fallen hingegen unter die Rubrik allgemeine 
Sozialhilfe (siehe unten) 13 . Allgemeine Kindergeldzahlungen, die nur zum Ausgleich 
der direkten Kosten für Kinder dienen, sowie Kinderbetreuungshilfen zur Bezahlung 
von Kinderbetreuungsdiensten sind hier nicht berücksichtigt. 

• Pflegefälle und Arbeitsplatzurlaub. Pflegegeld dient als Ersatz für den Verdienst von 
Personen, die auf Vollzeitbasis (unentgeltlich) ein behindertes Familienmitglied 
pflegen 14 . Beihilfen für den Arbeitsplatzurlaub ermöglichen es, während eines 
befristeten Zeitraums einen Sabbaturlaub zu nehmen, wobei keine Auflagen bezüg- 
lich des Status oder Verhaltens des Empfängers während des Leistungsbezugs gelten. 

• Arbeitslosigkeit. In diese Kategorie fallen Leistungen, bei denen die Verfügbarkeit 
des Empfängers für den Arbeitsmarkt Voraussetzung für die Auszahlung ist, unter 
Ausklammerung von Leistungen, bei denen es sich in erster Linie um Invaliditäts- 
renten oder Leistungen für Alleinerziehende handelt. 

Die achte Kategorie bilden: 

• Leistungen für Alleinerziehende und allgemeine Sozialhilfeleistungen. Zu dieser 
Kategorie zählen die Empfänger von bedürftigkeitsabhängigen Leistungen, u.a. für 
Alleinerziehende 15 , die keiner der obigen Risikokategorien zugeordnet werden kön- 
nen 16 . Nicht inbegriffen sind Personen, die sich in der Ausbildung befinden oder auf 
Vollzeitbasis beschäftigt sind 17 . 
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Es gibt zwei weitere Kategorien von „Leistungsempfängern", die eine Form von 
Einkommensersatzleistungen beziehen, aber unberücksichtigt bleiben: Dies sind einmal 
Personen, die sich auf Vollzeitbasis in der Ausbildung befinden (und u.U. Stipendien oder 
Studentendarlehen erhalten) und zum anderen Vollzeitteilnehmer an Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik 18 . Zu den großen in den Standardklassifizierungen der Sozial- 
schutzausgaben (ESSOSS und SOCX) aufgeführten, hier aber nicht erfassten Sozial- 
risikokategorien gehören bestimmte Familienbeihilfen (insbesondere Kindergeld), Wohn- 
geld, Rückerstattungen von Kosten für Gesundheitsleistungen sowie Sachleistungen (z.B. 
Gesundheitsdienste, Dienstleistungen für Familien, Dienstleistungen für Behinderte und 
Arbeitsvermittlungsdienste). 



Anmerkungen 

1. In den ESSOSS-Daten werden zwar auch Sachleistungen erfasst, jedoch sind nur die Daten zu den Geld- 
leistungen relativ vollständig. Die einzelnen Länder liefern nach Programmen aufgeschlüsselte Daten, 
ein Konzept, das sich in vielen Ländern auf Institutionen oder Budgetrahmen bezieht. Im Allgemeinen 
werden bei ESSOSS solche Programme erfasst, in deren Rahmen substantielle Geldleistungen zur Ver- 
fügung gestellt werden (wobei üblicherweise auch die Sachleistungen einbezogen sind). Programme, bei 
denen nur Sachleistungen angeboten werden - wie z.B. im Fall der öffentlichen Arbeitsmarktverwaltung in 
Ländern, wo diese nicht für die Verwaltung der Arbeitslosenunterstützung zuständig ist - werden häufig 
nicht berücksichtigt. Folglich ist die Vergleichbarkeit der Daten nur bei den Geldleistungen wirklich 
gewährleistet. 

2. Vergleiche zwischen Leistungsauszahlungen und Einkommenserhebungen lassen darauf schließen, dass 
die Einkommen aus Arbeitslosenunterstützung und Invaliditätsrenten in der Australiern Income Survey 
um 30% unterzeichnet sind; in den kanadischen SCF-Daten sind die von der Arbeitslosenversicherung 
ausgezahlten Leistungen um 25% zu niedrig ausgewiesen, und in der wichtigsten irischen Erhebung sind 
die Arbeitslosengeldleistungen um 15% zu hoch angesetzt, die Einkommen aus Invaliditätsrenten 
dagegen um 28% zu niedrig; in den CPS-Daten der Vereinigten Staaten sind sowohl die Einkommen aus 
Arbeitslosenversicherungs- als auch aus AFDC-Leistungen um rd. 25% unterzeichnet (Atkinson et al., 
1995, Tabellen A6.3, A6.5, A6.10, A6.13). Die Erhebungsdaten über die Einkommensverteilung in 
Australien aus den Jahren 1982-1996 weisen die Empfängerquoten bei Leistungen für Alleinerziehende, 
Invaliditätsrenten und Arbeitslosenunterstützung mit den administrativen Datenvergleichen zu niedrig 
aus, die Leistungsempfängerquoten bei Zulagen für Lebenspartner, Pflegegeld und Elterngeld dagegen 
zu hoch (Landt und Pech, 2000). Mitte der neunziger Jahre bezogen laut der EU-Arbeitskräfteerhebung 
(ECLFS) in Griechenland nur 6% und in Portugal nur 25% der Arbeitslosen Transferleistungen, wohin- 
gegen diese Prozentsätze den administrativen Daten zufolge in Griechenland bei 30% und in Portugal bei 
50% lagen (OECD, 1998i>, Tabelle 4.3). 

3. Die Daten von Eurostat (ESSOSS) und OECD (SOCX) über die Sozialschutzausgaben erfassen die 
Leistungen vor Steuern. Adema (2001) liefert für 18 Länder Schätzungen der Sozialschutzausgaben 
abzüglich Steuern und Sozialabgaben unter Anrechnung des Wertes von Steuererleichterungen, die aus 
Gründen der sozialen Gerechtigkeit gewährt werden. 

4. Den Anstoß für die von den niederländischen Behörden durchgeführte Untersuchung der Leistungs- 
empfängerquoten im Ausland gab das in den Niederlanden geltende Gesetz über die Indexbindung mit 
bedingtem Aufschub (WKA), dem zufolge der Mindestlohn entsprechend einem zusammengesetzten 
Index der tarifvertraglich vereinbarten Lohnerhöhungen im öffentlichen und privaten Sektor angepasst 
werden muss, sofern das Verhältnis zwischen der Zahl der Empfänger von Sozialleistungen und der Zahl 
der Erwerbstätigen (die so genannte I/A-Quote: Verhältnis Nichterwerbstätige/Erwerbstätige) nicht über 
82,6% liegt (in welchem Fall die Regierung beschließen kann, die Indexbindung aufzuschieben). 

5. Wenn die Zahl der Leistungsempfänger geschätzt wird, indem die Gesamtausgaben durch die Leistungs- 
empfängerquote zum vollen bzw. Regelsatz der Leistungen dividiert werden, resultiert daraus eine 
Schätzung der Zahl der Leistungsempfänger in Vollzeitäquivalenten. 
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6. Die Forschungsarbeiten wurden von externen Beratern, d.h. von der Abteilung für Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik des Niederländischen Wirtschaftsinstituts (NEI) in Rotterdam im Auftrag des niederländi- 
schen Sozial- und Arbeitsministeriums (SZW) durchgeführt. 

7. Daten aus Erhebungen über das Einkommen der privaten Haushalte (oder aus Arbeitskräfteerhebungen) 
können zur Schätzung der altersmäßigen Verteilung der Leistungsempfänger verwendet werden, falls 
hierzu keine administrativen Daten vorliegen. Häufig wird in Erhebungen über das Einkommen der 
privaten Haushalte jedoch nicht die exakte amtliche Bezeichnung der bezogenen Transferleistungen 
genannt und ein weiteres Problem ist die Unterzeichnung der empfangenen Leistungen. 

8. Falls sie für Personen ohne sonstiges Einkommen bestimmt sind, werden die in den Vereinigten Staaten aus- 
gegebenen Lebensmittelkarten wie Teileinkommensersatzleistungen im Verhältnis zu den Auszahlungs- 
sätzen anderer Sozialleistungen behandelt. 

9. Wenn Doppelerfassungen bei der Gesamtabhängigkeit von Transferleistungen im Prinzip ausgeschlossen 
sind, so bedeutet dies nicht unbedingt, dass Doppelzählungen von Transferabhängigkeit und Erwerbs- 
tätigkeit stets verhindert werden können. Der Auszahlungssatz einiger Leistungen, wie z.B. von Renten 
für Opfer von Arbeitsunfällen, Kriegsversehrtenrenten, beitragsabhängigen Verwitwetenrenten sowie 
von manchen Altersrenten, kann u.U. auch dann unverändert bleiben, wenn die Empfänger Einnahmen 
aus einer Vollzeitbeschäftigung beziehen. Andere Leistungen, wie z.B. Arbeitslosenunterstützung und 
reguläre Invaliditätsrenten, werden üblicherweise zum vollen Satz ausgezahlt, wenn die Empfänger eine 
Beschäftigung ausüben, bei der Verdienst und Stundenzahl unter einer bestimmten Obergrenze liegen. In 
solchen Fällen kann es zu Überlappungen zwischen der Erfassung von Transferabhängigkeit und 
Erwerbstätigkeit in Vollzeitäquivalenten kommen. 

10. In Österreich z.B. ist das Niveau der Verwitwetenrenten vergleichsweise niedrig, weshalb Personen, die 
zusätzlich zu einer solchen Rente eine weitere Leistung beziehen, der für diese Leistung geltenden Kate- 
gorie zugeordnet wurden. Generell gilt die Regel, dass bei der Zuordnung von Personen mit mehrfachem 
Leistungsbezug zu den einzelnen Kategorien Altersrenten Vorrang vor Invaliditätsrenten und diese 
wiederum vor Hinterbliebenenrenten haben. Ebenso ist bei Personen, die zusätzlich zu den Versiche- 
rungsleistungen ergänzende Sozialhilfezahlungen erhalten, für die Zuordnung ihr Versicherungsstatus 
maßgeblich. Einzelpersonen wurden nicht auf verschiedene Kategorien aufgeteilt (z.B. Teilinvalide und 
Teilsozialhilfeempfänger), es sei denn, dies sei bereits in den Ausgangsdaten geschehen (z.B. wenn die 
administrativen Daten zu Arbeitslosigkeit und Invaliditätsrentenbezug in Vollzeitäquivalenten aus- 
gedrückt sind, so dass Personen, die zugleich Teilarbeitslosengeld und Renten wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit beziehen, anteilsmäßig auf diese beiden Kategorien verteilt sind). 

11. In der OECD-Überarbeitung werden die Auswirkungen der „Individualisierung" in der Weise minimiert, 
dass a) nur die Personen gezählt werden, deren Sozialrisiko (z.B. Arbeitslosigkeit oder Invalidität) aus- 
schlaggebend für den Leistungsanspruch ist, selbst wenn die Empfänger einen unterhaltsberechtigten 
Ehegatten haben, b) Sozialhilfeempfänger, soweit möglich, nicht der Kategorie „Sozialhilfe", sondern 
ihrer eigentlichen Sozialrisikokategorie (z.B. Arbeitslosigkeit oder Invalidität) zugeordnet werden, und 
c) die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter betrachtet wird. Das heißt, dass sich die „Individualisie- 
rung" nur im Fall von Sozialhilfeempfängern, die keiner Sozialrisikokategorie zugeordnet werden 
konnten, und Empfängern regulärer Altersrenten im Alter von unter 65 Jahren auf die Gesamtzahl der 
Leistungsempfänger im Erwerbsalter auswirkt. 

12. Die Bedeutung von „gesetzlich geregelt" kann u.U. unklar sein, z.B. im Fall von a) Tarifverträgen, die 
von repräsentativen Gremien auf Branchenebene ausgehandelt wurden, deren Geltungsbereich aber per 
Gesetz auf alle zur betreffenden Branche gehörenden Arbeitgeber und/oder Arbeitnehmer ausgedehnt 
wird, b) Organen des öffentlichen Sektors und verstaatlichten Betrieben, die das Recht haben, eigene 
Systeme für Alters- und Invaliditätsrenten, Mutterschaftsurlaub oder sonstige Leistungen zu unterhalten, 
c) Ausgaben für Leistungen der Arbeitslosenversicherungsfonds in Dänemark oder Schweden, die in 
gesetzlicher Hinsicht zwar eigenständig sind, deren Ausgaben jedoch in erster Linie durch staatliche 
Zuschüsse gedeckt werden, die wiederum gesetzlich geregelt sind, und d) Beurlaubungen wegen Krank- 
heit, wenn die Beschäftigungsschutzbestimmungen die Möglichkeiten der Arbeitgeber einschränken, 
kranke Mitarbeiter zu entlassen. 

13. Das Parenting Payment - Partnered (Erziehungsgeld als Partner) und einige ähnliche Leistungen (die 
1995 eingeführt wurden) blieben bei der Erfassung der Transferabhängigkeit in Australien unberücksichtigt. 
Dadurch verbessert sich die Vergleichbarkeit der Zeitreihendaten. Diese Leistungen werden üblicherweise 
nur dann genehmigt, wenn der Ehegatte/die Ehegattin Anspruch auf eine andere Leistung hat, und werden 
normalerweise nicht ausgezahlt, wenn er/sie einer Vollzeitbeschäftigung nachgeht. In anderen Ländern 
wird der arbeitslose oder behinderte Partner gezählt, jedoch nicht der Elternteil, der die Kinder betreut. 
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14. In Australien und im Vereinigten Königreich führen die Regelungen bezüglich des Pflegegelds offenbar 
dazu, dass die pflegenden Personen in den Arbeitsmarktstatistiken als „nicht erwerbstätig" eingestuft 
werden. In anderen Ländern erhalten Behinderte Geldleistungen zur Bezahlung einer Pflegeperson, falls 
eine solche benötigt wird. 

15. Leistungen für Alleinerziehende sind genauso wie die Sozialhilfe für Zweielternhaushalte als Einkom- 
men für die ganze Familie gedacht. Die Zuordnung von bedürftigkeitsabhängigen Leistungen für Allein- 
erziehende zur Kategorie „Sozialhilfe" ist insofern eine gängige Praxis, als a) sich Sozialhilfe („welfare") 
in den Vereinigten Staaten hauptsächlich auf Leistungen für Alleinerziehende bezieht und b) Allein- 
erziehende in vielen anderen Ländern allgemeine Sozialhilfe erhalten (anstelle von spezifischen Leistun- 
gen für Alleinerziehende mit besonderen Bezeichnungen, Verwaltungsstrukturen und Regeln für die 
statistische Erfassung). 

16. Behinderte oder alleinerziehende Sozialhilfeempfanger sollten in diese Kategorien eingestuft werden, 
während andere Leistungsempfänger, die dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen oder eine Arbeit 
suchen müssen (also z.B. verpflichtet sind, sich bei der Arbeitsvermittlung zu melden), den Arbeitslosen 
zuzurechnen sind (vgl. Definition der Arbeitslosigkeit). In der Praxis liegen jedoch häufig keine geeigne- 
ten Daten vor, um solche Einteilungen vorzunehmen. In Kanada wurde jeweils ein fester Prozentsatz der 
Sozialhilfeempfänger den Kategorien Arbeitslosigkeit und Invalidität zugeordnet. Auf Ebene der Provin- 
zen hat der Anteil der als beschäftigungsfähig geltenden Sozialhilfeempfanger seit der Reform des Wohl- 
fahrtssystems deutlich zugenommen (vgl. OECD, 1999, Tabelle 3.11). Nach Ansicht von Mclntosh und 
Boychuk (2000) ist dies jedoch darauf zurückzuführen, dass einige Sozialversicherungssysteme auf 
Ebene der Provinzen jetzt einen größeren Prozentsatz ihrer Sozialhilfeempfänger (z.B. auch Alleinerzie- 
hende) als beschäftigungsfähig einstufen, obwohl sich die Zusammensetzung der Sozialhilfeempfänger- 
population selbst nicht stark verändert hat. In den Niederlanden gab es für die Empfänger von Sozialhilfe 
auf Grund von Arbeitslosigkeit bis 1995 eine besondere administrative Kategorie (RWW). In den hier 
verwendeten Statistiken wird diese Unterscheidung bis in das Jahr 1999 extrapoliert, wobei unterstellt 
wird, dass sich der Anteil der Arbeitslosen an der Gesamtzahl der Sozialhilfeempfanger seit 1995 nicht 
verändert hat. Im Vereinigten Königreich werden die meisten Sozialhilfeempfanger einer besonderen 
Risikokategorie zugeordnet; die Informationen zur Zahl der Personen, die aus Krankheitsgründen Sozial- 
hilfe beziehen, waren jedoch unvollständig, weshalb diese in der Rubrik „allgemeine Sozialhilfe" belassen 
wurden. 

17. Dadurch, dass Sozialhilfeleistungen an Personen, die sich in der Ausbildung befinden oder eine Vollzeit- 
beschäftigung ausüben, nicht als Einkommensersatzleistungen gerechnet werden, lässt sich das Risiko 
der Doppelerfassung verringern (d.h. gewährleisten, dass eine gegebene Person bei der Aggregierung der 
Daten zu Transferabhängigkeit und Beschäftigung in Vollzeitäquivalenten nicht mehr als einmal gezählt 
wird). Dadurch verbessert sich aber auch die Vergleichbarkeit der Daten, weil Steuererleichterungen, 
ermäßigte Sozialversicherungsbeiträge und Zuschüsse für Arbeitgeber im Fall der Einstellung von 
Niedriglohnarbeitskräften, die in wirtschaftlicher Hinsicht ähnliche Auswirkungen haben, nicht erfasst 
werden. Um das Niveau von beschäftigungsabhängigen Leistungen in den verschiedenen Ländern und 
im zeitlichen Verlauf vergleichen zu können, wäre ein kohärenter Rahmen erforderlich, in dem der 
Progressivität der Steuersätze und sonstigen Transfers Rechnung getragen werden kann. 

18. Es kann sinnvoll sein, Personen, die auf Vollzeitbasis an Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
teilnehmen, als Leistungsempfänger zu erfassen, wenn diese Arbeitslosenunterstützung beziehen. Die 
Programmteilnehmer können aber auch Ausbildungsbeihilfen erhalten, die nicht aus den beitragsabhän- 
gigen oder beitragsunabhängigen Sozialversicherungssystemen stammen. Auch kann deren Training als 
eine Sozialinvestition betrachtet werden, vergleichbar mit Investitionen in das allgemeine Bildungs- 
system, und Teilnehmer an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen können in der Arbeitsmarktstatistik als 
Beschäftigte geführt werden. Die Erfassung von Programmteilnehmern als Leistungsempfänger hätte da- 
her u.U. recht häufig zur Folge, dass diese doppelt gezählt werden, nämlich auch unter den Rubriken 
„Beschäftigung" bzw. „Bildungsbeteiligung". In Schweden wird regelmäßig zwischen „offener Arbeits- 
losigkeit" und „Gesamtarbeitslosigkeit" unterschieden, wobei in der zweiten Kategorie auch die Teil- 
nehmer an Arbeitsmarktprogrammen erfasst werden: Die Differenz zwischen diesen beiden Kategorien 
hat sich Anfang der neunziger Jahre auf rd. 4% der Erwerbsbevölkerung erhöht. 
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ANHANG 2 

Lange Anpassungszeiten infolge von 
Wechsel- und Rückwirkungen 

Wenn in einer Volkswirtschaft verschiedene Akteure oder verschiedene Faktoren 
zusammenwirken, verändern sich die ökonomischen Aggregate über einen wesentlich 
längeren Zeithorizont hinweg als das individuelle Verhalten. Unterstellt man, dass die 
Behinderungsprävalenz (der Prozentsatz der Bevölkerung, der sich selbst als behindert 
bezeichnet) mit dem Leistungsbezug (dem Prozentsatz der Empfänger von Transfer- 
leistungen), wie in Abbildung 4.8 dargestellt, korreliert ist, aber mit einer Zeitverzöge- 
rung von einem Jahr, ergibt sich: 

P = 4+ 1.6B(-1) 

Wird ferner davon ausgegangen, dass die Hälfte aller Personen, die den eigenen 
Angaben zufolge unter einer Behinderung leiden, Antrag auf Unterstützung stellt und ein 
Jahr später Invaliditätsrenten bezieht, ist: 

B = c.P(-l) 

wobei c, die Anerkennungsquote, ein Politikparameter dafür ist, wie strikt die 
Leistungsverwaltung gehandhabt wird. Unterschiedliche Werte für den Parameter c resul- 
tieren in Einklang mit der ersten Gleichung in unterschiedlichen Gleichgewichtswerten 
von B und P. Das Wachstum der Behinderungsprä valenz und Leistungsbezug im Falle 
der Einführung einer Transferleistung im Jahr 0 mit c = 0.5 (bzw. der Erhöhung von c 
von 0 auf 0.5) ist im Folgenden aufgezeigt: 
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Obwohl die Anpassung der Behinderungsprävalenz an den Leistungsbezug oder 
umgekehrt bei diesem Beispiel nur ein Jahr dauert, erhöht sich sowohl das Niveau des 
Leistungsbezugs als auch der Behinderungsprävalenz zwischen Jahr 3 und Jahr 10 um 
mehr als das Doppelte und wächst dann bis zum 20. Jahr nach Einführung der Leistung 
noch um ein weiteres Viertel oder Drittel. Interaktionen und Rückwirkungen zwischen 
zwei Variablen resultieren in langen Anpassungsprozessen, wie sie empirisch bei mehreren 
großen Transferkategorien zu beobachten sind. Der langfristige Lösungswert dieses 
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Gleichungssystems reagiert bereits auf kleine Veränderungen des Politikparameters c. 
Obwohl c im obigen Beispiel so festgelegt ist, dass sich daraus eine Leistungsempfänger- 
quote B ergibt, die langfristig nur 0.5 von P entspricht, überholt B dennoch nach einigen 
Jahren den Wert, den P vor Einführung der Leistung hatte. Bemerkenswert ist auch, dass 
die Veränderungen beim Leistungsbezug von einem Jahr zum anderen in den Jahren 
unmittelbar nach einer Politikreform am größten sind. Diese Besonderheit könnte erklären, 
warum sich bei den in den Abbildungen 4.5 bis 4.7 gezeigten Beispielen Veränderungen 
der Parameter einer bereits existierenden Transferleistung sofort in der tendenziellen 
Entwicklung der Gesamtzahl der Empfänger der Leistung niederschlagen. 

Dieses Modell ist nur ein Beispiel für Interaktions- und Rückwirkungsmechanismen. 
Jeder Mechanismus, bei dem der individuelle Leistungsbezug mit einem gewissen Lag 
durch das Niveau des Leistungsbezugs im Bevölkerungsdurchschnitt beeinflusst wird, 
dürfte ähnliche Ergebnisse liefern. Ausgehen kann ein solcher Einfluss von dem Verhalten 
der Arbeitgeber (z.B. wenn das Angebot an Saisonarbeitsplätzen in einem gegebenen Jahr 
durch das Angebot an Saisonarbeitskräften im Vorjahr beeinflusst wird) oder von dem 
Verhalten der Leistungs Verwaltung (z.B. wenn die tatsächliche Intensität der Stellensuche 
sowohl durch finanzielle Anreize als auch die von der Verwaltung diesbezüglich erwarteten 
Intensität beeinflusst wird, für die wiederum die tatsächliche Intensität der Stellensuche 
mit ausschlaggebend ist). 

Manchmal verläuft das Wachstum nach der Einführung einer neuen Transferleistung 
in der Anfangsphase exponentiell im Vergleich zu einem geringen Ausgangsniveau, so dass 
sich das Wachstum der absoluten Zahl der Leistungsempfänger zunächst beschleunigt. 
Dieses Muster kann so lange anhalten, wie das „Nachahmen Gleichgestellter" (Learning 
from Peers) der wichtigste Einflussfaktor ist (so erleichtert beispielsweise jede Person, 
deren Antrag auf Leistungsbezug stattgegeben wurde, etwas später zwei anderen 
anspruchsberechtigten Personen die Beantragung der Leistung). 
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Kapitel 5 



Verbesserung der Qualifikationen und 
Kompetenzen der Arbeitskräfte 



Die Verbesserung der Qualifikationen ist eine wesentliche Komponente jeder Strategie 
des lebensbegleitenden Lernens; sie ist vor allem für die Erhöhung der Beschäftigungs- 
chancen unterrepräsentierter Gruppen von besonderer Bedeutung. In allen OECD- 
Ländern werden diesen Gruppen aber sehr viel weniger Weiterbildungskurse zuteil als 
Personen, die bereits hoch qualifiziert sind bzw. einen guten Arbeitsplatz haben. Worauf 
ist die verhältnismäßig geringe Weiterbildungsinzidenz unter Personen mit niedrigerem 
Bildungsniveau, älteren Arbeitskräften, Frauen, Zuwanderern, Teilzeitarbeitskräften und 
vorübergehend Beschäftigten zurückzuführen ? Wie können Weiterbildungsmaßnahmen diese 
Ungleichheiten effektiv reduzieren helfen, und welche Rolle spielen Kofinanzierungs- 
regelungen in einer derartigen Strategie ? 
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Einleitung 

Während im Mittelpunkt von Kapitel 3 und 4 Maßnahmen zur Mobilisierung unter- 
ausgelasteter Arbeitsressourcen durch eine Verbesserung ihrer Beschäftigungs- und Gehalts- 
aussichten stehen, befasst sich das vorliegende Kapitel mit Maßnahmen der Humankapital- 
politik, mit denen die Karriereaussichten jener Personen verbessert werden sollen, die 
bereits in einem Beschäftigungsverhältnis stehen. Bildung und Ausbildung haben in der 
Tat einen deutlichen Einfluss sowohl auf das Produktionswachstum als auch auf die indi- 
viduellen Löhne und Gehälter sowie die Beschäftigungsfähigkeit (OECD, 1994, 1999a, 
2001a). Obwohl der schulischen Erstausbildung zur Förderung des langfristigen Wachstums 
weiterhin Priorität eingeräumt werden muss, sollten sich die Politikstrategien zur Förde- 
rung des Humankapitals auch auf die Erwachsenenbildung konzentrieren. In 10-15 Jahren 
wird sich die Erwerbsbevölkerung in weiten Teilen noch immer aus Personen zusammen- 
setzen, die bereits heute am Arbeitsmarkt sind. Auf Grund der Alterung der Bevölkerung 
und der Auswirkungen der Politikmaßnahmen zur Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
wird die schulische Erstausbildung für die Mehrzahl dieser Personen außerdem viele Jahre 
zurückliegen, und infolge des raschen technologischen Wandels wird ein Teil ihrer Kom- 
petenzen veraltet sein. Die Aus- und Weiterbildung, die sie nach dem Eintreten ins 
Berufsleben erhalten, ist daher sowohl für das Produktionswachstum als auch für die 
individuellen Karriereaussichten von ganz entscheidender Bedeutung. 

Allerdings gibt es eine lebhafte Debatte darüber, ob das gegenwärtige Niveau der 
Investitionen in berufliche Weiterbildungsmaßnahmen angemessen ist. Ferner haben 
frühere Forschungsarbeiten gezeigt, dass die Weiterbildungsaktivitäten ungleich unter 
den Arbeitskräften verteilt sind, wobei Personen, die sich am Arbeitsmarkt bereits in 
einer besseren Position befinden, mehr Chancen und Anreize zum Erwerb neuer Qualifi- 
kationen geboten werden. Um hier Abhilfe zu schaffen, sind in den vergangenen Jahren 
in den OECD-Ländern innovative Politikmodelle erprobt worden, die darauf abzielen, die 
Investitionen in Erwachsenenbildung und -Weiterbildung und den gleichberechtigten 
Zugang zu diesen Maßnahmen auszubauen. Jedoch ging die Einführung dieser Innovationen 
bisweilen mit Umsetzungsproblemen einher, die generell dadurch bedingt waren, dass die 
Ursachen unzureichender Weiterbildungsergebnisse nicht angemessen berücksichtigt 
wurden. Das vorliegende Kapitel verfolgt daher einen doppelten Zweck: a) Ermittlung 
der Gründe für das unzureichende Weiterbildungsangebot und die ungleichen Weiter- 
bildungsergebnisse sowie b) Erörterung von Politikkonzepten durch eine genaue Unter- 
suchung jedes einzelnen Politikinstruments im Hinblick auf die potentiellen Probleme, zu 
deren Lösung es beitragen kann. 

Schwerpunkt der empirischen Analyse dieses Kapitels ist die formelle betriebliche 
Weiterbildung (BWB). Hierfür gibt es drei Gründe. Erstens liegen keine ländervergleichen- 
den Daten zur informellen Weiterbildung vor. Das ist eine wichtige Einschränkung, da in 
Australien und den Vereinigten Staaten durchgeführte Forschungsarbeiten gezeigt haben, 
dass mindestens 50% der gesamten Weiterbildung auf informeller Basis erfolgt, und es ist 
vorstellbar, dass die Ungleichheitsstrukturen im Angebot informeller Weiterbildungs- 
maßnahmen von den mit der formellen Weiterbildung verbundenen Strukturen abweichen 
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könnten (Australian Bureau of Statistics, 1990; Barron et al., 1997; Loewenstein und 
Spletzer, 1999a). Zweitens entfällt in fast allen OECD-Ländern der größte Anteil der 
formellen Bildungs- und Weiterbildungsmaßnahmen für erwerbstätige Erwachsene auf 
die formelle BWB. Drittens hängt die BWB eng mit dem Arbeitsmarkt zusammen und 
muss daher getrennt vom Markt für formelle Bildung analysiert werden. 

Im ersten Abschnitt des Kapitels wird das relative Gewicht von Bildung und Weiter- 
bildung in den Lernprozessen Erwachsener quantifiziert, und es werden weitere Belege 
für Ungleichheiten bei den Teilnahmequoten an Weiterbildungsmaßnahmen und deren 
Intensität zwischen den verschiedenen, in den Kapiteln 1 und 2 definierten Arbeitsmarkt- 
gruppen präsentiert. Der zweite Abschnitt befasst sich mit Daten, die einen Rückschluss 
auf ein unzureichendes Weiterbildungsangebot zulassen, sowie den Bestimmungsfaktoren 
für die ungleiche Weiterbildungshäufigkeit. Ferner werden ökonometrische Daten zu den 
mit Weiterbildungsmaßnahmen verbundenen Angebots- und Nachfrageeffekten bei ver- 
schiedenen Gruppen dargelegt. Im Lichte der empirischen Ergebnisse werden im dritten 
Abschnitt verschiedene Politikinstrumente genauer untersucht, wobei den kofinanzierten 
Programmen besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird. Es werden empfehlenswerte 
Verfahrensweisen erörtert, obwohl es für die meisten Programme nur wenige empirische 
Evaluierungen gibt. Im letzten Abschnitt werden einige Schlussfolgerungen gezogen. 

Wichtigste Ergebnisse 

• Es gibt zwischen den Ländern große Unterschiede in Bezug auf Ausmaß und Inten- 
sität der beruflichen Weiterbildung. Die ungleiche Verteilung der BWB betrifft 
sowohl Einzelpersonen als auch die Unternehmen, wobei Frauen, ältere Arbeitskräfte, 
Geringqualifizierte, Zuwanderer wie auch Arbeitskräfte in kleinen Unternehmen 
weniger häufig in den Genuss der entsprechenden Maßnahmen kommen. Schätzungen 
zufolge ist beispielsweise die Wahrscheinlichkeit, an einer vom Arbeitgeber geförder- 
ten Weiterbildung teilnehmen zu können, für Arbeitskräfte mit einem Abschluss 
unter Sekundarstufe-II-Niveau im Durchschnitt um 9 Prozentpunkte geringer als für 
Personen mit einem Hochschulabschluss, und sie liegt für Zuwanderer im Vergleich 
zu einheimischen Arbeitskräften um 6 Prozentpunkte niedriger. 

• Die Belege deuten z.T. auf ein Unterangebot an formeller beruflicher Weiterbildung 
hin, obgleich sich das Ausmaß des Problems nur schwer quantifizieren lässt und die 
daraus erwachsenden Konsequenzen durch informelle Fortbildungsmaßnahmen 
etwas abgeschwächt werden könnten. Die Lohntabellen spiegeln die Produktivität 
nicht genau wider; in den meisten Fällen können die Arbeitnehmer daher die Vorteile 
einer Schulungsteilnahme nicht voll ausschöpfen, was für sie die Anreize zu Human- 
kapitalinvestitionen mindert. Infolgedessen wird der Großteil der beruflichen 
Weiterbildungsmaßnahmen vollständig vom Arbeitgeber finanziert. Allerdings 
könnte es sein, dass die Arbeitgeber selbst nur suboptimal investieren, da ein erheb- 
licher Anteil der vom Arbeitgeber geförderten formellen beruflichen Weiterbildung 
offenbar Qualifikationen betrifft, die von einem Unternehmen auf das andere über- 
tragbar sind. Obgleich gewisse Belege dafür vorhanden sind, dass die Arbeitgeber 
eine gewisse Marktmacht auf den Kreis der von ihnen fortgebildeten Arbeitskräfte 
ausüben können und mithin in der Lage sind, sich einen Teil der mit der Weiter- 
bildung in übertragbaren Qualifikationen verbundenen Vorteile anzueignen, dürften 
die Arbeitgeber gegenwärtig wohl kaum in der Lage sein, die Vorteile zu internali- 
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sieren, die anderen Arbeitgebern erwachsen, wenn eine fortgebildete Arbeitskraft 
das Unternehmen wechselt. 

• Es sind auch einige empirische Belege für andere Fehlfunktionen am Weiter- 
bildungsmarkt vorhanden - wie beispielsweise Beschränkungen der individuellen 
Kreditaufnahme für Weiterbildungszwecke und ein Mangel an Möglichkeiten zur 
vertraglichen Festlegung von Kursinhalten und -qualität. Diese Mängel stehen einer 
effizienten Teilung von Kosten und Nutzen beruflicher Weiterbildungsmaßnahmen 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern im Wege und verringern mithin die 
Anreize zur Investition in das Humankapital der Arbeitskräfte. 

• Die Trennung von arbeitgeberseitigem Angebot - Weiterbildungsmöglichkeiten, die 
Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern anbieten - und arbeitnehmerseitiger Nachfrage ist 
eine schwierige Aufgabe. Noch komplexer ist aber die Ermittlung des Kanals auf der 
Angebots- oder Nachfrageseite, über den die oben genannten Fehlfunktionen des 
Markts sich auf die Weiterbildungsergebnisse auswirken können. Dennoch legt die 
empirische Analyse den Schluss nahe, dass ein geringes Weiterbildungsangebot 
meistens durch eine schwache Nachfrage unter Arbeitskräften mit niedrigem 
Bildungsniveau und älteren Arbeitskräften bedingt ist. Demgegenüber scheint das 
arbeitgeberseitige Angebot für Frauen, Zuwanderer, Arbeitskräfte mit geringen 
Grundqualifikationen, unfreiwillige Teilzeit- und Zeitarbeitskräfte wie auch Arbeit- 
nehmer in kleinen Unternehmen - in manchen Fällen enorm - hinter der Nachfrage 
zurückzubleiben. 

• Die vorstehenden Ergebnisse deuten darauf hin, dass die öffentliche Politik bei der 
Verbesserung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranreize für Humankapitalinvesti- 
tionen eine entscheidende Rolle spielen kann. Angemessene Politikprogramme 
können die Effizienz steigern, indem sie Fehlfunktionen am Markt zu beheben ver- 
suchen, und die Ausgewogenheit des Angebots erhöhen. Hierfür ist es aber wichtig, 
dass die Politikprogramme den geeigneten Kanal identifizieren, d.h. es kommt auf 
die Entscheidungsalternativen und das Verhalten der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
an. Außerdem sollten die öffentlichen Politikprogramme auch der Gefahr einer 
ineffizienten Substitution zwischen formeller und informeller Weiterbildung wie 
auch den Verknüpfungen zwischen Aktivitäten der Erwachsenenbildung und dem 
Bildungssystem, das zuvor absolviert wurde, Rechnung tragen. 

• Kofinanzierte Strategien, die den Arbeitgeber mit einbeziehen, darunter Abzüge 
von der Körperschaftsteuer (wie dies z.B. in Luxemburg, den Niederlanden und 
Österreich der Fall ist) wie auch Rückzahlungsklauseln können dazu beitragen, das 
gesamte berufliche Weiterbildungsangebot zu erhöhen. Im Hinblick darauf, dass 
Arbeitskräfte mit geringem Bildungsabschluss und ältere Arbeitskräfte von den 
Arbeitgebern nicht benachteiligt werden, könnte die Schaffung von Anreizen für die 
Arbeitgeber auch die relative Stellung dieser Gruppen verbessern. 

• Um aber die Zugangsungleichheiten für diese Gruppen zu reduzieren, die eine relativ 
hohe Weiterbildungsnachfrage aufweisen, während das Angebot an vom Arbeitgeber 
geförderten Weiterbildungsmaßnahmen gering ist (z.B. Frauen, Zuwanderer, Zeit- 
arbeitskräfte), dürften Maßnahmen, die für eine Erhöhung der individuellen Anreize 
sorgen, effizienter sein als kofinanzierte Projekte, die über die Arbeitgeber abgewickelt 
werden. Derartige Anreize können im Rahmen individueller Förderprogramme er- 
folgen, wie persönliche Lernkonten (beispielsweise in den Vereinigten Staaten) 
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und/oder das Angebot von Bildungsurlaub (wie beispielsweise in Schweden) oder 
eines Teilzeitstudiums (wie beispielsweise in Australien). 

Auf jeden Fall bedarf es wegen der Heterogenität der Arbeitnehmerbedürfnisse einer 
umfassenden Politikstrategie, um sowohl die Unterinvestitionen in Weiterbildungs- 
maßnahmen als auch die Zugangsungleichheiten zu reduzieren. Wegen der metho- 
dischen Komplexität von Ex-post-Beurteilungen in diesem Bereich sollten die 
Evaluierungsmechanismen in das Politikkonzept integriert werden, um eine früh- 
zeitige Korrektur von Politikfehlern zu gewährleisten. 



1. Betriebliche Weiterbildung: ein Blick auf die Daten 

Die betriebliche Weiterbildung macht zwei Drittel der Erwachsenenbildung aus ... 

In nahezu allen OECD-Ländern, die an der Internationalen Erhebung über Grad und 
Verteilung elementarer Grundqualifikationen Erwachsener (IALS) teilgenommen haben 1 , 
macht die BWB mindestens 60% der Erwachsenenbildung und -Weiterbildung aus 2 , mit 
der einzigen Ausnahme Australiens (Abb. 5.1). Außerdem werden im Durchschnitt zwei 
Drittel der beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen vom Arbeitgeber gefördert - d.h. sie 
werden mindestens zum Teil vom Arbeitgeber angeboten oder finanziert. 



Chart 5.1. CVT courses account for more than two thirds 
of formal adult learning 

Decomposition of the volume" of formal education and training 11 ' c 



I Employer-sponsored CVT courses 
I Employer-sponsored education 



I I Non-employer-sponsored CVT courses 
l l Non-employer-sponsored education 




a) Hours spent in CVT courses undertaken for job or career- related purposes. 

b) Data refer to employed persons aged 26 to 65 years. 

c) Data refer to 1994 for Canada, Ireland, the Netherlands, Poland, Switzerland (German and French-speaking 
regions) and the United States, to 1996 for Australia, Belgium, New Zealand and the United Kingdom, and to 1998 
for the Czech Republic, Denmark, Finland, Hungary, Italy, Norway and the Italian-speaking regions of Switzerland. 

d) Flanders only 
Source: IALS. 
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... die Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen und deren Intensität weichen 
in den Ländern aber erheblich voneinander ab ... 

Zwischen den Ländern gibt es im Hinblick auf die Frequenz und Intensität der vom 
Arbeitgeber geförderten beruflichen Weiterbildungskurse erhebliche Unterschiede. Im Durch- 
schnitt nehmen 26% der Beschäftigten jedes Jahr an einer vom Arbeitgeber geförderten 
beruflichen Weiterbildung teil, und auf das Jahr hochgerechnet beläuft sich das Weiter- 
bildungsvolumen auf 18 Stunden je Beschäftigten, d.h. es entspricht etwa zweieinhalb 
Arbeitstagen (Tabelle 5.1). Aus diesen Daten ergibt sich, dass jeder Teilnehmer im 
Durchschnitt rd. 68 Kursstunden pro Jahr erhält - was etwas weniger als neun Arbeits- 
tagen entspricht. Das Land mit dem größten BWB-Volumen (wie auch der höchsten Teil- 
nahmequote) ist Dänemark, wo den Arbeitskräften im Durchschnitt jedes Jahr 36 Stunden 
vom Arbeitgeber geförderter beruflicher Weiterbildung gewährt werden, was 81 Stunden 
je Teilnehmer pro Jahr bzw. rund zwei Arbeitswochen entspricht. 



Table 5.1. Cross-country Variation of training outcomes is large 

Employer-sponsored education and training 0 







Participation rate' 




Annual volume (hours per employed person) 




Total job-related 
education 
and training 


of which: 


Total job-related 
education 
and training 


of which: 




CVT c courses Formal education 


CVT c courses Formal education 






Belgium rf 


13 


13 


0 


10 


10 


0 


Canada 


31 


28 


3 


21 


17 


3 


Czech Republic 


20 


16 


5 


18 


13 


5 


Denmark 


45 


45 


1 


39 


36 


2 


Finland 


42 


42 


1 


23 


23 


1 


Ireland 


12 


10 


2 


14 


9 


6 


Italy 




14 


0 


8 


8 0 


Netherlands 


27 


24 


3 


30 


21 8 


New Zealand 


36 


34 


4 


30 


23 


7 


Norway 


46 


45 1 


38 


35 


3 


Poland 


12 


11 


2 


10 


8 2 


Switzerland 


15 


14 


0 


9 


9 


1 














United States 


35 


33 


3 


22 


18 


3 


Unweighted average 


27 


26 


2 


21 


18 


4 



a) Data refer to job-related education and training that employers provided (or partially paid) to their workers 
aged 26 to 65 years in 1994 for Canada, Ireland, the Netherlands, Poland, Switzerland (German and French- 
speaking regions) and the United States, in 1996 for Australia, Belgium (Flanders only), New Zealand and the 
United Kingdom, and in 1998 for the Czech Republic, Denmark, Finland, Hungary, Italy, Norway and the Italian- 
speaking regions of Switzerland. 

b) Ratio of employed persons participating in training to total employment (in per cent). 

c) Continuous vocational training. 

d) Flanders only. 
Source: IALS. 
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... wie auch zwischen verschiedenen Gruppen 

Trotz der Tatsache, dass die BWB -Intensität im Durchschnitt relativ gering ist, 
kommt der beruflichen Weiterbildung für die Verbesserung der Karriereaussichten im 
Sinne eines besseren Verdienstprofils und höherer Arbeitsplatzsicherheit offenbar eine 
Schlüsselrolle zu (Kasten 5.1). Wenn also jene Arbeitskräfte, die bereits mehr verdienen 
oder eine größere Beschäftigungssicherheit haben, noch mehr Möglichkeiten der Weiter- 
bildung bekommen, dann kann die BWB die Ungleichheiten zwischen den unterschied- 
lichen Arbeitnehmergruppen noch erhöhen. Abbildung 5.2 zeigt Frequenz und Volumen 
der vom Arbeitgeber geförderten BWB nach Geschlecht und Alter. Es scheint keine 
erheblichen Unterschiede bei den Teilnahmequoten nach Geschlecht zu geben. Dennoch 
gibt es am Volumen gemessen eine deutliche Weiterbildungslücke zwischen den 
Geschlechtern, wobei weibliche Arbeitskräfte im Durchschnitt 17% weniger Kursstunden 
je Beschäftigten erhalten als männliche. 

Die Weiterbildungsfrequenz nimmt generell mit dem Alter ab. Genauer gesagt beträgt 
die durchschnittliche Teilnahmequote von Arbeitnehmern zwischen 56 und 65 Jahren etwa 
dreiviertel der Teilnahmequote bei Arbeitnehmern im besten Erwerbsalter (d.h. zwischen 
36 und 45 Jahren). Das Teilnahmeprofil verläuft in jüngeren Altersstufen flacher. Die 
inverse Korrelation zwischen Alter und Weiterbildung tritt aber deutlicher zu Tage, wenn 
das Volumen der Weiterbildungsmaßnahmen zu Grunde gelegt wird. Im Durchschnitt 
erhalten Arbeitskräfte zwischen 56 und 65 Jahren 12 BWB-Stunden pro Jahr, im Ver- 
gleich zu 18 Stunden für Arbeitskräfte zwischen 36 und 45 Jahren sowie 21 Stunden für 
Arbeitnehmer zwischen 26 und 35 Jahren. 



Kasten 5.1 Die Auswirkungen der BWB auf Arbeitsverdienste 
und Beschäftigungssicherheit 

Die meisten Studien deuten auf einen positiven und dauerhaften Effekt der Weiter- 
bildung auf die Arbeitsverdienste hin (vgl. z.B. Bishop, 1997; OECD, 1999fo; Ok und Tergeist, 
2003). Jedoch werden in der Mehrzahl dieser Studien nur dichotome erklärende Variablen 
verwendet (wie Dummy-Variablen für die Weiterbildungsteilnahme), was eine exakte Beur- 
teilung der Auswirkungen kurzer Fortbildungsperioden auf die Arbeitsverdienste erschwert. 
Jüngste Untersuchungen hingegen verwenden das Weiterbildungsvolumen als erklärende 
Variable und ermöglichen eine genauere Evaluierung. Beispielsweise schätzen Loewenstein 
und Spletzer (1999b) für die Vereinigten Staaten, dass eine vom Arbeitgeber finanzierte ein- 
wöchige Weiterbildung für neu eingestellte Arbeitskräfte zu einem um 1,4 Prozentpunkte 
höheren Lohnwachstum in den zwei Jahren nach der Einstellung führt und dass sich 17% des 
durchschnittlichen Lohnzuwachses im selben Zeitraum aus der Teilnahme an einer BWB 
erklärt (deren durchschnittliche Dauer in der Stichprobe rd. I-IV2 Wochen pro Jahr beträgt). 
Analog hierzu schätzen Booth und Bryan (2002) für das Vereinigte Königreich, dass eine 
einwöchige staatlich anerkannte formelle Weiterbildung bei nachfolgenden Arbeitgebern zu 
einem Gehalts vorteil von etwa 1% führt. Die Effekte einer BWB auf die Beschäftigungs- 
sicherheit sind in der Fachliteratur weniger eindeutig belegt. Einige Analysen deuten darauf 
hin, dass Arbeitskräfte nach einem unfreiwilligen Arbeitsplatzverlust schneller wieder 
beschäftigt werden, wenn sie zuvor an einer beruflichen Weiterbildung teilgenommen haben 
(vgl. Bishop, 1997; sowie Ok und Tergeist, 2003). 
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Chart 5.2. Older workers and women receive less training 

Employer-sponsored CVT courses by gender and age 0, h 
Participation rate" 




Men Women 26-35 36-45 46-55 56-65 



a) Data refer to employed persons aged 26 to 65 years. 

bj Unweighted average of Australia, Belgium (Flanders only), Canada, the Czech Republic, Denmark, Finland, 
Hungary, Ireland, Italy, the Netherlands, New Zealand, Norway, Poland, Switzerland, the United Kingdom and the 
United States. 

c) Ratio of employed persons participating in training to total employment (in per cent). 

d) Volume of hours spent in CVT courses per employed person. 
Source: IALS. 



Analog hierzu gibt es auch in Bezug auf Teilnahmefrequenz und Weiterbildungs- 
intensität zwischen den verschiedenen Bildungs- und Berufsgruppen erhebliche Differen- 
zen (Abb. 5.3). Die Teilnahme in Tätigkeitsbereichen, die geringe Qualifikationen erfor- 
dern (13%), beträgt ungefähr ein Drittel der Teilnahme in Bereichen, die hohe Qualifika- 
tionen voraussetzen (38%). Ein ähnliches Muster findet sich zwischen unterschiedlichen 
Bildungsgruppen (16% der Arbeitskräfte mit einem Abschluss unter Sekundarstufe-II- 
Niveau gegenüber 35% für Arbeitskräfte mit Hochschulabschluss). 

Die Position einer Arbeitskraft auf der Hierarchieleiter wirkt sich auch auf ihre 
Weiterbildungsmöglichkeiten aus. Abbildung 5.3 zeigt ferner, dass für Arbeitnehmer mit 
einem hohen Grad an Führungsverantwortung die Wahrscheinlichkeit der Teilnahme an 
einer vom Arbeitgeber geförderten Weiterbildung doppelt so groß ist wie für Arbeit- 
nehmer ohne Führungsposition. Noch deutlicher zu Tage tritt dieses Muster in Bezug auf 
die Kursstunden: Im Durchschnitt verbringen Arbeitnehmer ohne Führungsfunktionen 
nur knapp ein Drittel so viel Zeit in Weiterbildungsmaßnahmen wie Arbeitnehmer mit 
einem hohen Maß an Führungsverantwortung. Auch unter Selbstständigen ist die Weiter- 
bildungsfrequenz besonders niedrig. 
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Chart 5.3. Native and skilled workers receive more training 

Employer-sponsored CVT courses by socio-economic characteristics a ' ' 
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a) Data refer to employed persons aged 26 to 65 years. 

b) Unweighted average of Australia, Belgium (Flanders only), Canada, the Czech Republic, Denmark, Finland, 
Hungary, Ireland, Italy, the Netherlands, New Zealand, Norway, Poland, Switzerland, the United Kingdom and the 
United States. Due to missing data, Belgium is excluded from "Occupation"; Australia, Denmark, Ireland, New 
Zealand and Norway are excluded from "Responsibility in work"; Belgium, the Czech Republic, Finland, Hungary 
and Poland are excluded from "Country of birth". 

c) Ratio of employed persons participating in training to total employment (in per cent). 
Source: IALS. 
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Zuwanderer nehmen etwas seltener an einer vom Arbeitgeber geförderten BWB teil 
als einheimische Arbeitnehmer, doch ist der Unterschied nicht groß (rd. 5 Prozentpunkte) 3 . 
Ferner erhalten Zuwanderer im Durchschnitt weniger Kursstunden (16 Stunden je 
Beschäftigten pro Jahr, d.h. rund drei Stunden weniger als ihre einheimischen Kollegen). 
In Kanada und Italien hingegen, wie auch in den Niederlanden (nur in Bezug auf 
die Teilnahmequoten) sowie Australien (nur in Bezug auf das Weiterbildungsvolumen) 
erhalten Zuwanderer mehr vom Arbeitgeber geförderte Weiterbildungsmaßnahmen als 
Einheimische. 

Schließlich zeigen Daten der Europäischen Erhebung über die betriebliche Weiter- 
bildung (CVTS) im Hinblick auf die Schulungsquoten in großen und kleinen Unter- 
nehmen, dass Arbeitskräfte in kleinen Unternehmen in geringerem Umfang an vom 
Arbeitgeber geförderten Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen als Arbeitskräfte in 
großen Unternehmen (Tabelle 5.2) 4 . Mit Ausnahme weniger Länder (wie Irland und das 
Vereinigte Königreich) ist diese Lücke sogar noch größer, wenn die Weiterbildung 
anhand des Volumens gemessen wird: Die Stundenzahl der vom Arbeitgeber geförderten 
Weiterbildung liegt für Arbeitskräfte in großen Unternehmen nahezu doppelt so hoch wie 
für Arbeitnehmer in kleinen Unternehmen. 



Table 5.2. Workers in small firms receive relatively little training 

Employer-sponsored CVT courses by firm size, 1999° 







Participation rate 6 




Annual volume (hours per employee) 


Number of employees in the firm 


10-49 


>1 000 


All* 


10-49 


>1 000 


All c 






43 


31 


7 


14 


9 


Belgium 


20 


66 


41 


7 


21 


13 










Denmark 


48 


56 


53 


18 


24 


22 


Finland 


38 


62 


50 


16 


20 


18 


France 


23 


62 


46 


8 


25 


17 


Germany 


25 


38 


32 


6 


10 


9 


Greece 


3 


33 


15 


1 


12 


6 








12 


3 


10 
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Ireland 


28 


52 


41 


13 


14 


17 


Italy 




52 


26 


4 


16 


8 


Luxembourg 


19 


59 


36 


8 


20 


14 


Netherlands 


36 


42 


41 


11 


19 


15 


Norway 


12 


22 


16 


Poland 


8 


46 


16 


3 


11 


4 


Portugal 


4 


43 


17 


2 


14 


7 


Sweden 


51 


68 


61 


15 


22 


18 


Unweighted average 


23 


50 


35 


8 


17 


12 



CVT = Continuous vocational training. 

a) Initial vocational training is not included. 

b) Ratio of employees participating in training to total employees (in per cent). 

c) All firms with at least ten employees. 
Source: CVTS2, New Cronos. 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



5. Verbesserung der Qualifikationen und Kompetenzen der Arbeitskräfte 



Bivariate Korrelationen können aber in dem Maße irreführend sein, wie bestimmte 
Merkmale miteinander verknüpft sind (beispielsweise Beruf, Bildung und Führungs- 
position). Zur Bereinigung der Daten um derartige Verzerrungen wurde eine multivariate 
Analyse durchgeführt. Die sich daraus ergebenden Schätzungen (vgl. Anhang 1) scheinen 
die qualitativen Strukturen der weiter oben erörterten Weiterbildungsungleichheiten im 
Großen und Ganzen zu bestätigen. Beispielsweise wird die Wahrscheinlichkeit, eine vom 
Arbeitgeber geförderte Weiterbildung zu erhalten, für Zuwanderer im Durchschnitt nur um 
6 Prozentpunkte geringer eingeschätzt als für einheimische Arbeitskräfte und für Arbeits- 
kräfte mit einem Abschluss unter Sekundarstufe-II-Niveau nur um 9 Prozentpunkte 
geringer als für Personen mit Hochschulqualifikation. Außerdem bleibt die Genderlücke 
in Bezug auf das Weiterbildungsvolumen auch nach Bereinigung um den Teilzeitstatus 
noch erheblich. Schließlich lautet die allgemeine Schlussfolgerung auch hier, dass es 
zwischen den OECD-Ländern selbst nach Bereinigung um eine beachtliche Anzahl 
spezifischer Merkmale der Arbeitnehmer wie der Arbeitgeber in Bezug auf die Teilnahme 
an Weiterbildungsmaßnahmen und deren Intensität noch große Unterschiede gibt. 

2. Nicht genug und nicht für alle gleich? Ein näherer Blick auf die 
Bestimmungsfaktoren der Weiterbildungsstrukturen 

Im vorstehenden Abschnitt wurden die Strukturen des ungleichen Weiterbildungs- 
angebots für verschiedene Arbeitnehmergruppen gezeigt. Im vorliegenden Abschnitt 
werden die Ursachen dieser Ungleichbehandlung untersucht, und es wird beurteilt, ob die 
beobachteten Strukturen unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit optimal sind. Im 
Einzelnen bietet Abschnitt 2.A einen Überblick über die empirischen Belege zur Existenz 
verschiedener Fehlfunktionen am Markt, die sich auf die Weiterbildungsergebnisse aus- 
wirken. Obwohl die Effekte für die einzelnen Arbeitnehmergruppen unterschiedlich sein 
können, erklären diese Fehlfunktionen die Differenzen im Bereich der Weiterbildung aber 
nicht vollständig. Beispielsweise könnte das Weiterbildungsangebot mit dem Bildungs- 
abschluss einfach deshalb steigen, weil es für ein Unternehmen rentabler ist, Personen mit 
hohem Bildungsabschluss fortzubilden, oder weil die Teilnahme an Fortbildungskursen 
für Personen mit hohem Bildungsabschluss auf Grund der höheren Bildungsrendite 
attraktiver ist. Generell ist es wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die Ursachen 
der Ungleichheiten im Weiterbildungsangebot verstehen und insbesondere der Frage nach- 
gehen, ob diese Unterschiede durch das Verhalten der Arbeitnehmer oder das Verhalten der 
Arbeitgeber bedingt sind. Aus diesem Grund wird in den Abschnitten 2.B und 2.C unter- 
sucht, wie das arbeitgeberseitige Angebot und die arbeitnehmerseitige Nachfrage bei den 
verschiedenen Arbeitnehmergruppen voneinander abweichen. Die entsprechenden Kon- 
sequenzen für die politischen Entscheidungsträger werden dann in Abschnitt 3 abgeleitet. 

A. Fehlfunktionen des Markts beeinträchtigen die Weiterbildungseffizienz 

Zum besseren Verständnis der Anreize für Humankapitalinvestitionen der einzelnen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber ist es wichtig, eine Unterscheidung zwischen betrieblicher 
und allgemeiner Weiterbildung zu treffen: 

• Prinzipiell kann der optimale Betrag an Investitionen in betriebliches Humankapital 
- d.h. jene Qualifikationen, die nur für das Unternehmen einen Wert haben, das sie 
vermittelt - nur dann erreicht werden, wenn sich der Arbeitnehmer und das Unter- 
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nehmen Kosten und Nutzen teilen können (Becker, 1975; Hashimoto, 1981). Die 
Teilung von Kosten und Nutzen ist aus zwei Gründen notwendig: a) Diese Investi- 
tion erbringt gewissermaßen Renten für die Fortsetzung eines Verhältnisses, das die 
Parteien aushandeln können; b) wenn die Weiterbildungskosten bezahlt wurden und 
der betreffende Beschäftigte dann das Unternehmen verlässt, ist der Verlust für das 
Unternehmen größer. Infolgedessen besteht für den Arbeitgeber ein Anreiz, die 
Löhne und Gehälter nach der Teilnahme an einer Weiterbildung zu erhöhen, um 
Eigenkündigungen von Arbeitskräften zu verhindern (vgl. z.B. Parsons, 1986). 

• Demgegenüber wird bei vollkommenem Wettbewerb am Arbeitsmarkt nur der Arbeit- 
nehmer für eine allgemein verwertbare Weiterbildung zahlen - d.h. eine Bildungs- 
maßnahme, die die Produktivität des Arbeitnehmers bei anderen Arbeitgebern in 
gleichem Maße steigert wie bei dem Arbeitgeber, der die Maßnahme anbietet. Das 
ist darauf zurückzuführen, dass nur der Beschäftigte die Vorteile dieser Form der 
Weiterbildung ausschöpfen kann, weil jedes alternative Gehaltsangebot proportional zu 
seiner Produktivität steigt. Jedoch können Unzulänglichkeiten an anderen Märkten 
(z.B. Kapitalmarkt) Arbeitskräfte davon abhalten, das optimale Volumen an Human- 
kapitalinvestitionen zu wählen (Becker, 1975). 

Die meisten vom Arbeitgeber finanzierten Weiterbildungskurse vermitteln 
Qualifikationen, die auf andere Unternehmen übertragbar sind 

Abbildung 5.4 zeigt, dass die meisten BWB -Kurse vollständig vom Arbeitgeber 
gezahlt werden. Mit Ausnahme von drei Ländern (Irland, Italien und Schweiz), wo etwa 
die Hälfte der BWB-Kurse vom Arbeitgeber finanziert werden, zahlen die Unternehmen 
über 70% der BWB-Kurse ganz 5 . Bedeutet dies, dass es sich bei der Mehrzahl der erfass- 
ten Kurse um betriebliche Weiterbildungen handelt? De facto deuten empirische Belege 
daraufhin, dass rein firmenspezifische Qualifikationen relativ selten sind (vgl. z.B. Neal, 
1995). Stevens (1994, 1999) vertritt die Auffassung, dass in der Praxis die meisten Quali- 
fikationen, die durch Weiterbildungsmaßnahmen vermittelt werden, wahrscheinlich 
weder ganz allgemeiner noch ganz firmenspezifischer Natur sind, und verwendet den 
Begriff der „übertragbaren Qualifikationen" für jene Kompetenzen, die für mehr als ein, 
aber nicht für alle Unternehmen nützlich sind. 

Wenige nationale Erhebungen enthalten explizite Informationen über die Allgemein- 
gültigkeit der Qualifikationen, die in formellen Weiterbildungsmaßnahmen vermittelt 
werden. Erhebungen, die derartige Informationen enthalten, lassen vermuten, dass die meis- 
ten formellen Weiterbildungsmaßnahmen recht allgemeiner Natur und die vermittelten 
Qualifikationen fast vollständig übertragbar sind 6 . Außerdem scheinen nicht am Arbeits- 
platz veranstaltete BWB-Kurse im Wesentlichen allgemeine Qualifikationen zu vermitteln. 
Demgegenüber ist es schwieriger, eine Allgemeingültigkeit der innerbetrieblichen Weiter- 
bildung festzustellen (Loewenstein und Spletzer, 1999Z?). Wird die Analyse auf vollständig 
arbeitgebersei tig finanzierte BWB beschränkt, dann ergibt sich, dass nur 35% der formellen 
Kurse am Arbeitsplatz stattfinden (Abb. 5.5). Selbst im Vereinigten Königreich, als dem 
Land, in dem der größte Anteil der am Arbeitsplatz selbst stattfindenden Weiterbildungen 
gemeldet wird, finden über 50% der erfassten Maßnahmen außerbetrieblich statt. Mithin 
scheinen die vermittelten Qualifikationen beim Großteil der arbeitgeberseitig finanzierten 
Weiterbildungsmaßnahmen, die in den verfügbaren ländervergleichenden Daten erfasst 
sind, übertragbar zu sein. Dieses Ergebnis läuft der Theorie zuwider, wonach der Arbeit- 
geber jene Kurse nicht voll finanzieren sollte, die übertragbare Qualifikationen vermitteln. 
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Chart 5.4. Most training is entirely paid by employers 
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Data refer to all CVT courses (both employer-sponsored and non-employer-sponsored) received by employed 
persons aged 26 to 65 years and to 1994 for Canada, Ireland, Poland, Switzerland (German and French-speaking 
regions) and the United States, to 1996 for Australia, Belgium (Flanders only), New Zealand and the United 
Kingdom, and to 1998 for the Czech Republic, Denmark, Finland, Hungary, Italy, Norway and the Italian-speaking 
regions of Switzerland. Countries are ranked from left to right in ascending order. 
Unweighted average of countries shown. 
Flanders only. 



Source: IALS. 



Chart 5.5. Employer-paid CVT less frequently imparts firm-specific skills 

Percentage of employer-paid CVT courses taking place at work a 




a) Data refer to CVT courses that are entirely employer-paid and provided to employed persons aged 26 to 65 years. 
Also, they refer to 1994 for Canada, Ireland, Poland, Switzerland (German and French-speaking regions) and the 
United States, to 1996 for Australia, Belgium (Flanders only), New Zealand and the United Kingdom, and to 1998 
for the Czech Republic, Denmark, Finland, Hungary, Italy Norway and the Italian-speaking regions of Switzerland. 
Countries are ranked from left to right in ascending order. 

b) Unweighted average of countries shown. 

c) Flanders only. 
Source: IALS. 
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Unzulänglichkeiten am Arbeitsmarkt erklären, warum Arbeitgeber in übertragbare 
Qualifikationen investieren ... 

Dieser Widerspruch zwischen Theorie und Befunden deutet darauf hin, dass an den 
Arbeitsmärkten in Wirklichkeit kein vollkommener Wettbewerb herrscht. Das würde 
erklären, warum für die Unternehmen ein Anreiz besteht, einen erheblichen Anteil der 
Kosten für Weiterbildungskurse zu übernehmen, die de facto allgemeiner Natur bzw. 
übertragbar sind. Haben Unternehmen beispielsweise bis zu einem gewissen Grad ein 
Nachfragemonopol über das von ihnen weitergebildete Personal, können die Arbeitgeber 
die Weiterbildungskosten z.T. wieder hereinbekommen, indem sie einer von ihnen fort- 
gebildeten Person ein niedrigeres Gehalt zahlen, als ihrem Grenzprodukt nach der Weiter- 
bildung entsprechen würde, und gleichzeitig den Arbeitnehmer im Unternehmen halten 
(vgl. z.B. Acemoglu und Pischke, 1999a; Stevens, 1999). Stevens (1994, 2001) vertritt 
die Auffassung, dass diese Bedingungen vor allem bei Qualifikationen gelten dürften, die 
vielen anderen Arbeitgebern keinen Nutzen bieten können. Sie gelten aber auch im Fall 
ganz allgemeiner Weiterbildungsmaßnahmen bei Vorhandensein eines breiten Spektrums 
an Marktdefiziten wie asymmetrische Informationen und ein Mangel an Zertifizierung 
(oder eine mangelnde Anerkennung der Qualifikationen), Reibungsverluste und Such- 
kosten, Tarifverhandlungsinstitutionen, negative Selektion im Hinblick auf entlassene 
und freiwillig ausgeschiedene Arbeitskräfte sowie Komplementarität mit spezifischen 
Investitionen (Acemoglu und Pischke, 1999b). 

... diese Unzulänglichkeiten können aber auch die Teilnahmequoten 
an Weiterbildungsmaßnahmen verringern 

Ein unvollkommener Wettbewerb am Arbeitsmarkt dürfte zu einem Unterangebot an 
Weiterbildungskursen führen. Das Nachfragemonopol der Arbeitgeber schafft durch die 
Komprimierung des Lohngefüges die Bedingungen, unter denen ein erheblicher Teil der 
Kosten für allgemeine Weiterbildungsmaßnahmen vom Unternehmen getragen wird, da 
die Unternehmen unter diesen Umständen besser in der Lage sind, die Vorteile der 
Weiterbildung voll auszuschöpfen. Unterinvestitionen werden aber wahrscheinlich den- 
noch auftreten, da die aktuellen Arbeitgeber nicht in der Lage sind, die Weiterbildungs- 
vorteile zu internalisieren, die künftigen Arbeitgebern entstehen werden 7 . 

Unzulänglichkeiten am Arbeitsmarkt, wie sie weiter oben beschrieben wurden, ver- 
ringern für die Arbeitnehmer auch die Anreize zu Investitionen in die allgemeine Weiter- 
bildung. Wenn insbesondere die Lohn- und Gehaltsskalen die Grenzproduktivität nicht 
widerspiegeln, können die Arbeitskräfte die Vorteile der allgemeinen Weiterbildung nicht 
voll ausschöpfen und sind daher nicht in der Lage, die auf die gesamte Lebenszeit bezogenen 
Vorteile solcher Fortbildungsmaßnahmen zu internalisieren (im Gegensatz zu den Möglich- 
keiten, die sie in einer Situation des vollkommenen Wettbewerbs hätten; Becker, 1975). 

Empirische Belege zeigen, dass wahrscheinlich in allen OECD-Ländern ein Unter- 
angebot besteht. Barron et al. (1999a) schätzen beispielsweise, dass in den Vereinigten 
Staaten die Produktivitätssteigerungen nach der Teilnahme an einer Weiterbildung die 
Lohnerhöhungen um das Siebenfache übersteigen, was darauf hindeutet, dass der Groß- 
teil der Weiterbildungsrendite den Unternehmen zugute kommt. Außerdem kommen 
Loewenstein und Spletzer (1998, 1999b) zu dem Ergebnis, dass Weiterbildungsmaßnah- 
men durch frühere Arbeitgeber, zumindest bei entsprechender Zertifizierung, einen 
größeren Einfluss auf die Löhne und Gehälter haben als die Weiterbildungskurse, die 
vom aktuellen Arbeitgeber angeboten werden, der seine Marktmacht zumindest teilweise 
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ausnutzen kann, um die Weiterbildungskosten wieder hereinzubekommen. Aus einer länger- 
fristigen Perspektive heraus betrachtet kommt Lengermann (1999) zu der Schlussfolge- 
rung, dass der Effekt allgemeiner Weiterbildungsmaßnahmen, die vom jeweils aktuellen 
Arbeitgeber veranstaltet werden, mit der Zeit zunimmt. Empirische Studien für eine Reihe 
europäischer Länder kamen zu ähnlichen Ergebnissen (vgl. u.a. Booth und Bryan, 2002; 
Ok und Tergeist, 2003, sowie Fougere et al., 2001). 

Andere Fehlfunktionen des Markts wirken sich ebenfalls auf die Weiterbildungs- 
ergebnisse aus (vgl. Kasten 5.2). Im Verein mit Unzulänglichkeiten des Arbeitsmarkts 
können Fehlfunktionen am Kapital- und Weiterbildungsmarkt die Weiterbildungschancen 
für gering qualifizierte Arbeitskräfte unverhältnismäßig stark verringern. So deuten 
jüngere empirische Studien darauf hin, dass Kreditrestriktionen ein Hindernis für die 
Weiterbildung von Arbeitskräften mit niedrigem Bildungsabschluss (Niedrigeinkommen, 
geringem Vermögen) darstellen können oder auch dass diese Arbeitskräfte es als schwie- 
rig empfinden, mit ihren Arbeitgebern über Inhalt und Qualität der Weiterbildungs- 
programme zu verhandeln 8 . In einer derartigen Situation dürften sich kofinanzierte 
Strategien, die die Anreize für die Unternehmen zu Investitionen in Weiterbildungs- 
programme erhöhen (wie beispielsweise Körperschaftsteuerabzüge, vgl. Abschnitt 3) 
auch auf das Weiterbildungsangebot für Arbeitskräfte mit niedrigem Bildungsabschluss 
positiv auswirken. 

B. Unterscheidung zwischen arbeitgeberseitigem Angebot und 
arbeitnehmerseitiger Nachfrage 

Die Ergebnisse aus Abschnitt 2.A legen den Schluss nahe, dass Fehlfunktionen des 
Markts Auswirkungen auf das Weiterbildungsniveau haben könnten. Die Belege deuten 
ferner z.T. darauf hin, dass diese Unzulänglichkeiten auch für die Ungleichbehandlung in 
der Weiterbildung verantwortlich sein könnten, obgleich die Größenordnung der Aus- 
wirkungen bisher noch nicht nachgewiesen worden ist. Neben den Fehlfunktionen des 
Markts hängen die Weiterbildungsergebnisse auch von dem Ausmaß ab, in dem Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern Anreize zu Humankapitalinvestitionen geboten werden. Aus 
der Warte der Politikfestlegung betrachtet, kommt es entscheidend darauf an zu ver- 
stehen, ob mögliche Unterinvestitionen und Ungleichheiten hauptsächlich auf das Verhalten 
der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer zurückzuführen sind, und dies ist die Aufgabe des 
vorliegenden Abschnitts. 

Der Markt für BWB lässt sich in zwei Untermärkte aufspalten: einen vorgeschalteten 
Markt, an dem Arbeitgeber Weiterbildungsdienste von einem Schulungsanbieter kaufen, 
und einen nachgeschalteten Markt, an dem Arbeitgeber diese Dienste an ihre Arbeit- 
nehmer weiterverkaufen, wobei die Kosten für die Weiterbildung in den Löhnen und 
Gehältern versteckt sind 9 . Am nachgeschalteten Weiterbildungsmarkt kann prinzipiell 
zwischen Angebot (vom Arbeitgeber) und Nachfrage (vom Arbeitnehmer) unterschieden 
werden. Die Weiterbildungsergebnisse spiegeln das resultierende Gleichgewicht zwischen 
Angebot und Nachfrage wider. 

Während sich das Ausmaß der vom Arbeitgeber geförderten und bereitgestellten 
sowie vom Arbeitnehmer am nachgeschalteten Markt zum Gleichgewichtspreis nach- 
gefragten Weiterbildungsmaßnahmen messen lässt, trifft dies für die Angebots- und Nach- 
fragekurven nicht zu. Jedoch enthält die IALS-Studie Informationen über BWB-Kurse, an 
denen Arbeitskräfte gerne teilgenommen hätten, dazu aber nicht in der Lage waren, da sie 
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Kasten 5.2 Arbeitsmarktunabhängige Ursachen für Fehlfunktionen 
des Markts: theoretische Aspekte 

Es gibt mehre Quellen für arbeitsmarktunabhängige Fehlfunktionen, die die Weiter- 
bildungseffizienz beeinflussen können. Zu den Quellen, die in der Literatur zur allgemeinen 
Weiterbildung am häufigsten erörtert werden, zählen: 

Unzulänglichkeiten am Weiterbildungsmarkt: Erstens fehlt es Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern u.U. an Informationen über die Qualität der Lehrveranstaltungen, und sie sind 
vielleicht nicht in der Lage, zwischen verschiedenen Anbietern von Bildungsdienstleistungen 
zu unterscheiden. Zweitens, und dieser Punkt dürfte stärker ins Gewicht fallen, lässt sich eine 
Fortbildungsmaßnahme u.U. nicht vollständig vertraglich festlegen: Während das Weiter- 
bildungsvolumen vertraglich fixiert werden kann, sind Form und Qualität der Fortbildung 
seltener auf eine Art und Weise spezifiziert, die eine Überprüfung durch Dritte, wie bei- 
spielsweise Gerichte, zulässt (Malcomson, 1997, 1999; Gibbons und Waldman, 1999). Das 
kann den Arbeitnehmer wie auch den Arbeitgeber zu nicht kooperativem Verhalten und 
Investitionen in Weiterbildungsmaßnahmen ohne Vertragsabschluss veranlassen, die zu sub- 
optimalen Ergebnissen führen (Acemoglu und Pischke, 1999a). Das Fehlen von Weiter- 
bildungsverträgen könnte auch mögliche Konflikte zwischen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern verstärken - erstere ziehen es vor, fachspezifische Weiterbildungskurse anzubieten, 
während letztere eher allgemeine Qualifikationen erwerben möchten, die sie am Arbeits- 
markt dann weiter verkaufen können (Stevens, 1994; Barron et al., 1999&). 

Unzulänglichkeiten am Kapitalmarkt: Im Gegensatz zum Sachkapital kann Humankapi- 
tal nicht als Kreditsicherheit verwendet werden (Becker, 1975). Außerdem sind individuelle 
Humankapitalinvestitionen oft unteilbar, so dass die mit ihnen verbundenen Risiken nicht 
verteilt werden können. Außerdem kann dieses Risiko, wenn überhaupt, nur z.T. versichert 
werden: In der Praxis dürften private Versicherungsmärkte nicht korrekt funktionieren, da 
die vom Kursteilnehmer unternommenen Anstrengungen und der Umfang der Humankapital- 
investitionen nicht gemessen werden können (das Niveau der individuellen Verantwortung, 
die notwendig ist, um eine negative Selektion zu vermeiden, wäre zu hoch, vgl. z.B. Stevens, 
1999). Der Arbeitgeber kann den Zugang des Arbeitnehmers zu Krediten in dem Maße 
lockern, wie der Arbeitnehmer während der Weiterbildung einen geringeren Lohn akzeptiert. 
Um aber im Zeitverlauf einen gleichmäßigen Konsum aufrechtzuerhalten, akzeptiert der 
Arbeitnehmer u.U. keine großen Lohnkürzungen. Überdies sind dem Ausmaß, in dem kleine 
Unternehmen zur Finanzierung von Weiterbildungsausgaben unter Verwendung von Sach- 
kapital als Sicherheit Gelder aufnehmen können, Grenzen gesetzt. 

Fehlfunktionen bei der Koordinierung: Wenn die Weiterbildungsrenditen interdependent 
sind, können Arbeitgeber wie auch Arbeitnehmer entscheiden, nicht zu investieren, wenn 
beide Seiten nur geringe Renditen erwarten. Dadurch kann ein schlechtes Koordinierungs- 
gleichgewicht entstehen, das zu suboptimalen Weiterbildungsinvestitionen führt (Redding, 
1996). Dasselbe Argument kann in Bezug auf eine Spezialisierung auf Hightech-Branchen 
angewendet werden. Arbeitskräfte und Unternehmen in Lowtech-Branchen haben wenig 
Anreize, in berufliche Weiterbildungsmaßnahmen zu investieren, da die „besser qualifizier- 
ten" Arbeitskräfte im selben Unternehmen bzw. Industriezweig keine Aktivität „mit höherer 
Qualifikationsanforderung" ausüben würden, während die Chancen für die Arbeitskräfte in 
anderen (Hightech-)Industriezweigen gering sind, wenn deren Anteil an der gesamtwirt- 
schaftlichen Produktion klein ist (Crouch et al., 1999). 
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es sich nicht leisten konnten (oder wollten), den geforderten impliziten oder expliziten 
Preis zu zahlen. Diese Information wird in diesem Abschnitt verwendet, um die den 
Gleichgewichtsergebnissen zu Grunde liegenden angebots- und nachfrageseitigen Faktoren 
zu identifizieren (vgl. Anhang 2) 10 . Tabelle 5.3 zeigt für verschiedene Gruppen von Arbeits- 
kräften relative Nachfrage- (Arbeitnehmer) und Angebotsstrukturen (Arbeitgeber), die von 
der Schätzung bivariater Probit-Modelle der Wahrscheinlichkeit einer Nachfrage nach für 
den Arbeitnehmer kostenlosen Weiterbildungsmaßnahmen und des Bezugs von arbeit- 
geberseitig geförderten Fortbildungen zum Gleichgewichtspreis abgeleitet wurden". 

Frauen und Zuwanderet sind mit größerer Wahrscheinlichkeit von 
arbeitgeberseitig geförderten Weiterbildungsmaßnahmen ausgeschlossen 

Im Vergleich zu ihren männlichen Kollegen ist die Nachfrage unter weiblichen 
Arbeitskräften größer und das Angebot geringer. Auch unter Zuwanderern ist das Angebot 
weniger umfangreich als bei ihren einheimischen Kollegen. Diese Ergebnisse spiegeln 
möglicherweise geringere Renditeerwartungen - die im Fall der Frauen durch Karriere- 
unterbrechungen, Mutterschaftsurlaub usw. bedingt sind - oder höhere Kostenerwartungen 
- im Fall der Zuwanderer auf Grund der Notwendigkeit ergänzender Sprachkurse - der 
Arbeitgeber wider. 

Unter älteren Arbeitskräften und Personen mit niedrigem Bildungsabschluss 
ist die Weiterbildungsnachfrage gering ... 

Das Weiterbildungsangebot für junge Arbeitskräfte (zwischen 16 und 25 Jahren) 
scheint geringer zu sein als das für Arbeitnehmer im besten Erwerbsalter, während für 
ältere Arbeitskräfte, deren Weiterbildungsnachfrage hingegen niedriger ist, das Gegenteil 
gilt' 2 . Das Alter dürfte den Betriebszugehörigkeitseffekt z.T. erfassen, der in der 
Gleichung auf Grund des begrenzten Datenbestands nicht hinreichend berücksichtigt 
wird. Jedoch könnte das Ergebnis für ältere Arbeitskräfte mögliche Unterschiede bei den 
Amortisierungszeiträumen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern widerspiegeln 3 . 
Im Gleichgewicht dürften die Amortisierungszeiträume der allgemeinen Weiterbildung 
für den Arbeitnehmer generell länger sein als für den Arbeitgeber 14 . Infolgedessen dürfte 
das Alter, ab dem sich eine aus eigener Tasche gezahlte Weiterbildung nicht mehr rentiert 
(da der Amortisierungszeitraum länger ist als die verbleibende Zahl der Arbeitsjahre vor 
dem Ruhestand) für den Arbeitnehmer niedriger sein als für den Arbeitgeber. 

Die Weiterbildungsnachfrage wächst Schätzungen zufolge mit dem Bildungsniveau, 
was aber nicht auf das Angebot zutrifft 15 . Dieses Ergebnis könnte darauf zurückzuführen sein, 
dass die Nachfrage auch durch nicht ökonomische Faktoren beeinflusst wird (wie Zugang 
zu Informationen, Motivationsaspekte und ein Mangel an angemessener Pädagogik; vgl. 
OECD, 2003a) oder als Folge des Nachfragemonopols der Arbeitgeber, von Kredit- 
restriktionen sowie Unzulänglichkeiten am Weiterbildungsmarkt - d.h. mangelnde Informa- 
tionen oder Möglichkeiten der vertraglichen Festlegung - eintreten, die eine umso größere 
Rolle zu spielen scheinen, je niedriger das Bildungsniveau ist (vgl. Abschnitt 2.A). 

... während das Weiterbildungsangebot von Unternehmen durch die 
Grundkompetenzen der Arbeitskräfte beeinflusst wird 

Weiterbildungsnachfrage und -angebot werden wahrscheinlich auch durch den beruf- 
lichen Werdegang jedes Einzelnen vor der aktuellen Berufserfahrung und dem Eintritt in 
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den Arbeitsmarkt beeinflusst. Diese Erwerbsbiographien werden durch den Bildungs- 
abschluss nicht voll erfasst. Beispielsweise sind die Grundkompetenzergebnisse der Teil- 
nehmer an einer vom Arbeitgeber geförderten Weiterbildung besser als die Ergebnisse 
von Nichtteilnehmern mit beliebigem Bildungsabschluss (Abb. 5.6). Die durchschnitt- 
liche Punktzahl bei den Grundkompetenzen der Teilnehmer ist bei Arbeitskräften mit 
Hochschulabschluss um 4% höher und bei Arbeitskräften mit einem Abschluss unter 
Sekundarstufe-II-Niveau um 9% höher. Obgleich nicht eindeutig zu klären ist, in welche 
Richtung der Kausaleffekt wirkt, sind gewisse Belege dafür vorhanden, dass der Großteil 
der Grundkompetenzen in relativ jungen Jahren entwickelt wird, in der Regel vor dem 
Eintritt in den Arbeitsmarkt 16 , und dass die sich anschließenden Bildungs- bzw. BWB- 
Zeiten das Niveau der Grundqualifikationen nicht in erheblichem Maße verändern. So 
deutet auch Abbildung 5.6 auf die Existenz eines Kausalzusammenhangs zwischen 
Grundkompetenzen und der Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen hin. 

Zur Bestätigung dieser Aussage wurden Techniken der Instrumentenvariable (IV) 
eingesetzt 17 . Der abgeleitete Effekt der Grundkompetenzen auf Weiterbildungsangebot 
und -nachfrage wird, auf der Basis von IV-Schätzungen, in Tabelle 5.3 gezeigt (detaillierte 
Schätzungsergebnisse finden sich in Tabelle 5. AI. 3 in Anhang 1). Die Tabelle zeigt, dass 
das Weiterbildungsangebot mit dem Niveau der Grundkompetenzen steigt, obgleich die 
Weiterbildungsnachfrage nicht bedeutend von den Grundkompetenzen beeinflusst wird, 
was den Schluss nahe legt, dass in den Augen der Arbeitgeber die Lernfähigkeit mit den 
allgemeinen Kenntnissen und Fähigkeiten, einschließlich der Grundqualifikationen, steigt 
(und die Weiterbildungskosten daher sinken). 



Chart 5.6. Workers with better literacy skills receive more training 

Average IALS literacy scores, by participation in employer-sponsored CVT and educational attainment"' b 

I | Non-participants | | Participants 

320 i , 



300 



280 



260 

240 I 

220 

200 ' 1 1 1 1 1 1 1 1 1 

Less than upper secondary education Upper secondary education Tertiary education 

a) Data refer to employed persons aged 26 to 65 years. 

b) Unweighted average of Australia, Belgium (Flanders only), Canada, the Czech Republic, Denmark, Finland, 
Hungary Ireland, Italy, the Netherlands, New Zealand, Norway, Poland, Switzerland, the United Kingdom and the 
United States. The literacy levels are calculated as an average over the three types of literacy skills reported in the 
IALS, namely prose, documentation and quantitative skills. 

Source: IALS. 
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Table 5.3. Training supply and demand vary across firms and individuals 

Estimated changes in the demand and supply of training associated with each factor" 





Demand 


Supply 


Gender 


(reference: men) 








Country of birth 




Immigrants 


0 




(reference: aged 36-45) 


Aged 16-25 


0 




Aged 26-35 


0 


0 


Aged 46-55 




+ 


Aged 56-65 




+ 




(reference: uppersecondary) 




Tertiary 


+ 


0(?) 


Literacy 


(reference: average literacy score) 


Greater literacy score 


0 


+ 


Part-time 


(reference: full-time) 


Family and health Problems 


0 






Voluntary part-time for other reasons 




? 




Tempora ry contract 


(reference: permanent) 


Temporary contract 


+ 




Occupatlon 


(reference: Clerks) 


Professionals 


+ 


? 




Service workers and Shop and market sales workers 


0 




Craft and related trades workers 


0 




Plant and machine Operators and assemblers 


0 




Elementary occupations - - 


Supervisor^ role 


No supervisory 




? 




Firm size 


20 to 99 employees 


0 




200 to 499 employees 


0 


+ 


500 and more employees 


0 


+ 



a) Estimated shift in the demand and supply of training with respect to the reference individual, who is indicated in 
the table. Estimates are obtained subject to the assumption that, by threatening lay-offs and/or offering monetary 
compensation, an employer can atways convince a worker to be trained. +, - and 0 mean that, with respect to the 
reference individual, a given characteristic is estimated to increase demand (supply), reduce demand (supply), 
leave demand (supply) unchanged. The sign ? implies that nothing can be said on the supply shift. See Annex 1 
for detailed estimation results and Annex 2 for the description of the estimation method. 

Source: OECD estimates based on IALS. 
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Es gibt nur wenige vom Arbeitgeber geförderte Weiterbildungsmöglichkeiten 
für die Mehrzahl der Teilzeit- und Zeitarbeitskräfte ... 

In der Fachliteratur sind einige Belege dafür zu finden, dass der Umfang der vom 
Arbeitgeber geförderten Weiterbildungen in vielen OECD-Ländern für Teilzeitkräfte 
(Leuven und Oosterbeek, 1999) und Zeitarbeitskräfte (OECD, 2002a) geringer ist. Wie in 
Tabelle 5.3 in Bezug auf Vollzeitbeschäftigte gezeigt wird, gibt es eindeutige Belege 
dafür, dass unfreiwillig Teilzeitbeschäftigten ein sehr viel geringeres Weiterbildungs- 
angebot zur Verfügung steht als Vollzeitbeschäftigten, während die Nachfrage nicht 
erheblich niedriger ist. Dasselbe gilt für Arbeitskräfte mit befristeten Arbeitsverträgen im 
Vergleich zu Personen mit einem unbefristeten Vertrag. Statistische Diskriminierung, 
Betriebszugehörigkeitseffekte wie auch die größere Wahrscheinlichkeit der (Eigen-)Kündi- 
gung können diese Ergebnisse auf plausible Art und Weise erklären. Entsprechend sehen 
sich Personen, die aus familiären oder gesundheitlichen Gründen teilzeitbeschäftigt sind, 
einem geringeren Angebot gegenüber als Vollzeitarbeitskräfte, obwohl die diesbezüg- 
lichen Schätzungen nicht immer signifikant sind 18 . 

... wie auch für Arbeitskräfte mit Tätigkeitsbereichen oder Aufgaben, 
die geringe Qualifikationen erfordern ... 

Die Schätzungen deuten ferner darauf hin, dass die Art der Beschäftigung kaum Ein- 
fluss auf die Weiterbildungsnachfrage ausübt, während das Angebot mit dem Grad der 
Qualifikationsintensität steigen dürfte (vgl. auch Tabelle 5.A1.2). Analog hierzu ist das 
Weiterbildungsangebot ohne jeden Zweifel für Personen mit größeren Führungskompe- 
tenzen umfangreicher als für Personen mit etwas oder gar keiner Führungsverantwortung, 
während sich beide Gruppen bei der Nachfrage nicht nennenswert unterscheiden. Diese 
Ergebnisse können darauf hindeuten, dass die Arbeitgeber dazu neigen, Arbeitnehmern 
mit höheren Befähigungen zugleich bessere Karriereaussichten und Weiterbildungsmög- 
lichkeiten zu bieten. 

... sowie in kleinen Unternehmen 

Schließlich steigt das Weiterbildungsangebot Schätzungen zufolge mit der Unter- 
nehmensgröße, die Weiterbildungsnachfrage aber nicht. Dieses Muster steht mit der Arbeits- 
hypothese im Einklang, der zufolge größere innerbetriebliche Arbeitsmärkte mehr Mög- 
lichkeiten bieten, die Weiterbildungsvorteile auszuschöpfen, so z.B. durch eine interne 
Beförderung oder Umsetzung der weitergebildeten Kräfte. Große Unternehmen dürften 
auch niedrigere Weiterbildungskosten je Einheit und einen besseren Zugang zu Krediten 
und Informationen haben. 

C. Die Auswirkungen der Opportunitätskosten der Arbeitskräfte 
auf die Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen 

Es gibt zwei Gründe, aus denen die Zahl der vom Arbeitgeber finanzierten oder zum 
Gleichgewichtspreis angebotenen Fortbildungen und die Zahl der von den Arbeitnehmern 
beantragten kostenlosen Weiterbildungsmaßnahmen voneinander abweichen. Erstens war 
der Arbeitgeber möglicherweise nicht bereit, einen Teil der Kosten für einen bestimmten 
Weiterbildungskurs zu übernehmen, während der Arbeitnehmer vielleicht alle direkten 
und Opportunitätskosten - wie Einkommensausfälle und Zeitaufwand - selbst getragen 
hat. In diesem Fall wird dieser Arbeitnehmer im IALS-Fragebogen angeben, an einer 
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nicht vom Arbeitgeber geförderten Weiterbildung teilgenommen zu haben. Zweitens könnte 
der Arbeitnehmer die mit einem bestimmten, von ihm gewünschten Weiterbildungskurs 
verbundenen direkten oder Opportunitätskosten als übertrieben hoch empfinden. In diesem 
Fall dürfte der Arbeitnehmer angeben, er habe an einer zusätzlichen Weiterbildung teil- 
nehmen wollen, dies aber nicht gekonnt. Im Durchschnitt der an der IALS-Studie beteilig- 
ten OECD-Länder besuchte rund ein Viertel der Erwerbsbevölkerung nicht alle von ihr 
gewünschten Weiterbildungsveranstaltungen (Tabelle 5.4). In allen Ländern, außer Finn- 
land, tritt diese Situation bei Arbeitskräften häufiger auf, die an Weiterbildungsmaßnahmen 
teilnahmen, als bei Nichtteilnehmern (31,5% gegenüber 23%). Unter den Kursteilnehmern 
hätten nahezu 37% der Arbeitskräfte, die keine finanzielle Unterstützung von Seiten ihres 
Arbeitgebers erfahren haben, gerne mehr Fortbildungen erhalten. 

Zeitmangel ist ein ernsthaftes Hindernis für die Teilnahme 
an Weiterbildungsmaßnahmen ... 

Die relative Bedeutung verschiedener Kostenfaktoren für die Lücke zwischen poten- 
tieller Nachfrage und tatsächlichem Gleichgewichtspreis könnte Auswirkungen auf die 
Effizienz möglicher Politikmaßnahmen haben. Beispielsweise werden Politikprogramme, 
die nur eine Lockerung der finanziellen Sachzwänge ermöglichen (wie beispielsweise 
Kreditprogramme oder individuelle Subventionen) wahrscheinlich keine große Hilfe dar- 



Table 5.4. A quarter of all workers would like to take more training 

Percentage of workers reporting that they wanted to take further training, but did not" 









Trained c 




All 


Not trained' 


All trained 


Of which: 








Not employer-sponsored 


Employer-sponsored 


Australia 


26.9 


25.2 


31.2 


34.5 




30.3 




Belgium rf 


19.2 


17.2 


30.8 


38.9 




28.9 














Czech Republic 


15.4 


14.7 


19.1 


26.1 




18.5 




Denmark 33.3 31.1 


35.4 


39.1 




34.6 




Finland 


38.1 


38.9 


37.2 


38.6 




37.0 










Ireland 


19.2 


17.5 


29.0 


29.2 




29.0 




Italy 


24.1 


21.1 


34.0 


36.4 




32.2 




Netherlands 


22.5 


21 .7 


24.6 


23.9 




24.7 




New Zealand 


33.0 


28.2 


40.3 


48.6 




38.5 




Norway 


34.4 


29.4 


39.9 


30.6 




41.0 




Poland 






25.5 


36.8 22.8 


Switzerland 


27.2 


26.6 


29.7 


25.3 




31.4 






31 .2 


47.1 




29.3 


I 


United States 


26.1 


21.9 


34.6 


43.1 




33.6 




Unweighted average 


25.6 


23.3 


31.5 


36.7 




30.5 





a) Data refer to employed persons aged 26 to 65 years, and to 1994 for Canada, Ireland, the Netherlands, Poland, 
Switzerland (German and French-speaking regions) and the United States, to 1996 for Australia, Belgium 
(Flanders only), New Zealand and the United Kingdom, and to 1998 for the Czech Republic, Denmark, Finland, 
Hungary, Italy, Norway and the Italian-speaking regions of Switzerland. 



bj Employed persons who did not receive training for professional or career-related purposes. 
c) Employed persons who received training for professional or career-related purposes. 
A) Flanders only. 
Source: IALS. 
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Chart 5.7. Time is the most frequently reported reason for which training costs 

may be too high for the workers 

Percentage of workers who could not take the additional course they wanted, by reason"' * 



Trained' 



Not trained 1 ' 




Too busy/lack of time 
Too busy at work 
Course not offe red 
Family responsibility 
Too expensive/no money 
Lack of qualification 

Lackof employer support 

Course offered 
at inconvenienttime 

Language reasons 
Health 
Other 









J 


1 






















n 






□ 





































16 14 



10 

»0 



Employed persons aged 26 to 65 years. 

Unweighted average of Australia, Belgium (Flanders only), Canada, the Czech Republic, Denmark, Finland, Hungary, 
Ireland, Italy, the Netherlands, New Zealand, Norway, Poland, Switzerland, the United Kingdom and the United States. 
Individuais who received training for professional or career-related purposes. 
Individuais who did not receive training for professional or career-related purposes. 



a) 
d) 

Source: IALS. 



stellen, wenn zeitbedingte Opportunitätskosten das Haupthindernis für die Teilnahme an 
einer Weiterbildung sind. Im letztgenannten Fall wären beispielsweise die Schaffung von 
Möglichkeiten für Bildungsurlaub, Teilzeitstudium oder Zeitkonten effizientere Politik- 
instrumente (vgl. Abschnitt 3). Wie in Abbildung 5.7 gezeigt wird, geben nur rd. 15% der 
fortgebildeten Arbeitskräfte und 10% der nicht fortgebildeten Arbeitskräfte an, dass sie 
aus Zeitmangel nicht an der gewünschten zusätzlichen Weiterbildung teilnehmen konn- 
ten. Ferner gibt eine beachtliche Zahl von Arbeitskräften an, sie hätten nicht an allen von 
ihnen gewünschten Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen können, weil sie entweder in 
ihrem Beruf zu beschäftigt waren, der Zeitpunkt für sie unpassend war oder sie familiäre 
Verantwortung haben. Da im Fragebogen Mehrfachantworten möglich sind, haben diese 
Angaben keine additive Wirkung. Unter Berücksichtigung der Mehrfachantworten ist der 
Faktor Zeit aber dennoch für über 60% der Arbeitskräfte, die nicht an den von ihnen 
gewünschten Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen konnten, ein wichtiges Kriterium. 

...finanzielle Faktoren spielen aber für gering qualifizierte Arbeitskräfte 
eine Rolle 

Auch wenn dieser Punkt weniger wichtig ist als die mit dem Faktor Zeit verbunde- 
nen Kosten, geben viele Arbeitnehmer ferner an, dass sie es sich nicht leisten konnten 
oder wollten, die vollen Kosten für die von ihnen gewünschten Weiterbildungskurse zu 
tragen (rd. 7% der fortgebildeten Arbeitskräfte und 5% der nicht fortgebildeten Arbeits- 
kräfte) 19 . 
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Chart 5.8. Cost factors vary across worker groups 

Probability of reporting a specific reason for not taking the desired additional course, conditional 

to reporting at least one reason" 



Managers versus elementary occupations 
Time-related factors'' Financial reasons' 




Financial reasons c 



Gender and part-time 



Family responsibilities 



40 



30 20 10 0 



Men, full-time 

Men, part-time due 
to family reasons 

Women, full-time 

Women, part-time due 
to family reasons 



10 20 30 



40 

% 



a) Estimated on the basis of a probit model, in which the dependent variable takes value 1 if the individual reported 
a given specific reason and 0 otherwise. The sample refers to employed persons who reported at least one reason 
of firms with more than 20 employees, with at least some education, aged 16 to 65 years and not working in the 
agricultural sector. All equations include dummies for gender, educational attainment, age classes, Community 
size, part-time Status, country of birth, number of employers (last 12 months), firm size classes, industries, 
occupations and countries, and are estimated only for those countries where sample size is greater than 
200 observations (Australia, Canada, Denmark, Finland, Italy, New Zealand, Norway Switzerland, the United 
Kingdom and the United States). 

b) Too busy/lack of time, too busy at work, family responsibilities, and course offered at inconvenient time were 
reported as reasons for not taking the desired additional training. 

cj Course too expensive/no money was reported as reason for not taking the desired additional training. 
d) Family responsibilities were reported as reasons for not taking the desired additional training. 
Source: OECD estimates based on IALS. 



Die Inzidenz jedes Hinderungsgrunds ist in den verschiedenen Gruppen unterschied- 
lich. Insbesondere ist die Wahrscheinlichkeit der Angabe finanzieller Gründe bei Mana- 
gern um 4 Prozentpunkte niedriger als bei Bürokräften, während sie für Hilfsarbeitskräfte 
um 7 Prozentpunkte höher ist (Abb. 5.8). Demgegenüber wird unter Arbeitskräften, die 
nicht an allen von ihnen gewünschten Fortbildungsmaßnahmen teilgenommen hatten, die 
Wahrscheinlichkeit, dass ihnen die Teilnahme aus Zeitmangel verwehrt war, unter der 
Annahme sonst gleicher Bedingungen für Manager um 9 Prozentpunkte höher und für 
Hilfsarbeitskräfte um 10 Prozentpunkte niedriger eingeschätzt als für Bürokräfte. Mit 
anderen Worten können Politikmaßnahmen, die die direkten Kosten beeinflussen (z.B. 
individuelle Subventionen), die Kursteilnahme von Arbeitskräften in Tätigkeitsbereichen, 
die eine geringe Qualifikation voraussetzen, erhöhen, auch wenn sie die den Arbeits- 
kräften zur Verfügung stehende Zeit nicht verlängern (d.h. selbst in Ermangelung von 
Programmen wie Zeitkonten oder Bildungsurlaub). 
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Familiäre Verpflichtungen sind ein wichtiger Hinderungsgrund für Frauen 

Unter den vollzeitbeschäftigten Frauen, die nicht an allen von ihnen gewünschten 
Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen konnten, ist die geschätzte Wahrscheinlichkeit 
der Angabe entweder finanzieller Gründe oder familiärer Verpflichtungen um jeweils 
7 bzw. 8 Prozentpunkte höher als für Männer (Abb. 5.8). Hierfür gibt es zwei mögliche 
Erklärungen. Auf der einen Seite werden Frauen weniger häufig arbeitgeberseitig geför- 
derte Weiterbildungsmaßnahmen angeboten (vgl. Abschnitt 2.B), und sie verdienen im 
Durchschnitt weniger als Männer - so dass sie u.U. auch die Weiterbildungskurse als 
weniger erschwinglich empfinden. Auf der anderen Seite nehmen Frauen seltener Weiter- 
bildungsmöglichkeiten außerhalb der normalen Arbeitszeiten in Anspruch, da sie dann 
noch länger von zu Hause wegbleiben müssten. Das gleiche Argument gilt für Kräfte, die 
aus gesundheitlichen oder familiären Gründen Teilzeit arbeiten. Vor allem unter Frauen, 
die teilzeitbeschäftigt sind und nicht an allen von ihnen gewünschten Weiterbildungs- 
maßnahmen teilnehmen konnten, ist die geschätzte Wahrscheinlichkeit der Angabe von 
finanziellen Gründen oder familiären Verpflichtungen um 13 bzw. 31 Prozentpunkte 
höher als unter vollzeitbeschäftigten Männern. 

3. Politische Ansätze zur Verbesserung der Weiterbildungsergebnisse 

Wie vorstehend ausgeführt, sind die Weiterbildungsmöglichkeiten ungleichmäßig 
auf die verschiedenen Arbeitskräftekategorien verteilt, und manche Belege deuten darauf 
hin, dass die Verbreitung formeller Weiterbildungsmaßnahmen unter den sozial 
wünschenswerten Niveaus liegt. Bestimmte Faktoren, die für Kosten und Nutzeffekte 
formeller beruflicher Weiterbildungen maßgeblich sind, tragen offenbar sowohl zu der 
ungleichmäßigen Verteilung als auch zu dem Defizit an Investitionen in formelle Weiter- 
bildungsmaßnahmen bei. Nachstehend soll a) deutlich gemacht werden, wie die Politik 
einige der für die Chancenungleichheit bei der beruflichen Weiterbildung und das unzu- 
reichende Angebot an entsprechenden Maßnahmen verantwortlichen Faktoren beheben 
kann, und es sollen b) in diesem Bereich bereits eingeleitete Politikinitiativen dokumen- 
tiert werden. 

A. Von der Problemdiagnose zur Problemlösung 

In Abschnitt 2 wurden mehrere Ursachen von Marktversagen identifiziert (darunter 
Unzulänglichkeiten der Arbeits-, Kapital- und Weiterbildungsmärkte), die zu unzureichen- 
den Investitionen in formelle Weiterbildungsmaßnahmen führen. Allerdings sind weitere 
Untersuchungen erforderlich, um die Auswirkungen dieser verschiedenen Formen von 
Marktversagen auf die ermittelten Ergebnisse zu quantifizieren. In Abschnitt 2 wurde 
ferner der nachgelagerte Weiterbildungsmarkt analysiert, um festzustellen, inwieweit 
die Unterschiede bei der Bereitstellung von betrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen 
zwischen den verschiedenen Arbeitskräftekategorien durch die Nachfrage (der Arbeit- 
nehmer) oder aber das Angebot (der Arbeitgeber) bestimmt werden. Die empirischen 
Ergebnisse lassen darauf schließen, dass sich die Arbeitgeber bei der Auswahl der für 
eine Weiterbildung in Frage kommenden Beschäftigten vergleichsweise seltener für 
Frauen, Zuwanderer, junge Arbeitskräfte sowie Arbeitskräfte entscheiden, die entweder 
unfreiwillig auf Teilzeitbasis arbeiten, sich in einem befristeten Arbeitsverhältnis befinden, 
anspruchslose Tätigkeiten ausüben oder nur über geringe Grundkompetenzen verfügen 
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(Tabelle 5.5). Unter den älteren und weniger gut ausgebildeten Arbeitskräften scheint 
hingegen eine schwächere Nachfrage für die geringere Teilnahme an Weiterbildungs- 
maßnahmen verantwortlich zu sein. Im Fall der älteren Arbeitskräfte ist dieses Grund- 
muster möglicherweise auf Unzulänglichkeiten des Arbeitsmarkts zurückzuführen, die 
sich auf die Verteilung der Weiterbildungserträge und die Länge der Amortisierungszeit- 
räume für Arbeitgeber und Arbeitnehmer auswirken. Was die weniger gut ausgebildeten 
Arbeitskräfte anbelangt, könnte sich dieses Ergebnis u.a. aus Kreditrestriktionen und/oder 
Unzulänglichkeiten des Weiterbildungsmarkts erklären, die durch einen Mangel an 
Informationen über die Schulungsmöglichkeiten und die unzureichende Vertragsfähigkeit 
der Verpflichtungen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern bedingt sind. Nicht ökonomi- 
sche Faktoren, wie z.B. mangelnde Motivation und unbefriedigende Erfahrungen mit 
derartigen Kursen, müssen dabei jedoch ebenfalls in Betracht gezogen werden. Die Nach- 
frage schließlich scheint nicht an die Unternehmensgröße gebunden zu sein. Das Angebot 
steigt hingegen mit der Unternehmensgröße, was u.U. auf geringere Stückkosten der 
Weiterbildung, größere Nutzeffekte und einen besseren Zugang großer Unternehmen zu 
Krediten und Informationen zurückzuführen sein könnte. 



Tabelle 5.5 Von der Analyse zur Politikgestaltung 

Kofinanzierungsoptionen zur Erhöhung der Weiterbildungsbeteiligung bestimmter Gruppen 



Benachteiligte Gruppe 


Hauptweiterbildungshindernis 11 


Kofinanzierungsprogramme 


Ältere Arbeitnehmer, 
Geringqualifizierte 


Geringe Nachfrage bei gleichem oder 
höherem Angebot seitens der Arbeitgeber 


- Anreize für die Arbeitgeber (Steuer- 
freibeträge, Rückzahlungsklauseln) ; 

- nur für Arbeitskräfte mit geringem 
B ildungsstand/Geringverdiener: 
Förderung der Nachfrage durch 
Verringerung der Kreditengpässe der 
Betroffenen (Darlehensprogramme, 
individuelle Lernkonten, 
Rückzahlungsklauseln) 


Frauen, Immigranten, 
Arbeitskräfte mit geringen 
Grundkenntnissen, 
unfreiwillige Teilzeit- 
kräfte, befristet 
Beschäftigte, 
Nichtfuhrungskräfte 


Geringes Angebot 
der Arbeitgeber 
bei gleicher oder 


Geringes Angebot 
auf Grund der 
Arbeitnehmer- 
merkmale 


- Verringerung der Kreditrestriktionen 
für den Einzelnen (Darlehens- 
programme, individuelle Lernkonten, 
Rückzahlungsklauseln; 

- Verringerung des Zeitmangels 
der Betroffenen (Zeitkonten, 
Weiterbildungsurlaub); 

- Verbesserung der Kostenteilung 
(Rückzahlungsklauseln) 


Mitarbeiter kleiner 
Unternehmen, Beschäftigte 
in Branchen mit geringem 
Technologiegehalt 
und/oder Branchen mit 
zahlreichen Unternehmen 


höherer Nachfrage 


Geringes Angebot 
auf Grund der 
Unternehmens- 
merkmale 


- Verringerung der Kreditrestriktionen 
für den Einzelnen (Darlehens- 
programme, individuelle Lernkonten, 
Rückzahlungsklauseln); 

- Anreize für die Arbeitgeber 
(gezielte Steuerabzüge, 
Rückzahlungsklauseln) 


Arbeitskräfte mit geringen 
Grundkenntnissen und 
Qualifikationen 


Geringe Nachfrage und geringes Angebot 
der Arbeitgeber 


- Programme zur Erhöhung 
der Eigenverantwortung 
(individuelle Lernkonten) 



a) Bei den Weiterbildungshindernissen handelt es sich um die Hauptgründe für die geringe Teilnahme an arbeitgeber- 
finanzierten BWB-Maßnahmen, die bei bestimmten Arbeitskräftekategorien gegenüber der Vergleichsgruppe zu 
beobachten ist, d.h. den einheimischen, hoch qualifizierten männlichen Vollzeitkräften im Haupterwerbsalter in großen 
Hochtechnologieunternehmen. 

Quelle: OECD-Schätzungen ausgehend von IALS. 
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Die Politik muss sich mit den Ursachen der Chancenungleichheit wie auch der 
unzureichenden Investitionen im Weiterbildungsbereich auseinander setzen 

Insofern Marktversagen für die Chancenungleichheit im Weiterbildungsbereich ver- 
antwortlich ist, würden diese Probleme zweifellos am besten durch Strukturreformen 
überwunden. Einige Formen von Marktversagen sind jedoch durch „natürliche" Unzu- 
länglichkeiten bestimmter Märkte bedingt 20 , zu deren Behebung noch keine wirkungsvollen 
Reformen vorgeschlagen wurden. Darüber hinaus sind andere Markthemmnisse durch 
Institutionen und Maßnahmen bedingt, die in keinem direkten Zusammenhang mit den 
Weiterbildungsergebnissen stehen (z.B. Bestimmungen, die sich auf die Differenz 
zwischen Löhnen und Produktivität auswirken, wie dies bei Mindestlöhnen der Fall ist, 
vgl. Acemoglu und Pischke, 2003) und die nicht ohne eine vorherige gründliche Evaluie- 
rung anderer einschlägiger Trade-offs verändert werden können. Der zweitbeste Ansatz 
besteht in der Erhöhung der wirtschaftlichen Anreize für Investitionen in Aus- und Weiter- 
bildung durch steuerpolitische Maßnahmen und institutionelle Vereinbarungen zur Auf- 
teilung der Kosten zwischen den betroffenen privaten Parteien. Mit diesem zweitbesten 
Ansatz können auch benachteiligte Gruppen besser erreicht werden, da die Ungleichheiten 
bei der Weiterbildung (wie in Abschnitt 2.B erörtert wurde) nur z.T. auf Marktversagen 
zurückzuführen sind. Gleichwohl kommt der Politikgestaltung eine entscheidende Rolle 
zu, weil einige der identifizierten Ursachen von Marktversagen (z.B. das Problem, dass 
die Qualität von Weiterbildungskursen nicht vertraglich fixierbar ist) auch zu Politik- 
versagen führen können, womit die Gefahr hoher Reibungsverluste und einer starken 
Belastung der öffentlichen Haushalte besteht. 

In diesem Abschnitt werden die Erfahrungen der OECD-Länder mit verschiedenen 
„zweitbesten" Ansätzen zur Überwindung der finanziellen und wirtschaftlichen Hemm- 
nisse für die Bereitstellung von Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen für Erwachsene und 
die Teilnahme an den entsprechenden Maßnahmen erörtert. Sollen aus diesen Erfahrun- 
gen allgemeine Schlussfolgerungen gezogen werden, ist jedoch aus drei Gründen beson- 
dere Vorsicht geboten: Erstens zielen die ergriffenen Politikmaßnahmen zumeist auf die 
formelle Aus- und Weiterbildung ab, womit das Risiko einer ineffizienten Substitution 
zwischen formeller und informeller Weiterbildung gegeben ist. Diesem Risiko muss 
bei Maßnahmen, die sich auf die dem Arbeitgeber gebotenen Anreize zur Bereitstellung 
formeller Weiterbildungsangebote auswirken, besondere Aufmerksamkeit geschenkt 
werden, weil informelle Weiterbildung häufiger von den Arbeitgebern bezahlt wird, da 
mit ihr Kompetenzen erworben werden, die auf dem externen Arbeitsmarkt weniger gut 
zur Geltung gebracht werden können (womit die informelle Weiterbildung de facto 
unternehmensspezifisch ist, vgl. Acemoglu und Pischke, 1999&; sowie Barron et al., 
1999&). Zweitens werden die Politikmaßnahmen hier in einem partiellen Gleichgewichts- 
rahmen erörtert, d.h. ohne die Effekte von Verzerrungen zu berücksichtigen, die sich aus 
den jeweiligen Methoden zur Mobilisierung der für die Finanzierung der Weiter- 
bildungsmaßnahmen benötigten Mittel ergeben. Als dritter und möglicherweise schwer- 
wiegenderer Punkt ist zu berücksichtigen, dass sich die Analyse im Wesentlichen auf 
deduktive Argumente stützt, die aus den empirischen Ergebnissen der vorangegangenen 
Abschnitte abgeleitet wurden. In der Tat liegen nur wenige empirische Evaluierungen der 
vorhandenen Finanzierungsprogramme vor, und auch diese Beurteilungen beschränken 
sich mit wenigen Ausnahmen auf deskriptive Statistiken, ohne Gegenszenarien zu 
konstruieren, die eine rigorose Evaluierung ermöglichen würden. Der Mangel an Evaluie- 
rungen ist z.T. der Tatsache zuzuschreiben, dass es sich um relativ neue Politikinitiativen 
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handelt. In gut konzipierte Politikmaßnahmen sollte jedoch bereits von Anfang an ein 
Evaluierungsmechanismus eingebaut sein, damit mögliche Fehler rechtzeitig korrigiert 
werden können 21 . Aus diesen verschiedenen Gründen kann immer nur das Problem 
erörtert werden, das mit der jeweiligen Maßnahme behoben werden soll, und - im 
begrenzten Maß - die Frage, ob diese Maßnahme kohärent umgesetzt wurde. Ob die 
jeweilige Maßnahme übertrieben, unzureichend oder im Verhältnis zum jeweiligen Ziel 
richtig dosiert war, kann derzeit jedoch noch nicht genereller evaluiert werden. 

Kofinanzierungsvereinbarungen stehen im Mittelpunkt umfassender Strategien 
zur Förderung der Weiterbildung 

Seit den sechziger Jahren wurden Politikmaßnahmen ausgearbeitet, mit denen an 
erster Stelle subjektive Rigiditäten auf der Angebotsseite beseitigt werden sollten, die der 
Erwachsenenbildung im Wege standen. Dabei wurde von einer erheblichen wirtschaft- 
lichen und gesellschaftlichen Nachfrage nach einem Wiedereinstieg Erwachsener in die 
formelle Ausbildung ausgegangen. Ziel der ständigen Weiterbildung war es somit, die Lern- 
möglichkeiten des Einzelnen durch den Ausbau der Kapazitäten des formellen Bildungs- 
sektors zur Aufnahme von Personen zu verbessern, die wieder am Bildungsprozess teil- 
nehmen möchten. Dennoch entwickelte sich die ständige Weiterbildung nie zu einer dauer- 
haften, allgemein verbreiteten Praxis, was z.T. darauf zurückzuführen war, dass nie genügend 
Mittel zur Deckung der anfallenden Kosten zur Verfügung standen. 

In jüngerer Zeit wurde der Nachfrageseite mehr Aufmerksamkeit geschenkt. Mit 
dieser Schwerpunktverlagerung veränderte sich auch die Ausrichtung der staatlichen Politik, 
weg von den Anbietern und Systemen, die sich an der Bereitstellung von Aus- und Weiter- 
bildung mit relativ homogenen Inhalten orientierten, und hin zur Nachfrage der Einzelnen 
und der Unternehmen nach heterogeneren Bildungsresultaten. Mit anderen Worten, es 
wurde der Tatsache Rechnung getragen, dass sich die Lernziele Erwachsener im Gegen- 
satz zu denen von Kindern in der schulischen Erstausbildung laufend verändern und 
zudem sehr heterogen sind, weshalb dem Bedarf der Erwachsenenbevölkerung am besten 
entsprochen werden kann, indem die Angebotsstrukturen und Weiterbildungskurse diffe- 
renzierter ausgestaltet werden, als dies bei der Erbringung der schulischen Erstausbildung 
der Fall ist. Folglich haben sich die Politikstrategien zur Steigerung der Humankapital- 
bildung der Erwachsenen von der Bezuschussung externer (öffentlicher oder privater) 
Anbieter von Weiterbildungsdiensten auf Kofinanzierungsprogrammen verlagert, mit 
denen die Anreize zur Investition in spezifischere Formen der Aus- und Weiterbildung 
für Unternehmen und/oder Einzelpersonen erhöht werden sollen. Die Umstellung auf 
diesen Politikansatz stützt sich auf drei allgemeine Prinzipien: 

• In den meisten Ländern können die öffentlichen Verwaltungen auf Grund von 
Haushaltszwängen nicht allein für die erforderlichen Mittel zur Finanzierung des 
lebensbegleitenden Lernens aufkommen. 

• Da lebensbegleitendes Lernen mit erheblichen privaten Erträgen verbunden ist, 
sollten Arbeitgeber und Arbeitnehmer den Großteil der Kosten tragen. 

• Durch größeres Vertrauen in die Marktkräfte könnten sowohl die Anreize der 
Lernenden zur Suche nach effizienteren Weiterbildungsoptionen als auch die An- 
reize der Anbieter zur Erzielung eines höheren Wirkungsgrads verstärkt werden. 

Kofinanzierungsmechanismen - also Programme, die der Kanalisierung der Mittel von 
mindestens zwei der drei beteiligten Gruppen dienen, d.h. der Arbeitgeber, der Arbeit- 
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nehmer und der öffentlichen Verwaltungen - können so ausgestaltet werden, dass sie die 
Anreize zur Erhöhung der Investitionen in Humankapital für die Arbeitgeber, die einzel- 
nen Arbeitskräfte oder auch beide Gruppen gleichzeitig vergrößern. 

Da der Hauptgrund für die hinter dem in gesellschaftlicher Hinsicht optimalen 
Niveau zurückbleibenden Weiterbildungsinvestitionen der Arbeitgeber darin zu sehen ist, 
dass es dem Arbeitgeber des Teilnehmers an einer Weiterbildungsmaßnahme verwehrt 
wird, die daraus erwachsenden Vorteile zu internalisieren, die dann späteren Arbeitgebern 
zufließen (wie in Abschnitt 2.A dargelegt wurde), können steuerliche Regelungen oder 
Zuschussprogramme für Unternehmen eingesetzt werden, um dem Problem des unzu- 
reichenden Gesamtinvestitionsniveaus zu begegnen. Durch die Veränderung der Grenz- 
kosten der Weiterbildung könnte das Angebot der Arbeitgeber mit Hilfe solcher 
Programme auf das für die Gesellschaft optimale Niveau angehoben werden. Solche 
Programme können ferner durch Maßnahmen ergänzt werden, die eine Teilung der 
Kosten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern begünstigen, wie z.B. Regelungen in 
Form von Rückzahlungsklauseln und Zeitkonten, sofern die Unzulänglichkeiten des 
Weiterbildungsmarkts nicht zu stark ausgeprägt sind. In der Tat wird es wohl kaum zu 
einer Kostenteilung kommen, wenn Inhalt und Qualität der Weiterbildung nicht vertrag- 
lich präzisiert werden können (vgl. Kasten 5.2). Transparente Rechnungslegungs- und 
Offenlegungsmethoden können darüber hinaus eine wichtige Rolle dabei spielen, 
Börsenkapital zu Gunsten von ausbildenden Unternehmen zu mobilisieren, womit sich 
die Anreize der Unternehmen für Weiterbildungsmaßnahmen erhöhen (OECD und Ernst 
& Young, 1997). 

Aus der Analyse in Abschnitt 2 kann geschlossen werden, dass mit Kofinanzierungs- 
anreizen für die Arbeitgeber (z.B. steuerliche Regelungen und Zuschussprogramme) die 
Teilnahme von qualifizierten männlichen Arbeitskräften im Haupterwerbsalter sowie von 
Arbeitskräften gefördert werden kann, deren Bildungsnachfrage zwar gering ist, deren 
Weiterbildung sich für die Unternehmen aber auszahlt, so z.B. ältere Beschäftigte oder 
Arbeitskräfte mit niedrigem Bildungsniveau (vgl. Tabelle 5.5) 22 . Aus dem gleichen Grund 
werden derartige Maßnahmen aller Wahrscheinlichkeit nach auch Mitarbeitern großer 
Unternehmen sowie Beschäftigten in Hightech-Branchen oder Branchen mit vergleichs- 
weise geringer Wettbewerbsintensität zugute kommen. Sofern sie zielgerichtet sind, 
können solche Maßnahmen zudem die Stellung anderer Gruppen - insbesondere der Mit- 
arbeiter kleiner Unternehmen - verbessern, wenngleich dabei die Gefahr groß ist, dass es 
zu einer ineffizienten Substitution zwischen den eigentlichen Zielgruppen und anderen 
Arbeitskräftekategorien kommt. 

Im Hinblick auf die Arbeitskräfte, die seltener Gelegenheit haben, an arbeitgeber- 
seitigen Weiterbildungsmaßnahmen teilzunehmen - d.h. Frauen, Zuwanderer, unfrei- 
willig auf Teilzeitbasis Beschäftigte, Zeitarbeiter, Mitarbeiter kleiner Unternehmen, 
Arbeitskräfte in geringe Qualifikationen erfordernden Tätigkeitsbereichen, Beschäftigte in 
Branchen mit geringem Technologiegehalt und/oder über geringe Grundqualifikationen 
verfügende Arbeitskräfte jeder Bildungskategorie -, dürfte es schwierig sein, auf Arbeit- 
geberanreizen basierende Maßnahmen wirkungsvoll auf die jeweilige Zielgruppe auszu- 
richten (Tabelle 5.5). Am Einzelnen orientierte nachfrageseitige Maßnahmen (z.B. 
Darlehens- und Zuschussprogramme) können daher eine Rolle spielen, indem sie die 
individuellen Kreditrestriktionen abschwächen und die zu erwartende Weiterbildungs- 
rendite erhöhen. Mit einigen dieser Maßnahmen (so z.B. bestimmten Zuschussprogrammen 
vom Typ individuelle Lernkonten) kann gleichzeitig wirtschaftlichen und nicht wirtschaft- 
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liehen Hemmnissen für die Erwachsenenbildung entgegengewirkt werden. Sie erfordern 
jedoch Informationen, über die die Arbeitskräfte häufig nicht verfügen. Darüber hinaus 
muss die Übertragbarkeit der Kompetenzen gewährleistet sein, insbesondere im Fall von 
beruflicher Weiterbildung (BWB), die nicht mit einem formellen Diplom abschließt. 
Finanzielle Anreize müssen folglich durch geeignete Rahmenbedingungen ergänzt 
werden. Doch auch wenn diese Bedingungen gegeben sind, kann es schwierig sein, 
gezielt bestimmte Arbeitskräftekategorien zu erreichen (z.B. die lese- und schreibschwachen 
Arbeitskräfte innerhalb der Gruppe der Geringqualifizierten). Die Verstärkung der schuli- 
schen Erstausbildung erweist sich daher als unersetzliches ergänzendes Politikinstrument 
(vgl. OECD, 2002k). 

Auf der Grundlage der Erfahrungen der OECD-Mitgliedstaaten werden in den 
beiden folgenden Unterabschnitten Kofinanzierungsstrategien zur Überwindung der wirt- 
schaftlichen und finanziellen Barrieren für Investitionen in die Erwachsenenbildung 
beschrieben und die erforderlichen Rahmenbedingungen zur Sicherung der Effizienz 
dieser Strategien erläutert. Mit wenigen Ausnahmen (z.B. der Frage der „Übertragbarkeit" 
und der „Sichtbarkeit" der Kompetenzen) betreffen die meisten der im Folgenden besproche- 
nen Kofinanzierungsprogramme und Rahmenbedingungen sowohl die Erwachsenen- 
bildung als auch die berufliche Weiterbildung. 

B. Strategien zur Beseitigung wirtschaftlicher und finanzieller Hemmnisse 

Steuerliche Regelungen flir Unternehmen 

Steuerbezogene Programme haben den Vorteil, dass sie auf bereits bestehenden insti- 
tutionellen Besteuerungsregeln aufbauen, so dass sie bei begrenzten Umsetzungskosten 
mit allgemeiner und sofortiger Wirkung eingeführt werden können. Aus demselben 
Grund haben sie aber auch den Nachteil, dass sie sich nur schwer präzise ausrichten 
lassen. Wenn sie zielgerichtet sind, können solche Maßnahmen eine ineffiziente Substitution 
zwischen den verschiedenen Gruppen nach sich ziehen (siehe unten). Bei steuerlichen 
Programmen ist den Unternehmen in der Tat vollkommen freigestellt, die Inhalte und die 
Teilnehmer der Weiterbildungsprogramme auszuwählen, weshalb sie in erster Linie als 
ein Instrument zur Verringerung eines insgesamt unzureichenden Weiterbildungsangebots 
anzusehen sind. 

Programme nach dem Prinzip „fortbilden oder zahlen", bei denen Arbeitgeber, die 
keine Weiterbildungsmaßnahmen anbieten, eine Weiterbildungsabgabe zahlen müssen, 
stellen eine Möglichkeit zur Bekämpfung des in den siebziger Jahren weit verbreiteten 
Trittbrettfahrertums und des unzureichenden Weiterbildungsangebots dar. Als erstes Land 
schlug Frankreich diesen Weg mit dem Loi du 16 juillet 1971 ein, das ein Mindestniveau 
für die Weiterbildungsausgaben vorsah und mit einer Weiterbildungsabgabe in Höhe des 
Differenzbetrags zwischen diesem gesetzlichen Mindestniveau und den tatsächlichen 
Weiterbildungsausgaben kombiniert wurde. Das Gesetz schrieb ursprünglich ein Investi- 
tionsmindestniveau von 0,8% der Lohnsumme vor. In den vergangenen Jahren wurde 
dieser Mindestsatz schrittweise auf 1,5% erhöht; für Zeitarbeitsunternehmen und befristete 
Arbeitsverhältnisse liegt er sogar darüber. Eine Reihe anderer Länder, darunter Australien, 
die kanadische Provinz Quebec, Korea und das Vereinigte Königreich führten in der Folge- 
zeit ähnliche Bestimmungen ein, hoben sie später jedoch wieder auf. Heute folgt nur noch 
Quebec dem französischen Beispiel. 
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Bis zum gesetzlich vorgeschriebenen Mindestsatz haben die Arbeitgeber bei Pro- 
grammen nach dem Prinzip „fortbilden oder zahlen" die in finanzieller Hinsicht neutrale 
Wahl zwischen der (abgabenfreien) Bereitstellung und der (abgabenpflichtigen) Nicht- 
bereitstellung von Weiterbildungsmaßnahmen. Streng genommen erhalten die Unter- 
nehmen keine automatischen Beihilfen, da nicht zwangsläufig Zuschüsse gewährt werden 
(Zuschussprogramme werden weiter unten gesondert untersucht). Abgaben vom Typ 
„fortbilden oder zahlen" laufen jedoch auf das Gleiche hinaus wie Programme, bei denen 
unabhängig von den Weiterbildungsausgaben eine zusätzliche Steuer in Höhe eines 
bestimmten Prozentsatzes der Lohnsumme gezahlt werden muss und im Gegenzug bis zu 
diesem Prozentsatz der Lohnsumme 100%ige Beihilfen zu den Weiterbildungsausgaben 
gezahlt werden. Aus diesem Grund kann es bei Arbeitgebern, die in jedem Fall mehr als 
den gesetzlichen Mindestsatz in die Weiterbildung investiert hätten, zu hohen Mitnahme- 
effekten kommen 23 . Für Unternehmen, in denen die Erträge aus der Weiterbildung gering 
sind, stellen solche Programme darüber hinaus wahrscheinlich eine große Belastung dar 24 
und/oder können dazu führen, dass der Qualität und dem tatsächlichen Bedarf bei den 
Ausgabenentscheidungen wenig Beachtung geschenkt wird. Insofern die Lohnsummen- 
steuern auf die Löhne übergewälzt werden können, wirken lohnsummenbasierte Aus- 
bildungsabgaben eher wie ein Mittel zur Anhebung der bisher unzureichenden Investi- 
tionen seitens der Arbeitnehmer auf Grund von Unzulänglichkeiten des Kreditmarkts 
denn als Politikinstrument zur Erhöhung unzureichender Investitionen der Arbeitgeber, 
zumindest was übertragbare Weiterbildungsresultate anbelangt. Wenn Lohnsummen- 
steuern auf die Löhne übergewälzt werden können, hat die Weiterbildungsabgabe in der 
Tat einen impliziten Transfer zur Folge, der zu Lasten von Arbeitskräften, denen die Mög- 
lichkeit der Weiterbildung verwehrt wird, und zu Gunsten von Arbeitskräften geht, denen 
diese Möglichkeit geboten wird, wohingegen die Anreize für die Arbeitgeber unverändert 
bleiben (abgesehen davon, dass sie die Nutznießer des Transfers, d.h. die weiterzubilden- 
den Beschäftigten, auswählen können). An den Gewinnen orientierte Steueranreize dürf- 
ten hingegen zur Bekämpfung eines unzureichenden Angebots an arbeitgeberseitigen 
Weiterbildungsmaßnahmen geeigneter sein, das durch Externalitäten auf Grund von 
Unzulänglichkeiten des Arbeitsmarkts bedingt ist (Stevens, 2001). 

In einigen Ländern - darunter Italien (2001), Luxemburg (1999), die Niederlande (1998) 
und Österreich (2000) - haben die zuständigen Behörden diesem Problem zu begegnen 
versucht, indem sie den Arbeitgebern gestatten, bei der Bestimmung des steuerpflichtigen 
Gewinns mehr als 100% der BWB-Kosten vom Umsatz abzuziehen (Tabelle 5.6) 25 . Diese 
zusätzlichen Steuerabzüge belaufen sich in Luxemburg auf 10%, in Österreich und den 
Niederlanden auf 20% und in Italien auf bis zu 50% der Weiterbildungsausgaben. 

Die größten Unterschiede zwischen den Ländern betreffen die Art der abzugsfähigen 
Ausgaben. Eine klare und transparente Messung der internen Schulungsausgaben ist zwar 
problematisch, die ausschließliche Berücksichtigung der externen Ausgaben kann jedoch 
zu einer ineffizienten Substitution interner durch externe Weiterbildungsmaßnahmen 
führen, die nur geringe oder keine Auswirkungen auf das Gesamtvolumen hätte. Während 
in den Niederlanden und in Luxemburg in den entsprechenden Programmen sowohl 
externe als auch interne Schulungen erfasst werden, sind interne Schulungsausgaben 
in Österreich nur dann abzugsfähig, wenn sie von einer innerbetrieblichen Schulungs- 
einrichtung (oder einer getrennten juristischen Person, vgl. Kasten 5.3) durchgeführt 
werden 26 . Eine weitere entscheidende Frage ist, ob der Anspruch auf den zusätzlichen 
Steuerabzug nur für direkte Kosten besteht oder ob auch die Arbeitsentgelte von Weiter- 
bildungsteilnehmern berücksichtigt werden können. Beim italienischen System werden 
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Tabelle 5.6 Steuerabzüge für von Unternehmen getragene Weiterbildungskosten 
in ausgewählten OECD-Ländern 



Wichtigste Regelungen 



Einschränkungen 



Frankreich 



Italien 



Luxemburg 



Niederlande 



Steuergutschrift in Höhe von 35% der 
Mehrausgaben für Weiterbildungs- 
maßnahmen im Vergleich zum Vorjahr. 

Die BWB-Kosten können im Umfang 
von 150% vom Umsatz abgezogen 
werden (seit 2001). Falls im jeweiligen 
Jahr kein steuerpflichtiger Überschuss 
erwirtschaftet wurde, kann der 
Steuerabzug um bis zu 4 Jahre 
aufgeschoben werden. 

Die BWB-Kosten können im Umfang 
von bis zu 1 10% vom Umsatz abgezogen 
werden (seit 1999). Wird im jeweiligen 
Jahr kein steuerpflichtiger Überschuss 
erwirtschaft, kann der Steuerabzug um 
bis zu 10 Jahre aufgeschoben werden. 

Die Kosten beruflicher Weiterbildungen 
können im Umfang von 120% vom 
Umsatz abgezogen werden (seit 1998). 
Für kleinere Unternehmen und Arbeits- 
kräfte mit geringem Bildungsstand gelten 
großzügigere Regelungen. 



Wurde 2002 auf KMU mit einem Umsatz von weniger 
als 7,63 Mio. Euro beschränkt, deren Kapital sich zu 
mindestens 75% im Besitz natürlicher Personen 
befindet. 

Der 150%ige Abzug gilt nur für normalerweise als 
Betriebskosten gerechnete Ausgaben (z.B. Löhne 
von Aus- und Weiterbildungsteilnehmern sowie 
Ausbildern). Der Steuerabzug kann sich auf bis 
zu 20% der Lohnsumme belaufen. 



Österreich 



Die BWB-Kosten können im Umfang 
von 120% vom Umsatz abgezogen 
werden. Alternativ dazu ist ein Abzug in 
Höhe von 6% der Kosten von der Steuer- 
schuld des Vor- oder Folgejahres möglich. 



Diese Bestimmung gilt nur für BWB, die einen Bezug 
zu den aktuellen Aufgaben des Teilnehmers aufweist. 
Bei internen BWB-Maßnahmen können nur die Kosten 
für den Zeitaufwand des Ausbilders abzogen werden, 
sofern es sich bei den Weiterbildungsteilnehmern nicht 
um zuvor Arbeitslose handelt (im Alter von mindestens 
23 Jahren), deren Qualifikationen auf das Grundniveau 
angehoben werden und in deren Fall der Arbeitgeber 
auch die Löhne der Weiterbildungsteilnehmer sowie 
die indirekten Weiterbildungskosten, z.B. für 
zusätzliche Beaufsichtigung und Änderungen der 
Produktionspläne, in Abzug bringen kann (seit 2002). 

Gilt nur für externe BWB-Kurse, die im Interesse des 
Unternehmens liegen (seit 2000); die Kosten interner 
BWB können nur abgezogen werden, wenn diese von 
einer separaten unternehmensinternen Schulungs- 
einrichtung durchgeführt wird (seit 2002). 



Quelle: OECD-Sekretariat auf der Grundlage der von den Mitgliedsländern gelieferten Informationen. 



diese Arbeitsentgelte z.B. im Umfang von bis zu 20% der Lohnsumme berücksichtigt, 
während sie beim niederländischen System ausgeklammert bleiben. Wenn die Arbeits- 
entgelte der Weiterbildungsteilnehmer nicht angerechnet werden, ist anzunehmen, dass 
die Anreize in Bezug auf die Merkmale der Weiterbildungsteilnehmer nicht neutral sind, 
sondern Arbeitskräften zugute kommen, bei denen die (den Arbeitsentgelten zuzüglich 
des Produktivitätsverlusts entsprechenden) Opportunitätskosten der Weiterbildung für 
den Arbeitgeber geringer sind, wie dies z.B. bei unerfahrenen neu eingestellten Mitarbei- 
tern der Fall ist. Allerdings wurden diese Programme zumeist erst in jüngerer Zeit einge- 
führt, weshalb noch keine genauen Evaluierungen ihrer Auswirkungen vorliegen. 

Steuerabzüge stellen keinen Anreiz zur Ausweitung der Weiterbildungsanstrengun- 
gen dar, wenn die Arbeitgeber im jeweiligen Finanzjahr nicht mit einem positiven Jahres- 
ergebnis rechnen. Dies ist besonders unzweckmäßig, denn gerade in Flautezeiten sind die 
ökonomischen Kosten des Produktionsausfalls während der Weiterbildungsmaßnahmen am 
geringsten. Um diesem Problem zu begegnen, sieht die österreichische Gesetzgebung vor, 
dass 6% aller Weiterbildungskosten, die in einem gegebenen Jahr angefallen sind und in 
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Kasten 5.3 Der Bildungsfreibetrag für Unternehmen in Österreich 

Seit dem Jahr 2000 können österreichische Arbeitgeber einen besonderen Steuerabzug 
für Investitionen in die Weiterbildung beantragen. Dieser Weiterbildungsanreiz unterliegt 
den Bestimmungen der österreichischen Steuergesetzgebung. Ursprünglich belief sich der 
Steuerfreibetrag auf 9% der ausschließlich für externe Weiterbildungsmaßnahmen auf- 
gewendeten Ausgaben. Ab 2003 wurde er auf 20% erhöht und auf betriebsinterne Weiter- 
bildungsmaßnahmen ausgedehnt. Der Steueranreiz ermöglicht den Unternehmen nicht nur, 
als Geschäftskosten von den steuerpflichtigen Einnahmen die tatsächlichen Weiterbildungs- 
kosten abzuziehen, sondern auch zusätzliche „virtuelle Ausgaben" im Umfang von 20%. Die 
steuerliche Veranlagungsbasis verringert sich somit um 120% der tatsächlichen Ausgaben. 
Unternehmen, die im jeweiligen Jahr nicht genügend Gewinn erzielen, um von diesem 
Steuerfreibetrag zu profitieren, können alternativ dazu eine Gutschrift für Weiterbildungs- 
ausgaben im Umfang von 6% der tatsächlichen Ausgaben beantragen, die von der Steuer- 
schuld des Unternehmens abgezogen oder ausgezahlt wird. 

Kriterien für die Genehmigung des Steuerfreibetrags für externe Weiterbildungsmaß- 
nahmen: 

• Die Weiterbildung muss von einer separaten, vom antrag stellenden Unternehmen unab- 
hängigen Weiterbildungseinrichtung durchgeführt werden. 

• Die Nutznießer der Weiterbildungsmaßnahme müssen Mitarbeiter des Unternehmens 
sein. 

• Die Weiterbildung muss im Interesse des Unternehmens liegen und im vollen Umfang 
vom antragstellenden Arbeitgeber bezahlt werden. 

Kriterien für die Genehmigung des Steuerfreibetrags für interne Weiterbildungsmaß- 
nahmen: 

• Die Ausgaben müssen bei Weiterbildungsmaßnahmen anfallen, die vom Unternehmen 
selbst für dessen Mitarbeiter organisiert und angeboten werden. 

• Die Abteilung (oder die Tochtergesellschaft), die die Weiterbildung anbietet, muss ein 
gewisses Maß an Eigenständigkeit und organisatorischer Autonomie aufweisen (z.B. 
über ein eigenes Rechnungslegungssystem verfügen). 

• Die Weiterbildung muss einen formellen Charakter haben (Lehrgänge, Seminare) und 
überprüfbar sein (z.B. über eine Anwesenheitsliste, den Lehrplan usw.). 

• Der Tageshöchstsatz, der als Berechnungsgrundlage für den Steuerfreibetrag angewen- 
det werden darf, beläuft sich unabhängig von der Teilnehmerzahl auf 2 000 Euro. 

Anzumerken ist, dass für die Zuerkennung der 6%igen Weiterbildungsgutschrift dieselben 
Kriterien gelten wie für den Steuerfreibetrag für externe Weiterbildungsmaßnahmen. Die 
Arbeitgeber können diese Steuergutschrift nur erhalten, wenn sie nicht bereits den 
Steuerfreibetrag beantragt haben. 

Da diese Maßnahmen erst vor relativ kurzer Zeit eingeführt wurden, liegen bislang noch 
keine Evaluierungen vor. Nach den jüngsten Änderungen werden die hierdurch bedingten 
Steuerausfälle auf rd. 60 Mio. Euro jährlich beziffert. 
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demselben Jahr nicht in Abzug gebracht werden können, dem Unternehmen entweder 
ausgezahlt oder von dessen Steuerschuld für das Vor- oder das Folgejahr abgezogen 
werden können. Desgleichen können Steuerabzüge für Weiterbildungsausgaben in Italien 
und Luxemburg um bis zu vier bzw. zehn Jahre hinausgeschoben werden, falls die 
steuerpflichtigen Einnahmen negativ sind. Einer schwedischen Umfrage ist zu entnehmen, 
dass die Arbeitgeber die Weiterbildungsaufwendungen deutlich erhöhen würden, wenn in 
ihrem Land ähnliche Regelungen eingeführt würden (Häkanson et al., 2002). 

Während es - zumindest im Prinzip - möglich ist, durch Körperschaftsteuerabzüge 
bestimmte Arten von Unternehmen zu erreichen, in denen das Weiterbildungsangebot 
besonders niedrig ist (z.B. kleine Unternehmen), kann es bei der Ausrichtung der Maß- 
nahmen auf bestimmte Kategorien von Arbeitskräften zu unerwünschten Substitutions- 
effekten kommen. Leuven und Oosterbeek (2003) haben beispielsweise aufgezeigt, dass 
der 40%ige zusätzliche Steuerabzug für die Weiterbildung von Beschäftigten im Alter 
von 40 Jahren und darüber, der in den Niederlanden 1998 eingefühlt und vor kurzem 
wieder abgeschafft wurde, eine erhebliche Substitution zwischen der Weiterbildung von 
Arbeitnehmern ab 40 Jahren und von Arbeitnehmern der unmittelbar darunter liegenden 
Altersgruppe auslöste. Nach Berücksichtigung der Substitutionseffekte wird die Gesamt- 
effizienz dieses Programms somit fraglich. 

Zusammenfassend lässt sich vorläufig sagen, dass für einen effizienten Einsatz von 
Steueranreizen zur Anhebung unzureichender Unternehmensinvestitionen in die Weiter- 
bildung zusätzliche Abzugsmöglichkeiten für Weiterbildungsausgaben sinnvoller sind als 
Abzüge von Lohnsummensteuern. Dies gilt wahrscheinlich insbesondere dann, wenn 
letztere im Rahmen von Programmen des Typs „fortbilden oder zahlen" vorgesehen sind, 
bei denen mit beträchtlichen Mitnahmeeffekten zu rechnen ist. Es wäre auch wünschens- 
wert, diese Steuerabzüge mehrere Jahre aufschieben zu können, wenn die Unternehmen 
in dem Jahr, in dem die Ausgaben angefallen sind, keinen Überschuss ausweisen können. 

Zuschussprogramme und besondere Fonds für Unternehmen 

Bei Programmen vom Typ „fortbilden oder zahlen" muss nur dann eine Abgabe ent- 
richtet werden, wenn die eigenen Weiterbildungsanstrengungen des jeweiligen Unter- 
nehmens unter einem gesetzlichen Mindestwert liegen. Bei anderen AbgabenVZuschuss- 
programmen müssen hingegen alle Unternehmen, unabhängig von der Höhe ihrer Weiter- 
bildungsausgaben, eine Ausbildungsabgabe zahlen - bei der es sich üblicherweise um 
einen Prozentsatz der Lohnsumme handelt -, sie können aber anschließend versuchen, 
diesen Betrag durch die Beantragung von Beihilfen zur Finanzierung von Weiter- 
bildungsmaßnahmen (teilweise) wieder hereinzuholen. Die Zuschüsse decken sich in 
der Regel nicht mit den Zahlungen der Unternehmen und ermöglichen daher eine Um- 
verteilung der Mittel auf im Voraus festgelegte vorrangige Bereiche. 

Gute Beispiele für diese Art von Abgaben-/Zuschussprogrammen auf nationaler 
Ebene liefern Belgien und Spanien. In Belgien bestimmt ein landesweiter Tarifvertrag, der 
später Gesetzeskraft erhielt, dass die Arbeitgeber 0,25% ihrer Lohnsumme in einen Aus- 
bildungsfonds einzahlen müssen, wobei dieser Betrag durch Branchentarifverträge auf- 
gestockt werden kann. In Spanien zahlen die Arbeitgeber 0,7% ihrer Lohnsumme in einen 
Fonds ein, der von einer drittelparitätischen Ausbildungsstiftung geleitet wird, in der aus 
Vertretern der Gewerkschaften und der Arbeitgeberverbände zusammengesetzte sektorale 
Ausschüsse über die Gewährung der Zuschüsse entscheiden und diese verwalten. 
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Zusätzlich zu in der nationalen Gesetzgebung vorgesehenen Systemen gibt es in 
einigen Ländern sektorspezifische Abgaben, die in Branchentarifverträgen vereinbart 
werden. Diesen Weg haben beispielsweise die Niederlande und Dänemark eingeschlagen. 
Derzeit gibt es für die Hälfte der niederländischen und ein Drittel der dänischen Erwerbs- 
bevölkerung derartige sektorbezogene Abgaben und Ausbildungsfonds (Gasskov, 2001). 
Der durchschnittliche Beitragssatz liegt in den Niederlanden bei 0,5%, wobei jedoch er- 
hebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Branchen zu beobachten sind. Andere 
Länder, z.B. Belgien und Frankreich, haben zur Ergänzung ihrer landesweiten Abgaben- 
regelung zahlreiche sektorspezifische Fonds eingerichtet. Auch in den Vereinigen Staaten 
müssen in einigen Sektoren oder Unternehmen mit hohem gewerkschaftlichen Organisa- 
tionsgrad, wie z.B. in der Automobilindustrie, Beiträge an Ausbildungsfonds abgeführt 
werden. In der Regel werden die abgabenfinanzierten Fonds halb- oder drittelparitätisch 
geleitet (wegen detaillierter Beispiele vgl. Ok und Tergeist, 2003), es bestehen jedoch 
einige Ausnahmen (namentlich in Korea, wo die öffentliche Arbeitsmarktverwaltung für 
den entsprechenden Fonds zuständig ist). 

Abgesehen von den Programmen, die durch besondere Abgaben finanziert werden, 
gibt es in den meisten OECD-Ländern (z.B. in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, Korea, Japan, Mexiko, Polen, in der Tschechischen Republik und den Vereinigten 
Staaten) aus dem Haushalt der Zentralregierung finanzierte Zuschussprogramme für 
BWB-Ausgaben von Unternehmen. Die EU-Länder kombinieren ihre jeweiligen Zuschuss- 
programme in diesem Bereich häufig mit Mitteln aus dem Europäischen Sozialfonds 
(ESF). Die Unterstützung durch den ESF ist als Ergänzung zu von den Mitgliedstaaten 
selbst getragenen Projekten gedacht; die übrigen Mittel werden von den jeweiligen Zentral- 
regierungen bzw. Regionalverwaltungen bereitgestellt. Die Länder können indessen frei 
über die Art der Ausgaben (z.B. Arbeitsentgelte der Teilnehmer oder Gemeinkosten), den 
Ausgabenanteil (z.B. bis zu 50% in Finnland) und die Art der zuschussberechtigten 
Unternehmen (für kleinere Unternehmen gelten oft Sonderregelungen) entscheiden. Ähn- 
liche Abweichungen lassen sich auch in Nicht-EU-Ländern feststellen. In internen Richt- 
linien und/oder Gesetzen ist üblicherweise festgelegt, welche Bedingungen für die 
Gewährung von Zuschüssen erfüllt sein müssen, z.B. in Bezug auf die Auswahl der 
Empfänger (mit Blick auf die Chancengleichheit) oder den Nachweis der Mitwirkung von 
Arbeitnehmervertretern an der Gestaltung des Weiterbildungsplans. 

Unabhängig davon, ob sie durch besondere Abgaben oder aus dem regulären Haus- 
halt finanziert werden, haben Zuschussprogramme den Nachteil, dass sie mit hohen Ver- 
waltungskosten verbunden sind. Ferner muss ein Kompromiss zwischen der erforder- 
lichen Flexibilität zur Anpassung an den nachfrageseitigen Bedarf und der Einengung des 
Systems durch strenge Anspruchskriterien gefunden werden, die notwendig sind, um 
Transparenz zu gewährleisten und Missbrauch so weit wie möglich zu vermeiden (vgl. 
auch Abschnitt 3.C). Zudem wurde das Argument vorgebracht, dass es für kleine Unter- 
nehmen vergleichsweise kostspieliger ist, alle für die Beantragung von Zuschüssen erfor- 
derlichen Bedingungen zu erfüllen (Gasskov, 1998). 

Rückzahlungsklauseln und Berufsausbildungen 

Im Prinzip kann über gesetzlich vorgesehene oder vertraglich vereinbarte Rück- 
zahlungsklauseln festgelegt werden, dass ein Arbeitnehmer, der sein Unternehmen vor 
Ablauf einer bestimmten Frist verlässt, zumindest einen Teil der vom Arbeitgeber für 
seine Aus- oder Weiterbildung aufgebrachten Kosten zurückerstatten muss. Solche Rück- 
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zahlungsklauseln zielen darauf ab, zwei Formen von Marktversagen zu mindern, die sich 
negativ auf Aus- und Weiterbildung auswirken können. Zum einen begrenzen sie den Um- 
fang, in dem sich künftige Arbeitgeber durch Abwerben von Arbeitskräften den Ertrag 
aus den Weiterbildungsinvestitionen der derzeitigen Arbeitgeber aneignen können, und 
gestatten so den derzeitigen Arbeitgebern, die Weiterbildungskosten über die Löhne wieder 
hereinzuholen, die nach der Weiterbildungsmaßnahme unter dem Produktivitätsniveau 
liegen. Zum anderen ermöglichen sie den Arbeitnehmern, die Weiterbildungskosten selbst 
im Falle starker Kreditrestriktionen für den Einzelnen zu teilen, da die erforderlichen 
Mittel de facto mit geringem Ausfallrisiko beim Arbeitgeber aufgenommen werden. 

Falls tarifvertraglich nicht anders geregelt, sieht das Loi cadre du 22 juin 1999 in 
Luxemburg eine Rückzahlungsklausel vor, der zufolge die Arbeitnehmer einen Teil der 
während der drei vorangegangenen Jahre vom Arbeitgeber getragenen Weiterbildungs- 
kosten zurückerstatten müssen, wenn sie ihre Stelle kündigen und diese Kündigung nicht 
durch eine Verfehlung des Arbeitgebers bedingt ist. Ähnliche Bestimmungen gelten auch 
bei einer Kündigung infolge einer schweren Verfehlung des Arbeitnehmers. In vielen 
Ländern (z.B. in Deutschland, Italien, Korea, den Niederlanden, Norwegen, Österreich, 
Schweiz, der Tschechischen Republik und den Vereinigten Staaten) sind Rückzahlungs- 
klauseln zwar nicht gesetzlich verankert, dürfen aber innerhalb bestimmter Grenzen in 
Arbeitsverträge oder Tarifvereinbarungen aufgenommen werden. Im Vereinigten König- 
reich schließlich soll eine gesetzliche Bestimmung eingeführt werden, die den Arbeit- 
gebern den Abschluss von Verträgen mit den Arbeitnehmern gestattet, in deren Rahmen 
sie die Weiterbildung über ein Darlehen finanzieren, aber die Verantwortung für die noch 
ausstehenden Zahlungen auf den neuen Arbeitgeber übergeht, wenn der betreffende Ar- 
beitnehmer nach der Weiterbildungsmaßnahme wegen einer anderen Stelle kündigt. 

Selbst wenn Rückzahlungsklauseln gesetzlich zulässig sind, kann deren Anwendung 
durch Probleme bei der vertraglichen Fixierung der Weiterbildungsinhalte begrenzt 
werden, die einer effizienten Kostenteilung im Wege stehen (vgl. Abschnitt 2.A). Rück- 
zahlungsklauseln können sich im Falle formeller Ausbildungen oder externer, in der 
Erlangung eines Diploms mündender Weiterbildungsprogramme durchaus als geeignet 
erweisen, da sich die damit verbundenen Kosten, die Bildungsinhalte, die Qualität der 
Schulungen sowie deren Wert für den Arbeitnehmer (d.h. der Marktpreis der durch Aus- 
und Weiterbildung erworbenen Qualifikationen) leicht evaluieren lassen. Für zahlreiche 
andere Formen der Weiterbildung ist dies jedoch nicht der Fall 27 . In Italien z.B. wurden 
Rückzahlungsklauseln vor allem für neu eingestellte Führungskräfte vereinbart, die an 
MBA-Programmen teilnehmen. Auch die in Luxemburg vorgesehenen gesetzlichen 
Bestimmungen gelten nur für Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, mit denen ein Zerti- 
fikat erlangt werden kann und die im Rahmen eines mit dem Unternehmen vereinbarten 
Weiterbildungsplans absolviert werden. In Deutschland hingegen haben die Gerichte ent- 
schieden, dass vertraglich vereinbarte Rückzahlungsklauseln nur zulässig sind, wenn der 
Inhalt der Weiterbildungsmaßnahme dem Arbeitnehmer bei Eigenkündigung in seiner 
neuen Stelle zugute kommt. Dennoch berichten Bellmann und Düll (2001), dass rd. 15% 
aller deutschen Unternehmen mit Rückzahlungsklauseln arbeiten 28 . 

Bei Berufsausbildungen handelt es sich um eine weitere Art von Verträgen, die ähn- 
lich wie Rückzahlungsklauseln eine Kostenteilung ermöglichen. In vielen Ländern sind 
Berufsausbildungen eine seit langem bestehende Praxis, bei der Ausbildung und Beschäf- 
tigung so kombiniert werden, dass die Teilnehmer eine Unterweisung in den für den 
jeweiligen Beruf erforderlichen Fertigkeiten erhalten und gleichzeitig in diesem Beruf 
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tätig sind. Zu den gemeinsamen Merkmalen von Ausbildungs vertragen gehört, dass die 
Ausbildungsdauer von Anfang an vereinbart ist, die Auszubildenden ein Entgelt erhalten, 
das während des Großteils der Vertragsdauer unter ihrem Produktivitätsniveau liegt, und 
die erworbenen Qualifikationen bei Ablauf des Vertrags durch ein anerkanntes Zeugnis 
bescheinigt werden, wobei die Ausgebildeten im Anschluss eine deutliche Lohnerhöhung 
erhalten, wenn sie im selben Unternehmen bleiben. Aus diesem Grund stellen Aus- 
bildungsverträge selbst im Falle nicht vertragsfähiger Ausbildungsinhalte eine sinnvolle 
Option dar (Malcomson et al., 2003). Ähnlich wie bei Verträgen mit Rückzahlungs- 
klauseln können die Arbeitgeber die Ausbildungskosten hereinholen, indem sie den Aus- 
zubildenden in der Endphase der Vertragsdauer einen Lohn zahlen, der unter ihrem 
Grenzprodukt liegt. Anders als bei Verträgen mit Rückzahlungsklauseln können die Aus- 
zubildenden allerdings vor Ablauf ihres Vertrags das Unternehmen verlassen, ohne dass 
sie dies zu Zahlungen verpflichten würde, sie erhalten dann jedoch kein Abschlusszeugnis. 
Aus diesem Grund haben die Auszubildenden ein Interesse daran, wenigstens bis zum 
Ende ihres Ausbildungsvertrags im Unternehmen zu bleiben, während es für die Unter- 
nehmen zugleich vorteilhaft ist, eine qualitativ hochwertige Ausbildung zu vermitteln, um 
die Zahl der Abwanderungen zu minimieren. Sofern keine Altersgrenze besteht, können 
Ausbildungsverträge auch bei gering qualifizierten Arbeitskräften im Haupterwerbsalter 
erfolgreich eingesetzt werden. In Australien beispielsweise ist die Zahl der Auszubilden- 
den im Alter von 25 Jahren oder darüber seit der Abschaffung aller Altersbegrenzungen 
im Jahr 1992 enorm gestiegen, ohne dass diese starke Zunahme zu Lasten der jüngeren 
Auszubildenden gegangen wäre, deren Zahl ebenfalls gewachsen ist (OECD, 2003b). 

Arbeitszeit- und Weiterbildungskonten 

In vielen OECD-Ländern hat die zunehmende Flexibilisierung der Arbeitszeit- 
regelungen, u.a. durch Jahresarbeitszeitmodelle oder lange Ausgleichszeiträume, zur 
Entstehung individueller Arbeitszeitkonten geführt. Das Prinzip der Arbeitszeitkonten 
besteht darin, dass es dem Arbeitnehmer während eines bestimmten Zeitraums möglich 
ist, im Verhältnis zur im Arbeitsvertrag vereinbarten Regelarbeitszeit weniger oder mehr 
Stunden zu arbeiten, was sich als Soll oder Haben auf einem individuellen Konto nieder- 
schlägt und zu einem späteren Zeitpunkt durch längere Arbeitszeiten oder umgekehrt 
mehr Freizeit ausgeglichen wird. Folglich können die Arbeitszeitkonten ähnlich wie 
Rückzahlungsklauseln zur Teilung der Kosten von Weiterbildungsmaßnahmen benutzt 
werden, abgesehen davon, dass die Arbeitnehmer ihren Anteil an den Kosten über das 
Arbeitszeitkonto de facto im Voraus bezahlen. Zusätzlich können sie die Überwindung 
terminlicher Engpässe erleichtern, da Zeitmangel einer der Hauptfaktoren ist, der die 
Arbeitnehmer daran hindert, im gewünschten Umfang an Weiterbildungsmaßnahmen 
teilzunehmen (vgl. Abschnitt 2.C). 

In Frankreich wurde bereits 1994 ein Gesetz verabschiedet, mit dem „Zeitsparkonten" 
(comptes epargne-temps) für die Arbeitnehmer eingeführt wurden. Durch solche Konten 
ist es den Arbeitnehmern möglich, über mehrere Jahre hinweg Zeitguthaben anzu- 
sammeln - z.B. durch Überstunden oder im Rahmen der schrittweisen Einführung der 
35 -Stunden-Woche - und später darüber zu entscheiden, ob sie dieses angesparte „Zeit- 
kapital" z.B. für einen vorzeitigen oder gleitenden Renteneintritt, die Aufnahme einer 
Teilzeitarbeit oder einen Weiterbildungsurlaub nutzen möchten. Allerdings wurden diese 
Konten bislang nur selten für Weiterbildungsmaßnahmen genutzt. Die Sozialpartner ver- 
handeln jedoch derzeit über Möglichkeiten, um der Verwendung der Arbeitszeitkonten 
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für Weiterbildungszwecke Impulse zu verleihen, z.B. durch die Einführung eines beson- 
deren „Weiterbildungskontos" (compte epargne formation; MEDEF, 2001). 

In den Niederlanden ist in rund einem Viertel der großen Tarifverträge die Möglich- 
keit des Ansparens von Arbeitsstunden für Weiterbildungszwecke vorgesehen. In Däne- 
mark ist der Ausgleich aufgelaufener Überstunden durch ausgedehnte Urlaubszeiten eine 
sehr weit verbreitete Praxis (EIRO, 2001). Laut einer neueren, bei westdeutschen Unter- 
nehmen (ohne Berlin) durchgeführten Umfrage besteht in 11% aller Unternehmen, die 
Weiterbildungskurse anbieten (wobei es sich zumeist um größere Unternehmen handelt) 
und in denen Arbeitszeitkonten existieren, die Möglichkeit, das angesammelte Arbeits- 
zeitkapital für Weiterbildungszwecke zu nutzen (Dobischat und Seifert, 2001). Auf 
solchen „Lernzeitkonten" können aufgelaufene Überstunden oder besondere Arbeitgeber- 
prämien gutgeschrieben werden. Wie im Falle der anderen Instrumente, die eine Teilung 
der Weiterbildungskosten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern erleichtern, dürften 
Arbeitszeitkonten allerdings nur in dem Umfang wirkungsvoll sein, in dem die Weiter- 
bildung vertraglich vereinbart werden kann. So gesehen dürfte ihr Einsatz begrenzt 
bleiben, wenn sich die Arbeitnehmer bei der Wahl ihrer Weiterbildungskurse an den 
Weiterbildungsplan des Unternehmens halten müssen und dieser Plan nicht das Resultat 
effektiver Verhandlungen zwischen den Sozialpartnern ist (vgl. Abschnitt 3.C). 

Darlehensprogramme 

Wie in Abschnitt 2.A besprochen, ist eine der wichtigsten Ursachen der negativen 
Effekte von Marktversagen auf die berufliche Weiterbildung in den Problemen zu sehen, 
denen sich die Arbeitnehmer bei der Kreditfinanzierung der Weiterbildung gegenüber- 
sehen. Die zuständigen Behörden können jedoch besondere Programme einrichten 
- z.B. Kreditbürgschaften, Zuschüsse zu den Zinszahlungen und/oder Darlehen durch 
öffentliche Körperschaften -, um der mangelnden Bereitschaft der Kreditinstitute zur 
Gewährung von Darlehen für Aus- und Weiterbildungszwecke zu begegnen. 

In Zusammenhang mit Darlehensprogrammen für die Hochschulbildung sind zwei 
Probleme aufgetreten. Zum einen handelt es sich dabei um die allgemeine Frage des 
Verschuldungsniveaus der Studenten. Ein Großteil der jüngsten Ausweitung der Hoch- 
schulbildung in Neuseeland war beispielsweise einem 1992 eingeführten Darlehens- 
programm für Studenten zu verdanken. Dieser Erfolg hat jedoch auch zu Bedenken 
Anlass gegeben, wonach das daraus folgende hohe Verschuldungsniveau der Studenten 
den Verbrauch stark drücken, den Zeitpunkt des Kinderwunschs verzögern, die spätere 
Kreditwürdigkeit beeinträchtigen und möglicherweise zur Abwanderung von Spitzenkräften 
(„brain drain") führen könnte, wenn die Hochschulabsolventen das Land verlassen, um 
die Rückzahlung der Kredite zu umgehen oder um höhere Gehälter zu beziehen, mit 
denen sie ihre Darlehen leichter zurückzahlen können (Tertiary Education Advisory 
Committee, 2001; vgl. auch Callender, 2002). Das zweite Problem bezieht sich auf das 
Kreditrisiko, d.h. die Frage, ob die einzelnen Hochschulabsolventen später genug ver- 
dienen werden, um ihre Darlehen abzuzahlen, und das den Einzelnen u.U. vor einer 
Finanzierung von Humankapitalinvestitionen durch die Aufnahme eines Kredits zurück- 
schrecken lässt. Da immer mehr Länder Studiengebühren eingeführt oder bereits 
bestehende Gebühren angehoben haben, wurde von den zuständigen Stellen der Versuch 
unternommen, diesem Problem durch die Einführung von Darlehensprogrammen zu 
begegnen, die Bestimmungen für eine einkommensabhängige Tilgung umfassen. An den 
Erfahrungen von Ländern, in denen Studiendarlehen seit langem üblich sind, wie z.B. in 
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den Vereinigten Staaten, hat sich jedoch gezeigt, dass die Ausfallquoten bei Studenten 
relativ hoch sind. Programme, die eine einkommensabhängige Tilgung vorsehen, können 
für die öffentlichen Haushalte somit recht kostspielig werden. 

Diese Fragen scheinen sich auch in Bezug auf die Darlehensfinanzierung der indivi- 
duellen Kosten aller Formen von Erwachsenenbildung zu stellen. Einige Länder (z.B. das 
Vereinigte Königreich und die Vereinigten Staaten) haben Kreditprogramme eingerichtet, 
die auch für die berufliche Weiterbildung gedacht sind und Erwachsenen die nötigen 
Mittel zur Deckung ihrer Lebenshaltungskosten sowie der direkten Weiterbildungskosten 
sichern sollen. Im Vereinigten Königreich wurden 1988 beispielsweise die Career 
Development Loans eingeführt. Sie ermöglichen es Erwachsenen (ab 18 Jahren), 
zwischen 300 und 8 000 £ zur Finanzierung einer beruflichen Aus- oder Weiterbildung 
aufzunehmen; die Zinszahlungen werden während der Dauer der Ausbildung von der 
öffentlichen Hand bezuschusst. In den ersten 13 Jahren seit der Einrichtung dieses Pro- 
gramms haben über 150 000 Personen Darlehen im Umfang von durchschnittlich 3 700 £ 
aufgenommen. Obwohl mehr als 80% der Kreditnehmer angaben, dass sie ohne das 
Darlehensprogramm keine Weiterbildung absolviert hätten, blieb die Gesamtzahl der 
gewährten Kredite weit hinter den Erwartungen zurück. Zudem handelte es sich bei der 
Mehrzahl der Darlehensempfänger um Männer (die Wahrscheinlichkeit der Kredit- 
gewährung war bei Männern doppelt so hoch wie bei Frauen, vgl. Quarrie, 2002). Diese 
Erfahrung lässt darauf schließen, dass Darlehensprogramme u.U. nur begrenzt Anklang 
finden, da Menschen im Haupterwerbsalter in der Regel stärker vor der Kreditfinanzie- 
rung von Weiterbildungsmaßnahmen zurückschrecken als jüngere Menschen, was 
auf bereits eingegangene Verbindlichkeiten (z.B. Hypothekarkredite), die Verantwortung 
für eine Familie sowie kürzere Amortisierungszeiträume zurückzuführen sein könnte 
(Callender, 2002). 

Steueranreize für Einzelpersonen 

Während mit Darlehensprogrammen nur den Unzulänglichkeiten der Kapitalmärkte 
entgegengewirkt werden soll, zielen die meisten anderen auf Einzelpersonen ausgerich- 
teten nachfrageseitigen Programme sowohl auf eine Verringerung individueller Kredit- 
schwierigkeiten als auch auf eine Erhöhung der geringen bzw. ungewissen Weiter- 
bildungsrenditen für bestimmte Gruppen ab, die in der Regel nicht in den Genuss von 
arbeitgeberseitig geförderten Weiterbildungskursen kommen (vgl. Abschnitt 3.A). Der 
Hauptgrund für auf Einzelpersonen abzielende nachfrageseitige Programme ist, dass sie 
zielgerichteter gestaltet werden können als finanzielle Anreize für Arbeitgeber (oder 
Schulungseinrichtungen) und dem Einzelnen zugleich ein größeres Spektrum an Weiter- 
bildungsoptionen bieten. 

Während Ausgaben für die formelle Ausbildung zumeist von der Einkommensteuer 
abgezogen werden können, sind die Bestimmungen für die steuerliche Behandlung der 
BWB-Ausgaben von Einzelpersonen in der Regel strenger. Im Allgemeinen können 
derartige Ausgaben nicht vom steuerpflichtigen Einkommen abgezogen werden, es sei 
denn, die jeweilige Weiterbildungsmaßnahme ist für die aktuelle Tätigkeit der betreffen- 
den Person erforderlich. Darüber hinaus kann es vorkommen, dass die beim Arbeit- 
geber angefallenen Ausgaben für eine von ihm finanziell unterstützte Weiterbildungs- 
maßnahme, mit der eine anerkannte Qualifikation erworben wird, zum steuerpflichtigen 
Einkommen des an dieser Maßnahme teilnehmenden Arbeitnehmers hinzugerechnet 
werden. 
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Inzwischen wurden allerdings Initiativen ergriffen, um diese Restriktionen zu 
lockern. Ab 2003 erlaubt es die österreichische Gesetzgebung Einzelpersonen z.B., nicht 
nur die Kosten von Weiterbildungsmaßnahmen, die für ihre aktuelle Beschäftigung 
erforderlich sind, sondern auch von Maßnahmen, die einen Stellen- bzw. Berufswechsel 
ermöglichen können, vom steuerpflichtigen Einkommen abzuziehen. Die steuerliche 
Abzugsfähigkeit der laufenden individuellen Kosten von Aus- und Weiterbildung dürfte 
sich jedoch vor allem bei Kurzzeit- oder Teilzeitlehrgängen sowie für gut verdienende 
Arbeitnehmer auszahlen, da die betreffenden Personen diese Steuervorteile nur nutzen 
können, wenn sie im jeweiligen Finanzjahr genug verdienen, um steuerpflichtig zu sein. 
Derartige Beschränkungen sind nur dann nicht gegeben, wenn sich die Steuerabzüge auf 
Sparpläne beziehen, die zur Finanzierung späterer Weiterbildungsaktivitäten dienen 
(z.B. bei individuellen Lern- oder Urlaubskonten, siehe unten). 

Zuschüsse für Einzelpersonen 

In den meisten Ländern gibt es Programme, in deren Rahmen die Teilnahme von 
Einzelpersonen an Weiterbildungskursen bezuschusst wird. Zuschüsse sind flexible Instru- 
mente, mit denen spezifische Gruppen erreicht werden können. Damit diese Programme 
ihren Zweck erfüllen können, ist es jedoch häufig nötig, den Rahmenbedingungen beson- 
dere Aufmerksamkeit zu schenken (vgl. auch Abschnitt 3.C weiter unten). Drei Fragen 
sind bei der ökonomischen Analyse von Zuschüssen für Einzelpersonen von entscheiden- 
der Bedeutung: a) Welche Kosten werden durch die Zuschüsse gedeckt: Studien- bzw. 
Schulungsgebühren, Lebenshaltungskosten und/oder entgangenes Einkommen? b) Welche 
Bedingungen müssen Einzelpersonen für den Anspruch auf Zuschüsse erfüllen? c) Welche 
Möglichkeiten hat der Einzelne, die Art und den Zeitpunkt der Weiterbildung sowie den 
Anbieter selbst auszuwählen? 

Es besteht offensichtlich ein Spannungsverhältnis zwischen dem Bestreben, die 
Weiterbildungsnachfrage und die Auswahlmöglichkeiten für den Einzelnen zu erhöhen, 
ohne damit einen Anstieg der Kosten auszulösen, und der Notwendigkeit, dem Einzelnen 
die erforderlichen Informationen über die Qualität der Weiterbildung zu vermitteln und 
Missbrauch zu verhindern. Zur Verwirklichung des ersten Ziels wäre es im Prinzip nötig, 
dass das Schulungsangebot ungehindert auf die Schulungsnachfrage reagieren kann, z.B. 
durch freie Zugangsmöglichkeiten und innovative Lehrgänge. Das zweite Ziel erfordert 
jedoch ein gewisses Maß an zeitaufwendiger Selektion, Aufsicht und Erfolgskontrolle 
(vgl. auch Abschnitt 3.C). In der Praxis sind Zuschussprogramme, bei denen der Einzelne 
die vollkommen freie Wahl der Weiterbildungsmaßnahme hat, eine Seltenheit. Meistens 
entscheiden sich die staatlichen Stellen für einen Kompromiss zwischen den beiden ent- 
gegengesetzten Zielen, indem sie die Auswahlmöglichkeiten auf einen mehr oder weniger 
weit gefassten Katalog von Optionen beschränken und die Zuschussquote entsprechend 
anpassen 29 . Weiterbildungsgutscheine (wie es sie beispielsweise in einigen Regionen 
Italiens, Österreichs und der Schweiz gibt) lassen dem Einzelnen z.B. die freie Wahl 
zwischen den Lehrveranstaltungen verschiedener zugelassener Anbieter (vgl. Kasten 5.4). 

In einigen Fällen zielen die Zuschüsse explizit auf bestimmte Bevölkerungsgruppen 
ab. In Deutschland fördert der Staat z.B. die Weiterbildung von Arbeitskräften im Alter 
von über 50 Jahren sowie von Arbeitskräften ohne Berufsausbildung (bzw. von Arbeits- 
kräften mit Berufsausbildung, die mehr als vier Jahre lang Tätigkeiten von ungelernten 
oder angelernten Arbeitern ausgeübt haben). In Korea stellt die Arbeitslosenversicherung 
Zuschüsse für vom Staat bezeichnete Lehrveranstaltungen zur Verfügung, an denen von 
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Kasten 5.4 Der Weiterbildungsgutschein des Schweizer Kantons Genf 

Das im Kanton Genf geltende Loi sur la formation continue des adultes von Mai 2000 
sieht einen Weiterbildungsgutschein in Höhe von maximal 750 Schweizer Franken pro Jahr 
vor, den alle im Kanton ansässigen Erwachsenen beantragen können. Der Weiterbildungs- 
gutschein wurde als Reaktion auf eine 1996 vom Schweizer Bundesamt für Statistik durch- 
geführte Studie eingeführt, in der Besorgnis über die geringe Teilnahme gering qualifizierter 
Arbeitskräfte an beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen geäußert wurde. 

Der Gutschein kann für grundlegende Weiterbildungsmaßnahmen, berufliche Aus- 
bildungen oder die Aneignung neuer Qualifikationen verwendet werden. Der Betrag von 
750 Schweizer Franken entspricht 40 Stunden Weiterbildungskursen. Der Gutschein kann 
während maximal drei Jahren von einem Jahr ins nächste übertragen werden. Er gewährt 
Anspruch auf den Besuch von Lehrveranstaltungen, die von öffentlichen oder kommunalen 
Bildungseinrichtungen sowie einigen zugelassenen privaten Einrichtungen angeboten werden. 

Derzeit können mit dem Weiterbildungsgutschein rund 400 Lehrveranstaltungen von 
62 Bildungseinrichtungen besucht werden. Nach der Entscheidung für eine bestimmte Lehr- 
veranstaltung wird im Allgemeinen ein Antrag bei einem der Berufsbildungsämter des 
Kantons gestellt. 2001 wurden fünf von sechs solchen Anträgen (deren Gesamtzahl sich auf 
1 240 belief) genehmigt. 61% der Nutznießer waren Frauen und 44% ausländische Gebiets- 
ansässige (Broyon et al., 2002). Der Anteil der gering qualifizierten Antragsteller ist jedoch 
niedrig geblieben (nur 16% der Anträge stammten 2001 von Personen, die nur die Pflicht- 
schulzeit absolviert hatten). 



Entlassung bedrohte Arbeitnehmer oder Arbeitskräfte im Alter von 50 Jahren oder dar- 
über teilnehmen. Seltener an Weiterbildungen teilnehmende Gruppen können aber auch 
dann mit Zuschussprogrammen erreicht werden, wenn diese nicht auf einen bestimmten 
Personenkreis ausgerichtet sind. Bei vielen Teilnehmern am Weiterbildungsgutschein- 
programm im Kanton Genf handelte es sich 2001 beispielsweise um Ausländer (vgl. 
Kasten 5.4). Dies gilt besonders für Programme, die nur für Arbeitnehmer bestimmt sind, 
die Weiterbildungsurlaub nehmen, sowie für Programme, die steuerliche Regelungen 
und/oder Darlehen mit Zuschüssen und/oder Kostenteilungsregelungen kombinieren 
(wie z.B. individuelle Lernkonten). 

Individuelle Lernkonten (ILK) 

Individuelle Lernkonten kamen Ende der neunziger Jahre als Alternative zu her- 
kömmlichen Zuschuss- und Darlehensprogrammen auf. Es handelt sich um Sparkonten, 
die von Einzelpersonen mit Blick auf die Finanzierung späterer Lernaktivitäten eröffnet 
werden. Auf diese Konten können auch Dritte (Unternehmen oder staatliche Stellen) ein- 
zahlen, wobei dem Einzelnen im Allgemeinen die Wahl der Art und des Zeitpunkts der 
Weiterbildung, des Anbieters und des angelegten Betrags freigestellt bleibt. Diesen Initia- 
tiven liegt das Bestreben zu Grunde, die Stellung des Einzelnen auf dem Aus- und 
Weiterbildungsmarkt zu stärken, indem er/sie dazu angespornt wird, die Verantwortung 
für einen vermögensbildenden Prozess zu übernehmen. 
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In einer Untersuchung über neuere Erfahrungen mit individuellen Lernkonten 
wurden derartige Initiativen von der OECD und dem European Learning Account Network 
in fünf OECD-Ländern identifiziert (Kanada, Niederlande, spanisches Baskenland, Ver- 
einigtes Königreich, Vereinigte Staaten, vgl. OECD, 2003&). Ein ähnliches Programm 
wurde in Schweden von Skandia, einem privaten Versicherungsunternehmen, eingerich- 
tet. Die Mehrzahl dieser Programme wurde versuchsweise gestartet, um die Tauglichkeit 
eines auf „Sparkonten" gestützten Ansatzes zur Förderung der Weiterbildung zu testen. 
Zwischen den einzelnen Programmen bestehen erhebliche Unterschiede in Bezug auf 
ihren Zweck sowie die Einzelheiten ihres Aufbaus und ihrer Verwaltung, sie fügen sich 
jedoch alle in den oben beschriebenen allgemeinen Rahmen ein (Tabelle 5.7). 

Die größten Unterschiede zwischen diesen Programmen sind im Hinblick auf ihre Ziel- 
setzung und somit auch auf ihren finanziellen Umfang zu beobachten. Der am häufigsten 
verfolgte Ansatz besteht in der Einrichtung von Konten zur Deckung der direkten Kosten 
von Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, einschließlich der Unterrichtsgebühren, des 
Lehrmaterials und der Fahrtkosten. In diesem Fall sind die Beiträge Dritter relativ gering. 
Nur selten zielen individuelle Lernkonteninitiativen darauf ab, einen Ausgleich für das 
während einer Weiterbildungsmaßnahme auf Vollzeitbasis entgangene Einkommen zu 
schaffen. 

Bei den individuellen Lernkonten sind Probleme in Zusammenhang mit Fragen der 
Rechenschaftspflicht aufgetreten, die durch den Druck zur raschen Umsetzung weit- 
greifender Innovationen sowie das Bestreben bedingt waren, deren Benutzerfreundlich- 
keit zu sichern, da mit diesen Programmen Personen erreicht werden sollen, die nicht zu 
den typischen Teilnehmern von Lernaktivitäten gehören. Im Falle von Programmen, die 
durch Direktbeiträge finanziert werden, entschieden sich die Finanzierungspartner (Staat 
oder Arbeitgeber) mit Blick auf die Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Verwendung 
der Mittel zumeist dafür, die individuellen Beiträge zum Zeitpunkt des „Kaufs" der jewei- 
ligen Aus- oder Weiterbildungsleistung zu ergänzen. Dadurch konnte jedoch nicht immer 
verhindert werden, dass entweder die vom einzelnen Kontoinhaber oder die von den Fi- 
nanzierungspartnern eingezahlten Mittel für Aktivitäten verwendet wurden, für die sie 
nicht vorgesehen waren 30 . 

Leider liegen trotz des in jüngster Zeit erwachten großen Interesses an individuellen 
Lernkonten kaum Informationen über deren Auswirkungen auf das Lernverhalten und die 
anschließenden Arbeitsmarktergebnisse vor. Die Schätzung der Auswirkungen wird 
dadurch erschwert, dass die meisten Initiativen relativ neu und (mit Ausnahme der 
landesweiten Lernkonteninitiative in Großbritannien) von begrenztem Umfang sind. Das 
vorhandene Belegmaterial lässt allerdings darauf schließen, dass ILK-Programme in der 
Bevölkerung auf Anklang gestoßen sind, selbst bei Menschen, die üblicherweise nicht an 
Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen. In den meisten Fällen konnten mit ihnen gering 
qualifizierte Arbeitskräfte beiderlei Geschlechts in der mittleren Altersgruppe erreicht 
werden, wohingegen jüngere und ältere Arbeitskräfte unterrepräsentiert blieben (Owens, 
2001; CINOP, 2002; York Consulting, 2002). Die Ergebnisse von Evaluierungen der 
US-amerikanischen Individual Development Accounts lassen darauf schließen, dass sich 
solche Programme positiv auf wirtschaftliche Eigenständigkeit, Selbstachtung, Kredit- 
würdigkeit, Sparverhalten sowie die Wahrscheinlichkeit der Ausarbeitung von Bildungs- 
plänen auswirken (Scanion und Page- Adams, 2001). Allerdings liegen keinerlei Evaluie- 
rungen über mögliche Mitnahmeeffekte vor. 
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Weiterbildungsurlaub und Teilzeitstudium 

In der Analyse von Abschnitt 2.C wurde unterstrichen, welche Rolle Zeitmangel als 
Hinderungsgrund für die Teilnahme an Weiterbildungen spielt. Zur Deckung ihres Weiter- 
bildungsbedarfs sind Berufstätige häufig gezwungen, ihre Arbeit über einen längeren 
Zeitraum hinweg zu unterbrechen. In vielen OECD-Ländern wird dies durch gesetzlich 
vorgesehene oder tarifvertraglich vereinbarte Weiterbildungsurlaubssysteme erleichtert, 
bei denen die Arbeitnehmer die Garantie haben, nach Beendigung der Weiterbildung an 
ihren Arbeitsplatz zurückkehren zu können. In einigen Ländern wurde auch der Zugang 
zu Aus- und Weiterbildung auf Teilzeitbasis erleichtert. In den australischen Technical 
Colleges und Further Education Colleges ist es möglich, auf Teilzeitbasis, durch Fernun- 
terricht oder am Wochenende zu studieren, wobei bei der Zulassung zum Studium auch 
die vorherige berufliche Erfahrung berücksichtigt wird. Dies hat zur Folge, dass in Austra- 
lien 12% aller Immatrikulierten in formellen Bildungseinrichtungen zur Altersgruppe ab 
35 Jahren gehören, was dreimal mehr ist als im OECD-Durchschnitt (OECD, 2001a). 

Wurzburg (2003) weist darauf hin, dass das entgangene Einkommen die individuellen 
Erträge aus der Erwachsenenbildung auf Vollzeitbasis stärker drückt als jeder andere Faktor. 
Das bedeutet, dass das entgangene Einkommen teilweise durch Zuschussprogramme aus- 
geglichen werden muss, damit auch Gruppen der Erwerbsbevölkerung mit geringem 
Einkommen/Vermögen erreicht werden können, vor allem, wenn die Weiterbildungs- 
maßnahmen für längere Zeit eine Verringerung der Arbeitsstunden bzw. des Einkommens 
nach sich ziehen. Aus diesem Grund sind in einigen Ländern besondere Zuschüsse für 
den Weiterbildungsurlaub vorgesehen (Tabelle 5.8), mit denen vor allem die Lebens- 
haltungskosten gedeckt und ein teilweiser Ersatz für das entgangene Einkommen geschaffen 
werden soll. In Deutschland gibt es zudem einen besonderen Zuschuss für Teilzeitkräfte, 
die an Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen. Eine weitere Alternative ist die Einrich- 
tung individueller Lernkonten, die in großem Umfang durch Mittel von Dritten und Steuer- 
anreize ergänzt werden; in der Praxis wurden derartige Programme von den zuständigen 
Behörden jedoch nur selten umgesetzt. Zu den wenigen Ausnahmen gehört die für nieder- 
ländische Arbeitnehmer seit 2001 bestehende Möglichkeit, einem „Urlaubssparprogramm" 
beizutreten, in dessen Rahmen sie 10% ihres Bruttojahresgehalts in ein steuervergünstigtes 
Sparkonto zur Finanzierung einer Beurlaubung einzahlen können, die u.a. der Absolvie- 
rung einer Weiterbildungsmaßnahme oder eines Studiums dient. Häufig sind auch in 
Tarifverträgen Urlaubsregelungen für Weiterbildungsmaßnahmen enthalten, und dies 
sogar in Ländern, in denen derartige Programme nicht gesetzüch vorgesehen sind (z.B. in 
Australien und Portugal). 

In den meisten Ländern, in denen Regelungen für Weiterbildungsurlaub existieren, 
wird diese Möglichkeit jedoch nur von einer sehr begrenzten Zahl von Arbeitnehmern 
wahrgenommen. Ausnahmen bilden in diesem Zusammenhang Belgien und Schweden, 
wo seit der Einrichtung solcher Programme Jahr für Jahr rd. 1% der Arbeitnehmer 
Weiterbildungsurlaub nehmen. Allerdings sind Weiterbildungsurlaube in der Regel bei 
Frauen beliebter als bei Männern, weil sie als eine flexible Möglichkeit angesehen wer- 
den, um den Weiterbildungsbedarf mit der Verantwortung für die Familie zu vereinbaren. 
In Dänemark waren im zweiten Quartal 2000 beispielsweise 2 000 Männer auf Weiter- 
bildungsurlaub gegenüber 6 000 Frauen (was rd. 0,1% bzw. 0,5% der Beschäftigten ent- 
spricht; EIRO, 2001). In Schweden nehmen Frauen doppelt so häufig Weiterbildungs- 
urlaub wie Männer. In Österreich wurden Sabbatjahre für Weiterbildungszwecke über- 
proportional häufig von Frauen in Anspruch genommen, bis dieses System reformiert und 
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die Inanspruchnahme von Weiterbildungsurlaub kurz nach einem Mutterschaftsurlaub 
abgeschafft wurde. Belgien, wo Mitte der neunziger Jahre nur ein Viertel der Arbeit- 
nehmer auf Weiterbildungsurlaub weiblichen Geschlechts war, stellt hier eine Ausnahme 
dar, was wohl darauf zurückzuführen ist, dass Teilzeitkräfte am belgischen Programm 
nicht teilnehmen dürfen (CEDEFOP, 2001). 

C. Rahmenbedingungen 

Die Effizienz von Maßnahmen, die auf eine Erhöhung der Weiterbildungsnachfrage 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer (Nachfrage auf dem vorgelagerten Markt) abzielen, 
hängt z.T. von bestimmten Rahmenbedingungen ab, d.h. dem politischen und institutionel- 
len Umfeld, in dem sie umgesetzt werden. In diesem Abschnitt liegt das Hauptaugenmerk 
auf Rahmenbedingungen, die einen Primäreffekt auf die Weiterbildungsresultate haben. 
Dabei muss jedoch gleich zu Beginn darauf hingewiesen werden, dass andere Rahmen- 
bedingungen, deren Primäreffekt nicht die Aus- oder Weiterbildung betrifft, einen 
Sekundäreffekt auf die Weiterbildungsnachfrage und das Weiterbildungsangebot ausüben 
können. Arbeitsmarktinstrumente, die sich auf die Streuung der Verdienste auswirken, 
wie z.B. Mindestlohn- und Beschäftigungsschutzbestimmungen, modifizieren die Anreize 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, in die Weiterbildung zu investieren (vgl. bei- 
spielsweise Acemoglu und Pischke, 199%). Darüber hinaus können progressive Ein- 
kommensteuersätze Auswirkungen auf die individuellen Investitionsanreize haben, 
insofern sie einerseits die Möglichkeiten des Einzelnen zur Aneignung der Erträge aus 
der Weiterbildung verringern und andererseits die Opportunitätskosten eines unbezahlten 
Weiterbildungsurlaubs oder einer Umstellung auf Teilzeitarbeit reduzieren. Ein großes 
Hindernis für die Teilnahme von Frauen an Erwachsenenbildungsmaßnahmen stellt 
schließlich die Tatsache dar, dass die Belastung durch familiäre Aufgaben zwischen den 
Geschlechtern noch immer ungleich verteilt ist (vgl. Abschnitt 2.C). Maßnahmen, die sich 
auf die Vereinbarkeit von beruflichen und familiären Anforderungen auswirken (vgl. 
OECD, 2002a, 2002c, sowie Kapitel 3), können Einfluss auf die geschlechtsspezifischen 
Unterschiede bei der Weiterbildung haben. Eine genauere Analyse dieser Umfeldbedin- 
gungen würde jedoch den Rahmen dieses Kapitels sprengen. 

Einige Rahmenbedingungen üben offenbar einen Primäreffekt auf die Erwachsenen- 
bildung aus. Daher müssen erstens die Marktzutrittsschranken für anerkannte Anbieter 
von Weiterbildungsmaßnahmen relativ niedrig sein, damit die Angebotsseite schnell auf 
Nachfrageänderungen reagieren kann, ohne dass sich dadurch die Kosten erhöhen. Zwei- 
tens müssen Einzelpersonen und Arbeitgeber raschen Zugriff auf Informationen über Art, 
Bedingungen (Ort, Dauer, Zeitpunkt), Kosten und Qualität der Aus- und Weiter- 
bildungsmöglichkeiten haben, damit eine effiziente Allokation der für Investitionen in 
Aus- und Weiterbildung bestimmten Mittel gewährleistet ist und Kostenteilung sowie 
kooperatives Verhalten gefördert werden. Drittens müssen Informationen über Art und 
Niveau der Kompetenzen und Qualifikationen, die von Einzelpersonen in von ihnen 
selbst finanzierten beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen erworben werden, auf dem 
externen Arbeitsmarkt leicht signalisiert werden können, damit die Arbeitskräfte aus dem 
Erlernten Kapital schlagen können. 

In den meisten Fällen haben sich die Länder dafür entschieden, Zuschuss- und sonsti- 
ge Kofinanzierungsprogramme auf die Weiterbildungskurse bei bestimmten zugelassenen 
Anbietern zu begrenzen (wegen Beispielen vgl. Abschnitt 3.B). Zulassungsanforderungen 
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beschränken jedoch die Möglichkeiten der Weiterbildungsanbieter, schnell auf plötzliche 
Nachfrageänderungen reagieren zu können. Umgekehrt kann der Marktzutritt neuer 
Anbieter die Weiterbildungskapazitäten und somit auch die Preiselastizität der Nachfrage 
bei jedem einzelnen Anbieter erhöhen. Ein starker Zustrom neuer Anbieter kann jedoch 
Zweifel an der Qualität auslösen. Für die britischen Lernkonten wurde nachgewiesen, 
dass einige Unternehmen dieses System missbrauchten und qualitativ minderwertige 
Lehrgänge anboten (OECD, 2003b). Im Fall des australischen Weiterbildungsabgaben- 
systems hat sich gezeigt, dass viele neue Anbieter von zweifelhafter Qualität waren 
(Fräser, 1996). Daraus lässt sich schließen, dass Maßnahmen zur Senkung der Markt- 
zutrittsbarrieren so gestaltet sein müssen, dass die Qualität gesichert bleibt. Aus einer in 
Schottland durchgeführten Evaluierung des individuellen Lernkontenprogramms ergab 
sich beispielsweise, dass derartige Initiativen in Zukunft auf vom Scottish Quality 
Management System zugelassene Anbieter sowie auf kleinere Unternehmen beschränkt 
werden sollten, für deren Qualität sich die jeweilige Locol Enterprise Company (u.a. für 
Weiterbildungsmaßnahmen zuständige privatwirtschaftlich organisierte Einrichtung) zu 
verbürgen bereit ist (York Consulting, 2002). 

Voraussetzung für reibungslos funktionierende Aus- und Weiterbildungsmärkte sind 
ferner ausreichende Informationen über die Lernmöglichkeiten, insbesondere für Einzel- 
personen. Im Fall der US-amerikanischen Individual Development Accounts waren 
Beratungsdienste Teil eines umfangreichen durch Unterstützungsleistungen ergänzten 
Maßnahmenpakets (OECD, 2001b). Entscheidend für die Effizienz von Beratungs- 
strategien ist jedoch das Vorhandensein von Qualitätssicherungsdiensten für das Aus- und 
Weiterbildungsangebot sowie von Systemen zur Beurteilung und Anerkennung der Lern- 
resultate, die die Übertragbarkeit der durch berufliche Weiterbildung erworbenen 
Qualifikationen demonstrieren. 

Um für den Einzelnen die Anreize zur Finanzierung der eigenen Weiterbildung bzw. zur 
Teilung der anfallenden Kosten mit dem Arbeitgeber zu erhöhen, bedarf es transparenter 
Lernresultate, die derzeitigen und zukünftigen Arbeitgebern gegenüber gut zur Geltung 
gebracht werden können. Im Gegensatz zur formellen Ausbildung, bei der etablierte 
Abschlüsse und Diplome diese Funktion übernehmen, müssen im Falle der beruflichen 
Weiterbildung (sofern sie nicht im Erwerb eines offiziellen Diploms mündet) Mechanismen 
zur Beurteilung und Anerkennung kleinerer Lernschritte geschaffen werden. Um effizient 
und glaubwürdig zu sein, müssen solche Mechanismen allerdings „Standards" für die 
erworbenen Kompetenzen enthalten, die eine eindeutige Messung und Beschreibung der 
Weiterbildungsresultate ermöglichen und sich auf zuverlässige Evaluierungsverfahren 
sowie die Mitarbeit der richtigen Personenkreise stützen (Colardyn, 2002). 

In vielen Ländern wurden Initiativen zur Zertifizierung der im Rahmen von BWB- 
Maßnahmen erworbenen Kompetenzen sowie der Berufserfahrung gestartet, um so die 
Übertragbarkeit und Marktfähigkeit der Qualifikationen zu gewährleisten, es mangelt 
jedoch noch an Evaluierungen der Wirksamkeit dieser Programme. Einige Initiativen 
zielen in erster Linie auf die Beurteilung der Resultate unter Bezugnahme auf die erwor- 
benen Arbeitsmarktkompetenzen ab. So wurden z.B. in Finnland, Frankreich, Irland, den 
Niederlanden und dem Vereinigten Königreich kompetenzbasierte Qualifikationssysteme 
eingerichtet, bei denen die Aneignung von Kompetenzen nicht von der Teilnahme an 
Lehrveranstaltungen in betrieblichen und sonstigen Bildungseinrichtungen abhängig 
ist. Im Rahmen dieser Systeme können die Arbeitskräfte individuelle Kompetenztests 
ablegen, bei denen ihre Qualifikationen unabhängig von der Art und Weise, in der sie 
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erworben wurden, geprüft werden. In vielen Fällen beteiligen sich die Sozialpartner durch 
ihre Vertretung in „Expertengruppen" (wie in Finnland) oder gemeinsamen Gremien der 
Arbeitgeber- und der Arbeitnehmerseite (wie in Frankreich) intensiv an der Ausarbeitung 
dieser Zertifizierungsprogramme. 

Durch Tarifverträge und die Einbeziehung der Gewerkschaften kann ein wichtiger 
Beitrag zur Gewährleistung einer gerechteren Verteilung der Weiterbildungsresultate 
geleistet werden, nicht nur dank der Verbreitung von Informationen und der gemein- 
samen Festlegung der Lehrinhalte, sondern auch durch die Ausweitung des Angebots der 
Arbeitgeber und dessen Umstellung auf allgemeinere Formen der Weiterbildung (vgl. Ok 
und Tergeist, 2003). Eine Untersuchung der American Society for Training and Develop- 
ment (ASTD), die sich mit groß angelegten gemeinsamen Weiterbildungsprogrammen 
von Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretungen befasste, ergab beispielsweise, dass 
derartige gemeinsame Initiativen die Zusammensetzung der Weiterbildungsaktivitäten 
verändern. Laut der Benchmarking-Datenbank der ASTD sind nur 2% der von Unter- 
nehmen getragenen Weiterbildungsprogramme auf den Erwerb von Grundqualifikationen 
ausgerichtet, gegenüber nicht weniger als 15% der gemeinsamen Programme (van Buren 
und Erskine, 2002). Auch die Aufteilung der Weiterbildungskosten zwischen Arbeitge- 
bern und Arbeitnehmern kann durch gemeinsame BWB-Vereinbarungen gefördert wer- 
den, insofern Gewerkschaften und Betriebsräte häufig besser in der Lage sind, den Inhalt 
und die Qualität der Weiterbildung zu überwachen. In den meisten europäischen Ländern 
ist die Teilnehmerquote in von den Arbeitgebern geförderten Weiterbildungsprogrammen 
höher, wenn die jeweiligen Unternehmen BWB-Vereinbarungen mit der Arbeitnehmer- 
seite abgeschlossen haben (Abb. 5.9) 31 . In den Mittelmeerländern sind die Unterschiede 
bei den Teilnehmerquoten besonders hoch (in Unternehmen mit Weiterbildungsvereinba- 
rungen ist die Teilnehmerquote dort mehr als doppelt so hoch wie in anderen Unter- 
nehmen). In den nordischen Ländern (außer Finnland) und im Vereinigten Königreich 
sind die Unterschiede hingegen nicht stark ausgeprägt, allerdings weisen dort auch Unter- 
nehmen ohne BWB-Vereinbarungen hohe Teilnehmerquoten auf. 

Schlussfolgerungen 

Alle Seiten sind sich zunehmend darüber im Klaren, dass die Aus- und Weiter- 
bildung der Erwachsenen eine entscheidende politische Aufgabe ist, da es gilt, die Her- 
ausforderungen des technologischen Wandels zu bewältigen und die Karriereaussichten 
benachteiligter Gruppen zu verbessern. Wenn die schulische Grundausbildung auch ein 
entscheidender Aspekt der menschlichen Entwicklung ist, kommt der Aus- und Weiter- 
bildung der erwachsenen Erwerbsbevölkerung angesichts der Tatsache, dass der Alterungs- 
prozess in den meisten OECD-Ländern zunehmend ins Blickfeld des Interesses rückt, 
doch allergrößte Bedeutung zu, zumal die Mehrzahl der Anwender der neuen Technolo- 
gien Erwachsene sein werden, deren Schulzeit bereits lange zurückliegt. Der in diesem 
Kapitel enthaltene Überblick über die Fachliteratur lässt darauf schließen, dass die Weiter- 
bildungsresultate auf Grund von Marktversagen an den Arbeits-, Kapital- und Weiter- 
bildungsmärkten vermutlich hinter dem für die Gesellschaft wünschenswerten Niveau 
zurückbleiben, wenngleich das Ausmaß dieses Defizits noch nicht geklärt ist. In diesem 
Kapitel wurden ferner empirische Belege dafür geliefert, dass die zwischen den verschiede- 
nen Arbeitskräftekategorien bestehenden Unterschiede bei den Weiterbildungsresultaten 
- die nicht zwangsläufig auf Marktversagen zurückzuführen sind - die Chancenungleichheit 
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Chart 5.9. Training participation is greater in firms with a joint CVT agreement 

Percentage of employees in all enterprises with/without a joint CVT agreement with social partners 
participating in employer-sponsored CVT courses, 1999° 
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a) Countries are ranked from left to right in descending Order of the percentage of employees in all enterprises with 
a joint CVT agreement participating in employer-sponsored CVT 

b) Estimations include a very small number of non-training enterprises due to missing values. 
Source: CVTS2. 



auf dem Arbeitsmarkt in der Tendenz noch verstärken, da bereits auf dem Arbeitsmarkt 
benachteiligte Arbeitskräfte in der Regel seltener in den Genuss von arbeitgeberseitigen 
Weiterbildungsmaßnahmen kommen, was in schlechteren Karriereaussichten, niedrigeren 
Löhnen und geringeren Beschäftigungschancen resultiert. 

Daher muss unbedingt die schwierige Frage angegangen werden, wie der Zugang 
benachteiligter Gruppen zu Aus- und Weiterbildung durch eine gleichmäßigere Verteilung 
der Kosten und Nutzeffekte verbessert werden kann, weil die Strategie des lebensbegleiten- 
den Lernens sonst Gefahr läuft, großenteils im Stadium der Theorie zu verharren. Dessen 
ungeachtet lassen sich aus der empirischen und politischen Analyse in diesem Kapitel 
folgende Ergebnisse ableiten: a) Verschiedene Maßnahmen dienen unterschiedlichen und 
manchmal konkurrierenden Zielen; b) die Politikgestaltung ist eine entscheidende, aber 
komplexe Frage, weil die identifizierten Ursachen von Marktversagen (z.B. das Problem, 
die Qualität von Weiterbildungsmaßnahmen vertraglich zu fixieren) und die Gefahr der 
Entstehung ungünstiger Substitutionsbeziehungen zwischen verschiedenen Formen der 
Aus- und Weiterbildung, auch zu Staatsversagen führen kann; c) mit einer umfassenden 
Politikstrategie, die auf Steuerermäßigungen für Unternehmen, Rückzahlungsklauseln, 
Darlehensprogrammen sowie einer Reihe spezifischer Zuschussprogramme für Einzel- 
personen (z.B. individuelle Lernkonten) aufbaut, kann sowohl das Problem der unzu- 
reichenden Investitionen als auch der Chancenungleichheit wahrscheinlich wirkungs- 
voller bekämpft werden. 

Allerdings sind einige wichtige Fragen noch immer ungeklärt, weshalb weitere 
Untersuchungen erforderlich sind: 
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• Es müssen dringend gründlichere Evaluierungen der Politikinitiativen angestellt werden. 
In diesem Kapitel werden empirische und politische Analysen eingesetzt, um normative 
Implikationen für die Politik abzuleiten. Es liegen jedoch nur wenige bzw. keine direk- 
ten Beurteilungen der verschiedenen Programme vor, was nur z.T. darauf zurück- 
zuführen ist, dass diese recht neu sind und nur in kleinem Rahmen umgesetzt wurden. 

• Es gilt, die Rolle des informellen Lernprozesses bei der Ansammlung von Kompetenzen 
eingehender zu untersuchen und das Ausmaß der Auswirkungen von Marktversagen 
auf das formelle sowie das informelle Weiterbildungsangebot zu bestimmen. Der 
Mangel an exakten Daten stellt in diesem Bereich allerdings das Haupthindernis dar. 

• Es bedarf einer eingehenderen Untersuchung der politischen Implikationen des Zusam- 
menhangs zwischen technologischem bzw. organisatorischem Wandel und Weiter- 
bildung. Indem er neue Kompetenzen erforderlich macht, resultiert der technologische 
Wandel z.B. in einem beschleunigten Humankapitalverfall, d.h. einem zunehmenden 
Veralten früher erworbener Qualifikationen. Dies kann bestimmte Arbeitskräftekate- 
gorien dazu veranlassen, nicht mehr in neue Kompetenzen zu investieren, weil ihnen der 
verbleibende Zeitraum zur Amortisierung der Investitionskosten zu kurz erscheint. 

• In unterschiedlichen Sektoren und Tätigkeiten sind unterschiedliche Kompetenzen 
erforderlich. Schlechte Koordination kann ein entscheidender Erklärungsfaktor nicht 
nur für unzureichende Investitionen in die Weiterbildung, sondern auch für Diskre- 
panzen zwischen den angebotenen und den nachgefragten Kompetenzen sein. Eine 
Gesellschaft kann sich somit mit Kompetenzen ausgestattet sehen, die in den Sekto- 
ren, in denen der technologische Wandel rascher voranschreitet und die Weltnach- 
frage schneller steigt, nicht benötigt werden. 

• Es müssen zusätzliche Analysen durchgeführt werden, um die Auswirkungen von 
außerbetrieblichen Schulungen auf die Produktivität und das Wohlergehen des Ein- 
zelnen zu evaluieren. Eine solche Evaluierung dürfte erhebliche Konsequenzen nicht 
nur für nachfrageseitige auf Anreizen für die Arbeitnehmer basierende Strategien, 
sondern auch für Weiterbildungsmaßnahmen haben, die auf marginalisierte Arbeits- 
kräfte abzielen, wie z.B. Langzeitarbeitslose. 

• Wünschenswert wäre ferner eine umfassende Analyse des Markts für Weiterbildungs- 
leistungen (d.h. des „vorgelagerten Markts" gemäß der in diesem Kapitel verwende- 
ten Terminologie). In der in diesem Kapitel durchgeführten Analyse konnte nur kurz 
auf einige der einschlägigen Trade -off-Beziehungen hingewiesen werden (z.B. 
zwischen Wettbewerb und Qualität). Eine gründliche Analyse dieser Trade-offs 
- sowie möglicher politischer Innovationen zu ihrer Überwindung - ist Voraussetzung 
für die Einrichtung einer effizienten Kofinanzierungsstrategie für lebensbegleitendes 
Lernen. 

• Darüber hinaus wäre ein weiter gefasstes Konzept der Rahmenbedingungen in 
Erwägung zu ziehen. Die Analyse in diesem Kapitel hat gezeigt, dass die Weiter- 
bildungsergebnisse offenbar auch durch Marktversagen auf zahlreichen anderen 
Märkten beeinträchtigt werden können. Zu einer umfassenden Analyse der mög- 
lichen Effekte von staatlicher Politik und Institutionen auf die Weiterbildungsergeb- 
nisse sollte daher auch die Untersuchung von Maßnahmen gehören, die zwar auf 
eine Verbesserung der Leistung anderer Märkte abzielen (z.B. Steuerpolitik, Arbeits- 
marktflexibilität usw.), sich aber ebenfalls auf die Anreize für Angebot und Nachfrage 
im Weiterbildungsbereich auswirken. 
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Anmerkungen 

1. Sofern nicht anders angegeben, sind alle Daten in diesem Kapitel der IALS-Studie entnommen. Die 
Daten beziehen sich für Irland, Kanada, die Niederlande, Polen, Schweiz (deutsch- und französisch- 
sprachige Gebiete) sowie die Vereinigten Staaten auf das Jahr 1994, für Australien, Belgien (nur 
Flandern), Neuseeland und das Vereinigte Königreich auf das Jahr 1996 und für Dänemark, Finnland, 
Italien, Norwegen, die italienischsprachigen Gebiete der Schweiz, die Tschechische Republik und 
Ungarn auf das Jahr 1998. Die Länderrangfolgen wie auch die Diskrepanzen in Bezug auf die in Tabelle 
5.2 für die europäischen Länder angegebenen Daten lassen sich z.T. auf Unterschiede zwischen den 
Ländern in den Erhebungsjahren zurückführen und sind mit großer Vorsicht zu interpretieren. 

2. Gemessen als Aus- und Weiterbildungsstunden je Beschäftigten im Alter von 26 Jahren und darüber. 
Nur formelle Bildungs- und Weiterbildungsmaßnahmen für karriere- oder berufsbezogene Zwecke 
werden berücksichtigt. 

3. An dieser Stelle sei aber darauf hingewiesen, dass Sprachkurse in der BWB-Messgröße enthalten sind. 

4. Es gibt mehrere Gründe, aus denen Daten der CVTS für die Analyse der Weiterbildungsfrequenz nach 
Unternehmensgröße geeigneter sind als IALS-Daten: a) Arbeitgeber wissen besser über die Unter- 
nehmensgröße und vom Arbeitgeber geförderten Weiterbildungsmaßnahmen Bescheid als Arbeitnehmer, 
b) vom Arbeitgeber angebotene BWB-Kurse werden in der CVTS-Studie genauer definiert und c) die 
Angaben zur Weiterbildungsintensität in der CVTS-Studie sind genauer (während die Weiterbildungs- 
intensität in der IALS-Studie eher unterschätzt wird (vgl. Anhang 1). In den anderen Tabellen werden 
IALS- statt CVTS-Daten verwendet, da die CVTS-Daten keine Informationen über sozioökonomische 
und demographische Merkmale der Empfänger liefern (mit Ausnahme des Geschlechts). 

5. Selbst wenn angegeben wird, dass die Arbeitgeber allein für die Weiterbildung aufkommen, tragen sie 
unter Umständen nicht die vollen Kosten, da die Arbeitskräfte über Lohnanpassungen oder über das Ein- 
verständnis, außerhalb der regulären Arbeitszeiten geschult zu werden, indirekt einen Teil der Kosten für 
diese Leistungen übernehmen. Analog hierzu kann neu eingestellten Arbeitskräften ein Arbeitsvertrag 
mit einem geringeren als dem üblichen Einstiegsgehalt in Verbindung mit der Aussicht auf Weiter- 
bildung und ein steileres Betriebszugehörigkeitsverdienstprofil angeboten werden. Die empirische 
Literatur enthält aber nur wenig Belege dafür, dass Arbeitskräfte niedrigere Löhne akzeptieren, um 
Weiterbildungsmaßnahmen zu kofinanzieren (Barron et al., 1999a; Loewenstein und Spletzer, 1998; 
sowie Booth und Bryan, 2002), obwohl gewisse Anzeichen dafür vorhanden sind, dass die Arbeitnehmer 
einen Teil der Opportunitätskosten der Weiterbildung tragen, indem sie akzeptieren, außerhalb der 
regulären Arbeitszeit an Lehrveranstaltungen teilzunehmen, zumindest unter bestimmten Umständen 
(Autor, 2001). 

6. Was die Vereinigten Staaten betrifft, so vertreten 76% der Befragten im Employer Opportunity 
Pilot Project (EOPP; Arbeitgeber) und 73% der Befragten in der Erhebungswelle 1993 der National 
Longitudinal Survey ofYouth (NLSY; Arbeitnehmer) die Auffassung, dass die meisten Qualifikationen, 
die im Rahmen von Weiterbildungsmaßnahmen erworben werden, auch für andere Unternehmen von 
Nutzen wären. Weniger als 8% der Befragten gaben an, dass die in Weiterbildungskursen erworbenen 
Qualifikationen für andere Arbeitgeber Uberhaupt nicht von Nutzen wären (Loewenstein und Spletzer, 
1999£>). Im Vereinigten Königreich betrachten 85% der Weiterbildungsteilnehmer in den Erhebungs- 
wellen 1998-2000 der British Household Panel Survey (BHPS) ihre Weiterbildung als allgemeiner Natur 
(Booth und Bryan, 2002). In Deutschland geben 62% der Kursteilnehmer in der Erhebungswelle 1989 
des deutschen Sozioökonomischen Panels (GSOEP) an, eine Schulungsbescheinigung bekommen zu 
haben (58%, unter ausschließlicher Berücksichtigung der während der Arbeitszeit stattfindenden 
Schulungen; vgl. Pischke, 2001). 

7. Diese Externalität wird oft mit dem Phänomen des „Abwerbens von Arbeitskräften" in Verbindung 
gebracht - d.h. ein Unternehmen kann von den Investitionen eines anderen Unternehmens profitieren, 
indem es der fortgebildeten Person ein besseres Gehalt anbietet. 

8. Vgl. Arulampalam et al. (2002) sowie Bassanini und Brunello (2003) für die EU-Länder sowie 
Acemoglu und Pischke (2003) für die Vereinigten Staaten. Die Angaben für die Vereinigten Staaten sind 
aber weniger überzeugend (vgl. Neumark und Wascher, 2001). 

9. Der Preis für die letztgenannte Transaktion könnte sogar gleich null sein, wenn der Arbeitgeber die 
Kosten vollständig trägt. 
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10. Auch wenn diese Analyse die Nachfrage- und Angebotsfaktoren, die sich hinter den Ungleichheits- 
strukturen verbergen, verfolgen kann, ist sie nicht imstande, die Bedeutung der Unzulänglichkeiten am 
Markt - d.h. die Frage, ob Angebot und Nachfrage aus der Perspektive der Wirtschaftseffizienz betrach- 
tet optimal sind - genau zu bestimmen. Die Rolle der Marktunzulänglichkeiten lässt sich im Rahmen der 
Identifikationsstrategie nicht direkt testen, sondern kann in den Diskussionen Uber mögliche Erklärungs- 
faktoren der geschätzten Strukturen nur unterstrichen werden. 

1 1 . Diese Modelle werden unter der Annahme geschätzt, dass ein Arbeitgeber eine Arbeitskraft immer zur 
Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen überzeugen kann, sei es durch die Androhung einer Entlassung 
und/oder das Angebot eines finanziellen Ausgleichs. Zur Ermittlung des Gleichgewichtsergebnisses hat 
die abhängige Variable den Wert 1, wenn die Person an einem vom Arbeitgeber geförderten beruflichen 
Weiterbildungskurs teilgenommen hat, ansonsten den Wert 0. Zur Ermittlung der Nachfrage hat die 
abhängige Variable den Wert 1 , wenn die Arbeitskraft entweder an vom Arbeitgeber nicht geförderten 
beruflichen Weiterbildungskursen teilgenommen hat oder gerne an einer Weiterbildung teilgenommen 
hätte, dies aber nicht konnte, ansonsten den Wert 0. Die letztgenannte Gleichung wird nur für jene Ar- 
beitskräfte geschätzt, die nicht an einem vom Arbeitgeber geförderten beruflichen Weiterbildungskurs 
teilgenommen haben (vgl. Anhang B wegen einer Erörterung der damit verbundenen Schätzprobleme). 
Detaillierte Schätzergebnisse finden sich in Tabelle 5. AI. 2 in Anhang 1. 

12. Sowohl die Wahrscheinlichkeit, dass die Beteiligung an Weiterbildungsmaßnahmen dem Gleich- 
gewichtsniveau entspricht, als auch die der Nachfrage nach kostenlosen Weiterbildungsmaßnahmen ist 
Schätzungen zufolge für ältere Arbeitskräfte geringer als für Männer im besten Erwerbsalter. Dennoch 
ist die Verlagerung der Gleichgewichtsergebnisse sehr viel geringer als die der Nachfrage, was die 
Schlussfolgerung nahe legt, dass das Angebot für Arbeitnehmer in dieser Altersklasse nicht sehr viel 
kleiner ist als für Arbeitskräfte im besten Erwerbsalter. 

13. Der Amortisierungszeitraum wird definiert als die Zahl der Jahre, in denen eine Investition die erwarte- 
ten Gewinne abwerfen muss, um rentabel zu sein. 

14. Die Länge des Amortisierungszeitraums für Humankapitalinvestitionen hängt sowohl für die Arbeitgeber 
als auch für die Arbeitnehmer wahrscheinlich hauptsächlich von individuellen Merkmalen ab, die die 
Kosten (wie auch die globalen potentiellen Vorteile) von Weiterbildungsmaßnahmen beeinflussen. Die 
Differenz zwischen den Amortisierungsperioden der Arbeitgeber und Arbeitnehmer dürfte auch von der 
Lohnstruktur, dem Bildungsabschluss und sonstigen Faktoren abhängen, die Auswirkungen auf die Auf- 
teilung der Weiterbildungsrendite haben, hingegen wohl kaum vom Alter. Im Gleichgewicht - d.h. bei 
einer bestimmten Aufteilung von Weiterbildungskosten und -nutzen - ist es plausibel, dass die Weiter- 
bildungsrendite für den Arbeitnehmer und den Arbeitgeber etwa gleich groß ist. Allerdings behalten die 
Arbeitnehmer die aus der Weiterbildung erwachsenden Vorteile auch nach einer Kündigung, der Arbeit- 
geber hingegen nicht. Infolgedessen sind die Amortisierungsperioden für allgemeine Weiterbildungen 
wahrscheinlich für den Arbeitnehmer länger als für den Arbeitgeber, da der Arbeitgeber weiß, dass der 
Arbeitnehmer mit großer Wahrscheinlichkeit das Unternehmen wieder verlässt und dies in der Berech- 
nung des Amortisierungszeitraums berücksichtigt. 

15. Die einzige Aussage, die in Bezug auf das Angebot gemacht werden kann, ist, dass es mit dem 
Bildungsabschluss nicht signifikant steigt, während nicht festgestellt werden kann, ob es abnimmt oder 
im Wesentlichen konstant bleibt. Zurückzuführen ist dies auf die Tatsache, dass Schätzungen zufolge die 
Wahrscheinlichkeit der Nachfrage von kostenlosen Weiterbildungskursen und der Kursteilnahme bei 
Gleichgewichtsniveau in etwa gleichem Maße zunimmt (vgl. Anhang 2). 

16. In den meisten Ländern liegt die mittlere Punktzahl der Schülerinnen und Schüler (im Alter von 
15 Jahren), die an der Internationalen Schulleistungsstudie PISA teilgenommen haben, auf der IALS- 
Grundqualifikationsskala sowohl in der gesamten Stichprobe als auch unter Beschränkung des Ver- 
gleichs auf IALS-Teilnehmer im Alter von 26-35 Jahren, die die Sekundarstufe II abgeschlossen haben, 
über der Durchschnittsleistung der IALS-Teilnehmer (vgl. OECD und Statistics Canada, 2000; sowie 
OECD, 2003c). Ferner gelangten Green und Riddell (2003) zu der Schlussfolgerung, dass in einer Ver- 
dienstregression für Kanada der Bildungskoeffizient durch das Niveau der Grundkompetenzen verändert 
wird, der Erfahrungskoeffizient hingegen nicht. 

17. Für fünf Länder (Australien, Finnland, Italien, Kanada und die Vereinigten Staaten) enthält die IALS- 
Studie ein breites Spektrum an Informationen über den familiären Hintergrund, die als Instrumente für 
die Grundkompetenzen in einer Weiterbildungsregression verwendet werden können, da sich der Effekt 
auf Weiterbildungsnachfrage und -angebot wahrscheinlich nur in den Grundkompetenzen und der 
Bildung niederschlägt. 
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18. In diesem Fall trifft möglicherweise eine andere Erklärung für dieses Ergebnis zu. Die Nachfrage wird zu 
impliziten oder expliziten Nullkosten für den Arbeitnehmer erfasst, einschließlich der Kosten für Kinder- 
tagesstätten und Tagespflegestätten für Familienangehörige. Personen, die aus familiären Gründen 
Teilzeit arbeiten, dürften daher gewisse Formen der Weiterbildung hinsichtlich der dadurch für sie ent- 
stehenden Betreuungskosten als zu teuer empfinden (vgl. Abschnitt 2.C). 

19. Angesichts der Ambiguität der Frage über gewünschte zusätzliche Weiterbildungsmaßnahmen („Gibt es 
seit August (Jahr X) irgendeine Aus- und Weiterbildungsmaßnahme, an der sie aus karriere- oder berufs- 
bezogenen Gründen teilnehmen wollten, aber nicht teilgenommen haben?") wie auch der Definition 
dieses Beweggrundes im Fragebogen („zu teuer/Geldmangel") ist es unwahrscheinlich, dass alle 
Personen, die Schwierigkeiten haben, einen Kredit zu erhalten, diese Tatsache als Grund angegeben ha- 
ben. Wahrscheinlich würden unter dieser Rubrik direkte Kosten, wie unerschwingliche Kursgebühren, 
aber keine durch Gehaltsausfälle bedingten Probleme erfasst. Der Effekt von Fehlfunktionen des Marktes 
- wie ein Mangel an vertraglicher Festlegung der Kursinhalte sowie Schwierigkeiten bei der Aufrecht- 
erhaltung des gewohnten Konsumniveaus wegen individueller Kreditrestriktionen - wird sich wahr- 
scheinlich vor allem in einer geringeren Nachfrage zu Nullkosten niederschlagen. 

20. Der geringere Grad an Wettbewerb auf dem Markt für Arbeitskräfte, die übertragbare Kompetenzen 
erworben haben, liefert hierfür das einfachste Beispiel. Im Gegensatz zu Kompetenzen rein allgemeiner 
Art sind übertragbare Kompetenzen nicht in jedem Unternehmen von Nutzen. Selbst wenn die Weiter- 
bildung mit Blick auf die Aneignung solcher Kompetenzen die potentiellen Chancen der Arbeitskräfte 
auf einen anderen Arbeitsplatz erhöht, kann sich die Suche nach einer entsprechenden Beschäftigung als 
lang und kostspielig erweisen. 

21. Die meisten politischen Innovationen werden im Allgemeinen zunächst im Rahmen von Pilotprojekten 
getestet und beurteilt. Erfahrungen (z.B. mit den individuellen Lernkonten im Vereinigten Königreich, 
vgl. Abschnitt 3.B) haben jedoch gezeigt, dass ausgehend von kleinen Pilotprojekten nicht alle mög- 
lichen Umsetzungsprobleme von Großprogrammen vorausgesehen werden können. 

22. Da die staatlichen Maßnahmen in diesem Bereich hauptsächlich die formelle Weiterbildung betreffen, 
muss aber darauf geachtet werden, dass Geringqualifizierte nicht in ein Lernumfeld gedrängt werden, mit 
dem sie bereits in der Vergangenheit nicht klar gekommen sind. Nicht bedarfsgerechte pädagogische 
Methoden sind in der Tat einer der Gründe für den vorzeitigen Abbruch der schulischen Ausbildung 
(vgl. OECD, 2003a). 

23. Da die effektiven Grenzkosten der Weiterbildung für Unternehmen, die mehr als nur den gesetzlichen 
Mindestsatz investieren, durch dieses System nicht beeinflusst werden, ist nicht anzunehmen, dass diese 
Unternehmen ihre Weiterbildungsausgaben deswegen umstellen. Sie erhalten aber eine implizite 
100%ige Subvention bis zur Höhe des gesetzlichen Mindestsatzes. 

24. Um der Genauigkeit willen gilt zu erwähnen, dass in Frankreich in jedem Fall eine Mindestabgabe in 
Höhe von 0,6% der Lohnsumme gezahlt werden muss. Die 100%ige implizite Subvention betrifft daher 
nur die über 0,6% der Lohnsumme hinausgehenden Ausgaben (nach oben begrenzt auf 1,5%). Folglich 
ist der Anreiz zur Erhöhung der Investitionen für Unternehmen, die andernfalls wesentlich weniger als 
0,6% ihrer Lohnsumme für diesen Zweck investieren wurden, wahrscheinlich äußerst gering. 

25. In vielen anderen OECD-Ländern werden die in Zusammenhang mit BWB-Maßnahmen anfallenden 
Kosten (z.B. Unterrichtsgebühren, Lehrmaterial, Fahrtkosten) steuerlich als Geschäftskosten behandelt 
und können somit von den steuerpflichtigen Einnahmen der Arbeitgeber abgezogen werden. So gesehen 
ähnelt ihre steuerliche Behandlung derjenigen von Investitionen in Sachkapital (die von den steuer- 
pflichtigen Einnahmen abgezogen werden können) oder in bestimmte Arten von immateriellen Gütern 
(Kosten für FuE sind ebenfalls abzugsfähig), sie kann jedoch nicht wirklich als Steueranreiz betrachtet 
werden. 

26. Der Fall Italiens ist komplexer, da Weiterbildungsausgaben vor Inkrafttreten des „Tremonti-bis"-Gesetzes 
(Legge 383/2001) nicht als Geschäftskosten gerechnet werden konnten. Folglich wurde in der Gesetz- 
gebung nur für normalerweise als Betriebskosten geltende Ausgaben (z.B. Löhne von Praktikanten und 
internen Ausbildern) eine echte zusätzliche Abzugsmöglichkeit geschaffen, während der Abstand gegen- 
über den gesetzlichen Vorkehrungen anderer Lander bei den sonstigen Weiterbildungsmaßnahmen nur 
teilweise abgebaut wurde. 

27. Dabei gilt auch zu erwähnen, dass Rückzahlungsklauseln in Ländern, in denen Arbeitsverträge zulässig 
sind, deren Inhalt einseitig vom Arbeitgeber geändert werden kann (employment at will), wie dies in den 
Vereinigten Staaten der Fall ist, für die Arbeitgeber u.U. nicht attraktiv sind. Durch die Einbeziehung 
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einer solchen Klausel würde sich das Beschäftigungsverhältnis in ein de facto langfristiges Verhältnis 
mit der Folge verwandeln, dass einseitige Veränderungen des Wortlauts von Arbeitsverträgen erfolgreich 
vor Gericht angefochten werden können (vgl. Malcomson, 1997). 

28. Der Stellenwert von Rückzahlungsklauseln steigt u.U. auch, wenn sie tarifvertraglich vereinbart werden, 
da Gewerkschaften besser in der Lage sind, die Weiterbildungsinhalte zu überwachen als einzelne 
Arbeitnehmer (vgl. Abschnitt 3.C). 

29. Je größer die Wahlfreiheit, desto dringender auch die Notwendigkeit, einen Teil der Qualitätskontrolle 
den Zuschussempfängern zu übertragen. Einzelpersonen dürften die Qualität einer Dienstleistung genauer 
überwachen, wenn es sich bei den Zuschüssen um einen ergänzenden Beitrag handelt und sie selbst Mit- 
tel eingebracht haben. Die Anreize zur Kontrolle sind hingegen gering, wenn mit den Zuschüssen im 
Großen und Ganzen sämtliche Kosten bis zu einer bestimmten Obergrenze gedeckt werden sollen. 

30. Das landesweite Programm der individuellen Lernkonten musste beispielsweise vorzeitig abgebrochen 
werden, weil Anschuldigungen wegen Betrug und Diebstahl laut wurden (vgl. Abschnitt 3.C). 

31. Da die meisten Zuschussprogramme jedoch zuvor von den Gewerkschaften genehmigt werden müssen 
(vgl. Abschnitt 2.B), könnte der in Abbildung 5.9 dargestellte Kausalzusammenhang irreführend sein. 
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ANHANG 1 



Datenbeschreibung und detaillierte Schätzergebnisse 

A. Datenquellen 

Die quantitative Analyse in diesem Kapitel fußt auf Daten aus zwei Quellen: 

a) Internationale Erhebung über Grad und Verteilung elementarer 
Grundqualifikationen Erwachsener (OECD und Statistics Canada) 

Die Internationale Erhebung über Grad und Verteilung elementarer Grundqualifi- 
kationen Erwachsener (IALS) ist eine Einzelerhebung, die einen gemeinsamen Frage- 
bogen verwendet. In der Erhebung wird gefragt, ob die Arbeitskräfte in den 1 2 Monaten 
vor der Befragung an einer Aus- oder Weiterbildungsmaßnahme teilgenommen haben, sie 
enthält aber nur zu den drei zuletzt besuchten Kursen nähere Einzelheiten (Zweck, Finan- 
zierung, Schulungseinrichtung, Dauer usw.). Aus diesem Grund wird die Zahl der Kurs- 
stunden im Falle der Arbeitskräfte, die an mehr als drei Kursen teilgenommen haben, zu 
niedrig ausgewiesen. Die Daten beziehen sich für Irland, Kanada, die Niederlande, Polen, 
die Schweiz (deutsch- und französischsprachige Gebiete) wie auch die Vereinigten 
Staaten auf das Jahr 1994, für Australien, Belgien (nur Flandern), Neuseeland und das 
Vereinigte Königreich auf das Jahr 1996 und für Dänemark, Finnland, Italien, Norwegen, 
die italienischsprachigen Gebiete der Schweiz, die Tschechische Republik und Ungarn 
auf das Jahr 1998. Wegen näherer Einzelheiten vgl. OECD und Statistics Canada (2000). 

b) Die zweite Erhebung über die betriebliche Weiterbildung (Eurostat) 

Die zweite Erhebung über die betriebliche Weiterbildung (CVTS2) wurde von Eurostat 
im Jahr 2000 in den EU-Mitgliedstaaten, in Norwegen und neun EU-Beitrittsländern durch- 
geführt. Dabei wurden Unternehmen mit zehn und mehr Beschäftigten erfasst. Die Erhebung 
liefert Informationen über betriebliche Weiterbildungsmaßnahmen für Beschäftigte (ohne 
Auszubildende und Praktikanten), die sich auf das Jahr 1999 beziehen. Die Erhebung 
enthält ein breites Spektrum an Merkmalen für die Unternehmen, für die Arbeitnehmer 
aber nur Kriterien wie Geschlecht, Anteile der Kursteilnehmer sowie Gesamtzahl der 
Stunden in Weiterbildungskursen. Wegen näherer Einzelheiten vgl. Eurostat (2000). 

B. Datendefinitionen 

Die berufliche Weiterbildung kann folgende Lehrveranstaltungen umfassen (vgl. 
z.B. Eurostat, 2000): 
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a) Kurse, die vom Arbeitsplatz räumlich getrennt stattfinden, beispielsweise in 
einem Unterrichtsraum oder Bildungszentrum, wo eine Personengruppe in einem 
von den Kursorganisatoren vorab festgelegten Zeitraum Unterricht von Ausbil- 
dern/Tutoren/Dozenten erhält; 

b) planmäßige Weiterbildung am Arbeitsplatz, Unterweisung sowie Einarbeitung, 
wobei die normalen Arbeitsmittel am unmittelbaren Arbeitsplatz oder im Arbeits- 
umfeld verwendet werden; 

c) geplantes Lernen durch Job-Rotation, Austauschprogramme oder Abordnungen; 

d) Teilnahme an Lernzirkeln/Qualitätszirkeln; 

e) selbstgesteuertes Lernen durch offenen und Fernunterricht (die in dieser Form 
der Weiterbildung verwendeten Methoden können auch audiovisuelle Hilfen 
wie Videos, Fernunterricht, computergestütztes Lernen oder die Nutzung eines 
Zentrums für Lernressourcen umfassen); 

f) Teilnahme an Tagungen, Workshops, Vorlesungen und Seminaren. 

In der Praxis wird die berufliche Weiterbildung in den einzelnen Erhebungen unter- 
schiedlich definiert, so dass in den Erhebungen nicht die gleichen Weiterbildungsformen 
erfasst werden. In der CVTS2 entspricht die Definition der beruflichen Weiterbildung 
streng dem oben genannten Punkt A, d.h. sie beinhaltet Zusatzstudien, schließt aber andere 
Formen der formellen Weiterbildung und Erstausbildung aus - d.h. Schulungen, die eine 
Person bei ihrer Einstellung erhält, um ihre Kompetenzen den Anforderungen des Arbeits- 
platzes anzupassen. In der IALS wird zwischen berufsspezifischer bzw. karrierebezogener 
Weiterbildung und Lehrveranstaltungen für andere Zwecke unterschieden. Außerdem 
werden die Aus- und Weiterbildungskurse in sieben sich gegenseitig ausschließende 
Kategorien aufgeteilt: a) zu einem Hochschulabschluss/-diplom/-zertifikat führend; b) zu 
einem CollegeabschlussAzertifikat führend; c) zu einem Meisterbrief/-zertifikat führend; 
d) zu einem Ausbildungszertifikat führend; e) zu einem Elementar- oder Sekundarschul- 
abschluss führend; f) zu einer beruflichen oder karrieremäßigen Verbesserung führend 
sowie g) sonstige. Für dieses Kapitel wurden in der Analyse nur die berufsspezifischen 
bzw. karrierebezogenen Weiterbildungskurse berücksichtigt. Um formelle Weiter- 
bildungskurse ganz und gar auszuschließen, wurden in der Definition der beruflichen 
Weiterbildungskurse nur die Punkte d,f und g berücksichtigt, während die Punkte a, b, c 
und e eine Untergruppe der Kategorie formelle Weiterbildung darstellen (vgl. Tabelle 5 . 1 
und Abb. 5.1). 

Die in diesem Kapitel verwendete Berufsqualifikation entspricht in etwa dem ein- 
stelligen Niveau der Internationalen Standardklassifikation der Berufe (ISCO-88). In 
Abbildung 5.3 sind die Daten wie folgt gruppiert worden: qualitativ anspruchsvolle Berufe, 
zu denen Führungskräfte in der Privatwirtschaft, Wissenschaftler sowie Techniker und 
gleichrangige nicht technische Berufe zählen (ISCO-88 Code 1-3); Berufe, die mittlere 
Qualifikationen voraussetzen und Bürokräften und kaufmännischen Angestellten, Dienst- 
leistungsberufen, Verkäufern in Geschäften und auf Märkten, Anlage- und Maschinen- 
bedienern sowie Montierern entsprechen (ISCO-88 Code 4-8); sowie Berufe, die geringe 
Qualifikationen voraussetzen und Hilfsarbeitskräften entsprechen (ISCO-88 Code 9). 

Die durchschnittliche Grundkompetenzpunktzahl, die in Abschnitt 2.B verwendet 
wurde, ist der einfache Durchschnitt der drei in der IALS-Studie angegebenen Kompe- 
tenzergebnisse, mit denen die Fähigkeit beim Umgang mit Texten, schematischen Dar- 
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Stellungen und Zahlen auf einer quantitativen Skala von 0-500 gemessen werden (vgl. 
OECD und Statistics Canada, 2000). 



C. Detaillierte Schätzungsergebnisse 

Tobit- und Probit-Modelle der Bestimmungsfaktoren für betriebliche 
Weiterbildungsmaßnahmen 

Maximum-Likelihood-Schätzungen eines Probit-Modells für die Teilnahme an 
Weiterbildungskursen und ein Tobit-Modell für die Kursstunden sind an einer kombinier- 
ten Stichprobe von 15 Ländern durchgeführt worden, um weitere Belege für die in 
Abschnitt 1 festgestellten Weiterbildungsunterschiede zu finden. Die auf diesen Modellen 
basierenden Schätzungen sind in Tabelle 5.A1.1 wiedergegeben. Die Probit-Regressionen 
sind Standard, wenn es sich bei der abhängigen Variable um eine Dummy-Variable 
handelt. Umgekehrt sind Tobit-Regressionen Standard, wenn die abhängige Variable 
kontinuierlich, aber zensiert ist. Im Probit-Modell nimmt die abhängige Variable den 
Wert 1 an, wenn die Person in den zwölf Monaten vor der Erhebung an mindestens einem 
vom Arbeitgeber geförderten beruflichen Weiterbildungskurs teilgenommen hat, und den 
Wert 0 in allen anderen Fällen. Die Tabelle gibt in diesem Fall die geschätzten Verände- 
rungen in der Wahrscheinlichkeit an, mit der eine Person, die bis auf das jeweils unter- 
suchte Merkmal mit der Referenzperson identisch ist, an einer Weiterbildung teilnimmt. 
Mit dem Tobit-Modell wird der Zusammenhang zwischen Kursstunden und den in der 
Tabelle dargelegten Merkmalen geschätzt, unter Bereinigung um die Verzerrungen in der 
Stichprobenauswahl, die auf die Tatsache zurückzuführen sind, dass für Personen mit 
unterschiedlichen Merkmalen auch die Wahrscheinlichkeit der Teilnahme an einer Weiter- 
bildung unterschiedlich ist. Die abhängige Variable in diesem Modell ist der Logarithmus 
von eins plus die von der Person erhaltenen Kursstunden. Diese Logarithmusform ist 
gewählt worden, um exponentielle Heteroskedastizitäten auszuräumen. Der Logarithmus- 
Ausdruck wird um eins erhöht, da ansonsten die Messbeobachtungen für Nichtteilnehmer 
aus der Stichprobe eliminiert würden. Die Koeffizienten können als lineare Standard- 
regression interpretiert werden. 

Die Merkmale der Referenzperson sind in der Tabelle angegeben. Australien ist das 
Referenzland, da es das Land mit dem größten Stichprobenumfang ist. Die Schätzungen 
werden für eine begrenzte Zahl von persönlichen Merkmalen (darunter Geschlecht, Alter, 
Bildungsniveau, Geburtsland, Teilzeitstatus und Beruf) und Unternehmensmerkmalen 
(Unternehmensgröße, Sektor) durchgeführt, um den Kreis der erfassten Länder zu maxi- 
mieren. Aspekte wie eine Führungsposition und auch die Unterscheidung zwischen 
selbstständig tätigen Personen und abhängig Beschäftigten bleiben unberücksichtigt (die 
Einbeziehung dieser Variablen hätte die Analyse auf nur zehn Länder beschränkt). So ist 
die Analyse auch auf Arbeitskräfte aus Unternehmen mit mehr als 20 Mitarbeitern 
beschränkt, um Selbstständigkeit soweit wie eben möglich auszuschließen. Außerdem 
beschränkt sich die Stichprobe auf Arbeitskräfte, die zumindest einen gewissen Bildungs- 
stand haben (da Personen ohne jegliche Bildung entweder eine Ausnahme bilden oder in 
einer kleinen Zahl von Ländern konzentriert sind) und nicht in der Landwirtschaft tätig 
sind (auf Grund des spezifischen Charakters des Arbeitsmarktes im Agrarbereich). Die 
Stichprobe umfasst Personen zwischen 16 und 65 Jahren, um einen Vergleich mit den 
empirischen Ergebnissen der Analyse zu Nachfrage und Angebot von Weiterbildungskursen 

OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



5. Verbesserung der Qualifikationen und Kompetenzen der Arbeitskräfte 



Table 5.A1.1. Probit and Tobit estimates of the determinants of training 





Training participation 


Mvcldyc HUUlb bpcllL 
III Li all 1 1 1 iy 




Probit 3 


Tobit" 


Gender 




(reference: inen) 




Women 


-0.01 1 


-0.205* 


Age groups 








Aged 16-25 


-0.076* 


-0.683* 






-0.070 


Aged 46-55 


-0.022** 


-0.231 ** 






Educational attainment 




(reference: upper secondary) 




Less than upper secondary 


-0.040* 


-0.389* 


Tertiary 


0.052* 


0.411 * 


Community size 








Rural 


-0.001 


0.012 




(reference: full-time worker) 




Part-time workers 


-0.124* 


-1 .414* 


Country of birth 




(reference: born in country of interview) 




Immigrants 


-0.055* 


-0.500* 






(reference: more than one employer) 






Firm size 










20 to 99 employees 


-0.024*** 


-0.335** 


200 to 499 employees 


0.053* 


0.433* 


500 and more employees 


0.099* 


0.847* 






(reference: manufacturing, mining and energy) 




Construction 


-0.039*** 


-0.488** 


Wholesale and retail trade 


-0.051 * 


-0.572* 




Financing. insurance, real estate and business Services 


0.048* 


0.341 * 


Community, social and personal Services 


-0.006 


-0.104 


Occupation 




(reference: Clerks) 




Managers 


0.110* 


1.059* 






Technicians and associate Professionals 


0.056* 


0.549* 


Service workers and Shop and market sales workers 


-0.033** 


-0.299 


Craft and related trades workers 


-0.059* 


-0.501 * 


Plant and machine Operators and assemblers 


-0.113* 


-1.181 * 


Elementary occupations 


-0.176* 


-2.067* 


Country 




(reference: Australia) 




Belgium c 


-0.162* 


-2.418* 


Canada 


-0.035** 


-0.366** 






-2.063* 


Denmark 


0.180* 


1.591 * 
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Table 5.A1.1. Probit and Tobit estimates of the determinants of training (conf 





Training participation 


Average hours spent in 
training 




Probit 3 


Tobit 6 


Finland 


0.132* 


0.990* 


Hungary 


-0.197* 


-2.454* 


Ireland 


-0.202* 


-2.907* 


Italy 


-0.166* 


-1.888* 


New Zealand 


0.137* 


1 .056* 


Norway 


0.128* 


1.113* 






-2.889* 


Switzerland 


-0.1 12* 


-1 .194* 






United States 


-0.017 


-0.262 


Predicted at vector 0 


0.345 


-0.830 


Log likelihood 


-11 138 


3 043 


Number of observations 


19 062 


18 853 


Numberof countries 


15 


15 


PseudoR 2 0.115 





*, **, ***, statistically significant at 1%, 5% and 10% levels respectively. 

a) Estimated change in the probability of training participation with respect to the reference individual. The sample 
population is employees of firms with more than 20 employees, with at least some education, aged 16 to 65 years 
and not working in the agricultural sector. The reference individual is indicated in the table. 

b) The dependent variable is equal to log (1+T) where T Stands for hours of training. 

c) Flanders only. 

Source: OECD estimates based on IALS. 



zu ermöglichen (Abschnitt 2.B), in der junge Personen hinzugefügt wurden, um einen 
hinreichend großen Stichprobenumfang für Modellschätzungen zu gewährleisten, in 
denen Grundkompetenzen als erläuternde Variable enthalten sind (vgl. weiter unten). Alle 
in diesem Kapitel dargelegten Ergebnisse bleiben bei Eliminierung dieser Altersklasse 
aber unbeeinflusst. 

Weiterbildungsnachfrage und -angebot 

Tabelle 5. AI. 2. enthält vollständige Maximum-Likelihood-Schätzergebmsse bivariater 
Probit-Modelle der Nachfrage- und Gleichgewichtsergebnisse, die anhand von zwei Se- 
rien alternativer Arbeitshypothesen geschätzt wurden (vgl. Anhang 2 wegen einer Erörte- 
rung der damit einhergehenden Definitionsprobleme). Von diesen Schätzungen abgeleite- 
te relative Veränderungen bei Nachfrage und Angebot sind in Tabelle 5.3 wiedergegeben. 
Es werden drei Schätzmodelle erörtert: Ein Basismodell und zwei erweiterte Spezifika- 
tionen (darunter auch die Aspekte Führungsfunktion und Zeitverträge), die auf der Basis 
kleinerer Länderstichproben geschätzt werden. Zu den in der Basisspezifikation berück- 
sichtigten Ländern zählen Australien, Belgien (nur Flandern), Dänemark, Finnland, 
Irland, Italien, Kanada, Neuseeland, Norwegen, Polen, die Schweiz, die Tschechische 
Republik, Ungarn, das Vereinigte Königreich sowie die Vereinigten Staaten. Zu den in 
der zweiten Spezifikation (mit Dummy-Variablen für die Führungsfunktion) zählen Belgien, 
Finnland, Italien, Kanada, Polen, die Schweiz, die Tschechische Republik, Ungarn, das 
Vereinigte Königreich und die Vereinigten Staaten, während in der dritten Spezifikation 
(mit Dummy-Variablen sowohl für Führungsposition als auch Zeitverträge) Finnland, 
Italien, Kanada, Polen, die Schweiz, Ungarn, das Vereinigte Königreich und die Vereinigten 
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Table 5.A1.2. Training demand and supply 

Bivariate probit estimates" 



Baseline model 



Hypothesis A* 


Hypothesis B c 




Demand 


Equilibrium outcome 


Demand 


Equilibrium outcome 


Part-tlme 


(reference: full-time worker) 






Family and health reasons 


-1 .74 


-9.65 * -8.68 * 


-10.12* 


Still in education 


-7.46* 


-19.92* 


-19.20* 


-24.50 * 


Involuntary part-time 


8.45* 


-13.30 


-2.17 


-22.52* 


Gender 








(reference: men) 








Women 


2.53** 


-1 .65 ** 


0.49 


^t.32* 


Age groups 








(reference: aged 36-45) 








Aged 16-25 


2.73 


-5.49 * 


-2.01 


-8.66* 












Aged 46-55 


-7.13* 


-2.12** 


-5.75* 


3.13** 


Educational attainment 








(reference: uppersecondary) 








Less than upper secondary 


-4.91 * 


-4.07* 


-5.92 * 


-0.79 




Community size 
















Rural 


-3.66* 


-0.18 


-2.26 ** 


2.35 *** 


Country of birth 








(reference: born in country of interview) 








Immigrants 


2.25 


-5.29* 


-2.43 "* 


-7.83 * 


Number of employers (last 12 months) 








(reference: more than one employer) 








One employer only 


-9.62* 


1.29 


-5.35 * 


6.92* 


(reference: 100 to 199 employees) 










200 to 499 employees 


0.76 


5.57* 


4.05 ** 


5.55** 




Industry 








(reference: manufacturing, mining and energy) 








Construction 


6.42" 


-3.84 *** 


1.33 


-8.97* 








-5.91 * 


Transport, storage and Communications 


0.80 


2.52 *** 


2.08 


3.41 ** 


Financing, insurance, real estate and business 
















Community, social and personal Services 


5.33* 


-0.57 


2.76 ** 


-4.21 ** 




(reference: Clerks) 








Managers 


1 .24 


10.74* 


8.49* 


9.57* 


Professionals 


6.43* 


5.11 * 


7.08* 


1.62 


Technicians and associate Professionals 


3.72" 


5.24* 


5.55* 


3.62 "* 


Service workers and Shop and market sales workers 


-1 .95 


-2.92 ** 


-3.23 ** 


-2.00 


Craft and related trades workers 


-2.88 


-5.82 * 


-5.53 * 


-5.10" 


Plant and machine Operators and assemblers 


-3.03 


-10.99* 


-9.96* 


-12.56* 


Elementary occupations 


-8.75* 


-16.52 * 


-18.12* 


-16.00 * 


Predicted at vector 0 


39.91 


31.48 


58.75 


55.10 


Log likelihood 


-6 799 


-10 990 


-11 591 


-6 200 


Number of observations 


11 763 


18811 


18811 


10 709 


Pseudo Fi 2 


0.068 


15 
0.117 


0.099 


15 
0.099 
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Table 5.A1.2. Training demand and supply (cont.) 

Bivariate probit estimates" 



Including Supervisor}/ wie 


Including temporary contracts 


Hypothesis A* 


Hypothesis A* 


Demand 


Equilibrium outcome 


Demand 


Equilibrium outcome 








! 


(reference: full-time worker) 








Family and health reasons 


-3.95 


-6.22* 


-6.16*** 


-5.75 ** 


Still in education 


-10.21 ** 


-17.30* 


-12.10 * 


-16.37* 


Voluntary part-time for other reasons 


-1 1 .33 * 


-7.86 ** 


-12.16* 


-7.27 ** 


Involuntary part-time 


1.14 


-12.08* 


-0.61 


-8.98* 












(reference: some supervisory role) 








No supervisory 


-6.63* 


-8.52* 


-6.47 * 


-7.51 * 


Great supervisory 


-4.29 *** 


4.75* 


-3.45 


5.00* 


Tempora ry contract 








(reference: permanent) 








Temporary contract 




7.85* 


-12.67* 


Gender 
















Women 


2.85 *** 


-2.00 *** 


3.49 ** 


-1 .22 






(reference: aged 36-45) 
















Aged 26-35 


2.20 


0.22 


2.28 


0.08 


Aged 46-55 


-6.80* 


-2.40 *** 


-7.00 * 


-4.01 * 


Aged 56-65 


-14.87* 


-4.23 ** 


-13.46* 


-4.27*** 










(reference: uppersecondary) 














-4.93 ** 


-5.09 * 


Tertiary 


7.48* 


4.34* 


7.05* 


4.16* 






(reference: urban) 








Rural 


-1.59 


-0.28 


-2.67 *** 


-0.27 


Country of birth 








(reference: born in country of interview) 








Immigrants 


0.10 


-5.58* 


0.17 


-4.96 ** 


(references: more than one employer) 


















Firm size 












20 to 99 employees 


3.23 


-1.77 


3.56 


0.06 


200 to 499 employees 


-0.65 


6.93* 


1.04 


7.99* 


500 and more employees 


2.58 


11.93* 


2.72 


14.07* 










(reference: manufacturing, mining and energy) 








Construction 5.02 


-1 .51 


3.97 


-1 .55 


Wholesale and retail trade 


4.22 


-5.17* 


4.03 


-3.72 *** 


Transport, storage and Communications 






1.85 


6.77* 


Financing, insurance, real estate and business Services 


4.28 


5.81 * 


5.16*** 


8.00* 


Community, social and personal Services 


6.83* 


-1.79 




7.12* 


0.04 
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Table 5.A1.2. Training demand and supply (cont.) 

Bivariate probit estimates" 



Including Supervisor}/ wie 


Including temporary contracts 


Hypothesis A* 


Hypothesis A* 


Demand 


Equilibrium outcome 


Demand 


Equilibrium outcome 


Occupalion 








(reference: Clerks) 








Managers 


-1 .07 


3.26 


-2.76 


3.50 


Professionals 


7.81 * 


4.02 ** 


6.61 ** 


5.35* 


Technicians and associate Professionals 


5.09 ** 


3.15*" 


5.72 " 


2.71 


Service workers and Shop and market sales workers 




-5.12* 


-3.98 


-5.39* 




-5.29 *** 


-8.70 * 


-5.57 *" 


-7.51 * 


Plant and machine Operators and assemblers 


-7.05" 


-11.91 * 


-6.50 ** 


-10.83* 








p 

CO 




Predicted at vector 0 


45.77 


36.96 


43.65 


34.61 


Log likelihood 


-3 943 


-6 197 


-3 432 


-5 491 


Number of observations 


7 228 


11 043 


6 099 


9 623 


Numberof countries 


10 


10 


8 


8 


Pseudo R 2 


0.094 


0.129 


0.091 


0.131 



*, **, ***, statistically significant at 1%, 5% and 10% levels respectively. 

aj Estimated percentage change in the probability of demanding training {receiving training in equilibrium) with 
respect to the reference individual. Equations are estimated by maximum likelihood assuming no correlation 
between residuals. The sample are employees of firms with more than 20 employees, with at least some 
education, aged 16 to 65 years and not working in the agricultural sector. The reference individual is indicated in 
the table. The dependent variable for demand takes value 1 if the individual received training or wished to be 
trained. For the equilibrium outcome the dependent variable takes value 1 if the individual received employer- 
sponsored training. All equations include country dummies. 

b) Employees cannot refuse to be trained. Subject to this hypothesis, the demand equation is estimated only on the 
sub-sample of those who did not receive employer-sponsored training. 

c) Employees can refuse to be trained. Subject to this hypothesis, the equilibrium outcome equation is estimated 
only on the sub-sample of those who received training or wished they had. 

Source: OECD estimates based on IALS. 



Staaten zu finden sind. Die Auswahl der Länderstichprobe hängt von der Datenverfügbar- 
keit ab. Die in Tabelle 5.3 dargelegte Zusammenfassung der Ergebnisse fußt (sofern mög- 
lich) auf der Basisspezifikation, die unter der Annahme geschätzt wurde, dass ein Arbeit- 
geber durch Androhung einer Kündigung und/oder das Angebot einer finanziellen Kom- 
pensation einen Arbeitnehmer immer zur Teilnahme an einer Weiterbildung bewegen 
kann (Arbeitshypothese A in Tabelle 5. AI. 2). 

Für fünf Länder (Australien, Finnland, Italien, Kanada und die Vereinigten Staaten) 
enthält die IALS ein breites Spektrum an Informationen zum familiären Hintergrund 
- namentlich Bildungsniveau der Eltern, Beruf des Vaters wie auch eine Dummy- 
Variable dafür, ob die Mutter berufstätig ist oder nicht. Die Auswirkungen des familiären 
Hintergrunds auf Weiterbildungsnachfrage und -angebot dürften sich im Wesentlichen 
über die Grundkompetenzen und das Bildungsniveau niederschlagen. Entsprechend kön- 
nen diese Hintergrundvariablen als Bestimmungsfaktoren für Grundkompetenzen in 
Weiterbildungsregressionen eingesetzt werden. Um die Grundkompetenzen zu instrumen- 
talisieren, wird eine Regression der Lesekompetenzergebnisse auf Variablen des familiären 
Hintergrunds, das Bildungsniveau und sonstige verfügbare Merkmale (wie Geschlecht, 
Alter, Größe der Gemeinschaft, Geburtsland sowie Länder-Dummies) vorgenommen, die 
relativ selten vom Niveau der Grundqualifikationen bestimmt werden. Um Verzerrungen 
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Table 5.A1.3. Training supply and demand: the effect of literacy 

Bivariate probit estimates" 



Hypothesis A* 


Hypothesis B c 


Demand 


Equilibrium outcome 


Demand 


Equilibrium outcome 


Literacy 


0.5 


5.0" 


3.7 


4.0 


Mother has worked 


5.2" 


3.4 *** 


6.6 * 


-0.5 


Gender 








(reference: men) 








Women 


1.8 


-3.1 ** 


-0.3 


-5.1 * 


Aije groups 








Aged 16-25 


-0.4 


-9.6* 


-6.7* 


-9.7* 


Aged 26-35 


1 .9 


-2.8 "* 


-0.5 


-3.7** 


Aged 46-55 


-6.2* 


-2.2 


-6.9* 


3.7"* 










Educational attainment 








(reference: uppersecondary) 








Less than upper secondary 


-3.4 


0.1 


-2.7 


1 .6 


Tertiary 


5.5 ** 


-1.6 


3.2 


-5.1 "* 


Community size 








(reference: urban) 








Rural 


-0.9 


0.6 


-0.2 


0.4 


(reference: full-time) 




Country of birth 










Immigrants 


3.0 


-0.6 


1.6 


-3.0 


Number of employers (last 12 months) 








(reference: more than one employer) 








One employer only 


-6.7* 


1.6 


-5.4* 


5.3* 


Firm size 
















20 to 99 employees 


3.6 


-0.1 


3.3 


-3.6 


500 and more employees 


3.1 


12.2* 


10.3* 


7.0* 




(reference: manufacturing, mining and energy) 


Wholesale and retail trade 


5.2** 


-5.7** 


0.0 


-9.5* 


Transport, storage and Communications 


2.6 


2.9 


4.0 


2.0 


Financing, insurance, real estate and business Services 


3.3 


1.9 


3.8 


-0.7 


Community, social and personal Services 


7.6* 


-1.9 


4.6** 


-7.6* 


Occupation 








(reference: Clerks) 








Managers 


1.8 


6.1 ** 


5.8" 


4.2 


Technicians and associate Professionals 


5.8** 


2.7 


6.1 * 


-0.5 


Service workers and Shop and market sales workers 


0.7 


-6.2* 


-3.4 


-7.3 " 


Craft and related trades workers 


5.5*** 


-6.9* 


0.2 


-12.7* 


Elementary occupations 


-2.6 


-17.8* 


-14.0* 


-20.4 * 


Predicted value at the average literacy score 


22.5 


34.0 


48.3 


72.3 


Average literacy score 


291.3 


294.4 


294.4 


298.0 


Number of observations 


4 437 


6 973 


6 973 


4 141 


Log likelihood 


-2 760 


-4 185 


-4 408 


-2 530 


Number of countries 


5 


5 


S 


5 


Pseudo R 2 


0.050 


0.084 


0.064 


0.085 
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Table 5.A1.3. Training supply and demand: the effect of literacy (cont.) 

Bivariate probit estimates" 
*, **, *** statistically significant at 1%, 5% and 10% levels, respectively. 

a) Estimated percentage change in the probability of demanding training (receiving training in equilibrium) with 
respect to the reference individual. For literacy, which is a continuous variable, the effect of a 10% increase in the 
literacy score from the sample average is reported. Equations are estimated by maximum likelihood assuming no 
correlation between residuals. Literacy, being potentially endogenous, has been instrumented using parental 
background characteristics, education, gender, age, Community size, country of birth and country dummies. The 
sample population is employees of firms with more than 20 employees, with at least some education, aged 16 to 
65 years and not working in the agricultural sector. The reference individual is indicated in the table. The 
dependent variable for demand takes value 1 if the individual received training or wished to be trained. For the 
equilibrium outcome the dependent variable takes value 1 if the individual received employer-sponsored 
training. All equations include five country dummies. 

b) Employees cannot refuse to be trained. Subject to this hypothesis, the demand equation is estimated only on the 
sub-sample of those who did not receive employer-sponsored training. 

c) Employees can refuse to be trained. Subject to this hypothesis, the equilibrium outcome equation is estimated 
only on the sub-sample of those who received training or wished they had. 

d) Predicted probability at the average literacy score for the reference individual. 
Source: OECD estimates based on IALS. 



durch umgekehrte Kausalität zu vermeiden, werden andere Merkmale wie Teilzeitstatus, 
Industriezweig, Beruf, Unternehmensgröße sowie die Zahl der Arbeitgeber von der 
Instrumentenregression ausgenommen. Der Arbeitsstatus der Mutter wird getrennt in die 
endgültige Regression der Instrumentenvariablen (IV) integriert, um den Effekt der 
Grundkompetenzen auf Nachfrage und Gleichgewichtsniveau zu schätzen. In der Praxis 
kann es sein, dass der Arbeitsstatus der Mutter das Orthogonalitätskriterium für ein 
gültiges Instrument in dem Maße nicht erfüllt, wie er andere Bestimmungsfaktoren der 
Weiterbildung direkt beeinflusst - so z.B. die persönliche Motivation und Bindung an den 
Arbeitsmarkt, insbesondere von Frauen. Diese Intuition wird durch die Tatsache bestätigt, 
dass es sich hierbei um die einzige Variable zum familiären Hintergrund handelt, die sich 
nach Einbeziehung in die Nachfrage- und Gleichgewichtsgleichungen als signifikant 
erweist (sowohl mit als auch ohne die zusätzliche Einbeziehung der Grundkompetenzen). 
Vollständige Schätzergebnisse, die mit Hilfe der zwei alternativen Hypothesen ermittelt 
wurden (vgl. Anhang 2) sind in Tabelle 5. AI. 3 wiedergegeben, während in die Tabelle 
5.3 im Haupttext nur die unter Arbeitshypothese A erzielten Ergebnisse aufgenommen 
wurden. 
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ANHANG 2 



Ermittlung und Schätzung von 
Weiterbildungsnachfrage und -angebot 



Informationen über Arbeitskräfte, die gerne an einer zusätzlichen Weiterbildung teil- 
genommen hätten, dies aber nicht konnten, lassen sich zur Ermittlung der Weiterbildungs- 
nachfrage der Beschäftigten einsetzen. Arbeitskräfte, die angeben, sie hätten nicht an 
allen von ihnen gewünschten Weiterbildungskursen teilnehmen können, sind eindeutig 
der Meinung, dass ihre Weiterbildungsrendite nicht negativ ist, zumindest dann, wenn sie 
für die Weiterbildungskurse nicht zahlen müssen. So kann gesagt werden, dass eine 
Person eine positive Nachfrage aufweist (zu Nullkosten für die Person), wenn sie angibt, 
an nicht geförderten Weiterbildungskursen teilgenommen zu haben und/oder Weiter- 
bildung wünscht. Anhand dieser Informationen kann die Wahrscheinlichkeit der Weiter- 
bildungsnachfrage in Abhängigkeit von persönlichen und beruflichen Merkmalen 
geschätzt werden. Bei Betrachtung von zwei unterschiedlichen Personengruppen und 
unter Zugrundelegung der Annahme, dass die Nachfragekurven nach unten geneigt sind 
(in Bezug auf die impliziten oder expliziten Kosten der Weiterbildung) und sich nicht 
kreuzen, lässt sich daher feststellen, ob die Nachfrage in einer Gruppe größer ist als in der 
anderen, indem die jeweilige Wahrscheinlichkeit geschätzt wird, mit der zusätzliche 
Weiterbildungskurse zu Nullkosten gewünscht werden (Punkte A und A' in Abb. 5.A2.1). 



Chart 5.A2.1. Demand and supply of training: solving the identification problem 



Price for 
the worker 




B' 



B 



A 



A' 



Training 



332 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



5. Verbesserung der Qualifikationen und Kompetenzen der Arbeitskräfte 



Streng genommen gilt die oben beschriebene Nachfrageermittlungsstrategie ohne 
zusätzliche Annahmen im Hinblick auf das Arbeitgeberverhalten nur für Arbeitnehmer, 
die keine vom Arbeitgeber geförderte Weiterbildung erhalten. So können Arbeitskräfte, 
die betriebliche Weiterbildungskurse erhalten, eine positive Weiterbildungsnachfrage 
aufweisen oder nicht, je nach Arbeitgeberverhalten und Ergebnissen der Weiterbildungs- 
verhandlungen. Es lassen sich zwei extreme alternative Arbeitshypothesen aufstellen: 

• Hypothese A: Durch die Androhung einer Kündigung und/oder das Angebot einer 
finanziellen Kompensation kann ein Arbeitgeber einen Arbeitnehmer immer zur 
Teilnahme an einer Weiterbildung zwingen, so dass die Nachfrage zu Nullkosten 
von Seiten der Arbeitnehmer, die in den Genuss einer vom Arbeitgeber geförderten 
beruflichen Weiterbildung kommen, u.U. nicht positiv und ihr Vorzeichen nicht 
erkennbar ist, oder 

• Hypothese B: Wie von Oosterbeek (1998) in einer ähnlichen Analyse für die Nieder- 
lande zu Grunde gelegt wurde, können Arbeitgeber ihre Mitarbeiter nicht gegen 
ihren Willen zur Teilnahme an einer Weiterbildung zwingen (selbst zu Nullkosten für 
die Arbeitnehmer, was bedeutet, dass die Gleichgewichtspreise am nachgeschalteten 
Weiterbildungsmarkt nicht negativ sein können), so dass die Weiterbildung nur dann 
stattfindet, wenn die Nachfrage des Arbeitnehmers nicht negativ ist. 

Hypothese B ermöglicht die Ermittlung der Nachfrage für den gesamten Stich- 
probenumfang, während unter Hypothese A die Nachfrage konsequenterweise nur für die 
Untergruppe der Personen geschätzt werden kann, die keine vom Arbeitgeber geförderte 
Weiterbildung erhalten (vgl. Tabelle 5.A2.1). Außerdem ermöglichen diese zusätzlichen 
Annahmen zu Arbeitgeberverhalten und Verhandlungsergebnissen auch die Ableitung der 
relativen Positionen der Angebotsstrukturen von der parallelen Schätzung der Nachfrage 
und Gleichgewichtsergebnisse (das Weiterbildungsvolumen, das dem Schnittpunkt 
zwischen Angebot und Nachfrage, B und B' in Abb. 5.A2. 1 entspricht). 

Tabelle 5. A2. 1 Stichproben und abhängige Variablen 



Nachfrage 



Gleichgewichtsergebnis 



Hypothese A: Der Arbeitgeber kann einen 
Arbeitnehmer immer zur Teilnahme an 
einer Weiterbildung zwingen, entweder 
durch finanzielle Kompensation oder 
Androhung einer Kündigung 

Hypothese B: Arbeitgeber können Arbeit- 
nehmer nicht gegen ihren Willen zur 
Teilnahme an einer Weiterbildung zwingen 



Abhängige Variable: 1 für 
Teilnehmer an geförderter 
und nicht geförderter BWB 
oder auf einen Kredit 
angewiesene Personen 
sowie 0 für die übrigen 

Nichtteilnehmer an 
geförderter BWB 



Gesamte Stichprobe 



Abhangige Variable: 1 nur für 
Teilnehmer an geförderter BWB und 
0 für die übrigen 



Gesamte Stichprobe 



Teilnehmer an geförderter und nicht 
geförderter BWB oder auf einen 
Kredit angewiesene Arbeitskräfte 



In formalerer Hinsicht kann davon ausgegangen werden, dass Gleichgewichtsergeb- 
nis und Nachfrage anhand der folgenden Gleichungen beschrieben werden: 



y w = Xß w + e v 

y e = xß e +e e 



falls y w >0 
falls y e > 0 



ansonsten 0 
ansonsten 0 
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dabei steht y w für die Quantität der vom Arbeitgeber geförderten und vom Arbeitnehmer 
für ihn kostenlos beantragten Weiterbildungen (d.h. der vom Arbeitgeber für die Weiter- 
bildung in Rechnung gestellte Preis ist gleich null), y e steht für die Quantität der vom 
Arbeitgeber geförderten und im Gleichgewicht angebotenen Weiterbildungen (d.h. zum 
Gleichgewichtspreis, der je nach Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Paar unterschiedlich aus- 
fallen kann), falls Hypothese A zutrifft, oder die im Gleichgewicht bereitgestellt werden 
könnten, falls es in Bezug auf die Gleichgewichtspreise keine Einschränkungen gäbe, 
sofern Hypothese B gilt; X steht für den Vektor der beobachteten Arbeitnehmermerkmale 
und e w sowie s e sind Fehlerterme. Es können vier verschiedene Situationen entstehen: 
a) y w > 0 und v e > 0, b) y w = 0 und y e > 0, c) y w > 0 undVf.= 0 sowie d)y w = 0 und y e = 0. 

In der Praxis kann unter beiden Annahmen die Wahrscheinlichkeit, eine vom Arbeit- 
geber geförderte Weiterbildung im Gleichgewicht zu erhalten und die Wahrscheinlich- 
keit, eine Weiterbildung zu Nullkosten zu beantragen, in einem bivariaten Probit-Rahmen 
in Abhängigkeit von persönlichen und unternehmensbezogenen Merkmalen geschätzt 
werden. Für das Gleichgewichtsergebnis nimmt die abhängige Variable den Wert 1 an, 
wenn der Arbeitnehmer betriebliche Weiterbildungskurse erhalten hat - Situationen 
a) und b) - und 0 in allen anderen Fällen - Situationen c) und d). Für die Nachfrage 
nimmt die abhängige Variable den Wert 1 an, wenn der Arbeitnehmer an einem Weiter- 
bildungskurs teilgenommen hat, oder gerne teilgenommen hätte - Situationen a) und c) -, 
in den anderen Fällen nimmt sie den Wert 0 an - Situationen b) und d). Unter der Ar- 
beitshypothese A lassen sich die Situationen a) und b) aber nicht unterscheiden; aus die- 
sem Grund wird die Nachfrage auch nur in Abhängigkeit von der Tatsache geschätzt, 
dass der Arbeitnehmer keine betriebliche Weiterbildung erhalten hat - d.h. wenn Situa- 
tionen c) und d) eintreffen. Demgegenüber wird das Gleichgewichtsergebnis über die 
gesamte Stichprobe geschätzt. Entsprechend können unter der Arbeitshypothese B die 
Situationen b) und d) nicht unterschieden werden, da das tatsächliche Gleichgewichts- 
volumen der Weiterbildung nie größer sein kann als das zu Nullkosten beantragte Weiter- 
bildungsvolumen; aus diesem Grund wird das Gleichgewichtsergebnis nur in Abhängig- 
keit von den Arbeitnehmern geschätzt, die eine Weiterbildung erhalten haben oder bereit 
sind, zu Nullkosten für sie selbst weitergebildet zu werden, während die Nachfrage über 
die gesamte Stichprobe geschätzt wird. Grundsätzlich muss die Korrelation zwischen den 
Fehlertermen in den Nachfrage- und Gleichgewichtsergebnisgleichungen berücksichtigt 
werden (um Selektionsverzerrungen zu verhindern). Da aber Oosterbeek (1998) in einer 
ähnlichen Analyse für die Niederlande zu dem Ergebnis kommt, dass diese Korrelation 
nicht signifikant ist, werden die Gleichungen aus rechentechnischen Gründen so 
geschätzt, als bestünde zwischen den Restgrößen keine Korrelation. Ferner schätzen 
Bassanini und Ok (2003) eine Reihe ähnlicher Modelle, die eine Korrelation zwischen 
den nicht messbaren Merkmalen ermöglichen, und kommen zu ähnlichen Ergebnissen. 

Bei beiden Arbeitshypothesen lassen sich die Informationen über die relative Posi- 
tion des arbeitgeberseitigen Angebots für verschiedene Gruppen dann unter Zugrunde- 
legung der Annahme, dass die Angebotskurven nach oben geneigt sind und sich nicht 
kreuzen, von einem Vergleich der Nachfrage und Gleichgewichtsergebnisse ableiten. 
Tabelle 5.A2.2 enthält eine Zusammenfassung aller möglichen Kombinationen von Nach- 
frage- und Gleichgewichtsschätzungen und ihrer Auswirkungen auf das arbeitgeberseitige 
Angebot. Wird beispielsweise die Weiterbildungsnachfrage der Frauen deutlich höher 
geschätzt als die der Männer, während die Schätzung der Gleichgewichtsergebnisse keinen 
signifikanten Unterschied zwischen beiden ergibt (erste Zeile in der Tabelle), kann dies 
als Nachweis dafür interpretiert werden, dass zu einem bestimmten Weiterbildungspreis 
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Tabelle 5.A2.2 Schätzung von Angebotsunterschieden zwischen den Gruppen anhand von 
Nachfrage- und Gleichgewichtsschätzungen'' 



Nachfrage 



Gleichgewichtsergebnis 



Angebot 



+ 



0 



+ 

0 
0 



0 



0 



+ 



+ 



0 



+ 



0 



+ 



+ 

hängt von der relativen Größe der Unterschiede ab 
hängt von der relativen Größe der Unterschiede ab 



+ 



+ 



a) +, - und 0 bedeuten, dass in Bezug auf die Referenzperson ein bestimmtes Merkmal Schätzungen zufolge die ent- 
sprechende Kurve nach rechts, nach links bzw. auf nicht signifikante Weise verlagert. Beispielsweise bedeutet die erste 
Zeile der Tabelle, dass in einer Konstellation, in der sich die Nachfrage Schätzungen zufolge nach rechts verlagert und 
keine signifikanten Verlagerungen im Gleichgewichtsergebnis erwartet werden, die abgeleitete Angebotskurve 
Schätzungen zufolge nach links verschoben wird. 



das arbeitgeberseitige Angebot für Männer größer ist als für Frauen. Analog hierzu liegt 
die Angebotskurve für Frauen oberhalb der Kurve für Männer (vergleichen Sie S und S' 
mit D und D' in Abb. 5.A2.1). In dem Maße, wie die Ergebnisse unter den Arbeits- 
hypothesen A und B kohärent sind, lassen sich einige recht verlässliche Aussagen über 
Angebot und Nachfrage ableiten. Tabelle 5.3 fußt nur auf Schätzungen unter der Arbeits- 
hypothese A. Jedoch fallen die Ergebnisse ähnlich aus, wenn die Schätzungen unter 
Arbeitshypothese B durchgeführt werden (vgl. Anhang 1). 

Schließlich werden Nachfrage und Angebot unter Arbeitshypothese A konsistent 
geschätzt, auch wenn zusätzliche Hypothesen aufgestellt werden, um eine plausiblere 
Interpretation der Reaktion der Befragten auf die Frage zur Weiterbildung zu ermög- 
lichen, die in der IALS-Studie wie folgt formuliert wird: „Gibt es seit August (Jahr x ) 
irgendeine Aus- bzw. Weiterbildungsmaßnahme, an der Sie aus Karriere- bzw. berufli- 
chen Gründen teilnehmen wollten, aber nicht teilgenommen haben?" In der Tat ist diese 
Formulierung etwas mehrdeutig, und es kann davon ausgegangen werden, dass jene 
Arbeitskräfte, die diese Frage bejahen, jene sind, die selbst unter Berücksichtigung eines 
Teils der (direkten oder Opportunitäts-) Kosten der Weiterbildung (so z.B. ein Teil der 
Verdienstausfälle oder des Freizeitverlusts, alternative Investitionsmöglichkeiten, negative 
Empfindungen, die sie auf Grund schlechter pädagogischer Erfahrung mit formellen 
Lernmaßnahmen assoziieren) positive Weiterbildungsrenditen erwarten. Dennoch lassen 
sich folgende Hypothesen aufstellen: a) Einzelpersonen interpretieren die Frage der zu- 
sätzlich gewünschten Weiterbildung so, als würden sie gefragt, ob sie sich mehr Weiter- 
bildungskurse zu von ihnen selbst getragenen, festen impliziten oder expliziten Kosten 
wünschen, und b) diese festgestellte Kosten- (oder Preis-)grenze hängt nicht von mess- 
baren individuellen Merkmalen ab und kann als eine konstante Größe zuzüglich eines 
Standard-Fehlerterms definiert werden. Jedoch sei hinzugefügt, dass unter Berücksichti- 
gung dieser zusätzlichen Hypothesen die Wahrscheinlichkeit der Weiterbildungsnachfrage 
nicht anhand der von den Befragten zu Nullkosten beantragten Kurse, sondern vielmehr 
anhand des in der Frage zur Weiterbildung implizit enthaltenen Preisschwellenwerts 
ermittelt wird. 
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Statistischer Anhang 



Quellen und Definitionen 

Die in diesen Tabellen wiedergegebenen Statistiken sind großenteils auch in zwei 
anderen (gedruckten oder elektronischen) Veröffentlichungen bzw. Referenzdokumenten 
enthalten: 

• der jährlichen Ausgabe der OECD Labour Force Statistics, 1982-2002; und 

• der OECD-Online-Datenbank für Arbeitsmarktstatistiken, die sowohl Rohdaten (vgl. 
URL: www.oecd.org/scripts/cde/members/LFSDATAAuthenticate.asp) als auch 
abgeleitete Statistiken enthält (www.oecd.org/scripts/cde/members/LFSINDICATORS 
Authenticate.asp) und freien Zugang zu den Daten ermöglicht. 

In diesen Veröffentlichungen, die auch Informationen über Definitionen, Anmerkungen 
und von den Mitgliedstaaten verwendete Quellen enthalten, werden längere Zeitreihen 
angegeben, die zudem stärker nach Altersgruppen, Geschlecht, Dauer der Arbeitslosigkeit 
usw. aufgeschlüsselt sind, als es in diesem Anhang der Fall ist. 

Am Ende jeder Tabelle des statistischen Anhangs werden die jeweiligen Quellen 
und Definitionen für die erfassten Daten genannt. 

Zu bemerken ist, dass die Angaben zu Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und Erwerbs- 
bevölkerung nicht immer mit den Zeitreihen übereinstimmen, die von der OECD-Haupt- 
abteilung Wirtschaft für wirtschaftspolitische Analysen und Projektionen verwendet werden 
und in den Tabellen 1 . 1 und 1 .2 in Kapitel 1 dieser Veröffentlichung wiedergegeben sind. 

Der interessierte Leser kann auf die Online-Datenbank zurückgreifen, die Datenreihen 
über die verschiedenen Aspekte des Arbeitskräfteangebots enthält: Bevölkerung, Erwerbs- 
bevölkerung, Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, aufgeschlüsselt nach Geschlecht und 
Alter, Bildungsabschluss, Beschäftigungsstatus und Tätigkeitsbereich, Erwerbs- und 
Arbeitslosenquoten, Statistiken über Teilzeitbeschäftigung und Dauer der Arbeitslosigkeit. 
Die Online-Datenbank enthält auch eine Reihe zusätzlicher Datenreihen über Arbeitsmarkt- 
ergebnisse sowie Merkmale des institutionellen und ordnungsrechtlichen Rahmens, der die 
Funktionsweise der Arbeitsmärkte beeinflusst. Diese Datenreihen betreffen namentlich: 

• jährlich geleistete Arbeitsstunden für Trendvergleiche im Zeitverlauf; 

• Bruttoverdienste nach Perzentilen zur Ableitung von Messgrößen für die geschlech- 
terspezifische Einkommensverteilung von Vollzeitbeschäftigten; 

• Bruttodurchschnitts- und -medianverdienste von Vollzeitarbeitskräften nach Alters- 
gruppe und Geschlecht; 

• gesetzliche Mindestlöhne; 

• öffentliche Ausgaben für Arbeitsmarktprogramme und Zahl der Leistungsempfänger; 

• gewerkschaftlicher Organisationsgrad in den OECD-Ländern. 
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Verwendete Zeichen 

kein Nachweis vorhanden 
Dezimalpunkt 
I Bruch in der Zeitreihe 

Null oder weniger als die Hälfte der Ziffer in der letzten besetzten Stelle 



Anmerkung zur statistischen Behandlung der Daten für Deutschland 

In der vorliegenden Publikation gelten die Daten bis Ende 1990 lediglich für West- 
deutschland, ab 1991 jedoch, soweit nicht anders angegeben, für Gesamtdeutschland. 
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Table A. Standardised unemployment rates in 27 OECD countries 

As a percentage of total labour force 





1990 


1991 


1992 


1993 


1994 


1995 


1996 


1997 


1998 


1999 


2000 


2001 


2002 




Austria 








4.0 


3.8 


3.9 


4.4 


4.4 


4.5 


4.0 


3.7 


3.6 


4.3 


Belgium 


6.6 


6.4 


7.1 


8.6 


9.8 


9.7 


9.5 


9.2 


9.3 


8.6 


6.9 


6.7 


7.3 


Canada 


8.1 


10.3 


11.2 


11.4 


10.4 


9.4 


9.6 


9.1 


8.3 


7.6 


6.8 


7.2 


7.7 


Czech Republic 








4.4 


4.4 


4.1 


3.9 


4.8 


6.4 


8.6 


8.7 


8.0 


7.3 


Denmark 


7.2 


7.9 


8.6 


9.6 


7.7 


6.8 


6.3 


5.3 


4.9 


4.8 


4.4 


4.4 


4.5 


Finland 


3.2 


6.7 


11.6 


16.4 


16.8 


15.2 


14.6 


12.6 


11.4 


10.2 


9.7 


9.1 


9.1 


France 


8.7 


9.1 


10.0 


11.3 


11.9 


11.4 


11.9 


11.8 


11.4 


10.7 


9.3 


8.5 


8.7 


Germany 3 




























Greece 


6.3 


6.9 


7.8 


8.6 


8.9 


9.1 


9.7 


9.6 


11.0 


11.8 


11.0 


10.4 


9.9 


Ireland 


13.4 


14.7 


15.4 


15.6 


14.3 


12.3 


11.7 


9.9 


7.5 


5.6 


4.3 


3.9 


4.4 


Italy 


8.9 


8.5 


8.8 


10.1 


1 1 .0 


1 1 .5 


11.5 


1 1 .6 


11.7 


1 1 .3 


10.4 


9.5 


9.0 


Japan 


2.1 


2.1 


2.2 


2.5 


2.9 


3.2 


3.4 


3.4 


4.1 


4.7 


4.7 


5.0 


5.4 


Korea 






















4.4 


4.0 


3.3 


Luxembourg 


1.7 


1.6 


2.1 


2.6 


3.2 


2.9 


2.9 


2.7 


2.7 


2.4 


2.3 


2.0 


2.4 






























New Zealand 


7.8 


10.3 


10.3 


9.5 


8.1 


6.3 


6.1 


6.6 


7.5 


6.8 


6.0 


5.3 


5.2 


Norway 


5.7 


6.0 


6.5 


6.6 


5.9 


5.4 


4.8 


4.0 


3.2 


3.3 


3.4 


3.6 


3.9 


Poland 








14.0 


14.4 


13.3 


12.3 


10.9 


10.2 


13.4 


16.4 


18.5 


19.9 


Portugal 


4.8 


4.2 


4.3 


5.7 


6.9 


7.3 


7.3 


6.8 


5.2 


4.5 


4.1 


4.1 


5.1 


Slovak Republic 










13.7 


13.1 


11.3 


11.9 


12.6 


16.8 


18.7 


19.4 


18.6 


Spain 


13.1 


13.2 


14.9 


18.6 


19.8 


18.8 


18.1 


17.0 


15.2 


12.8 


11.3 


10.6 


11.4 


Sweden 


1.7 


3.1 


5.6 


9.1 


9.4 


8.8 


9.6 


9.9 


8.2 


6.7 


5.6 


4.9 


4.9 


Switzerland 




1.9 


2.8 


3.8 


3.7 


3.4 


3.7 


4.1 


3.4 


2.9 


2.6 


2.5 




United Kingdom 


6.9 


8.6 


9.7 


9.9 


9.2 


8.5 


8.0 


6.9 


6.2 


5.9 


5.4 


5.0 


5.1 


United States 


5.6 


6.8 


7.5 


6.9 


6.1 


5.6 


5.4 


4.9 


4.5 


4.2 


4.0 


4.7 


5.8 


European Union* 


8.1 


8.4 


9.1 


10.1 


10.5 


10.1 


10.2 


10.0 


9.4 


8.7 


7.8 


7.4 


7.6 


OECD Europe 6 


8.0 


8.2 


8.9 


10.2 


10.5 


10.1 


10.1 


9.8 


9.2 


9.0 


8.5 


8.3 


8.6 


Total OECD' 


6.1 


6.8 


7.4 


7.8 


7.7 


7.3 


7.2 


7.0 


6.9 


6.7 


6.3 


6.5 


6.9 



Note: In so far as possible, the data have been adjusted to ensure comparability over time and to conform to the guidelines of 
the International Labour Office. All series are benchmarked to labour-force-survey-based estimates. In countries with 
annual surveys, monthly estimates are obtained by interpolation/extrapolation and by incorporating trends in 
administrative data, where available. The annual figures are then calculated by averaging the monthly estimates (for both 
unemployed and the labour force). For countries with monthly or quarterly surveys, the annual estimates are obtained by 
averaging the monthly or quarterly estimates, respectively. For several countries, the adjustment procedure used is similar 
to that of the Bureau of Labor Statistics, US Department of Labor. For EU countries, the procedures are similar to those used 
in deriving the Comparable Unemployment Rates (CURs) of the Statistical Office of the European Communities. Minor 
differences may appear mainly because of various methods of calculating and applying adjustment factors, and because EU 
estimates are based on the civilian labour force. For a fuller description, please refer to the following URL: www.oecd.org/ 
oecd/pages/home/displaygenera 1/0,3380, EN-document-5-nodirectora te-no-1 -29298-5,00. html. 

a) Up to and including 1992, western Germany; subsequent data concern the whole of Germany. 

b) For above countries only. 

Source: OECD (2003), Quarterly Labour Force Statistics, No. 1, Paris. 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



Statistischer Anhang 



C 

<u 

£ 
>> 
o 



s 

3 

TS ~ 

SM 

CQ 00 



U 

" Ol 

» | 

o >, 

■5 ■* 

(0 «> 

o ll 

JS «» 

3 c 

PL, g 

o S 

c 



o 
E. 

s 

w 

m 

Ol 

e2 



t- CD CT) h- CO CO 
CD CD N s >f 



r-- o cm co cm oj 

CO CD N CO 



CO N CO Ol CO W 

cd cd (d cd "} 



O N N (D S Ol 

cd K cd lo 



Ol Ifl i in r- 

N LO Ol ddd 



O CO CM ' lfi 

cd 'cd 



i— t— CD 

oi d cd 



CM CO Ol 

oi cd K 



Ol i- CO 

oi d N 



co co in 
d cd 



CO CO CM 

oi lo co 



't N O 
Ö LO CM 



CO -^t CO 
t— CD CM 



O O Ol 

CM N r 1 



O CO K 
t— f 1 ^ CM 



CM CM Ol 

cd oi 



h- h- co r- n <D n 



CO N CO LO t— CM CD O CD 

cd d cd co t- oi co t- 

h- h- CO h- h- N (D N 



l^h-CD h- CO N (D N 



h- h- CD h-h-CO N (D N 



O CO CM CM CM CO -tf *t ^ 

cd i- cd ddd w N ^ 

h- h- CO r-- h- h- N (D N 



cd oi 

CD LO 



t — CD CD 
CM CT) CD 
CD LO CO 



O Ol CD 

cd d cd 

CD LO CO 



Ol Ol 

c\i d 

CD LO 



CO i- CO 

d lo 



N (O w 

cd oi id 



^ co o 
Tf d id 



CO LO oi 

Lfi t- 1 



O CO CM 

cd 



CO LO CM 
CO r CM 



Ol CM CO 
K CM 
CD CD N 



CM CO LO CM CO O CO CO ^ CM O Ol i- Ol 

cd cm oi cd ui Tf OLocd i- d d d lo lo 



Ol 00 CM h-^lO CD CO CO m i- LO CO CO CO 

cd ■<- cm cm lo cd cd -j oi d lo cm cd ^ ^ 



CO 't CM CO t- LO t W CO O) O) N CO CO O 

cm cm cd d cd d ^ cd d d cm d d 



CO -^t CM Kl Ol CM CO CO l^-i-i- Ol i— CO 

d cm cm ddd oi ^ cd d K d K d 



CM CO O CO CO CM Ol CM CO N^TN O CM LO 

N cm d d d d cm cd cd cd K d 



CO O Ol 



CO CO N 

d d d 



O LO Ol 

d d d 



LO CD y- CO T 

cm i— d N d 



CO CO CM CO N 

cd t~ aS d d 



^ CO CD 

d d i- 1 

CD CD CD 



h- l- LO 

T- 1 

CD CD CD 



h-h-CO CD N CO CD N CO lfi S N 



OSO) 
CD CD CD 



Ol Ol CO 



CO CO CM 

d d 



CO "tf - CO ^ O O) 



h- CO ID N N CO N CO lO N N 



CO LO CM CM CO 



N O CM 



CO CO 

d d cm 

CO LO S 



CO LO CD 
cd oi 
CO lfi N 



t- LO i- 

d d d 



CM 



CO LO 

d d cm 

CD CD CD 



CO Ol CM 
CO t ~ CO 
CD CD CD 



CO i- Ol 
CM Ö 01 



CD CD CD 



Ol N O 



h- h- CO CD I CD CO N CO lfi N N (D (O N 



CO LO O LO O Ol LO CO O LO CD N Ol N O 
h- h- CO CD N CD CO N CO lfi N N (D (D S 



CO LO O CD O CT) ■* CO -i- 't lfi N CO CD O 
h- h- CO CD N CD CD N CO lfi N N (D (D S 



CD lO S CD CO lfi (O N N 



CD CO h- lfi N N 



l- Lfi CO 

K d d 

CD CD CD 



W N 



CT) CO N 



CD CD lfi 



t — CT) CT) 



CO CO CO 



h- CM CT) 



h- t- CO 
S r lO 
CD CD CO 



S O (O 



O CD CM CO CO t— 



O CD CO 



i- CM -tf 

7- d d 



T — Ol Lfi 

p d d 



Ol LO CO 

co K d 

CO CO h- 



CD in CD 



in cd CT) 



co co m 
CM t- K 



lfi N N 't N S 



lfi CD CT) CO CO t— CO CO t- 

ddd ddd cd cm co 

ifiCDlfi IO S N h- N 



CD CD CO 



Lfi h- CT) 



O CO CO 

ddd 



N <J D CO CM 

lfi N N h» N 



lfi CT) CT) CD CD CM 



O^th- CDCOCM CDCDLO CM CM CO 



N N CO lfi CM CO i— t— CO 

in (O in io s N in n n 



CO lfi CO 
O) CO 



Ol CO Lfi 

d d 



CO N. LO CO CD 



CM CM O 

t~~ oi cd 

CO lO LO 



CO CO 

T- K 

CO CO 



Lfi O ■>- CM CO 
CM i- CO i- d 
lfi K N lfi N N 



t- i- CM lfi lO IM 

d d t\i oi 

lfi CO N Lfi N 



N LO CM 
t- d d 

CO CO CO 



CO CO CO 



1 1 £ s 8 i Iis Iii m & f & ü s Iis £iü s s ß 



342 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



Copyrighted maBrial 



Statistischer Anhang 



c 

o 



o 



Ol 

c 

3 
T3 
C 
IE 



Ca 

O (0 

V c 
'S £ 
3 2 

a 
o 

Ol. 
*-> 
S 

(V 



o 
S 

w 

PQ 



co m 



CD CO CD 



N O) 
cd N K 



O) 

ri n Iii 



*t CD t- 

t- OJ 



m m (o i-r^o) w n o 
oi^cd oo Lfi cvi i- irj cd 



CM CO — ^ N O CO Ol 

N pj oi lr* LD t— oiio'-tf 



m co o 



co m N N -^t 



h» h- N N 



•<t CO N O O) 

cd in K cd tri co 



CO CM t- 

O) d co 



i— CM CO 

^ d co 



CO O t— 

cd ^ 



N m 
N N ^ 



cm m CD 
N CO CM 



i- CO o 
cd cd in 



CO i— CO 
CO O) ^ 



O CD t- 

cd cm 



O O) K 

cd i— c\i 



o cm co 
cd i— cvi 



co m co 

t— CT) CM 



CD CD CO 

cm cd cd 



CO N N CO N CO h- 



O CO m CO h- O K 
^ CO (D N CO CO ^ |sl ^ 



N CD CO 



h- co i r~"- co 



O CO N O CO CMCMO OCMO 



t- Ol CM CM CD CO 
CO N N CO N CO 



co (ono o> tj- in 
r-- r-- h-cDoi N- co 



O) ■»— CM 
cb cd in 

I h- CO 



CM O CO CM CT) "tf- 
CO CO N CO N CO 



o Ol t- in co ^- co cm cd t co 

O) ^r' LO CD CD in 



co h- r- cd 
r-» h- i cd co 



r-- CO 



CO CO N 



CM O CM 



h- h- 



I N CO 



i in cd 



r- h- co s s co 



co in r- 



t- CO CT) 
N CD S K 



lo o> 

r-.r-.h- s io co r» r- co r-r^-co 



CO o o 
K cd K 



CO i- *t 

cvi K cd 



in n w 
od ^ cd 



t o - 

LO CO S 



O) CT) CO 
CO CO CO 



CO CM CO 

s s co 



co m cd 



— i- co o in h- ocoi- 

Ti^cd N CM CO CD 



m cm cm co co c\i o m in 
crj -^t cm cd cd cd r^cd^f 



CO CO — CM O t— I 

cd r ■ r cd N lo 



CO CM 
cd cd cd 



N co 
cd cd cd 



CO CO N 
Ö CT) CD 



in cm 

r CT) 



cd n co n o m co -^r 
ö d co ^ cd co cd N d 
co co co n co co h- r-- co 



CM CO *tf 

in cd cd 

N CO CO 



NNO 



N O CO -st-CM-tf CM CO CD CO CO O 



CD O CT) 



CD CD "=t CO CO S 



N CO CO 



r- r- n co co s co co i^-h-co 



CO CD CM 



t- CD O O 



I r-- CO N N CO 



CD O O 



<<t h» T- 

Ö CD t- 
CO CO CD 



CD CD CM 
CD CO "tf 
N CO CO 



CO CO CD 

cd cd lo 



-<t t- CO 
cd cd t- 



co CO LO 
CT) Ö CM 



cd in 
co in cd 



CD CD CM 

in cd 



O O CD 



S N (O h- CO N CO N 



CD CM CO 
CD CD CD 



CO CD 
CD CO 



h- h- CO N N CO 



^ i- CD 
CD CO CM 
CD CD f- 



CO CO 

CO CD oi 
CD CO h- 



CD O O 



CO h- CM 



CD CD CM 
Ö CM CO 
N CO CO 



N N CO 



o N in in cd «* 



cd o N in CM 
CO N CO in N CO 



CO CD 

^ " CO 1 



CO CD CO 



CO O CO 



CO CO CO 



CD CO CM CO N N 00 CD CD 



CO S CO in S CO N N CO 



^ O h- 



CM CO CM 
r 1 CD CM 



in cd o 

CO N t- 
N CO CO 



r*~ i — co 



CO CO CM 



O t- CO 



h- N. CO h- N. CO h- N h- 



CM CD 
LO LO 



CO CO CM CO (O Ol CD CD O O CO h- CO CO N CD t— CO 



N K CO N N CO 



r- r- r» 
ö cd cd in 



i O Q lj_ u 



in cm co 

N O) -r^ 
CO CO CO 



± ^ ™ ^ Jj ^ z ; 



LO CD CO 



CO CD CO 

in in 



CO LO CM 

cd cd 



^ CO O i- 



N (O CO N CO NNW r- h- h- 



O CM O 



S 5 "i 

CO CO CO 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



343 



Copyrighted material 



Statistischer Anhang 



o 



C 
u 

g 

ex 

g 

Ol 

C „ 

3 SS 

TS ff 

^ s 

U CO 

■ s. 

P ■ 



c 

o 

'S 

3 
O. 

o 

c 

II 

g 

o 

g 

w 



PQ 
<L> 

e2 





2002 


O) 

LÖ 


CD 


CO 

rv' 


OJ 

|V 


oi 




oi 


12.0 


^- 

CO 


14.9 


Nt 
10 


Ol 
Ol 


fv 
CO 


12.3 


in 


|v 
CM 


CD 
CT 


in 

CM 


CO 
CO 


m 


rv 

CT 


21.2 


in 

CD 


18.7 


16.4 




CT 


10.3 




rv 
in 




0 


CO 




Ol 


CO 


Ol 


CO 


h- 


CO 


0 


CO 


0 


in 


in 






OJ 


Ol 






CO 


•Ni- 


Ol 




CO 


CT 


rv 


m 


CM 


Ol 


rv 




0 

CM 


CD 




CD 


cd 


oi 


Nt 


oi 


0 


cd 


iri 


in 


oi 


CO 


CO 


in 


cd 


oi 


oi 


CO 


in 


co 


ö 

OJ 




CO 


iri 


Nt 


CT 


cd 


Nt 


Nt 


ment rate 


CD 
0 
0 
CNJ 


Ol 

in 


CD 
Nt 


CO 

cd 


r» 
cb 


CD 
Ö 


0 
tri 


CO 

ö 




cd 


CD 


iri 


CO 

oi 


OJ 


"fr 


rv 


in 

cd 


Ol 
CT 


in 
oi 


OJ 


Ol 

ui 


CM 

cd 


cd 


CM 

ui 


CO 


ö 

CM 


Nt 

iri 


CM 

cd 


cd 


CO 


Nt 


Unemploy 


01 
01 
01 


N 
CD 


CO 

•Nt 


CT 

0 


CT 


LO 
O 


Ol 

in 


CO 

0 


CT 


Ol 

CO 


CO 


CT 
CO 


in 

Ol 


in 
in 


LO 


fv 

^ > 


CO 

10 


CT 
CT 


rv 

CM 


in 
*t 


CD 
CO 


0 

CT 


- 

CT 


CT 

m 


_ 

CD 


CT 
OJ 


N 
CO 


CO 
CT 


rv 


10 


Nt 

Nt 




CO 

Oi 
Oi 


CO 


CD 

iri 


rv 


0 
cd 


CM 

cd 


cd 


oi 


CT 


Ol 

oi 


CD 


Ol 

cd 


CT 
CO 


in 

|v" 


CO 


CM 


Ol 

ui 


CM 

^r 


CO 
CT 


m 
in 


lO 

rv" 


CT 

cd 


oi 


m 

cd 




CO 


CD 
CM 


0 
od 


CM 


rv" 


CT 

tri 


rv 

Nt 




Ol 
Ol 


OJ 




10 


cd 




0 
oi 


r-. 
oi 


oi 


0 

CD 


_ 

oi 




0 

CO 


0 
Nt 


IV 


CT 

oi 


Ol 


in 
oi 


CT 


CD 

b 


CO 

rv 


Ol 




0 
rv" 




Nt 

Ol 


CO 


CO 

oi 


cd 


CO 

cd 


CO 
LO 




CNJ 
CD 




0 




Ol 


CO 


Ol 


rv 


N 


■<* 


OJ 


h- 


OJ 


CO 


Ol 


rv 




in 


q 






rv 


q 


0 


CM 


rv 




Ol 


LO 


CT 






CD 
CNJ 


CD 
CD 


nt 

CD 


in 
10 


iv 


oi 

CD 


LO 
h- 


oi 
h~ 


CD 


«♦ 

CD 


0 
10 


evi 
m 


oi 

CO 


rv' 

LO 


N 

■fr 


oi 
in 


cd 
10 


cd 
in 




IV 

CO 


oi 

CD 


cd 
rv 


cd 
10 


in 

CD 


cd 

CO 


cd 

LO 


rv 
rv 


CT 

rv 


cd 

CM 


oi 

CO 


cd 
rv 




CD 
















CO 




CO 








CT 
















q 




CO 


CD 






CM 






rate 


CD 

CNJ 


LO 
CD 


oi 

CD 


■■* 
m 


0 
r» 


CO 
CD 


tri 
r-- 


oi 
rv 


CO 


<t 

CD 


cd 


oi 
in 


CO 
CO 


CD 
LO 


N 

■fr 


ö 

CD 


CM 
LO 


oi 

LO 


0 


CD 
CD 


CO 
CD 


CD 

rv 


oi 

LO 


Nt 

CD 


cd 

CO 


LO 


rv' 
rv 


cd 

IV 


rv" 

CM 


oi 

CO 


cd 
rv 


c 

0 

ra 


CD 
















rv 




iv 








CT 
















q 




CM 


Ol 






CM 






a rt i c i p 


CD 
CXI 


LO 
CD 


oi 

CD 


cd 
in 


0 

|v 


CO 
CD 


LO 
h- 


oi 


cö 


cd 

CO 


oi 


oi 
in 


cd 

CO 


LO 
LO 


cd 
■fr 


Ol 

m 


LO 


in 




LO 
CO 


rv 

CD 


CD 

rv 


oi 

LO 


cd 

CO 


cd 

CO 


oi 

LO 


cd 

[v 


|v 


rv" 

CM 


g 


0 
rv 


Drce p 


Ol 


CD 


r-- 


0 


CO 




T- 


CM 


^; 


0 


|V 


CO 


CT 


CO 


LO 


in 


CO 


Ol 


Ol 


LO 






CO 


q 


CO 


Ol 


q 


OJ 


CD 


Nt 


rv 


our fi 


Ol 


CD 


CD 




CO 


CO 


fS 




CO 


CO 


oi 


LO 


CO 


LO 


LO 
■fr 


LO 


s 


LO 




CO 


CO 


rv 


oi 

LO 


CD 


oi 

CO 


0 
in 


rv 


rv 


CO 


CO 


rv 


(O 


00 


Ol 


LO 


CO 




q 




rv 


CO 


in 


10 


CO 


Ol 




LO 


CO 


CO 


CD 


CO 


q 






rv 


Nt 


rv 


0 


LO 


CO 




q 


rv 




Ol 


CD 


CD 


in 


CD 


CD 




CD 


0 

CO 


CO 


cd 
<tf 


m 


CO 


10 


cd 


m 


s 






CO 


CO 


rv 


oi 

LO 


CD 


CO 


oi 

Nt 


r^ 


iv 


d 

CO 


CO 


|v 




CD 


LO 




- 


CO 




CO 


in 


OJ 


in 


CD 




CO 


CD 


0 




Ol 




rv 


r- 


Ol 


rv 




CO 




CO 


LO 


Ol 


0 


CT 


CO 




Ol 


CD 






CO 




h- 




rv" 
m 


LO 


oi 
■«t 




N 


Nt 


Nt 


LO 


? 


■"t 


CT 


LO 


CD 


rv 








Nt 


CO 


CO 


cd 

CO 


CD 


CO 




CNJ 
CD 
















CT 




h- 








0 




















-Nt 


CO 






CD 








O 

C%l 


oj 

CD 


CD 


in 


cd 
CO 


rv 
in 


oi 
h- 


co' 

CO 


Nt 

m 


oi 
in 


oi 
<* 


oi 
■vt 


Ol 
IV 


in 

LO 


oi 


CD 

in 


oi 

LO 


in 


oi 

CT 


CO 


in 

CD 


cd 
rv 


cd 


ö 

CO 


LO 


Nt 
-NI- 


CO 

rv 


iv 


LO 

CM 


CD 
CD 


cd 

CD 


O 

ra 


CD 
CVI 


CD 


O) 

in 


0 
m 


CO 
CO 


rv 
in 


£ 


in 

CD 


Ol 

m 
m 


CO 

in 


Ol 


Ol 


cc 


Nf 

m 




rv 
in 


LO 


O 

m 


Ol 
CT 


CT 
CO 


■nI- 
CD 


CT 

rv 


CO 

rv 

"Nt 


CO 


CO 
LO 


CO 

CO 

"t 


CO 

rv 


0 


0 

LO 

CM 


CD 
CD 


rv 

CD 


ition r 


CD 
O 


CD 


r- 


Ol 


CO 


Ol 




in 


CT 




CT 


CD 


q 


CO 


CD 


rv 




0 




CD 


LO 


0 


Ol 


10 


LO 


0 


01 


CT 


CO 


LO 


CO 


=1 
0 


O 


CD 


O) 

in 


in 


in 

CD 


cd 
in 


oi 
h« 


->* 

CD 


in 


cd 
in 




oi 
•<* 


CO 


CT 

in 


Ol 
CT 


CD 

in 


0 

LO 


0 
in 


0 


CM 
CO 


cd 

CD 


■Nt 
IV 


cd 

■vt 


0 

CD 


LO 


oi 


c\i 

rv 


oi 

CO 


LO 
CM 


iri 

CD 


rv 

CD 


1 


Ol 
Oi 


CO 


rv 


CM 


r-» 


■<* 


CD 


m 


0 


CT 


h- 


0 


Ol 


CO 


CT 


rv 




m 


00 


CD 


0 


CO 


CO 


in 






Ol 


CO 

oi 

CO 




Ol 


CD 


0 

E 


Oi 


Ol 

LO 


oi 
in 


ö 
in 


CO 


fv' 
in 




CT 
CD 


CT 

m 


rv" 
in 


Ö 
Nt 


oi 

■vt 


Ö 

CO 


LO 


CO 

CO 


CD 

in 


cd 
^r 


cd 


oi 

CT 


CO 


cd 

CO 


cd 

rv 


LO 


oi 

LO 


c\i 

LO 


oi 

CT 


ö 

N 


oi 

CM 


Nt 

CO 


CO 




CO 
Oi 


CM 


0 


LO 


CO 


rv 


CT 


CM 




CT 


CT 


CT 


CO 


OJ 




Ol 


co 


CO 








CD 


01 


CT 


LO 


LO 


"Nt 


00 


Ol 


CM 


Nt 




01 


oi 

LO 


oi 
in 


rv' 


CT 
CO 


cd 
in 


O 

IV 


CO 


oi 
in 


cd 
in 


O 
<tf 


|v 

•vt 


CO 

N 


cd 
■Ni- 


CD 
CO 


rv" 
m 




in 


ö 


oi 
10 


oi 

CO 


cd 
rv 


oi 
in 


cd 
in 


CT 

in 


CD 
CT 


oi 

CO 


cd 

CO 


rv' 

CM 


Nt 

CO 


CD 




Ol 






CO 


fv 




CD 


in 


CT 


CM 


m 




in 


co 


CM 


CO 


0 




CM 


m 


in 


01 








CO 


0 


■«* 


Ol 


CO 


O 




Ol 


N 
LO 




0 
Nt 


oi 

CO 


cj 


O 
h» 


rv 


Ö 

m 


oi 
in 


|v' 
CO 




|v 


CD 
CO 


CD 
CO 


LO 

in 


oi 
-3- 


o> 


CT 




cd 
in 

— 


rv 

CD 




LO 

in 


0 


CT 


CO 


cd 

CO 
~o 


CM* 
CO 


oi 

CO 

■Q 

E 
0 

"D 

CD 


Nt 

CD 






to 

< 


< 


E 
E» 

CD 


"O 

0 


cc 
0 


E 
Q 


-0 




I 

CD 


0 


§) 


— 


■0 






0 


0 
E 


°o 
5 


■a 

_CI 




i 
0 


"O 

0 
o_ 


OJ 

0 
D_ 


cc 

> 
0 

00 


CO 


i 

CO 


5 

CO 




03 

10 


CO 
"S 
=3 



344 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



Copyrighted malerial 



Statistischer Anhang 



c 
o 



(0 

B 
« 

4-* 

c 

s 

o 



V 

ä „ 

3C/3 

CO (D 



.2 ^ 

+■> 

CO XS 

tu 

DO 

.2 c 
cs 6 



3 
SX 

o 

c 

<u 

a 

>< 

'S. 

s 

u 



PQ 



Oi — CD 



T ^ 
ö cd öS 
cd m m 



rg 



s 

"q. 

e 



3 



,J3 



<-n CD 

T3 O <-i 



c 
D 
c 



e 
e 
< 



D 



'S 



U cu 



CS Ä C? 



3 k. 
O O 

m tu 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



345 



Copyrighted maBrial 



Statistischer Anhang 



w 
a. 

3 

o 



IV 
00 
IS 

T3 
0) 
*■» 

u 

tu 

I— I 

tu 
w 

>- 
in 

V 



tu 
c 

3 
T3 
C 

IC 



rc g 
(0 m 

o 

'S 



a 
o 

'S 

3 
O. 

o 
c 

IV 



o 



u 

tu 

e2 



CD t- « 



oi in in 



i- 03 CD 



i— CD CD 



i— CD CD 



t— cd m 



CO CO t- 

iri oi co 



Ol CO CO 



co co in 



co in in 



ai o i- 



CM CM co 



(O IN IN 

co in c\i 



CD i- CD 



in oi cd 



cd oi co 



CO Ol CM 



C\l t- CO 
CD in OD 



CM CO CM 



i— l— CD 



1- O CO 



O) CO O) 



Ol IO IN 



1- CO 



CO CO CO 
CM CO CM 



Ol CM CM 



i- co in 

CD CO* CD 



Ol CO CO 



t- ^ CO 



1- CO 



1- CO 



1- CO 



in cm in 

CD CO CM 



CM i- 



w m m 



N t- CO 

cd co in 



CM CM CO 
Ol CD CO 



CO CD Ol 



CM CM CO 
Ol CD CO 



co m co 



in cd oi 



CD CD t- 



m co co 

^- CO CM 



co cd m 



i— cd in 



CM CM CM 



CD CM i- 



m co co 

^- CO CM 



t — co m 



CD CO CD 



o -i- CO 



co r- i- 



1- CM CM 



m co co 



* — CO CO 



cd oi m 



t — co m 



t- o Ol 

cm m co 



CM CM CM 



co 1- N 



CM CM in 
CM CO CM 



t- cd in 



t- CD 



t - Ol CO 



CM CM CM 



Tj- LO 



t- CO CO 



Ol CO Ol 
t- CO CM 



co in co 



Ol CD t- 



co cm m 

CO CO T™ 



CD CD CM 



m cm co 



CM CO CM 



CO CO CO 
CM CO CM 



m i- oi 



Ol CO CO 
CM CO CM 



■>- Ol CD 
CO CO CM 



CM CO CO 



E 5 E 

& I I 

E I | 

" « E 



o ° E o 
"3. i- >1 "S. 

E 3 -S e 



346 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



Statistischer Anhang 



o 



in 

3 
0 



00 

n 
<u 

4-» 

£ 
H 

in 



in 
tu 



C 
V 

s 

E* 1 cu 

C 00 

S a 

C CU 

3 a 
■d & 
S r 

nl cu 

>\ cu 
Jj-t c/i 

| | 

(IS 

in 
O 
V 
os 
1- 

a 
o 

V 
(IS 

3 
& 

a 

<u 

B 

$ 

£ 

w 



u 

1 





CM 
O 






CO 






CM 




CM 


o 






Ol 


CO 




CO 


CD 




LO 


Ol 


Ol 


Ol 


CO 


CO 




CO 


IS 


00 


Ol 


in 






O 

CM 


CO 


CD 
CN 


in 

CM 




CO 
CO 


r-«- 

00 


CM 


5* 


s 




o 

CO 


CO 

CJ 


LO 


UI 

CD 


5 




o 

CD 


cn 

LO 


o 


LZ 


h- 

CM 




C9 


E9 


OJ 


CJ 




CO 


LO 

CD 


CO 

CD 




O 


cn 


CJ 


in 


o 


CO 


CO 


CO 


CD 


CO 


CO 


CM 


o 


r*. 


CO 


o 




UI 


CO 


CO 


Ol 


CO 


q 


CO 




OB 


LO 


CO 


in 


Ol 






CM 


C\J 


CJ 


cd 

CM 


CM 


1^ 

CO 


in 

CO 


cvi 




cd 
•<* 




CD 
CM 


CO 

CJ 


ui 


LO 
CD 


cvi 

CO 


cvj 


oi 
in 


cd 

LO 


d 


CJ 


Ol 




oi 

LO 


CM 

LO 




d 

CO 


od 

CO 


d 


oi 

CD 


6C 


co 
o 


O 


O 


CD 


Ol 


S 




Cvj 


LO 


CO 


CM 


in 


O 


r-- 


CO 


LO 


CO 


CD 




CO 




CO 


CM 


CVJ 


io 


CO 




Ol 


Ol 




q 




LO 
LO 


o 

CM 


CO 


CJ 

CJ 


OJ 




in 

CO 


00 


CNJ 


cd 


LO 

•<* 




CD 
CM 


IS 
CJ 


ui 


cd 

CD 


cvi 
CO 


cvj 


oi 
in 


1^ 

LO 




s 

CM 


Ol 




cd 

LO 


C\i 
LO 


oi 


d 

CO 


s 

CO 




d 

CD 


is" 

LO 




Ol 


r- 


oi 






,_ 


CD 


CO 




00 


CO 


q 


CO 


*t 




tj; 


LO 


q 


Ol 


q 


in 


CO 


OD 


in 


o 


CD 


CVJ 




Ol 


CO 






cn 


Cvj 


d 






is 

00 


LO 
00 




ui 


cd 
*t 


^- 


CD 
CM 


IS 
CJ 


ui 


IS 

CD 


cd 

CO 




CD 


cd 

LO 




d 

CM 


cd 

Ol 


d 


ui 

LO 


LO 
LO 


OJ 


d 

CO 


d 

CO 




d 
in 


d 

LO 




o 








,_ 


CN 






- 


CO 


CO 


CO 


Ol 




IS 


Ol 


00 




CD 


0 6 1 


58.41 


Ol 

CO 


q 


CO 




IS 


00 


s 


CD 


CO 


00 




cn 








CM 


s" 

CO 


in 

00 


CO 


cvi 


od 

CO 




Cvj 
CVJ 


CM 




CD 


cvi 

CO 


d 


CM 
CO 


CD 










LO 


LO 


cd 


d 

CO 


d 

CM 




d 






cd 




o 








o 




























q 






CO 














s 




CD 
CM 


in 


is 
r*- 




CM 


cvi 

O) 


ö 

Ol 


cd 


oi 


cd 


1^ 


ui 
r- 


d 




cxi 

OD 


od 


CM 


LO 


cd 


CM 


CO 


oi 
r-- 




oi 

CO 


OD 
CD 


CM 


CO 


CO 




d 

CO 


d 
s 




CD 










CO 


IS 








CD 
















CO 


^; 


CO 


h» 




CD 


00 










l>. 


CO 




CD 
CM 


in 


s 
s 


CO 

h- 




cvi 

CO 


9C 


CO 


00 

h- 


cd 


s 


ui 


CD 
CD 




cxi 

OD 


cd 
r>- 


CO 


ui 


ZL 




oi 
s 


cd 




od 

CO 


s 

CD 


CM 


cd 

OD 


CO 




cvj 

CO 


d 
s 


•*r 

LO 

o 


CD 
CD 




eq 


o 




CVI 


CO 


o 


LO 


co 


LO 


CO 


q 




Ol 


CD 




q 


CJ 


O 


CO 


Ol 


LO 


CO 


CO 


s 


CO 




LO 


CO 


CD 


LO 
CM 


CM 




LL 






cvi 

CD 


ö 

Ol 




s 


s 






CD 




OD 


r- 






oi 
h- 


oi 


CD 

s 






oi 

CO 


OD 
CD 




OD 


CO 




OD 


od 
h- 




CD 
CT) 


CJ 




cq 






CD 


CO 


CO 


CJ 


CVJ 


00 




:: 


CD 




CO 


CO 


cq 


q 


CO 


s 


CO 


Ol 


Ol 


CO 


IS 








CD 




cn 


CD 


N 
N 


oi 
r- 




CM 
CO 


9C 




IS 


cd 
r-- 


CD 


CO 


CD 




OD 


od 
r- 






d 


oi 


OD 

s 


d 




oi 

CD 


s 

CD 




oi 

CO 


d 

CO 




oi 

CO 


S 




CD 

CT) 








CM 






LO 


LO 


o 


CO 


o 


cn 


CO 


CD 


CD 


CD 


CO 


Ol 




OD 


00 


CM 


Ol 


^ I 


s 


CO 


CVJ 




Ol 


CO 




CD 










9C 


CO 
00 




CO 
CD 


o 

CD 




o 
h- 


CD 




O 
OD 


CD 

r- 






CO 

h- 




CM 
S 






in 

CO 


CD 




CD 
S 


s 




00 


CO 

s 




CM 
CD 


CO 


CD 


IO 




o 


■<* 






CO 


CO 


CO 


r*- 




CD 


o 




CM 


m 


o 


S 


CO 




■si- 


O 






cn 




OJ 


CO 




CD 
CM 


CM 


CM 
CO 


od 

CM 


K 


CO 


oi 
in 


S 






cd 

CM 


cd 

CO 


CD 
CM 


d 


LO 




cd 


CO 


CO 


IS 


CO 


oi 

CO 




ed. 


CD 


d 


IS 


d 

CO 




CD 


iö 
m 




2001 


11.2 


34.6 


30.7 


00 


70.2 


66.8 


CM 

cd 


50.1 


47.0 


27.0 


37.6 


27.4 


oi 


46.5 


42.0 


h- 
oi 


33.3 


30.1 


CO 
CD 


34.5 


32.3 




49.7 


47.7 


CO 

d 


71.1 


67.0 


CO 


63.5 


56.0 


CNJ 

o 


CD 
CD 


is 


CM 


LO 




CO 


CM 




CO 


CM 


r-- 


LO 


OD 




o 


r- 




CO 


■* 




o 


CO 




CO 


CD 




CM 


LO 




o 


s 


LO 


CD 
CM 


cvj 


CO 


CM 
CO 




s 


cd 

CO 


cd 


LO 


od 


CD 
CM 


oi 

CO 


l< 
CM 


CD 




cvi 


d 


cvi 

CO 


oi 

CVI 


CD 


CO 


CO 




LO 


d 


CD 


IS 


d 

CD 


d 


d 

CD 


LO 




CD 
CD 


tj- 


N 


h- 








LO 


IS 






CO 


CO 


CO 


CM 


CO 


o 




CO 


CO 


o 




■^f 


CO 


LO 


O 


CD 


o 


CO 




CD 




CD 


cvj 


4C 


in 

CO 




cd 

CO 


LO 

CO 


cd 


ö 
in 


cd 


CO 


oi 

CO 


CM 


oi 


l< 


Cvj 




cvi 

CO 


IS 

CM 


cd 


CO 


CO 


cd 


oi 

LO 


d 

LO 


s" 


DZ 


d 

CD 


cd 


d 

CD 


in 




CD 
CD 








CD 


LO 


CO 




CO 




LO 


LO 


00 


CO 




CM 


o 


o 


in 


CD 


CD 


CO 




Ol 


CO 






m 




Ol 


CO 




CD 










<jj 

in 


cd 

LO 




d 
in 




CO 


cd 


09 
CM 






Cvj 


s 


ui 

CO 


oi 

CO 


cd 




CO 


LO 


oi 

IO 


d 




CD 


LO 




CD 


CO 
LO 






Dn rates 


ratio s 




)n rates 


ratio s 




Dn rates 


ratio s 




Dn rates 


ratio s 




)n rates 


ratio s 




Dn rates 


ratio s 




Dn rates 


ratios 




Dn rates 


ratios 




)n rates 


ratios 




Dn rates 


ratios 




V) 




tion 






tion 






tion 






tion 






tion 






tion 






tion 






tion 






tion 






tion 




JE 

co 


t 


>ula 


'ate: 




»ula 


atet 




»ula 


ate: 




j ula 


ate: 


"t= 


»ula 


■ate: 


'■e 


»ula 


ate: 






atei 


"o 

"■c 


»ula 


ate: 






ate: 




»ula 






co 


o 




« 


o 






lod/ 




'« 


o 






o 




n 


o 






o. 
o 




co 


o 




M 


o. 
o 




co 


o 




iloyrrv 


force 


/ment 


<loym' 


force 


/ment 


<loym' 


force 


/ment 


doymi 


force 


/ment 


loymi 


force 


/ment 


■loym' 


force 


/ment 


•loyrn- 


force 


/ment 


-loym' 


force 


/ment 


'loym' 


force 


/ment 


-loym' 


force 


/ment 




Unemp 


Laboui 


Emplo] 


■ b Unemp 


Laboui 


Emplo] 


Unemp 


Laboui 


Emplo) 


Unemp 


Laboui 


Emplo] 


Unemp 


Laboui 


Emplo] 


Unemp 


Laboui 


Emplo; 


i 

H 1 


Laboui 


Emplo] 


Unemp 


Laboui 


Emplo] 


inrJs Unemp 


Laboui 


Emplo; 


iland Unemp 


Laboui 


Emplo; 




Hungary 






■n 
t= 
ro 

s 






1 






Italy 












Korea 






Luxemb 






Mexico^ 






Netherlf 






New Zez 







OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



347 



Copyrighted malet ial 



Statistischer Anhang 



LO CM CT) 



i- W (M 



t- h> r» 

s oj O) 



CM N O CO ^ CO CO CT) CM 



o 



o 



(0 

T3 

<U 

u 
CO 



<U 



<U 

c 

3 

C 
(0 



CO o i- 



o co n in m 



co uo oo 



CO CO CO 
CM i— 
t— CM CM 



CT) CM 



T- O 

cm cd 



CO T- 

oi cd ui 
co co 



i- O CO 



CO CD O 
(D CO t 
CO CD 



CD ■<*■ i- 



CO CO CD 



LO CO LO 

1^ IV 

t— CO CD 



CO CM CO 
LO CM CT) 
t — CO CD 



LO CM CM 
CO LO CM 
CO CO 



CD CD -i— 
LO 00 LO 
00 h- 



CT) CT) 
LO 00 

T- 00 



O CO o -*fr h- ^ 



t- CM CD 



lo co lo N 



^ (D U) CO (D h- O O CD t— CO t— 
C\i N lO Ö CM CD -«t Ö CO N CD 



CO CT) CM 
^ LO CM 
CO 00 



LO CM CT) 



CO LO ^ 

cd t- cd 



LO CO CT) 



O CO t- 
CD CD 
i- N CO 



i — CO t — 



CO 00 CD 
r W r 
CT) CT) 



^J" LO CM 



'S -3 



CO CO t- 



m 
o 
V 

OS 
kl 

a 
o 

V 
(0 

3 
& 

C 



fr 



U 

1 



O) S CM CT) in 

^fr CO CM 



h- CM 00 LO 

cd iri S <t 

CD LO CO CO CM 



CO CD CM N CD Ol in CO (O 
■^■^t CO -f (M CM ^ CO 



CD CT) CO 



CO CO 



CT) CO i- 
t- CM CD 



CM -i— 00 



CO CD CM 



t— CT) CO 



E o g 
_g ° E 
§■ = & 



E o c 
jT ° E 

I % E 



E 3 ■= 

ir ^ e 

rot 



E ö = 
& £ E 
t = §• 



E ö = 

& £ E 

= = ° 

I I E 



O T~ 

CM CD 



in cm co 



CO O CM 



r- t- m 

CM LO cd 



CO CM CO O 00 



co m 



CO CO CD 
t- ^ O 



5 3 



T- i- 

in CM CT) 



CM O CM 



fv O CO CM T-OCD 



i- CT) r- 



CD CD LO 
i— LO 

CO CO 



I I E 



TO 

I 



CT) CT) N 

cd cd o 

CO CO 



CO 1- LO 



■sfr i- CD 

lo in i— 

CD CD 



LO CT) t— 



r-- h- o 
co o cd 



m cm i- 
Ö cd i- 

1— CD CO 



CM CD t — CO s m 



in co o 



N CO i-iOT i-NN 



"■Co. 
4_> n o 

Epe 
o* o E 

C 3 ° c 3 O 

E ffl E ™ 'S E 



E o c 
& o E 



T- O LO 

cd t* 



CO "5fr t- 



CM CO 
t- CD 



I 1 



348 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



Copyrighted maBrial 



Statistischer Anhang 



t — C\J CO 

(0 co d 

"3- ■» 



O O lO 



(J> O) *t 
■tf CD 



O 



d 



a. 
2 

W> 

<U 
DO 

cs 

TS 

& 
u 

,2! 
'S 

IA 
IA 

£ 
c 

0) 



CD 00 i- 



h» o r-» 



CD CD CO 



O) CM CT) 

n o n 



CM CD 



LO O O 



ONO 



CO O CO 



CD O LO 



^J" CM CT) 
llj 6 l/j 



CO »- 
lO CD CD 



O 



i- t- in 

cd w in 



O CM CO 
CO O CO 



m o m 



(U 



CO O N ld N 



00 CD CO 



■! 

u 
cs 

ia" 
o 
'C 
cs 
u 

S 

o 

•J3 
es 

s 
a. 
o 

£ 
c 

<u 

£ 

i— i 

Oh 



N in W CD CT) i- 

6 n ^ k 
i- ^ T t- ^ CO 



^t- O CD 
N 00 CT) 
i— ^1" CO 



N CO CO 
CD CD CO 
t- Tt CO 



CD CO CD 
N CD CO 
i- -<t CO 



CO O CO 



CM CT) h- 



(D CO N 

^ LO 



in oi 

CM LO 
i- LO 



h- LO O 



U 



E 5 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



349 



Copyrighted material 



Statistischer Anhang 



U) 

3 
O 



<u 
M 
(0 

TJ 

<U 
+-» 
<J 

TD 

U) 
U) 

« 

4-» 

(B 



c 
£ 

'S. 
S 

V 

3 <u 

DO 

C c 

n oj 

|| 

TS £ 
(B Ä 

bT 
o 
•c 

0! 
kl 

C 

o 

4-» 

IC 
3 

o 

c 
& 

S 
w 

Ü 
<u 





CNJ 
O 


N 




CT 


CO 


CO 




CO 


CT 




LO 


O 


CO 


LO 


Nt 


CT 


O 


CD 


Ol 


CM 


CD 


CO 


CO 


CO 




o 


CM 


o 


CO 


O 






o 


■* 




CO 


cd 


4C 


CT 


cd 


CD 


tri 


CD 


s 


59 


CO 


39 


|v" 

in 


LO 


CD 


CO 


cd 


LO 


CO 


rv' 




CO 


d 


OJ 


rv 


CO 


Jv 






o 


CD 


o 


rv 


rv 


CM 


cn 


O) 


CO 




O 


CM 


CD 




o 


CD 


o 


CD 


o 


O) 


CM 


IV 


CO 


CO 




CM 


CM 






O 


CO 




o 

CN1 


iri 


ö 

CO 


CD 

m 


tri 


Ö 


rv 

CT 


CO 


cd 

CT 


iri 

CT 


CD 


CD 


|v 

LO 




iri 
in 


oi 
in 




iri 

CD 


CO 
CO 


cd 


in 


CD 


m' 


CT 






oi 
in 


CD 




rv 
in 


in 


o 


o 
o 




in 


in 




in 






CT 






q 




o 


in 


rv 


Ol 


in 


CT> 


CO 




rv 


CO 


IV 


in 


LO 


in 




m 


CT 


CO 




o 

CM 




CD 


od 
in 




-<* 




CO 


cd 

CT 


LO 
CT 


LO 


CD 


iv 
in 


iri 


LO 


tn 


CO 


CD 


CO 


oi 


od 


CO 


rv' 




cd 

CO 




oi 
in 


CD 


CO 


rv 
in 


iri 
in 




Ol 
CT) 


CT 


IV 


CO 


CT 


Ol 


CO 


m 


00 




CO 


rv 


CT) 


CD 


CM 


CD 


CM 


Ol 


O) 


o 


o 




rv 


rv 


o 


CO 


CO 


Ol 






CO 




CD 


CO 


CO 


h- 
tn 


in 


CO 






CO 
CT 


in 

CT 


CD 


o 

CD 


CO 
LO 




CO 
LO 


39 


CT 


CD 


59 




in 


o 


CO 


CM 


Ol 
CO 


OJ 


CT 

in 


CD 




|v 

in 


Nl" 
LO 




O 
CD 


CT 


CM 


CM 












CT 


CM 


CT 


CT 












CD 


CO 




CO 


o 


CO 


o 


o 


Ol 


q 


00 


in 


TT 




CD 


CO 


CT 
CO 


59 








CO 


tri 

CT 


■<* 
CT 


CD 


CD 


d 

CO 








LO 


oi 

CD 


LO 






CD 


CD 


tri 


CO 




tri 
in 


SS 




oi 
in 


CO 

in 




CNl 

o 


h- 




Ol 




CT) 


m 




CM 


CM 


O) 


in 


CT 


Ol 


Ol 


Ol 


CO 


rv 






CD 


o 


CO 




o 


CO 


o 


CO 






o 




CD 
CNJ 




Ö 


tri 

CO 




CT 
Ol 


oi 

00 


Lfi 


CT 


cd 

CO 


CD 


Ol 


LO 
CO 




CT 


d 

Ol 


CO 


Ol 


od 

00 


rv' 


d 

Ol 


OD 




Ol 


rv' 

CO 


od 


CT 

CT) 


iri 

CO 


iri 


Ol 


oi 

CO 




CD 


in 


cn 






in 


CT 


CO 


Ol 


in 


CO 






LO 


o 


|v 


CT 




00 


Ol 


q 


rv 


CO 








CT 




m 


o 


CO 




CD 
CNJ 


tri 


oi 

CO 


tri 

00 


CT 


CT 
Ol 


ö 

CT) 




d 

CT 


cd 

CO 


CD 


oi 


LO 
CO 


iri 


iri 

CT 


oi 

CO 


CM 


oi 


od 

OD 


CD 


Ol 


00 


CD 


Ol 


CO 
CO 


rv' 


CT 
Ol 


CD 
CO 


iri 


Ol 


cd 

CO 


to 54 


o 
o 


CM 


CT 


CO 


CM 


CO 


|v 


CD 




cn 


N 




cn 


o 


CT 




LO 


LO 




OJ 


rv 




LO 


CM 




CD 


in 


CT 




CT 


CO 


LO 

CXI 


CD 
CNJ 


tri 


O 
Ol 


tri 

00 




CT 
Ol 


oi 

CO 




oi 

CT 


CO 


LO 


oi 


LO 
CO 


CD 


CT 


oi 

CO 


CO 


oi 


od 

OD 


rv' 


d 

Ol 


00 




Ol 


rv' 

CO 


cd 


CT 
CT) 


rv" 

CO 


cd 


Ol 


cd 

CO 




CT) 
CT) 


in 


o 


o 


in 


CO 


CO 




00 


CM 


LO 






CT 




in 


[v 


rv 


CT 


Ol 


CD 




Ol 




rv 




CD 


o 


CM 


in 


rv 




CT) 


tri 


o 

CT 


tri 

00 




CT 
Ol 


oi 

00 


CD 


CT 


CD 
CO 


CD 


oi 


LO 
CO 


in 


LO 

CT 


oi 

CO 


CO 


CM 
Ol 


oi 

00 


rv' 


d 

Ol 


CO 

00 


cd 


Ol 


LO 
CO 


rv' 


CT 
Ol 


rv 

CO 


CD 


Ol 


cd 

CO 




O 

CT) 


Ol 




m 








O 


CM 


in 


CM 












LO 


in 




in 


Ol 


CD 


Ol 




00 




CM 


Ol 


CM 


CT 


CO 




CT) 




CT 
CT) 


od 

CO 










oi 

CT 


cd 

CO 


rv' 


CT 
Ol 


CO 
CO 










Ol 


CO 


CM 


oi 

Ol 


d 

Ol 


to 


tri 

Ol 


CT 
CO 


cd 


d 

Ol 


CD 

CO 


cd 


Ol 


CT) 




CNJ 
CD 


CT 


O 




CO 


CD 


cn 


o 


CT 


CT 


CO 


|v 


CT 




00 


o 


CO 


CD 




CT) 


CO 


CD 




rv 


rv 


CO 


q 




rv 


■<* 


o 




CD 


CT 


o 


ö 

CO 




Ö 
CO 


LO 


CD 


CO 




LO 


CD 


l< 

LO 


LO 


3 


cd 

CO 


cd 


o 


CD 


O 


CO 


CO 


cd 


CM 


CD 




59 


rv" 
ni- 


cd 


pl 


oi 

CO 






CT 




CO 


CM 


CO 


CO 


CT 


CM 


CO 


LO 




LO 


o 


Cd 


in 


CO 




CO 


CD 


o 


CM 


CM 




00 


CO 


o 


o 


o 


in 






CD 
CNl 


CO 


S 


CD 


CD 


oi 

in 


tri 

LO 




CO 


CO 




CD 
CO 


CD 
LO 


CD 


CO 


d 




oi 

CD 


CD 


Ol 


d 

LO 


d 

NI- 


cd 


CO 
CO 


rv 

CM 


oi 


in 


oi 
ni- 


CM 


cd 

CO 


d 

CO 


t 

CNJ 

o 


CD 
CD 




00 


CO 




r- 


in 




fv 


rv 




Ol 


rv 




CT 


00 




CM 


CT 






CO 




CD 






|v 


fv 




q 


Ol 


LO 


CD 
CNl 


CO 


Ol 
CO 


ö 

CO 


CD 


o 

CO 


cd 

LO 


CM 


cd 

CO 


CO 
CO 


CO 


tri 

CO 


CD 

LO 


CD 


LO 


oi 


CD 


in 
r- 


d 


CM 


d 

LO 


oi 

CO 


cd 


oi 

CO 


CD 

CM 


oi 


in 


oi 
Ni- 


oi 

CM 




CO 




CT) 
CT) 




CO 


CO 


LO 


CO 


CM 




in 


in 


CO 


CT 


^; 


cn 


CM 


CO 


in 


rv 


in 


q 


|v 


CO 


CM 


Ol 


OJ 


CO 


Ol 


co 


o 


CT 


CO 




CT) 




d 

lv 


ö 

CO 


LO 


oi 

CO 


CT) 

in 


c\i 

CM 


LO 

CO 


|V 

CM 


iri 


tri 

CD 


LO 
LO 


iri 


nt 

LO 


tri 
nj- 


oi 


CD 


oi 

CD 


CM 


oi 


oi 

CO 


CM 


CO 


CM 


oi 


in 


oi 


cd 

CM 




CO 




CD 
CT) 


CT) 


q 


CO 










o 


CT 


CD 


CM 


CO 










in 


CO 








CO 


CD 


CO 


o 


CM 


rv 










CT) 


CO 


CO 
lv 


oi 

CD 








d 


rv" 

CO 


CO 
CO 


CO 


oi 
rv 


c\i 

CD 










CD 

r- 


IV 
CD 


d 


od 

LO 


oi 

LO 


LO 


oi 

CO 


CO 
CO 




CD 


cd 
in 


iri 


N* 


co 






i rates 


S01JE 




i rates 


soije 




i rates 


S0|1E 




i rates 


SOIIE 




i rates 


SOflE 




i rates 


SO |IB 




i rates 


S0|)B 




i rates 


o 




i rates 


o 




i rates 


SOjlB 






o 


tion r 




.o 


tion r 






tion r 




o 


tion r 






tion r 




o 


lion r 




o 


tion r 




o 


tion r 






tion r 




o 


tion r 




it rate: 


jarticii 


lopula 


it rate: 


)artici| 


lopula 


it rate: 


jarticii 


jopula 


it rate: 


3 a rtic i | 


lopula 


it rate: 


3 a rtic i | 


jopula 


it rate: 


)artici| 


lopula 


it rate: 


3 a rtic i | 


jopula 


it rate: 


3 a rt ic i | 


lopula 


it rate: 


d a rtic i | 


lopula 


it rate: 


d a rtic i | 


jopula 




loymei 


force | 


/ment/| 


loymei 


force | 


/ment/| 


loymei 


force | 


mient/| 


loymei 


force | 


mient/| 


loymei 


force | 


/ment/i 


loymei 


force | 


/ment/i 


loymei 


force | 


/ment/| 


loymei 


force | 


/ment/| 


loymei 


force | 


/ment/| 


loymei 


force | 


/ment/| 




imp 


our 


ploj 


■mp 


o 


plo; 


•mp 


our 


plo) 


>mp 


o 


plo; 


■mp 


=; 

o 




'mp 


o 


plo; 


'mp 


o 


_o 




o 


plo] 


'mp 


o 


plo) 




o 


ploj 




Uns 


co 


Em 


Um 


-O 

co 
1 


Em 


Un« 


co 


Em 


Unt 


-Q 
co 
1 


Em 


Un« 


-Q 

co 


Em 


Unf 


-Q 
CO 
1 


E 

LJJ 


Uns 


ta 


Em 


Unt 


« 
1 


E 

LU 


Unf 


-O 

co 
1 


Em 


c 
=> 


co 
l 


E 

LJJ 




stralia 






Stria 






Igium 






nada 






ech Republic 






nmark 






iland 






ince 






rmany 






CD 
O 
V 
CO 








■5 






< 






m 
m 






CO 
CJ 






CJ 






CO 
Q 






Ii- 












<D 
CO 






CD 







350 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



Copyrighted material 



Statistischer Anhang 



c 

o 



W 
(X 

g 



dl 

00 

to 

T3 

0) 

4-t 

n 

in 



G 

<u 

S 

>> 

"5. 

S '»T 
dl <u 

^ OO 

3 £ 

■o § 

n £, 
>* c 

S 2 
•43 
u 
n 

«r 

o 



c 
o 
V 

<S 

3 

Oh 

O 

f 

Ii 

S 

>< 
o 

£ 

w 



u 

1 — I 

i 





CM 


Ol 


CD 




|v 


tq 


Ol 


in 


CO 




q 


Ol 


CM 




CO 


CO 




rv 




CO 


IV 


<D 


(V 


r. 


rv 


Ol 


CO 


rv 


CM 


CO 


Ol 




o 
o 

OJ 




CO 


CO 




a> 


CO 




CD 


CO 










CO 


15 










CO 


CO 




CO 


N 




LO 


in 












IV 


■«fr 




O 


CO 


o 


CD 


-fr 


CO 


TT 


CO 


■«fr 


o 


-fr 


in 


Ol 


rv 


CO 


LO 


in 


CO 


CM 


'fr 


in 


Ol 


o 


o 


O 


CO 


CO 




o 
o 

OJ 


CO 


LO 


c% 


CM 


CM 




CM 


CD 


s 


-fr 


CM 


o 


|v' 


CO 


jv 


CM 




CD 


d 


LO 


LO 




d 


cn 




LO 




-fr 


j«f 




o 


o 






CO 


in 


(v 


CM 


CO 


|v 


o 




|v 


CD 


CO 






CO 


q 


in 


o 


CD 


Ol 


-fr 


00 


rv 


rv 


"«fr 


o 


-fr 


CM 


CO 


LO 


o 
o 

OJ 


co 


c$ 


Cd 


ö 




cl 


oi 




CO 




CM 


o 


CD 


CO 


CO 


CO 




CO 


CM 


CO 


rv 




d 


cn 


CM 




d 


LO 


CM 


CO 




1999 


^- 


CO 


IV 


CO 




CM 


CM 


^fr 


rv 


|v 


CO 


CM 


|v 


CM 


in 


CM 


cn 


CO 


fv 


CD 


-«fr 


o 


o 


CM 


-fr 




CO 


m 


CO 


|V 




CO 


o 


CM 


o 


cn 


m 


«* 


CO 




««!■ 


CO 




CD 


CO 


CD 


CO 


CO 


CO 


o 


CO 


CO 




CM 




CM 


CO 


|v 


LO 




CD 




1990 








o 


in 


CO 


in 


o 


in 


CO 


o 


-fr 


■<fr 


CO 




CM 


CM 


CO 


CD 


CM 


CD 


q 






CM 


rv 


CM 


o 


00 


cn 












CO 


CM 


cd 


LO 


cn 




CO 


CO 


co 


CO 


d 




jv 


CO 


d 


CO 


CM 




LO 


CO 


CO 


LO 




LD 


CD 


CO 




OJ 


■«fr 


CO 


rv 


in 


CO 


CM 




CO 


CD 


CD 


q 


q 




in 


q 


CO 


rv 


|v 


CO 


q 


CO 


CO 


CM 


in 


CM 


CO 


CM 


CO 




q 




o 
o 

OJ 


iri 


CO 


Ol 


CM 


CO 
CO 


cn 


*t 


CT; 


tv 

00 


LO 


CD 


CO 

CO 


-fr 


CO 
CT) 


CM 
Ol 


CO 


Ol 


00 
CO 




in 

CT) 


CO 
Ol 




CO 
Ol 


-fr 

CT) 


CM 


CO 
Ol 


oi 


CO 




d 

CO 






N 


CM 




CO 


CO 


o 


■«fr 


CO 


|v 


CO 


rv 


in 


CM 


cn 


CO 


o 


CD 


cn 




CM 


CM 


CD 


OJ 


CO 


CD 


-fr- 


q 


o 


CO 


CO 




CD 
OJ 


iri 


CO 


oi 




CO 
CO 


LO 

CT) 


CO 


cn 


cd 

CO 


iri 


d 

CD 


iri 

CO 


-<fr 


CO 
CT) 


CM 
Ol 




Ol 


r^ 

CO 




CT) 


CO 
Ol 




CD 
Ol 


-fr 

CT) 




cd 

Ol 


Ol 


-«fr 


Ol 


rv" 

CO 


"3- 

LO 

o 


o 


CM 


■«fr 


CM 








CO 


o 




CO 


CO 


CD 


cn 




■«fr- 


CO 


o 


o 




CM 


CO 


■«fr 


CO 


O 


O 


in 


CO 


-fr 


■«fr 


CO 


OJ 


o 

CD 
OJ 


CD 


CO 


pS 




CD 


LO 


«* 


CM 


CO 


CD 


o 


CO 


CO 


CT) 


cd 


xr' 


OJ 


CO 




CT) 


CM 




CD 


CT) 


oi 


cd 




-fr 




CO 




1999 


N 


■«fr 


rv 


|v 






IV 


(D 




CO 


in 


■«fr 


h- 




CO 


|v 


cn 




-fr 


CM 


Ol 


CO 


CO 


00 




in 


in 


LO 




o 




CD 


CO 


CO 


d 


cn 


CD 


iri 




CO 


CD 


o 


CO 


cd 


CT) 


Ol 


CD 


CM 


CO 




a> 


CM 




CO 


CT) 


CM 


CT) 




LO 




d 




1990 








CO 


o 


CM 


o 


CO 


cn 


m 


CD 


CO 




in 


CM 


in 


CO 


CM 


q 


o 


o 


in 


CO 


■«fr 


in 




CM 


CD 


■* 


CO 














LO 


CM 




o 


-fr 


o 


CD 




CT) 


CD 


CM 


cn 


OJ 




LO 


ojj 




CD 


CT) 


Tfr 


CO 


CO 


d 


CO 


CO 




OJ 


CJ 


o 


CM 


|v 


-«t 


q 


|v 




in 


CD 


'fr 


q 


CO 


CM 


O 


Ol 


■«fr 


<D 


CO 


CM 




in 


-«fr 


in 


CO 


q 


in 


LO 




-fr 




CD 
CD 
OJ 




CO 


CO 




CD 


m 




in 




CM 


5- 


CO 










CM 


OJ 




CO 


CO 




CD 


CD 




rv 


CD 




CD 


LO 










^> 
















tJ- 










































CD 
CD 
OJ 


OJ 


cn 

CO 


«fr 

CO 


in 


O 

IV 


CD 
CD 


CO 


in 
m 


in 


CO 
CM 


<M 
-fr 


CM 
CO 


o 


CD 
'fr 




CM 


IV 

CM 


«fr 

OJ 


|v 


CD 
CO 


■«fr 

CO 


CO 


CO 
CD 


CO 
CD 


LO 


IV 


CO 


CM 


CO 
CO 


CO 
LO 


OJ 

o 


CD 


00 


CO 


o 


|v 










rv 


<*fr 


CO 


CM 


-«fr 


■«fr 


in 


r» 


CM 


CO 


rv 


■«fr 


CO 


CM 


-«fr 


CO 


CD 








Ol 


CD 


LO 


CD 
CD 
OJ 


CO 




cd 

CO 


iri 


d 

IV 


CD 
CD 


CD 


CD 

in 


CM 


iri 


-fr 


CO 
CO 


d 


K 
«fr 


CM 


CM 


cd 

CM 


«fr 

CM 


LO 


rv 

CO 


iri 

CO 


TT 


cd 

CO 


LO 

CD 


LO 


CM 

IV 


cd 

CD 


*fr" 


iri 

CO 


d 

LO 




1999 


CJ 


CM 


o 




CM 


CO 


CO 


•«fr 


CO 


CO 






CO 


tv 


00 


m 


cn 


q 


CM 


q 


IV 


CO 




in 


CO 


q 


q 


CD 


Ol 


CM 




CO 


CD 

-fr 


ö 
'S- 


TT 


CD 
CD 


CO 
CD 


cd 


in 


cri 
'«fr 


CD 
CM 


tri 

-fr- 


CO 
CO 


d 


■<t 


oi 
-fr 




IV 

CM 


CO 
OJ 


d 


CD 
CO 


cd 

CO 


CM 


oi 

CD 


rv 

CD 


d 




d 

CD 


-fr 


(6 

CD 


LO 




1990 








CO 




CO 


q 


CM 




CM 




o 


in 


^; 


-fr 


in 


'fr 


|v 




|v 


in 


CM 


CM 


in 


q 


CO 


(D 


Ol 


«fr 


r» 










iri 


d 

CO 


CD 
LO 


oi 


cd 
m 


cd 
-«fr 


CD 
CM 


CD 
-fr 


-fr 

CO 


-fr 


CO 

'fr 




CT) 


cd 

CM 


LO 
OJ 


CM 


LO 


'S- 


LO 


rv 


rv 

CD 


d 


CD 


LO 

m 


*fr 


|V 


d 

CD 






'ates 


o 




'ates 


O 




'ates 


o 




'ates 


o 




'ates 


o 




'ates 


o 




'ates 


o 




-ates 


o 




-ates 


o 




-ates 


o 






o 


bj U0; 




rz 


BJ U0i 




o 


CD 




o 


BJ UOi 




.2 


BJ U0 : 




ation i 


.BJ UO! 




ation i 


BJ U0 




o 


BJ U0! 




o 


.BJ U0: 




o 


bj uo; 








































it rates 


























it rate 


»artici 


lopuli 


it rate 


»artici 


lopuli 


it rate 


lartic 


iopul; 


it rate 


lartic; 


iopul; 


it rate 


lartic; 


iopul; 


it rate 


lartici 


iopul; 


jartic: 


iopul; 


it rate 


lartici 


iopul; 


tt rate 


lartici 


iopul; 


it rate 


lartici 


iopul; 




CD 






CO 






CO 






tu 


Labour force [ 




CO 








Labour force [ 






























Unemploym 


Labour forcf 


Employmen 


E 
o 
a. 
E 

CO 
£Z 

-ta 


Labour forct 


Employmen' 


Unemploym 


Labour forct 


Employmen' 


Unemploym 


Employmen" 


Unemploym 


Labour forct 


Employmen' 


Unemploym 


Employmen' 


urg Unemploym 


Labour forct 


Employmen 


Unemploym 


Labour forct 


Employmen 


nds Unemploym 


Labour forct 


Employmen' 


land Unemploym 


Labour forct 


Employmen' 




Hungary 






■a 

ro 

CO 

_o 






Ireland 






Italy 






Japan 






Korea 






E 

CO 
X 

1 






Mexico* 






Netherla: 






New Zea 







OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



351 



Copyrighted malet ial 



Statistischer Anhang 



c 

o 



W 
(X 

g 



dl 

00 
CS 

T3 

0) 

4-t 

n 

in 



C 
v 

S 

>> 

"5. 
S 

dl <" 
^ 00 

S «s 
3 £ 

■o § 

n £, 
>* c 

S 2 
•43 
u 
n 

in 
o 



c 
o 

•J3 
0! 

3 

ö. 

O 

f 

Ii 

s 

>^ 
o 



u 

■ — i 



CM CO 

Ö 

T- 



t- *t CO 



N m (M 

CO CO i— 
CD CD 



OJ CO CO 



O) CM CD 
lO CM CO 



CO N K i-O^f CO Ol IT) CO O 
LO d oi CO N t oi N in 



ao tj- t- 

T— ^ CO 



CO W CD 

^ co 



■<* K h- m i- in O "* (O W OJ 
d d cd co'-^oi CO t— LO CO O LO 



t i- CO 



oj in o 
oi CO LO 
CO CO 



CO CO "tf 

ct k oi 

LO LO 



CO CO CO 



CO CM h- t- LO 



m co >- 



OJ o m K N CM ooo 



CO CO O) 

cd t— in 

CT CO 



CT ^ CO >- CO CO Kino CM Ol CD O O CO 



OJ CT CO 



CD CO 
d CD 
CT CO 



OJ CD CO 

in o iri 

CT CO 



t — cd m 



CD CO CT 



t — cd in 



in m o 
oi K ^ 

CD CD 



1 — in cm 



r» co oj 
oi w s 



CO r- CO 

K cm cd 



CO OJ OJ 



* * eo co o K 



i- K OJ 



CO CR CO CM CO N K ^-CO 
OK CT CT CT 



CO ^ CM 



CO CT CJ 



CM CO OJ 



T— K T- 



t— in co 



CO ^ CM 



CO CT CT 



CD CM 
CT CO CO 

t- in -*t 



in o cm t — co 
co in co cm in 



cm co in 
cd t- K 
CM CO ^J" 



CO CO K 

oJ cd cd 
i- in 



CO CD CO 



m CO r- 



CO CM CO 
ei CD 

CD CD 



CO CO o 
cd od cd 

CD CD 



CT CO 
CD CM 



CO CO i— LO CT CT 



CO t (M 



i- CD O 
CO CM i— 

in m 



in co co 
in cd öS 

CD LO 



CO CO CM 



o co co i- m cm 



N CM O CT 



CM CM i- 



CM OJ 

T~" K 

CT CO 



t- CO CD 
■* ^ N 



oo ct in 

■* r N 
CT CO 



CT CD O 
CM CT 
CT CO 



CO ^ K CO N LO 00 CO O 



OKK in ^ CT m CT ^ CO CT 



CT CO O CO m r- 



m m k 



CO CO CO 



i— CM CT 



i- cd in 



CD CO CT 



CD CT 

cd 

CD CD 



t- CD CD 



in cm 



cd co m 
^ cd 



E o c 
& ° E 



E S 



E o c 
_o ° E 



E o <= 
o £ E 



4= o — 

2 '■£ & 

— « o 

c a. ca. 

E S « 

_o £ E 



352 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



Copyrighted malerial 



Statistischer Anhang 



B 
o 



«1 

SX 
3 
o 

u 
00 

<u 

OD 
CB 

TJ 

fi 
u 

<u 

I— I 

<u 
in 

>> 
.a 
vi 

<D 

4-* 

« 

kl 
+■» 

c 

(U 

a 

>< 

o 



<u 8, 
c SP 

3 c 

Ol 

^ u 

ß cu 

cd 

£ s 

u 
(S 

w" 
o 



a 
o 
V 

(8 

3 
(X 
O 

c 

cu 

s 

'S. 
£ 



U 

Ol 

I 



O O 00 
CO CO öS 



CO C\J CT) CO C\J Ol 



CD CD CO 



IT! OJ 
OJ CO 



t— CM CO 
CO LO i— 

in lo 



i — CO N 
CO CM CD 
CD CO 



CO CO 
Csj K 
CD CO 



m m co n cd oi 
n c\i co in co öS 



m co co 



co m h- 

CD t— LO 



^ CD O 



CO OJ f- CO t — CD 't CM CO 



co c\i m 



in i- s 

^ co 



<r- CO 

d i- 
i- io -<t 



CO CM 
CO ^ 



i- CD 

co d 
i- m 



co o co 



co cd o 

CM LT! oi 

i- in -tf 



m oj co 
i- in 



CM CO 

CO t— CO 

r- m 



CO CM CO 



i- m m 



CM Ol -t 
O) r 

i- in m 



S E 



-2 E 

=3 O 

2 

ra E 



OJ ■>-■ 

O £= 

i— (D 

e e 



u o |2 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



353 



Copyrighted malerial 



Statistischer Anhang 



00 00 i- Ol ^ CO 



tn 

3 
O 



<u 
00 

n 
■a 

<U 
*-» 

<J 
"ttJ 

(A 



c 

V 

s 

>1 

"5. 
& 

<U - 

s 

3 

T3 
G 

18 



o 
•c 

0! 
ki 

C 
o 

•43 
0! 
i— • 

3 
& 
O 

^ 
C 
u 

S 

>* 

_0 

s 

w 



u 
e2 



t— CO CO 



PI Ol N 
CO (O LO 

co co 



CO Ol CO 



CM CO 

in cd 



t n (d 
co cd K 



CO ^ h- 

cd r-i cd 



Ol CO to 

O Lf) LO 



CO CO t 
CM LO LO 



1~ T- CO 

cd cd -=t 



O Ol 

in oi oi 



CO CO CO 
LO CO -i— 



tO CD CO 

lo oi 



i- CM 



www 

•^f CO CO 



CO CO CO 



N CO LO CO CM CO CMOCO 



■^■OlLO N Cvl IO CO O LO CO t- -tf -tf O 



(O N 'f CO LO Tt CM CO 

-*ör^ ^ cd cd n ri N 



CO CO 
LO CO 



Ol CO 
oi 



LO CO 

LO cd 



i- CO in 



t- cd in 



Ol CM CO 



t— CD LO 



m o lo 



CO t — CM 



CD LO 
in y- 



O Ol O ^ W N 



t — CO LO 



CO Ol CM 

1^ ^ IV 

t— CD LO 



CO Ol CO 



CM i- CO 



CO CO CM 



CM CO CM t— CD LO 



r-- O CO h- CO 



LO i— CO LO t— CO 
CO CM ^ Ö O CM 
i- CO t- N (D 



CM ■>- LO 



t- CO CM 



O CO Ol 

t— h- oi 

t— CO LO 



00 LO i— 

cd oi lo 



^ OJ Ol 

oi lo ö 



oi cm cd 



CM O Ol 



CO LO CO 



K CO CO O CO 



CD LO -i— 
CD LO 
CO CO 



in m t — 



CM CO LO 



CO T- Ol 



OJ t — CM 
CM O) cd 



CO O) CM 
00 CD CM 
LO LO 



CO i- CO 



CO O CO CO LO o 



CO CM Ol ^ CO CO 
CO CM i — CO CM 



CD t- 



O CO O CM Ol 



N LO Ol Ol Ol 



i- N CO 



CD LO CO 



O O O CM CD O 
CM LO CM CM CM 



in CM CD 



CM CM t— 



Ol l- 
CO CO 
CM CO 



CM CO O 

^ 

CM CM 



6' ° E _o ° E 

= o ~z <= o t; 



E o e 

= o 



*- « o 

E o s= 

_o ° E 

= o 



p Z3 _0 
c M C 



&■ ° E 5' ° E 

c = ° c = ° 

I - I i - I 

c re c = t 



E o c 

_o £ E 

I i I 

c ra t 



n. rv 



m co o 
cd t~~" co 
cd in 



*tf CO ^ Ol CM r-. n co 

CO Ol N ID ^ ^ CM 

r-- CD N S i— CD LO 



■>- cd m 



q t- 

^ N CM 
CO CM 



CD CO CO 



6' ° E o' ° E 

^ O c = ° 

| i I I 2 t 

i= ra t ro t 



354 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



Copyrighted malet ial 



Statistischer Anhang 



c 

o 



tn 
O. 
3 

2 

DO 
(LI 
M 

es 

TS 

tu 

+-» 

<J 

U) 
U) 



o 



3 g 
■ c 

4-1 •» 

u 

0! 

o 



c 
o 

**-» 
0! 

o. 
o 

c 

Ol 

s 

>* 
o 

l—< 

s 

w 



CT) O CD O CO 



CM 00 
CO (D 



N S S 



Ol CO 00 
i— Ö od 



i- o> CVI 
^ (d co 



r- t- co 

CO LH 



CM CO O 

tri Lfj LT) 



CM O CD 



CD CO t— 
CO CO N 



N CM CO 

ei oi s 



O) CM CO O 

N -i— cd od 



CO CO CM 



1— CM CM 



'J CM m CO CO 



O T- 1- 

d cd cd 



o "fr 

d 



o 00 CO 

d <d cd 



in N lo 

^ N S 



CO CO K 

d co co 



CO CM i- 

d öS öS 



CO CT) LO 

r cd cd 

CM CM 



CD "3" CT) CO CO 



CO CO CO 



CM CD LD 



CO CO CT) 



o -a- cm o r*. od 
id cd lo 



CT) CT) LO CT) CO K CM CO CO lOCOO CM ^ CT) O CT) 

^ CT) CD CM CO LO CO N in O O ^ CO N CO W CO N 

co cd co co co co i- co m co co min 



CO LO CO 

t— cd in 



O LO CT) CM o 



i- O i- 



r- i- CO CO 



O N i- CT) CT) 



LO CM CO 



CT) O 00 



CM 00 LO CM O CO 

cd cm in t- 



N i — LO LO 



N CO O CT) CT) O 



CM N O ^ CO CO CM r» 

i- in in co cd m 



cm co i- m 



LO CO CM 

cd cm d 



co o co m tj- co 



7- -i- CO 



CM LO 
CM CT) 



i- CM CT) 
CM CM 
CO CO 



CT) CM h- O t-- N 
O ^r' CO CM CT) 00 



CO CM CO 

cd cd d 
co co 



co oo co 

^ CO o 



CO CD 
LO CT) LO 
CO CO 



u 

i — i 

% 



O) CM 00 



CD CO 
CM CT) 



00 CT) CO 



-tf O CM 
CO CO CM 



CM CO t- 



Cl CM LO 



T— CM T— 



LO CM CO 

in d d t- -i- 



CO t— CM 

^ ■<* 

t — cd in 



T- CT 



LO CM CO 



CO CD CM 



CM LO 00 



CO O t— 
t- LO i- 
t— CO CO 



CD CM lO 

cd cd d 



CT) co in 
cd od d 
in in 



CT) CT) 

d cd cd 



CO CT) O 

cd d cd 



i— CO CD 



CO T- 



CO CO CM 



LO CO CD 



CO CO CO f- l- 
N O (O -=t d 



CO CO CT) 



CT) CO CM N O) r>- O) h» 



ct) in 

K ^ CT) 
CO CM 



m i- m N co co 



co m m 



t— CD LO 



CO CO o 
CM CT) CM 

t- in in 



CM CO CO 



CO LO 



iü t. Di i- "C 



£ E S 

-2 t i 



-2 E o -2 E o £ E o £ E S S E o -2 E 

3 O r-ZJO c =JO r- Z3 O c 3 O r-ZJO 



I 5 t 

c « c 



E o = 
_o.SE 

1 1 1 



I I E 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



355 



Copyrighted maBrial 



Statistischer Anhang 



c 

o 



tn 
O. 
3 

2 

DO 
(LI 
M 

es 

TS 

tu 

+-» 

<J 

U) 
U) 



o 



3 g 
■ c 

4-1 •» 

u 

0! 

o 



c 
o 

**-» 
0! 

o. 
o 

c 

Ol 

s 

>* 
o 

l—< 

s 

w 



CD CO O CO CO r- 



CJ CO 

co c\i 

(D CD 



N m od 

CO CO 



t W CO 
■^l" -i— CT) 



^ 1-1- 



oj tn cm 

CO t— ö 



CTJ O CO 

T— T— CT) 



co^ro o co oi co m m 



O CO CO lO CO CO CO LO CO 



CO CD CO 
^ OJ CTJ 



CD CTJ 

o ^- ■■- 

CD CD 



N O) CO N- IN. CO CO CO t— CO Ol ^ CO CO t- 

oj d co d oi ^ oi d in io c\i oi ^ d 



CO LO T- 



CO CO T i- 



h- i- CO 

co t— d 



CT) Ol CO 



CO Ol 
CTJ CTJ 



CO lO CD 
CTJ CO 



CT) CTJ l- 
CO CD CO 



CD CO 

CO CO 



CD CO t- 



O LO CO -^t CO CT) 

co cb ^ ^ s 



CO CT) 
LO CO 
t- CO 



CO CT) 
LO CO 

T- CO 



CO CT) 
LO CTJ 
t- CO 



1— OJ T— 



i — O) CTJ 

LO CO 

1— CD LO 



CO CO 
CTJ CTJ 



CM t- CO 
CO CT) 



CO CO CO 



CO CO CO 

d cd co 



t- CO CO 



CO LO t- 

oi i- 1 d 

LO LO 



CO CTJ 
CTJ LO 



CO CO 1 CM N t- 



CO N CO CO CT) CO 



COOCO CT) h- CO CO CO lO OJ 



CO CO CO 



CT) CO O CO CO N 



t- O CD 

co cd co 



CTJ CD i- 



N i- CO O 



LO LO CO 
LO i— CT) 
CO CTJ 



O CT) i- 

CD K 



CM CO N CO N CO 0)00) O O CO 



u 

i — i 

% 



LO CO l- OJ CT) 

co K ^ c\i N 



O) CTJ CO 



t — CD LO 



LO CTJ 

in" o) 

CO CO 



CO l- 



O) CD 
t- CO 
i- LO 



i- CO 
t— CD LO 



CT) i- .T- 



LO CD CTJ 



CO CTJ i- 



CO CO CO 



CTJ CTJ CD 



CO CD OJ CT) CO O 
CO OJ CO CTJ co oi 
CO -sl- CTJ CO ^d" CTJ 



LO O CM O LO ^ CD h- O 



T- CO 

OJ CTJ 



CD CO CD LO CO h- CO 



OJ CD CO 
CTJ CO 
t— CO CM 



t— CD LO 



CT) CTJ LO 



m cd o 
oi oi n 

CD LO 



t— CO LO 



iü t. Di i_ XI 



Z °. E S°E Z °. E 



E £ 



o c z; o c o r- z: o 



E & 

I I 



P 3 -2 

I - t 

c « c 



E o = 
_o.SE 

I I E 



I I E 



356 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



Copyrighted malerial 



Statistischer Anhang 



C 
o 



a. 

3 
O 

00 

<U 
DO 
CS 

TS 

JS 
u 
CD 



JS 
cs 
Ii 

4-1 

G 

s 

o 



OJ cc 

S s 

u 

'S ö 

C 3 
« e 

Ii 

u 
cs 

bT 
o 

cs 

Im 
C 

o 

cs 

s 
o. 
o 

c 
£ 

fr 

I— I 

I 

u 



u 

(LI 



LO CM CD 

co d N 



i- CM 
CO CO 



CO i— CD 

cd cm" io 

h- CD 



CO LO LO 

O) ^ 



CM Ifl O) 



CT) 1-; 

cd 



O LO CO 

co i— oi 



h- O CO N O) S 



SOS 



CO CO CM 



LO CM ^ 

cd co cm 



t- O CO 

öS cd i-' 

CD CD 



LO O CO 
CT) CO t— 



00 o 



CD 

r- CO 



00 LO CO 



CO O O CO o 



CM CD CD 

d od 



CD CD 00 



CM t— CD 



IO N CD CO CD -sf 



(D CO ^ 



O CO CM 



t— CM i- 



CD CO 



O) CO CO 



N m CD 
CM LO CD 



CM CD O 



CO CM N O) N O CO t — O 



CM O 



T-LO^l- T- ^ ^ T-LO^J- 



a e 



4— TO O ^ 



ST " — 

5 o g 



c 

D 



3 
< 



RS 

D 



cu tu 



*J fi £ > 

B § o I 3 

& . l Q « 

O " n u " 

2 «j 9 w o 

<U 0) ^ . . 

< H uJ " o 

— ^ o ra 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



357 



Copyrighted material 



Statistischer Anhang 



O 

o 

CM 



(B 

c 

OS 

"cB 
Ö 
O 

•o 

<a 
u 
3 
13 

>* 

V) 
<U 



ß 

<u „ 

ST/T 
Ol 

^ DO 

g 8 

S tu 

s 

3 lo 

Tt 1/1 

c ™ 
5 ^ 

(0 :, 
>, a 
S C 

•c s 

co 

bT 
o 

•43 
RS 
U 

a 
o 
•c 

CO 

3 
o 

G 
a> 

B 

o 
HL 
S 

w 

Q 
i — i 



>. o 



i— CO CO 



CM CM CD 



co-- CM O) O t— i— CO 
^ od oJoJt- 1 cd od io 



O) CD CO 



Cd CO CO 
(O oi CO 



N m N 

LO CT) CO 



-* r- r» cm co co 
o <o ö cd cd 

i— CO CO i- 



O CO CO 
00 CM CO 



N- CO 
a r 



CO i- 
CT) CD 



CM O LD 



O) CM 05 



CM CD CO 

oi od i r" 



CO CM CO 
lo ^ crj 



CO CD 

oi in" 



LO CM CO 



CM CO LD 
p LD cd 



Tf CO CO lOCDO) COCMCM 



t- CD -=t 

cd i— cd t— ö oi 

CT) CO CT) CO 



lo co in 



CM t- CT) -=t O 



CT) LD N CO 00 
^ W CO CM CT) 

CT) CT) CT) CO 



CT) CO CT) 
CM ^ ^ 

CO CO 



i LD "i CM CO CO 

cd cd cm s d in 



CM CM CO CM N CO t- NO) 
CO* CO N CM ^ CO ^ CM CD 



CO r- CD CM CT) i- 
CO "- K * r IC 
CT) CO CT) CO 



CT) t- CO t- O CD 

N cd öS in cd cd 

CO h" CO CO 



LD h- CM CM r- 



CM ■>- CD 
o cd lo 

i- S. (O 



CO h- CO 



LO LO 



LO N "=t 



I*-. CT) CO CD CD 



CO t CO CO LO 
LO CO r N CD 



N CT) O O CT) CD 

^ "- cd cd cd 



CD CO CT) 



h- CT) LO LOCOCT) OCDCO CM CO CO 



CT) CM CD CD CM N N P) N 

cd cd ö lo cd ö lo cd cd ö 



O CM CT) 



■«t O i- CO CT) r- CM 



CD CO N 
CD LO CT) 



CO CT) CT) 



LO CT) CO 



E S 



£ E 



1 



358 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



Copyrighted maBrial 



Statistischer Anhang 



O 
O 
CM 

4-T 

a 

V 

£ 
c 

m 

e 

(0 

's 
C 
o 

«s 
u 
3 
13 



CU1 
0) 

nj ao 

S * 
53 ^ 

C LT) 

-a & 

CO m 

>. § 

(B 

in 
o 

•a 
2 

c 
o 
■a 

to 
3 

o 
a 

4-» 

e 

dl 

£ 

'S. 
£ 

w 



CT 






CO 


r- 


Ol 


CO 


CT 


o 


Ol 




CD 


m 


CO 






CO 


Ol 


CD 








CT) 


in 


O 


O 


^1 


o 




|v 




od 


|v 


ö 


cd 


c\i 




cd 








LO 


cd 


CD 




CM 


CD 


iri 




od 


fv' 


oi 


od 




oi 


cd 




cd 


oi 


cd 






h- 




Ol 


CT) 






rv 




CO 






CD 


CO 




m 


in 




|v 


r- 




OD 


CD 




CO 


CO 




IV 


IV 


CM 


CT 


w 


CO 






CO 




CT 


CT 




OJ 


h- 


CO 


CO 


h- 


CO 


Ol 


in 


CO 


Ol 


CD 


CT 




CT 


LO 


rv 


CO 




CD 


*t 


|v 




oi 




oi 


oi 


■<* 


oi 


oi 








oi 


oi 




OJ 








d 




cd 


LO 


oi 


cd 




cd 








CO 


CO 




CO 


CO 




CD 


CO 




CD 


CD 




CO 


in 




in 


5) 




CD 


CO 




in 


m 




|v 






IV 




CO 


CO 






o 


CT) 








o 


r- 


O 


CT 


CT) 


in 


CO 


o 


Ol 




Ol 


CO 




■*J- 


CO 


in 


rv 


o 


Ol 




CO 


r- 




c\i 


OJ 


iri 


Ol 


in 


ö 


cd 




cd 


oi 


■^t 


in 


cd 






öS 


oi 


"t 


cd 




|v 


CD 


cd 


CD 


iri 


m 


cd 


c\i 




CT 


CT 




CO 


CO 






CT 




CT 


Ol 




in 


in 




CO 


in 










CT 


CO 










in 


in 




Ol 


q 


o 


"fr 


in 


CD 


CT 


CO 


CO 


q 


CD 


Ol 


CT 


in 


CO 






q 






CM 


Ol 




IV 


CO 


CM 




Ol 






cd 


cd 




rv 


CD 






oi 


cd 






oi 






cd 




CO 




oi 




CM 




CM 


d 


d 


d 


od 




cd 




CO 


CO 




Ol 


CT) 






Ol 




o> 


CO 




Ol 


Ol 




Ol 


CO 




CT) 






Ol 


CT) 




CT) 


Ol 




Ol 


CO 


CO 


in 


w 


OJ 




OJ 


CT 


Ol 


CO 


Ol 




Ol 


CO 


OJ 


CO 




o 


IV 


CO 




rv 


O) 


|v 


Ol 




CO 


CD 


o 


CT 


CD 




oi 






in 




oi 


OJ 


ö 




CD 


oi 




in 


d 


cd 


oi 


in 


d 


cd 


iri 




tri 


CO 




cd 


|v" 


cd 




od 




00 


s 




Ol 


CT) 




CT) 


Ol 




CO 


CO 




CT) 


Ol 




00 


00 




00 


00 




Ol 


CT) 




CO 


CO 




55 


00 


in 


rv 


LT1 


CT 




CT) 


in 


CO 


o 


CT) 




CT 


Ol 


CM 


CM 


CO 


CO 


o 


(O 


CO 


CO 




o 




in 


-3- 


m 




CO 


rv 


c\i 


Ol 


CT 


Ol 


in 


cm 


iri 


CT) 


iri 


CD 




oi 


cd 






-<t 


cd 


ö 




|v 


cd 






oi 


oi 


IV 


iri 


|v" 


oi 


cd 










Ol 


Ol 




|V 


h- 






CD 




CO 


CO 




CO 


00 




h- 


IV 




Ol 


Ol 




IV 


(v 




|v 




CM 


in 


in 


Ol 


in 


r*- 


h- 


CO 


Ol 


CO 


Ol 


CD 




o 




CO 




CO 


Ol 


CO 


in 


CM 


CT 


LO 


CT 


LO 


CO 


OJ 


in 






CO 




d 


in 


■<* 




CD 




iri 


cd 




cd 


CO 


ö 


cd 


cd 


in 




iD 


iri 


CM 


CT" 






|V 


CD 


cd 








CO 


CO 




Ol 


Ol 




CO 


CO 




CO 


CO 




CO 


CO 






|v 




CO 


00 




00 


CO 




00 


CO 




CO 


CO 


CO 




Ol 


CO 




in 


m 


CT 


CT 


CO 




Ol 


CO 




CT 




cq 






o 


Ol 


IV 


Ol 




CO 


tJ; 


o 


OJ 


in 


CO 




in 








CT) 


oi 


IV 


in 


CO 








cd 




cd 




oi 




tri 






tri 








d 


cd 


cd 


d 










oi 


CO 




|v 






N- 






N 


S 






CO 




IV 


s 




CO 


CO 




CO 


CO 




CO 


CO 


o 


CT) 


CO 






o 




co 


CD 




r» 


CO 


Ol 


CO 


CO 


Ol 


CO 


m 


Ol 


CT 


Ol 




rv 


CO 




CO 


o 


|v 


Ol 


■<fr 


ö 


Ö 


cd 


oi 


oi 


IV 


in 


d 


h-' 


oi 


cd 


cd 


in 






c\i 


oi 


IV 




oi 


od 




cd 


oi 


cd 


d 


oi 


cd 


cd 


oi 






CT 




CO 


CO 




CD 


in 




in 








CO 




CD 


CO 




in 


in 




CD 


to 




CO 


in 




CD 


CO 




'ates 


so;: 




'ates 


sor 




'ates 


so;: 




■ates 


soj: 




'ates 


so;: 




■ates 


so;: 




'ates 


so;: 




'ates 


so;: 




'ates 


so;: 




'ates 


so;: 
































































o 


cz 




o 








cz 




o 






o 


CZ 




o 






o 


cz 




o 


1= 




o 


CZ 












_o 






_o 




ro 


o 




"ES 


_o 






_o 






o 






o 






o 






o 




"co 


o 
























































































































































































cd 


o 




co 


o 






o 




CO 


o 






o 




CO 
CL 


o 






o 






o 




CO 


o 




CO 


o 


tz 

Q> 


o 




EZ 
03 


£X 

o> 




cz 

03 


Q_ 

tu 




CZ 

CD 


O. 

a> 


,0. 


cz 

03 


o. 




cz 

09 


<a 




cz 

Ol 


o. 

CD 




cz 
a> 


o. 

Ol 




CZ 
OJ 


Q- 
<D 


o. 


cz 
a> 


a. 
u 




E 

>» 
o 


forc 


men 


E 

>. 
_o 


forc 


men 


E 

>t 
_o 


forc 


men 


E 

>■ 
_o 


forc 


men 


E 

>i 
_o 


forc 


men 


E 

>* 
_o 


forc 


men 


E 

>> 
_o 


forc 


men 


E 

>* 
_o 


forc 


men 


E 

>. 
o 


forc 


men 


E 

>i 
_o 


forc 


men 






























>i 












>« 




















Unem, 


Labou 


Emplo 


Unem; 


noqe~| 


Emplo 


Unem : 


Labou 


Emplo 


Unem: 


Labou 


Emplo 


Unemi 


Labou 


Emplo 


Unem; 


Labou 


Emplo 


Unem; 


Labou 


Emplo 


Unem; 


Labou 


_o 

E 


Unem ; 


Labou 


Emplo 


Unem; 


Labou 


Emplo 






































E» 












spu 






land 






£• 






■a 






■o 
























o 






o 






_co 






CO 
CO 






ro 






























CO 






E 












0J 






rvi 






Ol 

1 






Icela 






CO 






Italy 






co 






Kore 






s 

= 






Mexi 






1 






New 







Q 

e2 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



359 



Copyrighled maBrial 



Statistischer Anhang 



O 
O 
CM 

4-T 

a 

V 

S 
c 

m 

e 

(0 

's 
C 
o 

«s 
u 
3 
13 



CO 
0) 

nj ao 

S * 

53 ^ 

C LT) 

-a & 

CO m 



o 

V 

2 

c 
o 

CO 

Oh 

o 
a 

4-» 

c 



o 



CO LO CD O) O) Ol OJO 
t— - CO CD LO LO O CT) CO 



co cd co 



CO CO CD CO CM h- 



CO CD 

cm" lo 



O) m co in o 



co r» i- n in 



co Tt 



CO CO CO 



CD Ol CO 



CD CO CO O CO 
i " CO CM ^ 



1- T- *t "t 



LO CD LO 



CO LO t— 



CO (D CO CM 



CO CO 



O) N r- 

cd ■>- 



co o 



LO LO LO h- CM 



CM CD O 
(M Oj Ö 
CD CD 



O i— LO 

CO T"~ 



h« i— CM 



O LO O i— CO CM 
LO CO -tf t— CO CM 



O CO CO i- CO CM CM CO 



CO i- CO 



CO CD O) 

N oJ cd 



CO OJ CO 

Ifi Oi Tf 



CM ■>- 
CD CM 



■<* CM CD LO ^ CO 

cd K ö N lo cd" 



a 

cd 



r-. t- CD O LO o 



CM LO CM LO h- -3" 



"tf LO CO CD CD LO 

cö tri co c\i cd t— 
co co cm lo 



UNS CD CO CD 



CO CO CD 



CO O i— CO ■>- CM 
CO CM Ö CO CM CD 



CM LO I"- CO 
CO LO CM 

CO CO i- 



CM O CO CO l- 



CM CO O 



CO CO CO CO CD O 



CD CD 
LO ^ 



CD CM CO 
LO CO CO 



i— CD O 
t— CO CO 



r**- co 1 — 
co co CD 



CO CM CM 

cd cd' cd 



O i— LO 



C Gl 
» QJ 

E cj 



E S 



o ^ 

O. CZ 
-3 45 



o* ° E o- ° E 



I 



360 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



Copyrighted maBrial 



Statistischer Anhang 



E 
O 



o 
o 

CN 

S 
0» 

S 
c 



CS 

S 
o 

4-* 

CS 

u 

p 

T3 

n 

IV 

4-» 
CS 
Ii 

C tu 

0) DO 

u 

'S <" 



Ol 

c 

3 
T3 
S 

CO 



u 

CS 

uf 
o 

CS 

kl 

c 
o 



o 
c 

a 

o 
Ii 

s 



Q 

Ol 



CO CT) 00 
^J" CO CT) 



co CT) co co in 



CO i- CO LOTfCO O 0J 
N C\l (D CO - in CD CT) lO 



LO CO LO CO i— 

^ ui d ^ ci 

^ t ■* 1-^ 



CO CO CO CO CO CO 



r^- cd co co 



co in 

c\i c\i 



LO CD i — 



LO CO 



CO CD CD 



^ h- ^ CO N- 



*t i- m 

h- CT) CO 



CO LO t— LO LO 



CD r- 



£ E 



° I 



5 3 m 



Q 

U 



o 
I 



Q 

u 



,2 



OECD-Beschäftigungsausblick - ©2003 



361 



Copyrighted maBrial 



Statistischer Anhang 



Table E. Incidence and composition of part-time employment a 

Percentages 



Part-time employment as a Proportion of employment 



Men 


Women 




1990 


1999 


2000 


2001 


2002 


1990 


1999 


2000 


2001 


2002 


Australia"' 0 


tta 


14-3 


14 R 


15 « 


1R 3 


38-5 


41 4 


40 7 


41 fi 


41 4 


Austria 




2_a 


2_£ 


2.7 


3-1 




24-4 


24-4 


74 R 


26-2 


Belgium 


4 4l 




ZJ. 


5-Z 


6J2 


2B-M 


3fi.fi 


34 5 


32J 


37 4 


Canada 


9-2 


10 3 


10 3 


10 4 


10 9 


26-3 


?fi 1 


77 3 


27-1 


77 R 


Czech Republic 




XJ. 


1-ß 


JLfi 


1-4 




5-S 


5-4 


5-4 


4-3 


Denmark 


io.pl 


8-9. 


9Jä 


9-3 


m 3 


79 7l 


PP 7 


P4 n 


P1 n 


23D 


Finland 


4-8 


6.6 


7-1 


7-3 


7.5 


10 S 


13-5 


13.9 


14 0 


14 R 


France 


4-5 


5Jä 


5-5 


5-1 


5-2 


22-5 


25-4 


74 9 


74.4 


24-1 


Germany 


Z3l 


4_a 


4.S 


5J. 


5,5 


22-Si 


33 1 


33^ 


35 n 


35J3 


Greece 


4. Ol 


4-6 


311 


2-fi 


2-3 


11.61 


13 fi 


3-5 


8-5 


10 0 


Hungary 




2.1 


1-7 


1Z 


1-7 




5-1 


4-7 


4-ü 


4-3 


Iceland 1 ' 


7-5 


9-1 


a_a 


9-7 


mp 


33Z 


35.2 


33 7 


3P fi 


31 P 


Ireland 


4.4 1 


Z.8 




7-1 


7-2 


ZXZl 


37 7 


33 n 


33 4 


33 7 


Italy 


4.0 1 


5-3 


5-2 


5-4 


4-3 


18 41 


232 


73 4 


P3 7 


P3 5 


Japan 66 


3-5 


13-4 


ILA 


13.7 


14 O 


33-4 


39 7 


38-6 


41 0 


4JL2 


Korea" 


3_i 


5.8 


5.1 


5-2 


5-4 


6-5 


10 4 


S-a 


10 4 


10 fi 


Luxembourg 


i-si 


17. 


2ja 


211 


2-3 


19J.I 


28.4 


28-4 


30 1 


PR 1 


Mexico 




7-1 


7.1 


7.5 


7 1 




26-6 


75 6 


75 7 


75 fi 


Netherlands 


13.41 


1X3 


13-4. 


13.8 


14-2 


5P.5I 


554 


52-2 


58.1 


58.8 


New Zealand 


2_a 


XX3 


im 


11-Q 


11.4 


34 fi 


37-1 


35 9 


3fi 1 


3fi 1 


Norway 


6-a 


a_2 


8-Z 


9J. 


äJ2. 


39 8 


35 O 


33 4 


37 7 


33 4 


Poland" 




9-fl 


aal 


7-4 


7-5 




19 ? 


17.91 


16-5 


16-7 


Portugal 


3 9 1 


5J. 


4-3 


5-1 


5-7 


12.81 


14-2 


14 9 


14-3 


14-4 


Slovak Republic 




na 


in 


Ii 


ua 




2^ 


311 


2-8 


2-3 


Spain 


XAi 


2J& 


2_8 


za 


2-4 


1 1 5 1 


18 a 


18 5 


1 g fi 


1 fi 3 


Sweden 


5-3 


7-3 


7_3 


7-3 


7-5 


P4 5 


PP 3 


21.4 


pi n 


20-6 


Switzerland c - d 


6-8 


2-2 


8-4 


8.9 


7-2 


4? fi 


46.5 


44.7 


44 7 


45 3 


Turkey 


4-3 


4-2 


5-5 


3_L 


3-7 


1 R R 


IBA 


18 3 


13-4 


13 1 


United Kingdom 


5.3 1 


a£ 


8_e 


8.3 


8_a 


39.5 1 


40 fi 


40 R 


40-3 


40 1 


United States' 


au 




8-ü 


8,3 


8-3 


?n O 


19 Ol 


18 7 


1R 3 


1 R R 


European Union 0 


4J3l 


6-0 


ß-fl 


5-fl 


fi-1 


27 0 1 


30 0 


3Q-0 






OECD Europe« 


4-5l 


5_a 


6 Ol 


5-5 


5-8 


pfi 9 1 


77 P 


77.5I 


P7 f) 


P7 n 


Total OECD» 


4SI 


fi.nl 


5-9j 


5_a 


Z2 


PO 0 1 


19.0l 


18. ?l 


1 R 3 


1 R R 


Part-time employment as a Proportion of total employment 




Women's share in part-time 


;mployment 






1990 


1999 


2000 


2001 


2002 


1990 


1999 


2000 


2001 


2002 


Australia 4 ' c 


22,6 


Pfi 1 


2fi-2 


27-2 


27-4 


70 8 


RS 9 


68-3 


6Z5 


fifi 7 


Austria 




12-3 


1? 7 


12-4 


13 5 




87 ? 


RR 1 


RR 0 


87 3 


Belgium 


13.51 


19-3 


19 n 


1ZÜ 


1Z2 


79 Bl 


79 0 


79 0 


RO 7 


80-1 


Canada 


III 


18 5 


18-1 


18-1 


18 7 


70 O 


R9 7 


63-3 


RH 1 


RR 8 


Czech Republic 




3-4 


3-2 


Z2. 


2^ 




70 9 


72-5 


7? 0 


7A4 


Denmark 


19.21 


15.3 


16-1 


14-7 


18 P 


71.1 I 


RR 5 


63-4 


66-0 


56.2 


Finland 


Zfi 


a_a 


10 4 


m 5 


11 0 


67 O 


64-3 


63-8 


R3 4 


54,6 


France 


12.2 


14.fi 


14-2 


13 8 


13-2 


26-5 


28-2 


78 8 


79 6 


79 5 


Germany 


13.41 


Iii 


17-6 


1BJ3 


18-8 


89. 7l 


R4 1 


84.5 


R4 fi 


«3 7 


Greece 


eil 


an 


5.5 


4-a 


5-fi 


60. 8l 


63.3 


R5 4 


RR 4 


67-8 


Hungary 




3-5. 


3-2 


2-8 


2^ 




RR 7 


7J-2 


RR 4 


59-3 


Iceland" 


22.2 


21,2 


po 4 


PO 4 


20,1 


«1 fi 


77 1 


77-0 


Z4-5 


731 


Ireland 


10.01 


17 a 


iai 


179 


18 1 


70.3 1 


74-1 


74 4 


7fi 5 


77D 


Italy 


8.9 1 


u_a 


1? p 


1? P 


lxa 


70. 5 1 


23-5 


70 S 


7P fi 


74 4 
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Table E. Incidence and composition of part-time employment 0 (cont.) 

Percentages 

Part-time employment as a Proportion of total employment WomeiTs share in part-time employment 





1990 


1 999 


2000 


2001 


2002 


1990 


1999 


2000 


2001 


2002 


Japan*' e 


ia p 


24-1 


PP fi 


P4Q 


25 1 


7n 5 


67 0 


69-2 


6X5 


67 O 


Korea" 




7_Z 


ZU 


7_a 


Z_fi 


58JZ 


Sfi s 


SZJ 


RR fl 


58-J3 


Luxembourg 


Zäl 


izs 


12-4 


13 3 


1P s 


86. 6l 


91 3 


90 n 


90 7 


R9 1 


Mexico 




13 7 


13 5 


13 7 


13 5 




fi.q 4 


65 1 


63-6 


65.6 


Metherlands 


28.2 1 


30 4 


3P 1 


3JLQ 


33Jä 


70.4 1 


77 4 


Z6.2 


7fi 3 


75 4 


New Zealand 


19 6 


23 0 


P? 3 


?? 4 


22-fi 


ZZJ. 


73 3 


7? 9 


73 P 


72-5 


Norway 


P1 8 


2CLZ 


2£L2 


pn 1 


pn fi 


BP 7 


78 8 


22-0 


7-6jQ 


7fi P 


Poland" 




14 n 


12.81 


11 fi 


1±Z 




61 ? 


61.71 


64 7 


ßJLfl 


Portugal 


Zill 


9.4 


9-4 


9-2 


9-6 


70.3 1 


70 5 


71 5 


69-9 


R7 R 


Slovak Republic 




Ii 


1£ 


1-3 


:Lfi 




73 P 


71 P 


RR 3 


56-1 


Spain 


4 Rl 


218. 


Z_Z 


ZJi 


2-6 


73 Pl 


76 8 


78-5 


79 O 


RO 1 


Sweden 


14 5 


14 5 


14 0 


13 9 


13 R 


81-1 


73 7 


7? g 


7? 7 


TU 


Switzerland c ' d 


PP 1 


P4 S 


P4 4 


P4fl 


24JZ 


B2A 


SP fi 


BO fi 


Rfl 1 


62_B 


Turkey 


9-2 


Z-ß. 


9J1 


5-9 


6-2 


B2i 


60-fi 


55 1 


61 ? 


57 9 


United Kingdom 


PO 1 I 


PP Q 


P3 n 


PP 7 


P3 Q 


85J 1 


Z9-4 


79 4 


7-9-6 


78 R 


United States' 


laja 


13.31 


i?_a 


13J. 


13.4 


6ÄJ2 


68.41 


RR ? 


ßifi 


68.2 


European Union 3 


13.31 


1fi 1 


is ? 


16 ? 


1fi 4 


80.61 


78 6 


78-7 


79 ? 


78 8 


OECD Europe' 


13 Pl 


14 7 


14 Rl 


14 5 


14-Z 


79 3l 


76 fi 


76 3 I 


77-fi 


ZZ-2 


Total OECD» 


11.11 


12.31 


12.31 


19 9 


1AZ 


74.1 1 


72.21 


72.1 1 


72A 


7P 3 



aj Part-time employment refers to persons who usually work less than 30 hours per week in their main job. Data include only 

persons declaring usual hours. 
b) Data are based on actual hours worked. For Poland until 2000 only. 
cj Part-time employment based on hours worked at all jobs. 

d) Data 1990 refer to 1991. 

e) Less than 35 hours per week. 

f) Data are for wage and salary workers only. 

g) For above countries only 

Sources and definitions: OECD database on Labour Force Statistics (see URLs at the beginning of the Annex). For Austria, Belgium, 
Denmark, France, Germany, Greece, Ireland, Italy, Luxembourg, the Netherlands, Portugal, Spain and the United Kingdom, data 
are from the European Union Labour Force Survey. See OECD the "Definition of Part-time Work for the Purpose of International 
Comparisons", Labour Market and Social Policy Occasional Paper No. 2Z, available on Internet (www.olis.oecd.org/olis/ 
1997doc.nsf/linkto/ocde-qd(97)121). 
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Table F. Average annual hours actually worked per person in employment a 





1979 


1983 


1990 


1998 


1999 


2000 


2001 


2002 


Total employment 


Australia 


1 904 


1 853 


1 866 


1 856 


1 860 


1 855 


1 837 


1 824 




















Canada 


1 832 


1 780 


1 788 


1 799 


1 806 


1 807 


1 790 


1 778 












2 088 


2 092 


2 000 


1 980 


Denmark 






1 491 


1 511 


1 539 


1 504 


1 516 


1 499 


Finland" 




1 809 


1 763 


1 761 


1 765 1 


1 721 


1 694 


1 686 


Finland c 


1 837 


1 787 


1 728 


1 736 


1 737 


1 727 


1 720 


1 711 


Germany 1 * 






1 541 


1 489 


1 479 


1 463 


1 451 


1 444 


Western Germany 


1 708 


1 674 


1 561 


1 465 


1 456 


1 443 


1 433 


1 428 


Greece 




1 990 


1 919 


1 925 


1 943 


1 924 


1 933 


1 934 


Iceland 








1 817 


1 873 


1 885 


1 847 


1 812 


Ireland 




1 910 


1 920 


1 721 


1 692 


1 690 


1 677 


1 668 


Italy 


1 717 


1 694 


1 675 


1 639 


1 634 


1 631 


1 620 


1 619 


Japan 


2 126 


2 095 


2 031 


1 842 


1 810 


1 821 


1 809 




Mexico 








1 879 


1 923 1 888 


1864 


1 888 


Netherlands 






1 437 


1 366 


1 348 


1 371 


1 327 


1 340 




Norway 


1 514 


1 485 


1 432 


1 400 


1 398 


1 380 


1 360 


1 342 


Portugal 








1 747 


1 761 


1 718 


1 718 


1 719 


Slovak Republic 








2 034 


2 022 


2 023 


2 026 


1 979 


Spain 


2 022 


1 912 






1 816 


1 814 


1 816 


1 807 


Sweden 


1 517 


1 520 


1 549 


1 638 


1 647 


1 625 


1 602 


1 581 




United Kingdom 


1 815 


1 713 


1 767 


1 731 


1 719 


1 708 


1 711 


1 707 


United States 


1 838 


1 824 


1 837 


1 850 


1 847 


1 834 


1 821 


1 815 


Dependent employment 


Belgium 




1 549 


1 558 


1 490 


1 451 


1 439 


1 455 


1 463 


Canada 


1 801 


1 762 


1 771 


1 789 


1 797 


1 800 


1 781 


1 774 






































Denmark 






1 421 


1 454 


1 490 


1 446 


1 467 


1 448 


Finland" 






1 666 


1 672 


1 673 1 


1 638 


1 616 


1 609 


France 


1 669 


1 570 


1 543 


1 501 


1 499 


1 491 


1 471 


1 453 


Germany'' 








1 408 


1 397 


1 381 


1 369 


1 361 


Western Germany 


1 623 


1 590 


1 485 


1 380 


1 369 


1 356 


1 347 


1 342 


Hungary 




1 829 


1 710 


1 788 


1 795 


1 795 


1 766 


1 766 


Iceland 








1 762 


1 810 


1 820 


1 779 


1 740 


Ireland 




1 709 


1 720 


1 610 


1 602 


1 602 


1 599 


1 589 


Italy 




1 626 


1 599 


1 568 


1 564 


1 566 


1 552 


1 552 


Japan e 


2 114 


2 098 


2 052 


1 879 


1 842 


1 859 


1 848 


1 837 


Japan' 






2 064 


1 871 


1 840 


1 853 


1 836 


1 825 


Korea 




2 734 


2 514 


2 390 


2 497 


2 474 


2 447 


2 410 


Mexico 








1 942 


1 977 


1 935 


1 915 


1 945 


Netherlands 


1 591 


1 530 


1 433 


1 340 


1 343 


1 331 


1 330 






















Slovak Republic 








1 998 


1 984 


1 986 


1 993 


1 950 


Spain 


1 936 


1 837 


1 762 


1 767 


1 753 


1 753 


1 757 


1 748 


United Kingdom 


1 750 


1 652 


1 704 


1 703 


1 695 


1 684 


1 686 


1 683 


United States 


1 816 


1 809 


1 819 


1 833 


1 829 


1 817 




1 802 
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Table F. Average annual hours actually worked per person in employment a (cont.) 

a) The concept used is the total number of hours worked over the year divided by the average numbers of people in 
employment. The data are intended for comparisons of trends over time; they are unsuitable for comparisons of the level 
of average annual hours of work for a given year, because of differences in their sources. Part-time workers are covered as 
well as full-time. 

b) Data estimated from the Labour Force Survey. 

c) Data estimated from national accounts. 

d) The year 1990 refers to 1991. 

e) Data refer to establishments with 30 or more regulär employees. 

f) Data refer to establishments with five or more regulär employees. 
Sources and de/initions: 

Secretariat estimates for Belgium, Denmark, Greece, Ireland, Italy, Netherlands (for total employment only) and Portugal for 
annual hours worked for the total economy based on the European Labour Force Survey. Estimates of annual working time per 
employed persons are based on the Spring European Labour Force Survey (EULFS) as the main source of data for various 
components of working time (overtime, illness, maternity leave, etc.). The data from the EULFS correspond to one single 
reading in the year, which requires the use of external sources for hours not worked due to public holidays and annual leave. 
A correction is also made to account for an estimated 50 per cent underreporting, on average, of hours lost due to illness and 
maternity leave in the EULFS. In sum, the estimates are computed by multiplying weekly usual hours worked by the number of 
effective weeks worked during the year (taking into account vacation and time not worked due to other reasons). 
Australia: Data supplied by the Australian Bureau of Statistics from the Labour Force Survey. Annual hours are adjusted to take 
account of public holidays occuring during the reporting period. The method of estimation is consistent with the national 
accounts. 

Canada: Data series supplied by Statistics Canada, based mainly on the monthly Labour Force Survey supplemented by the 
Survey of Employment Payrolls and Hours, the annual Survey of Manufacturers and the Census of Mining. 

Czech Republic: Data supplied by the Czech Statistical Office and based on the quarterly Labour Force Sample Survey. Main meal 
breaks (one half hour a day) are included.- 

Finland: Data supplied by Statistics Finland. National accounts series based on an establishment survey for manufacturing, and 
the Labour Force Survey for other sectors and for the self-employed. Alternative series based solely on the Labour Force Survey. 
Germany and western Germany: Data series from 1991 onward that extend coverage of part-time work with few hours of work. 
Data supplied by the Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, calculated within a comprehensive accounting structure, 
based on establishment survey estimates of weekly hours worked by full-time workers whose hours are not affected by 
absence, and extended to annual estimates of actual hours by adjusting for a wide ränge of factors, including public holidays, 
sickness absence, overtime working, short-time working, bad weather, strikes, part-time working and parental leave. Data prior 
to 1991 are spliced with old annual hours of work estimates for 1991. 

France: Data series supplied by the Institut National de la Statistique et des Etudes Economiques (INSEE), produced within the 
framework of the national accounts. Estimates for years 2000 to 2002 made by the Secretariat by prolonging the trend in data 
based on alternative estimates derived from the European Labour Force Survey (see notes for Belgium, Denmark, etc.). 
Iceland: Data are provided by Statistics Iceland and are based on the Icelandic Labor Force Survey. Annual actual hours worked 
per person in employment are computed by multiplying daily actual hours worked by annual actual working days net of public 
holidays and annual vacations. The latter are for a typical work contract by sector of activity. 

Italy: Data are Secretariat estimates based on the European Labour Force Survey for 1985 to 1999 (see notes for Belgium, 
Denmark, etc.). From 1960 to 1985, the trend in data is taken from the series provided by ISTAT and based on a special 
establishment survey on total employment discontinued in 1985. 

Japan: Data for total employment are Secretariat estimates based on data from the Monthly Labour Survey of Establishments, 
extended to agricultural and government sectors and to the self-employed by means of the Labour Force Survey. Data for dependent 
employment supplied by Statistics Bureau, Management and Coordination Agency, from the Monthly Labour Survey, referring to all 
industries excluding agriculture, forest, fisheries and government Services. Total employment data for 2001 is provisional. 
Korea : Data supplied by the Ministry of Labour from the Report on monthly labour survey. 

Mexico: Data supplied by STPS-INEGI from the bi-annual National Survey of Employment, based on the assumption of 
44 working weeks per year. 

Netherlands: From 1977 onwards, figures are "Annual Contractual Hours", supplied by Statistics Netherlands, compiled within 
the framework of the Labour Accounts. Overtime hours are excluded. For 1970 to 1976, the trend has been derived from data 
supplied by the Economisch Instituut voor het Midden en Kleinbedrijf, referring to persons employed in the private sector, 
excluding agriculture and fishing. 

Neu; Zealand: Data supplied by Statistics New Zealand and derived from the quarterly Labour Force Survey, whose continuous 
sample design avoids the need for adjustments for public holidays and other days lost. 

Norway: Data supplied by Statistics Norway, based on national accounts and estimated from a number of different data sources, 
the most important being establishment surveys, the Labour Force Surveys and the public sector accounts. 
Slouafe Republic: Data supplied by the Statistical Office of the Slovak Republic and based on the continuous labour force survey 
with quarterly results. Hours worked cover the main meal break until 2001 and are exluded thereafter. 
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Table F. Average annual hours actually worked per person in employment a (cont) 



Spain: New series supplied by Instituto Nacional de Estadistica and derived from the quarterly Labour Force Survey. Series break 
at 1986/87 due to changes in the survey. 

Sweden: New series from 1996 are supplied by Statistics Sweden derived from national accounts data, based on both the Labour 
Force Survey and establishment surveys. 

Sujitzerland; Data supplied by the Office federal de la statistique. The basis of the calculation is the Swiss Labour Force Survey 
which provides Information on weekly hours of work during one quarter of the year. The estimates of annual hours are based 
also on supplementary, annual information on vacations, public holidays and overtime working and have been extended to 
correspond to national accounts concepts. 

United Kingdom: Since 1994, data refer to the United Kingdom (including Northern Ireland). Break in series 1994/95 are due to 
small change in the way estimates of employment are derived. For 1992 to 1995, the levels are derived directly from the 
continuous Labour Force Survey. For 1984 to 1991, the trend in the data is taken from the annual Labour Force Survey. From 1970 
to 1983, the trend corresponds to estimates by Professor Angus Maddison. 

United States: Secretariat estimates are based on unpublished data supplied by the Bureau of Labor Statistics (BLS). Estimates of 
annual hours actually worked per job on the basis of the Current Employment Statistics (CES) and the Current Population 
Survey (CPS) are multiplied by one plus the rate of multiple jobholding from the CPS to produce estimates of annual working 
time on a per worker basis, as it is the case for most countries. 
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Table G. Incidence of long-term unemployment" > c ' e 

As a percentage of total unemployment 





1990 


1999 


2000 


2001 


2002 




6 months 


12 months 


6 months 


12 months 


6 months 


12 months 


6 months 


12 months 


6 months 


12 months 




and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


Australia 


41.0 


21.6 


48.4 


29.4 


43.6 


27.9 


38.7 


21.5 


39.8 


22.1 


Austria 


44.2 


29.2 


39.7 


25.8 


36.1 


23.3 


33.5 


19.2 


Belgium 


81.4 


68. 5l 


73.5 


60.5 


71.8 


56.3 


66.5 


51.7 


67.3 


49.6 


Canada 


20.2 


7.2 


21.4 


11.6 


19.5 


11.2 


16.8 


9.5 


18.7 


9.7 


Czech Republic 


61.9 


37.1 


69.9 


48.8 


71.3 


52.7 


70.3 


50.7 


Denmark 


53.2 


29.9 1 


38.5 


20.5 


38.1 


20.0 


38.5 


22.2 


33.3 


19.7 


Finland' 


32.6 


9.2 1 


46.4 


29.6 1 


46.5 


29.0 


42.2 


26.2 


41.7 


24.4 


France 


55.6 


38.1 


55.6 


40.4 


62.0 


42.6 


57.2 


37.6 


53.4 


33.8 


Germany 


64.7 


46.8 1 


67.2 


51.7 


67.6 


51.5 


66.2 


50.4 


64.8 


47.9 


Greece 


72.0 


49.8 1 


74.3 


55.3 


73.5 


56.4 


69.0 


52.8 


69.0 


52.4 














Iceland' 


13.6 


6.7 


20.2 


11.7 


18.6 


11.8 


21.0 


12.5 


24.8 


11.1 


Ireland 


81.0 


66.0 1 


76.1 


55.3 




50.3 


33.1 


50.3 


29.3 


Italy 


85.2 


69.8 1 


77.2 


61.4 


77.6 


61.3 


77.4 


63.4 


75.7 


59.2 












Korea 


13.9 


2.6 


18.7 


3.8 


14.3 


2.3 


13.0 


2.3 


13.9 


2.5 


Luxembourg 5 


(68.4) 


(47.4)1 


(53.8) 


(32.3) 


(37.0) 


(22.4) 


(44.9) 


(28.4) 


(46.8) 


(27.4) 


Mexico 


6.9 


1.7 


5.0 


1.1 


4.1 


1.1 


5.4 


0.9 












New Zealand 


39.5 


20.91 


39.1 


20.9 


36.2 


19.2 


31.3 


16.8 


28.5 


14.4 


Norway 


40.8 


20.41 


16.1 7.1 


16.6 


5.3 


16.1 5.5 


20.0 


6.4 


Poland" 


62.8 


34.7 


57.1 


34.8 


63.0 


37.9 


66.1 


43.1 


70.0 


48.4 












Slovak Republic 


69.2 


47.7 


74.4 


54.6 1 


73.4 


53.7 


77.5 


59.8 


Spain 


70.2 


54.01 


67.8 


51.2 


64.8 


47.6 


61.8 


44.0 


59.2 


40.2 


Sweden 


22.2 


12.1 I 


45.2 


30.1 


41.5 


26.4 


36.7 


22.3 


36.2 


21.0 


Switzerland' 


27.5 


17.0 


61.2 


39.6 


45.7 


29.0 


47.3 


29.9 


37.2 


21.8 


Turkey 


72.6 


47.0 


49.9 


28.3 


35.9 


21.1 


35.5 


21.1 


45.7 


29.6 


United Kingdom 


50.3 


34.4I 


45.4 


29.6 


43.2 


28.0 


43.6 


27.8 


38.8 


23.1 


United States 


10.0 


5.5 1 


12.3 6.8 1 


11.4 


6.0 


11.8 


6.1 


18.3 


8.5 


European Union' 


65.3 


48. 7l 


63.8 


47. 5 1 


63.8 


46.9 


61.8 


45.3 


59.0 


41.4 


OECD Europe' 


65.4 


46.2 1 


61.9 


44.3 1 


61.8 


43. 7l 


60.2 


42.7 


59.8 


41.6 


Total OECD' 



46.3 


31.31 


47.2 


31.81 


46.9 


31.61 


44.0 


29.7 


45.0 


29.6 




a) While data from labour force surveys make international comparisons easier, compared to a mixture of survey and 
registration data, they are not perfect. Questionnaire wording and design, survey timing, differences across countries in 
the age groups covered, and other reasons mean that care is required in interpreting cross-country differences in levels. 



bj The duration of unemployment database maintained by the Secretariat is composed of detailed duration categories 
disaggregated by age and sex. All totals are derived by adding each component. Thus, the total for men is derived by 
adding the number of unemployed men by each duration and age group category. Since published data are usually 
rounded to the nearest thousand, this method sometimes results in slight differences between the percentages shown 
here and those that would be obtained using the available published figures. 

cj Data are averages of monthly figures for Canada, Sweden and the United States, averages of quarterly figures for the 
Czech Republic, Hungary, Norway, New Zealand, Poland, the Slovak Republic and Spain, averages of semi annual figures 
for Turkey until 1999 and quarterly averages since 2000. The reference period for the remaining countries is as follows 
(among EU countries it occasionally varies from year to year): Australia, August; Austria, March; Belgium, April; Denmark, 
April-May; Finland, autumn prior to 1995, spring between 1995 and 1998, and averages of monthly figures since 1999; 
France, March; Germany, April; Greece, March-July; Iceland, April; Ireland, May; Italy, April; Japan, February; Luxembourg, 
April; Mexico, April; the Netherlands, March-June; Portugal, February-April; Switzerland, second quarter; and the United 
Kingdom, March-May. 
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Table G. Incidence of Iong-term unemployment among men"' b ' c ' e (cont.) 

As a percentage of male unemployment 





1990 


1999 


2000 


2001 


2002 




6 months 


12 months 


6 months 


12 months 


6 months 


12 months 


6 months 


12 months 


6 months 


12 months 




and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


Australia 


42.6 


24.4 


50.9 


31.8 


45.9 


30.6 


40.3 


24.0 


43.3 


25.9 


Austria 


38.8 


27.8 


39.0 


28.1 


34.0 


23.7 


32.1 


16.4 


Belgium 


79.5 


66.1 I 


73.2 


60.1 


70.2 


55.9 


68.2 


52.5 


66.6 45.9 


Canada 


20.4 


7.9 


23.3 


12.8 


20.9 


12.2 


17.9 


10.5 


19.7 


10.3 




















Denmark 


48.9 


27.8 1 


38.6 


20.9 


36.5 


20.1 


39.1 


26.2 


30.3 


17.2 


Finland' 


36.8 


9.7l 


49.2 


33.1 I 


49.6 


32.2 


45.0 


30.0 


44.8 


27.3 


France 


53.2 


35.5 


53.7 


39.0 


60.6 


41.2 


56.9 


37.6 


52.5 


32.2 


Germany 


65.2 


49.1 I 


65.3 


49.9 


65.9 


50.1 


64.0 


48.4 


63.4 


46.0 


Greece 


61.8 


39.9I 


69.0 


48.6 


67.1 


49.4 


61.8 47.0 


68.0 


47.1 


Hungary 


70.9 


50.6 


71.4 


51.2 


69.9 


48.2 


69.2 


47.0 


Iceland 


5.1 


1.3 


13.9 


6.6 


17.4 


8.7 


17.2 


11.2 


19.4 


9.5 


Ireland 


84.3 


71.1 1 


77.8 


59.5 




57.9 


40.8 


57.6 


35.9 


Italy 


84.1 


68.6I 


76.6 


62.1 


76.8 


61.4 


76.1 


63.7 


74.0 


58.2 


Japan 


47.6 


26.2 


49.5 


27.4 


52.8 


30.7 


53.2 


32.1 


54.5 


36.2 


Korea 


16.0 


3.3 


21.3 


4.7 


16.7 


3.1 


15.4 


2.9 


16.3 


3.1 


Luxembourg 3 




(60.0)1 


(61.6) 


(38.6) 


(40.0) 


(26.4) 


(53.3) 


(32.8) 


(39.3) 


(28.6) 


Mexico 


6.1 


2.7 


4.3 


0.5 


4.3 1.1 


5.5 


1.2 


Netherlands 


65.6 


55.21 


75.1 


47.7 






39.5 


26.9 


New Zealand 


44.0 


24.51 


42.7 


23.1 


39.5 


23.1 


34.4 


19.6 


31.8 


16.9 


Norway 


37.9 


19.01 


17.8 


7.9 


20.5 


6.9 


18.5 


6.8 


23.1 


8.3 


Poland" 


60.2 


33.3 


52.4 


31.41 


59.3 


34.1 


62.7 


39.9 


67.4 


45.1 


Portugal 




38.21 


63.5 


39.5 


60.1 


46.7 


53.8 


35.7 


52.4 


34.8 


Slovak Republic 


67.5 


45.31 


74.1 


54.1 I 


71.6 


52.1 


76.6 


58.5 


Spain 


63.2 


45.81 


62.1 


45.4 


58.5 


41.0 


56.0 


37.9 


52.9 


34.3 


Sweden 


22.2 


12.31 


48.5 


33.3 


44.3 


29.3 


39.0 


24.2 


38.9 


23.1 


Switzerland' 


28.8 


15.9 


59.3 


40.6 


47.6 


28.2 


38.8 


20.6 


36.8 


19.3 


Turkey 


71.2 


44.9 


47.4 


25.1 


33.0 


18.1 


32.1 


18.2 


43.7 


27.3 


United Kingdom 


56.8 


41.81 


50.1 


34.5 


48.1 


33.7 


48.6 


33.0 


43.8 


26.9 


United States 


12.1 


7.0 1 


13.0 


7.4l 


12.1 


6.7 


12.1 


6.4 


18.9 


8.9 


European Union' 


63.5 


47.01 


61.8 


46.1 I 


61.9 


45.5 


60.3 


44.4 


57.3 


39.5 


OECD Europe' 


63.7 


44.51 


59.2 


41.91 


58.8 


41.21 


57.0 


40.1 


57.3 


38.9 


Total OECD' 


45.1 


30.01 


45.9 


30.51 


45.4 


30.21 


42.6 


28.4 


44.1 


28.5 



d) Data refer to persons aged 15 and over in Australia, Austria, Belgium, Canada, the Czech Republic, Denmark, France, 
Germany, Greece, Ireland, Italy, Japan, Luxembourg, Mexico, the Netherlands, New Zealand, Poland, Portugal, the Slovak 
Republic, Switzerland and Turkey; and aged 16 and over in Iceland, Spain, the United Kingdom and the United States. Data 
for Finland refer to persons aged 15-64 (excluding unemployment pensioners). Data for Hungary refer to persons aged 15-74, 
for Norway to persons aged 16-74 and for Sweden to persons aged 16-64. 

e) Persons for whom no duration of unemployment was specified are excluded. 

f) Data for 1990 refer to 1991. 

g) Data in brackets are based on small sample sizes and, therefore, must be treated with care. 
hj Data for 1990 refer to 1992. 

ij For above countries only. 
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Table G. Incidence of long-term unemployment among women"' c ' d ' e (cont.) 

As a percentage of female unemployment 





1990 


1999 


2000 


2001 


2002 




6 months 


12 months 


6 months 


12 months 


6 months 


12 months 


6 months 


12 months 


6 months 


12 months 




and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 


and over 




38.8 


17.8 


44.9 


25.8 


40.2 


24.0 


36.5 


18.0 


35.2 


17.1 


Austria 


51.1 


30.9 


40.6 


22.8 


38.8 


22.9 


35.5 


23.3 




82.5 


70.0 1 


73.8 


60.9 


73.1 


56.7 


64.5 


50.8 


68.0 


53.6 


Canada 


19.8 


6.2 


18.9 


10.2 


17.8 


10.0 


15.3 


8.2 


17.5 8.8 


Czech Republic 


65.3 40.9 


71.2 


49.8 


72.5 


53.4 


71.2 


51.1 


Denmark 


57.7 


32.0 1 


38.5 


20.1 


39.6 


20.0 


38.0 


18.8 


36.7 


22.4 










France 


57.5 


40.0 


57.4 


41.7 


63.2 


43.7 


57.5 


37.6 


54.3 


35.2 


Germany 


64.2 


44.5 1 


69.4 


54.0 


69.5 


53.1 


68.9 


52.9 


66.7 


50.3 


Greece 


78.2 


55.9 1 


77.7 


59.5 


77.7 


61.0 


73.7 


56.6 


75.5 


55.7 


Hungary 


69.7 


47.9 


67.4 


45.7 


64.8 


44.1 


64.9 


41.7 


Iceland' 


21.1 


11.5 


24.5 


15.2 


19.5 


14.1 


24.7 


13.8 


24.7 


13.3 


Ireland 


75.0 


56.8 1 


72.9 


47.5 




38.6 


21.3 


37.9 


18.0 


Italy 


86.0 


70.7 1 


77.7 


60.7 


78.3 


61.2 


78.5 


63.1 


77.2 


60.1 




Korea 


8.8 


0.9 


13.1 


2.0 


9.3 


0.8 


8.3 


1.2 


9.3 


1.2 


Luxembourg' 


(55.6) 


(33.3)1 


(47.5) 


(27.2) 


(34.3) 


(18.8) 


(35.8) 


(23.7) 


(52.6) 


(26.5) 


Mexico 


8.0 


0.3 


6.1 


2.0 


3.9 


1.0 


5.1 


0.4 


Netherlands 


62.0 


44.61 


84.9 


40.4 






47.0 


26.4 


New Zealand 


32.6 


15.51 


34.3 


17.9 


32.0 


14.3 


27.5 


13.4 


24.8 


11.5 


Norway 


45.0 


22.51 


13.9 


6.0 


11.5 


3.3 


13.3 


3.9 


16.0 


3.9 


Poland" 


65.2 


36.0 


61.9 


38.3 1 


66.6 41.3 


69.5 


46.2 


72.8 


52.0 






















Slovak Republic 


71.3 


50.5 1 


74.8 


55.1 I 


75.6 


55.7 


78.7 


61.2 


Spain 


76.5 


61.51 


72.0 


55.5 


69.3 


52.2 


66.1 48.6 


63.8 


44.5 


Sweden 


22.2 


11.81 


41.2 


26.1 


37.9 


22.8 


33.8 


20.0 


32.7 


18.2 


Switzerland^ 


26.6 


17.8 


63.1 


38.7 


44.0 


29.7 


52.3 


35.5 


37.7 


24.5 


Turkey 


75.6 


51.2 


56.2 


36.4 


44.1 


29.5 


46.1 


30.3 


51.6 


36.4 


United Kingdom 


40.8 


23.7I 


37.6 


21.5 


35.6 


19.0 


35.7 


19.5 


30.8 


17.1 


United States 


7.3 


3.7l 


11.6 


6.2 1 


10.6 


5.3 


11.5 


5.8 


17.6 8.1 










OECD Europe' 


67.0 


47.9 1 


64.8 


46.8 1 


64.9 


46.4 1 


63.7 


45.5 


62.7 


44.7 


Total OECD'' 


47.6 


32.6I 


48.7 


33.3 1 


48.5 


33.1 I 


45.8 


31.2 


46.1 


30.9 



Source: OECD database on Labour Force Statistics (see URLs at the beginning of the Annex). 

Data for Belgium, Denmark, Germany, Greece, Ireland, Italy, Luxembourg, the Netherlands, Portugal and the United Kingdom 
are based on the uropean Union Labour Force Survey and were supplied by Eurostat. 
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